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Vorbemerkung

Der vorliegende Endbericht des Teilprojektes 03HS045/2 aus dem Kooperationsprojekt über
den „Abbau verhaltensinduzierter Lebensmittelrisiken“ befasst sich in Ergänzung der ökono-
mischen Analyse (vgl. Endbericht des Teilprojektes 03HS045/1) vornehmlich mit außeröko-
nomischen Einflüssen auf Art, Ausmaß und Beeinflussbarkeit von Lebensmittelrisiken. Es
geht, mit anderen Worten, um Determinanten konformen und abweichenden Verhaltens im
Ernährungsbereich, die – auch wenn diese Subsumierbarkeit hier nicht im Vordergrund steht
– juristisch in der Regel wohl als fahrlässige oder vorsätzliche Verletzungen von Vorschriften
qualifiziert würden, die dem Schutz der Verbraucher vor Irreführung und Gesundheitsrisiken
dienen.

Ein solches Projekt kann im optimalen Fall auf die Kooperation von Lebensmittelunterneh-
men ebenso wie von staatlichen Behörden des Bundes und der Länder zählen. In der For-
schungspraxis lässt sich dieses Ideal nicht immer vollständig realisieren. Im vorliegenden Fall
stießen wir auf Hindernisse unterschiedlicher Art. So gab es von vornherein Vorbehalte bei
Lebensmittelunternehmen wie auch im Bereich von Behörden gegen die Erforschung verhal-
tensinduzierter Lebensmittelrisiken und insbesondere gegen die Beteiligung der kriminologi-
schen Fachdisziplin. Leider erschien in AGRA-EUROPE (AgE; 29/4 2004 vom 19.07.2004),
einem Presse- und Informationsdienst für Agrarpolitik und Agrarwirtschaft, ein Kurzbeitrag
mit der Überschrift „Kriminologie hilft Agrarforschung auf die Sprünge“ – und bedauerli-
cherweise versagte daraufhin ein maßgeblicher Markengeflügelproduzent seine erhoffte Ko-
operation. Es konnte dann auch kein anderer Marktakteur für das Anliegen gewonnen werden.
Der Bitte seitens des BMELV an die Bundesländer um Unterstützung der wissenschaftlichen
Untersuchung wurde in einem Bundesland mit maßgeblicher Geflügelproduktion nicht ent-
sprochen. Projektmitarbeiter wurden mehrfach aufgefordert, jede Kontaktaufnahmen mit den
Veterinär- und Lebensmittelüberwachungsbehörden des Bundeslandes zu vermeiden. Weitere
Hindernisse waren akzidenteller Natur. So etwa das in den Untersuchungszeitraum fallende
Betretungsverbot von Geflügelställen während des Auftauchens von Fällen der sog. Vogel-
grippe. Ebenso führten die sog. Gammelfleischskandale zu einer generellen Abwehrhaltung
vieler Beteiligter. Die Gesamtsituation wirkte sich auch auf die Gesprächsbereitschaft von
weiteren Akteuren – etwa Arbeitnehmern aus der Geflügelbranche – aus.

Daneben gab es aber auch viel Unterstützung etwa seitens des BKA (Frau Risch) und seitens
vieler „Praktiker“ aus dem lebensmittelbezogenen Kontrollfeld, die im Rahmen vertiefender
Experteninterviews ihr umfangreiches Wissen zur Verfügung stellten. Besondere Erwähnung
verdienen in diesem Zusammenhang StA Bernard Südbeck (Staatsanwaltschaft Oldenburg,
Nds.) sowie MR Jürgen Hintzmann, RA Bernd Niggemann und Sabine Pichocki von der
Stabsstelle Umweltkriminalität im Ministerium für Umwelt und Naturschutz, Landwirtschaft
und Verbraucherschutz des Landes Nordrhein-Westfalen.

Dank gebührt auch den engagierten wissenschaftlichen Mitstreitern, die durch ihre z.T. auf-
wendigen Vorarbeiten, Vertiefungen und sonstige Recherchen wesentlich zu diesem Bericht
beigetragen haben, namentlich Thomas Kloss, Thomas Meese, Katja Thane, Stephanie Thiel
und Claudia Wiebe. Eva Groß hat nachträglich die Fallsammlung Fleischskandale (An-
hang A-1) durch eine Zuordnung der Vorfälle zur jeweiligen sozialen Ebene erweitert
und eine Bewertung der sieben Verstoßfälle in der Fallsammlung vorgenommen (An-
hang A-5). Sollte unsere Hoffnung in Erfüllung gehen, dass dieser Teilbericht letztlich zu
einer positiven Entwicklung im Bereich der Lebensmittelsicherheit beiträgt, dann wäre das
nicht zuletzt auch ihr Verdienst.

Hamburg, September 2007   S. Scheerer  P. Kerschke-Risch, G. Meinecke
    (Teilprojektleiter)  (Wissenschaftliche Bearbeiter)
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1 Ausgangssituation und Zielsetzung

Die Lebensmittelskandale der letzten Jahre zeigen, dass es trotz der Entwicklung geeigneter
technologischer Verfahren und ihrer Festschreibung über gesetzliche und privatrechtliche Vor-
gaben immer wieder zur Gesundheitsgefährdung sowie zur Irreführung und Täuschung von
Verbrauchern kommt. Diese Lebensmittelskandale speisen sich nicht in erster Linie aus tech-
nologischen Risiken („technological hazards“), die als grundsätzliche Informationsdefizite bzgl.
der Auswirkungen aktueller Produktions-, Verarbeitungs- und Lagerverfahren wahrgenommen
werden können. Sie entspringen vielmehr verhaltensinduzierten Risiken, die durch gezielt op-
portunistisches Fehlverhalten bzw. Nachlässigkeit von Marktakteuren ausgelöst werden.

Spieltheoretisch gesehen handelt es sich bei verhaltensbedingten Risiken um Fragen eigennüt-
zigen Fehlverhaltens („moral hazard“), das typischerweise in Konstellationen mit entgegen ge-
setzten Interessen und ungleich verteilten Informationen („Informationsasymmetrien“) auftritt.
Im Ernährungsbereich geht es dabei zum einen um die Beziehungen zwischen Käufern und
Verkäufern von Lebensmittelprodukten mit unsicheren Qualitätseigenschaften. Zum anderen
betrifft es die Beziehungen zwischen Lebensmittelunternehmern und Kontrollbehörden, die die
Einhaltung von lebensmittelrechtlichen Vorschriften sicherstellen sollen.

Das Risiko, dass sich Akteure auf verschiedenen Stufen der Nahrungsproduktion opportuni-
stisch verhalten und zu ihrem eigenen Vorteil gegen Vorschriften verstoßen, ist umso größer, je
höher die Kostensenkungs- bzw. Erlössteigerungspotenziale im einzelnen Fall sind und je ge-
ringer die Wahrscheinlichkeit ist, dass individuelles Fehlverhalten aufgedeckt und sanktioniert
wird. Mit anderen Worten: Das Problem besteht darin, dass die Nicht-Einhaltung von staatli-
chen Regelungen und/oder privatrechtlichen Vereinbarungen für einen Akteur gemäß seines
individuell-betriebswirtschaftlichen Kalküls rentabler sein kann als die Regelbefolgung. Gleich-
zeitig sinkt die Gefahr eines Verstoßes, je mehr die Akteure durch sogenannte „protektive“
Faktoren (z.B. erwartete Negativreaktionen des sozialen Nahfeldes, eigene moralische Wertvor-
stellungen, etc.) dagegen immunisiert sind, einer ökonomischen Verlockung nachzugeben.

Der Großteil wissenschaftlicher Studien und staatlicher Aktivitäten zur Lebensmittelqualität
und -sicherheit beschäftigt sich mit technologischen Gefahren und den sich daraus ergebenden
Lebensmittelrisiken. Technologische Risiken lassen sich als grundsätzliche naturwissenschaftli-
che Wissensdefizite und deshalb auch leicht als „gemeinschaftlich zu lösendes Problem aller
Beteiligten“ verstehen. Moral Hazards hingegen, die öfter eine direktere Verbindung zu unter-
schiedlichen Interessenslagen aufweisen, sind bisher weder Gegenstand einer breiten wissen-
schaftlichen Forschung noch staatlicher Risikoanalysen geworden und entsprechend hoch sind
die Wissensdefizite der staatlichen Behörden hinsichtlich geeigneter Präventionsmaßnahmen.

Angesichts dieser Defizite besteht das übergeordnete Ziel der Untersuchung darin, Ansätze zu
einer verbesserten Analyse und Berücksichtigung verhaltensbedingter Risiken in den Wert-
schöpfungsketten der Geflügelwirtschaft zu entwickeln. In diesem Teilbereich der deutschen
Ernährungsbranche werden potenziell drohende Regelverstöße identifiziert und der Umfang
fehlgeleiteter ökonomischer Anreize und protektiver Faktoren bestimmt. Bezogen auf die ge-
nannten Wertschöpfungsketten soll die Untersuchung einerseits dazu beitragen, das Entschei-
dungsverhalten von Marktakteuren in ausgewählten Situationen besser zu verstehen. Anderer-
seits sollen anhand der Analyseergebnisse Präventionsempfehlungen zur Reduzierung der
Wahrscheinlichkeit zukünftiger Regelverstöße abgeleitet werden.
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Die vorliegende Untersuchung fokussiert inhaltlich auf die verhaltensbedingt erhöhte Gefahr
unerwünschter Produkteigenschaften. Dies beinhaltet sowohl gesundheitliche Risiken als
auch das Risiko der Irreführung und Täuschung des Verbrauchers bzw. Käufers. Insofern sich
im Verlauf der Untersuchung jedoch klare Hinweise auf drohende Regelverstöße in weiteren
„Regulierungsbereichen“ wie z.B. dem Umweltschutz und dem Tierschutz ergeben, werden
diese mit berücksichtigt.

Das Design aussichtsreicher Präventionsmaßnahmen macht einen interdisziplinären Ansatz er-
forderlich, der der Komplexität menschlichen Entscheidungsverhaltens Rechnung trägt. Daher
wird die ökonomische Analyse der materiellen Anreizsituation des Teilprojektes 03HS045/1
durch eine sozialwissenschaftliche Analyse protektiver Faktoren ergänzt. Das ist der Fokus des
kriminologischen Teilprojektes 03HS045/2, dessen Abschlussbericht hiermit vorgelegt wird.
Beide Teilprojekte erstellten gemäß Vorgaben des Auftragebers eigenständige Untersu-
chungsberichte. Verbindungen zwischen den Teilprojekten wurden jeweils kenntlich gemacht.
Zudem wurden die mit Sternchen (*) bezeichneten Abschnitte im Kapitel „Konzeptionelle
Einordnung verhaltensbedingter Risiken“ und im Kapitel „Erste Ansatzpunkte zur Reduzie-
rung von Verhaltensrisiken“ gemeinsam erstellt. Dies spiegelt einerseits die gemeinsame kon-
zeptionelle Sicht auf das menschliche Entscheidungsverhalten wider. Andererseits wird auf
diese Weise der Notwendigkeit Rechnung getragen, im Interesse der Möglichkeit eines konsi-
stenten Maßnahmenpakets „kluger Kontrollen und Sanktionen“ immer beide Aspekte zu-
sammen zu bedenken. Dächte man nämlich über Fragen der Beeinflussung der ökonomischen
Anreizsituation getrennt von Fragen der außerökonomischen Einflüsse nach, könnte es zu
kontraproduktiven Effekten wie z.B. einer (ungewollten) Verringerung protektiver Faktoren
infolge einer isolierten Erhöhung des Kontrolldruckes und der Sanktionen1 kommen.

                                                
1 Mit Blick auf den in diesem Bericht eingenommenen Fokus auf die ökonomische Entscheidungssituation von

Lebensmittelunternehmen wird der Begriff „Sanktion“ in einem weiten Sinne verwendet. Er meint immer die
Gesamtheit aller ökonomischen Nachteile, die einem Delinquenten bei Aufdeckung eines Verstoßes drohen.
Dies wird auch als „wirtschaftlicher Verlust bei Aufdeckung“ bzw. als ökonomisch wirksame „Gesamtsankti-
on“ bezeichnet, wenn dies zur Vermeidung von Missverständnissen (z.B. Verwechslung mit Sanktionen nach
StGB) erforderlich erscheint. Im Gegensatz zu der geläufigen Assoziation mit dem Strafrecht bezeichnen
Sanktionen damit, je nach Situation, nicht nur Maßnahmen wie Bußgelder und Strafen, sondern auch Scha-
densersatz, Entsorgungskosten, kurz- und langfristige Umsatzeinbußen bzw. Nachteile am Markt, etc. Ähnli-
ches gilt für die Verwendung der Begriffe „(opportunistisches) Fehlverhalten“, „(Regel-)Verstöße“, „kalku-
lierte (Wirtschafts-) Delikte“ oder auch „Wirtschaftskriminalität“. Sie zielen nicht auf eine Unterscheidung von
Straftaten nach StGB von Ordnungswidrigkeiten nach OWiG bzw. zivilrechtlichen Delikten nach BGB ab,
sondern bezeichnen ganz allgemein regelwidriges (deviantes) Verhalten, das aus eigennützig ökonomischen
Motiven oder Bequemlichkeit/Nachlässigkeit resultiert.
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2 Methodisches Vorgehen und Datengrundlage

2.1 Methodisches Vorgehen

Die vorliegende Untersuchung beinhaltet zwei Analysebereiche. In einer positiven Analyse
geht es um die (außerökonomischen) Bedingungen für Abweichung und Konformität sowie
um die Kontrollpraxis im Untersuchungsbereich. Im Rahmen einer normativen Analyse wird
sodann der Frage nachgegangen, welche Veränderungen im staatlichen Überwachungssystem
und im Umgang mit den Lebensmittelunternehmen zu einer Verringerung der Wahrschein-
lichkeit zukünftiger Regelverstöße beitragen könnten.

2.1.1 Positive Analyse

Die positive Analyse lässt sich mit Blick auf die wirtschaftlichen Akteure (Lebensmittelun-
ternehmen) in zwei Hauptphasen unterteilen: In der Sondierungsphase werden die grundsätz-
lichen technologischen Abläufe und Akteursstrukturen im Geflügelsektor sowie potenziell
drohende Verstöße (physische Verstoßgelegenheiten) auf den verschiedenen Wertschöp-
fungsstufen identifiziert, um Orientierungspunkte für die Suche nach protektiven Faktoren zu
gewinnen. In der Spezifikations- und Auswertungsphase werden sodann die außerökonomi-
schen Determinanten für Abweichung und Konformität identifiziert und analysiert. Parallel zu
diesen akteursbezogenen Erkundungen erfolgt die Erkundung von Stärken und Schwächen
des Kontrollfeldes.
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Abbildung 1: Ablauf der Untersuchung

Quelle: Eigene Darstellung
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Sondierungsphase
Um sich die Struktur der betrachteten Wertschöpfungsketten und die relevanten Basisinforma-
tionen wie z.B. technologische Abläufe auf den einzelnen Wertschöpfungsstufen, Anzahl von
Akteuren, Kapitalkonzentration etc. zu vergegenwärtigen, wurden zu Beginn der Untersuchung
allgemein zugängliche Informationen und Dokumente ausgewertet und systematisiert. Die In-
formationen aus der Analyse der Sekundärdaten wurden durch die Ergebnisse von zunächst
explorativen, dann leitfadengestützten Experteninterviews ergänzt. Dabei wurden ausgewählte
Experten aus verschiedenen Bereichen anhand eines zwischen den Teilprojekten abgestimm-
ten Gesprächsleitfadens zu den folgenden Themenbereichen befragt:

- Umfang und Ablauf von Kontrollen

- Abgrenzung zwischen privaten und staatlichen Kontrollen

- Einschätzung der Qualität und ggf. Benennung ungelöster Probleme der eigenen Kon-
trolltätigkeit bzw. der kontrollierenden Institutionen

- Vorschläge zur Verbesserung der gegenwärtigen Kontrollpraxis auf den verschiedenen
Wertschöpfungsstufen

- Einschätzung zu drohenden Regelverstößen

Der Themenbereich „drohende Verstöße“ wurde durch folgenden Fragenkomplex untersetzt:

- An welchen Punkten der Wertschöpfungskette sind in der Vergangenheit Verstöße be-
obachtet wurden, die aufgrund unveränderter Bedingungen weiter relevant sind?

- An welchen Punkten der Wertschöpfungskette „bieten sich Regelverstöße aus der
Kenntnis der produktionstechnischen Zusammenhänge an“?

- An welchen Punkten der Wertschöpfungsketten können Verletzungen von Produkt-
und Prozessstandards die Käufer hinsichtlich der Produktqualität irreführen?

- Wo können sie zur Gesundheitsgefährdung von Verbrauchern führen oder andere
Schutzgüter wie z.B. die Umwelt negativ beeinflussen?

- Gibt es Punkte, an denen die Experten ad hoc und ohne explizite ökonomische Analy-
sen davon ausgehen, dass fehlgeleitete ökonomische Anreize bestehen, die die Mark-
takteure zu eigennützigen Verstößen gegen geltende Regeln und Vorschriften verleiten
können?

- Gibt es Punkte, an denen die Experten ad hoc aus ihrer Erfahrungspraxis davon ausge-
hen, dass besonders niedrige bzw. besonders hohe Hemmfaktoren vorhanden sind?

Der Zugang zu den Gesprächspartnern erfolgte auf mehreren Ebenen: (i) Experten, die anhand
der Auswertung der Literaturrecherche identifiziert werden konnten, (ii) Experten, die inner-
halb von Vorgesprächen mit Vertretern verschiedener Institutionen empfohlen wurden, und
(iii) Experten, zu denen bereits persönliche Kontakte der Projektbearbeiter bestanden. In die-
ser Phase unterstützte das BMELV freundlicherweise das Projekt durch die Weiterleitung ei-
ner gemeinsamen Anfrage beider Teilprojekte an die Ansprechpartner in den Bundesländern.
Mit diesem Schreiben wurden einerseits die Agrar- bzw. Verbraucherschutzministerien der
Länder sowie nachgelagerte Behörden und andererseits die Landesjustizministerien sowie
nachgelagerte Behörden um Unterstützung gebeten. Insgesamt wurden 47 Interviews mit Ex-
perten geführt.
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Tabelle 1: Experteninterviews in der Sondierungsphase*

Anzahl Interviews

Verbände 8

Nicht-landwirtschaftliche Unternehmen 4

Landwirte 5

Kontrollinstitutionen, Landesoberbehörden, Staatsanwaltschaften 11

Amtsveterinäre und Lebensmittelkontrolleure 7

Tierärzte 3

Wissenschaftler 3

Beratung und sonstige (z.B. Transporteur, Journalist) 6

Summe 47

Quelle: Eigene Darstellung; *insgesamt durchgeführte und ausgewertete Interviews beider Teilprojekte.

Die Expertengespräche wurden entweder mit einem Aufnahmegerät aufgenommen oder aber,
wenn das Einverständnis des Interviewpartners für eine Aufnahme nicht vorlag, in einer Er-
gebnisniederschrift protokolliert. Während der Niederschrift wurde darauf geachtet, insbeson-
dere aussagefähige Zitate der Gesprächspartner zu dokumentieren. Alle Experteninterviews
wurden nach der Erstdurchsicht hinsichtlich ihrer Relevanz für den weiteren Projektablauf
klassifiziert und jeweils in eine der folgenden Kategorien eingeteilt:

- A für „aussagekräftig und für den weiteren Projektverlauf sehr hilfreich“

- B für „einige Aussagen wichtig und zu dokumentieren, möglicherweise im weiteren
Projektverlauf hilfreich“

- C für „ganz wenige Aussagen zu gebrauchen, für den weiteren Projektverkauf weniger
hilfreich“

- D für „Aussagen kaum nutzbar, für den weiteren Projektverlauf nicht mehr hilfreich“

Die Auswertung der Interviews erfolgt auf Grundlage von „Kernsatzdokumenten“ (zur
„Kernsatzmethode“ vgl. LEITHÄUSER und VOLMERG 1988). Ein „Kernsatz“ ist eine durch die
in der Sprache der Gesprächsteilnehmer formulierte, an eine bestimmte Erlebnissituation ge-
bundene Verdichtung der diskutierten Erfahrungen und Einschätzungen. Er enthält den Situa-
tionsbezug aus der Sicht der Diskutierenden, den besprochenen Sachverhalt, den Adressaten,
an den das Gesagte gerichtet ist und die Absicht der Diskutierenden. In „Kernsätzen“ – die
auch definiert werden als „natürliche Verallgemeinerungen im Fluss der Diskussion. Sie brin-
gen auf den Punkt, was besprochen wurde“ (VOLMERG 1988: 245) - „verdichten sich die in
dem Verständigungsprozess ausgetauschten Erfahrungen zu einer lebens- und praxisnahen
Begrifflichkeit“ (SENGHAAS-KNOBLOCH UND VOLMERG 1996: 176). In den Kernsatzdoku-
menten wurden Gesprächspassagen erfasst, die von den Projektbearbeitern als bedeutsam er-
achtet wurden.

In einem ersten Auswertungsschritt wurden die Kernsätze zusammengetragen, die sich auf
beobachtete und denkbare Verstöße beziehen. Danach wurden weitere Aussagen wie z.B. die
ad hoc Einschätzungen bzgl. der bestehenden ökonomischen Versuchungen oder der insge-
samt drohenden Gefahr von den Experten zu den bereits erwähnten Verstößen gesammelt und
den bereits vorhandenen Aussagen zugeordnet. Zudem wurden die Expertenaussagen mit Er-
gebnissen aus der Auswertung der Literaturhinweise bzw. Sekundärdaten kontrastiert.
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Die partiellen Daten- und Wissensbestände sowie die ad hoc Einschätzungen der Experten
bezüglich der Frage, welche protektiven Faktoren in der Praxis eine Rolle spielen könnten,
wurden nach Maßgabe der Art der angesprochenen Faktoren und insbesondere der sozialen
Ebene (Mikro-, Meso-, Makro-), die angesprochen war, systematisiert.

Spezifikations- und Auswertungsphase
Aufgrund dieser systematisierten Vorinformationen wurden vertiefende weitere mündliche
Experteninterviews durchgeführt. Dazu wurden Experten aus der Branche und dem Bran-
chenumfeld persönlich interviewt bzw. im Rahmen schriftlicher und telefonischer Anfragen
um Stellungnahmen gebeten.

Tabelle 2: Experteninterviews und sonstige Kontakte im weiteren Projektverlauf*

Anzahl Interviews u. sonstige Kontakte

Verbände 2

Landwirtschaftliche und nicht-landwirtschaftliche Unternehmen 10

Ministerienvertreter 3

Kontrollinstitutionen, Landesoberbehörden, Staatsanwaltschaften 12

Amtsveterinäre und Lebensmittelkontrolleure 7

Tierärzte 1

Wissenschaftler 3

Ökokontrollstellen 3

Summe 41

Quelle: Eigene Darstellung; *insgesamt durchgeführte und ausgewertete Interviews beider Teilprojekte..

Neben der Analyse der Situation der wirtschaftlichen Akteure wurden die Informationen, die
sich auf die organisatorische und inhaltliche Ausgestaltung des Kontrollfeldes beziehen, ge-
sondert erfasst.

In einem ersten Auswertungsschritt wurden die Kernsätze zusammengetragen, die sich auf
beobachtete und denkbare Verstöße beziehen. Danach wurden weitere Aussagen wie z.B. die
ad hoc Einschätzungen bzgl. der bestehenden ökonomischen Versuchungen oder der insge-
samt drohenden Gefahr von den Experten zu den bereits erwähnten Verstößen gesammelt und
den bereits vorhandenen Aussagen zugeordnet. Zudem wurden die Expertenaussagen mit Er-
gebnissen aus der Auswertung der Literaturhinweise bzw. Sekundärdaten kontrastiert.

Die partiellen Daten- und Wissensbestände sowie die ad hoc Einschätzungen der Experten
bezüglich der Frage, welche Verstoßhandlungen in der Praxis eine Rolle spielen könnten,
wurden in eine Liste „potenziell drohender und technologisch denkbarer“ Regelverstöße zu-
sammengefasst. Dabei handelte es sich um „aktuell denkbare“ Regelverstöße, die unter Be-
rücksichtigung der Produktionsabläufe und naturwissenschaftlichen Zusammenhänge für ei-
gennützig handelnde Marktakteure auf den verschiedenen Stufen der betrachteten Wertschöp-
fungsketten „sinnvoll“ sein könnten.

Spezifikations- und Auswertungsphase
Das Ziel der nächsten Projektschritte war die Identifikation von protektiven Faktoren im
Kontext der Problemsicht von Experten. Der Expertenstatus ergab sich aus dem – meist posi-
tionsbedingten - privilegierten Zugang zu den interessierenden Informationen. Dabei waren
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die Experten teilweise selbst Angehörige der Zielgruppe, teilweise konnten sie selbst Aussa-
gen über die Zielgruppen machen (vgl. MEUSER/NAGEL, 1991: 445f.). So kann z.B. ein
Veterinär sowohl Auskünfte über sein Arbeitsgebiet mit den damit verbundenen Problemen
als auch über andere Veterinäre, Kontrolleure oder Produzenten erteilen. Diese Informationen
können von tierschutzrechtlichen Belangen über Produktionsmethoden bis hin zu allgemeinen
Probleme der Lebensmittelhygiene oder Tierseuchen reichen.

Die Gespräche mit den einzelnen Experten wurden durch Leitfäden strukturiert, die an die
spezifischen Fragestellungen der jeweiligen Interviewpartner, wie z.B. Behördenvertreter,
Veterinäre oder Verbraucher- bzw. Tierschützer angepasst wurden. Daraus ergaben sich In-
terviews, die ihrer Art nach zwischen narrativen und standardisierten Interviews anzusiedeln
waren, weil sie sich im Gegensatz zur offenen Narration auf rein sachbezogene Aspekte kon-
zentrierten (vgl. dazu auch SCHOLL 2003: 66f.); andererseits waren sie offen genug, um bei
Bedarf unerwarteten, aber sachlich relevanten Informationen nachzugehen.

Nachdem in einem ersten Arbeitsschritt einige Interviews exemplarisch hinsichtlich relevan-
ter Basisinformationen wie Wertschöpfungsketten, Vorschriften und Verstöße ausgewertet
worden waren, wurden in einem nächsten Schritt alle Interviews (einschließlich der bereits
beispielhaft herangezogenen Interviews des ersten Arbeitsschritts) hinsichtlich möglicher
Schwachstellen der Kontrollinstanzen, der Motive der Produzenten zur Nichteinhaltung von
Vorschriften sowie sich der daraus ableitenden protektiven Faktoren analysiert.

2.1.2 Normative Analyse

Innerhalb der normativen Analyse wurde untersucht, welche Veränderungen der Rahmenbe-
dingungen im Sinne der Prävention sinnvoll und machbar sind. Primär ging es um die Förde-
rung protektiver Faktoren und den gezielten Abbau von Lücken und Dysfunktionen im Sy-
stem der Kontrolle. In die Ableitung der Präventionsempfehlungen flossen vier Hauptinfor-
mationsquellen bzw. Erkenntnisstränge ein.

1. Die Ergebnisse aus den Modellanalysen des ökonomischen Teilprojekts

2. Die vielfältigen Informationen aus den Expertenbefragungen zur Ausgestaltung protekti-
ver Faktoren und zu den Schwachstellen und Verbesserungspotenzialen in der organisato-
rischen Ausgestaltung und Kommunikation der staatlichen Überwachung

3. Die Übertragung der aus dem Unternehmensmanagement abgeleiteten Controllingsicht

4. Die Nutzung allgemeiner normativer Konzepte zum Umgang mit verhaltensbedingten Ri-
siken wie sie aus den Erfahrungen beim Management von Verhaltensrisiken innerhalb und
zwischen Unternehmen und aus den Erfahrungen bei der Regulierung unternehmerischen
Verhaltens durch staatliche Behörden abgeleitet werden können.

2.2 Weitere Methodenfragen und -probleme

Zu den Methodenfragen im weiteren Sinne gehören auch Zugangsbarrieren. Diese Barrieren
können objektiver oder subjektiver Natur sein. Behörden oder außerbehördliche Experten
können den Zugriff auf Datenbestände verweigern oder aus verschiedenen Gründen mit der
Preisgabe von Wissensbeständen zögern (z.B. Verweigerung der  Zusammenarbeit, einzelner
Gespräche oder bestimmter Formen der Aufzeichnung von Informationen). Problematisch
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war teilweise auch die Kooperation mit einzelnen Behörden.2 Ausgesprochen „hermetisch“
gerierten sich ökonomische Akteure auf den unterschiedlichen Wertschöpfungsstufen. Das
folgende Beispiel betrifft die Geflügelmastbetriebe, könnte aber auch im Hinblick auf andere
Stufen der Wertschöpfung Geltung beanspruchen:

„Aber es gilt eben nicht für, und das eben dieser krasse Unterschied, dass in der

Mastschiene die Betriebe nicht bereit sind, jemanden oder sehr ungerne sich in die
Karten gucken lassen. So muss man einfach so sagen“ (Interview 27: 75-78).

Der Zugang zum Gegenstandsbereich war damit alles andere als ideal für die Forschung. Da
es im Interesse der Lebensmittelsicherheit liegen dürfte, sich nicht nur behördeneigener For-
schung und Datensammlung zu bedienen, sondern auch die Vorteile unabhängiger Forschung
zu nutzen, wäre es sicherlich ratsam, sich um eine Förderung einer weniger „abschottenden“
Kultur im Bereich der Lebensmittelproduktion und –kontrolle zu bemühen. Wir waren ange-
sichts dieser Situation aber andererseits auch erfreut über die gute Kooperation in den Fällen,
in denen sie – etwa mit vielen Veterinären und Lebensmittelkontrolleuren sowie Vertretern
von Tier- oder Naturschutzverbänden sowie Gewerkschaften – trotz der nicht nur günstigen
Gesamtumstände dann doch zustande kam.

Letztlich konnten wir – wie es sich schon im Zwischenbericht abgezeichnet hatte – auf die
ursprünglich vorgesehene und auch im Prinzip vorzuziehende Methode der teilnehmenden
Beobachtung aus all diesen Gründen nicht zurückgreifen. Der Forschungsplan erfuhr eine
entsprechende Modifizierung und stellte neben den Experteninterviews die intensive Suche
nach und Auswertung von „scattered informations“ in den Mittelpunkt, zumal sich diese in
der Form von Medienberichten anlässlich der zeitgleichen Skandalisierung von „Gammel-
fleisch“ u.ä. ganz allgemein in den Vordergrund zu schieben begannen (vgl. Anhang A-1, A-
2).

2.3 Gliederung des Untersuchungsberichts

Ziel der Untersuchung war die Analyse außerökonomischer verhaltensinduzierter Lebensmit-
telrisiken in der Geflügelwirtschaft. Zu diesem Zweck ist der vorliegende Bericht wie folgt
aufgebaut.

Kapitel 3 legt mit der konzeptionellen Einordnung verhaltensbedingter Risiken die Grundlage
für die Präzisierungen der Fragestellung. Es stellt die kriminal- und rechtssoziologischen
Theorien einschließlich weiterführender Überlegungen zum Konzept der protektiven Faktoren
vor.

In Kapitel 4 wird das zuvor ausdifferenzierte Konzept der protektiven Faktoren reflexiv auf

                                                
2 Beispielhaft: „Wir sind eine Ermittlungsbehörde mit diesen zwei Ansätzen, die ich eben dargestellt habe und

wenn wir in diesem Rahmen unterwegs sind, haben wir natürlich Ermittlungsakten, die wir führen. Da kann ich
mir nicht vorstellen, dass wir sie da in Ermittlungsakten hineinschauen lassen können, auch zu wissenschaftli-
chen Zwecken nicht. Summarische Überblicke darüber, was wir an Informationen statistisch erheben, die nicht
zu einzelnen Verfahren zugeordnet werden können, da können wir zumindest überlegen, wie wir die ihnen zur
Verfügung stellen. Da sehe ich einen Ansatz. Allerdings möchte ich da die Euphorie etwas bremsen, als wir
spezifisch auf bestimmte Branchen, das sagte ich eingangs, keine Statistiken führen. Noch nicht. Ob das so
kommt ist eine andere Frage. Aber unsere Kollegen draußen stöhnen jetzt schon unter einem zu hohen statisti-
schen Aufwand. Ich glaube nicht, dass wir in den nächsten Wochen und Monaten dazu kommen werden, das
auszudehnen und für Branchen und für Nationalitäten entsprechende Statistiken zu führen. Wir gehen nicht so
vor, dass wir branchenspezifische Informationen erheben“ (Interview 13: 56 – 67).
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den Gegenstandsbereich der Untersuchung angewandt; hier werden die Ergebnisse zu protek-
tiven Faktoren in der Geflügelwirtschaft dargestellt.

In Kapitel 5 wird das Fazit aus der bisherigen Teiluntersuchung („positive Analyse“) im Hin-
blick auf erste Ansatzpunkte zur Reduzierung von Verhaltensrisiken (Stärkung protektiver
Faktoren) gezogen. Dies umfasst vier Bereiche. Erstens geht es um konkrete Schlussfolgerun-
gen bzgl. der untersuchten Wertschöpfungsketten. Zweitens geht es um den Ablauf, wie prä-
ventiv in bestimmten Gruppen von Unternehmen die Bedingungen so verändert werden, dass
Verstöße insgesamt weniger wahrscheinlich werden. Drittens geht es darum, wie man in be-
reits auffälligen Unternehmen die Wahrscheinlichkeit von Folgeverstößen verringern kann.
Viertens geht es, ausgehend von bestimmten organisatorischen Schwachstellen, um konkrete
Empfehlungen bei der Ausgestaltung der Überwachung, Aufdeckung, Verfolgung, Prävention,
und Kommunikation zwischen staatlichen Kontrollinstanzen.

Kapitel 6 schließt mit einem Ausblick insbesondere mit Blick auf den zukünftigen
Forschungsbedarf und grundlegende Anpassungsmaßnahmen zur besseren Berücksichtigung
von und zu einem zielgerichteten Umgang mit Verhaltensrisiken und protektiven Faktoren in
der Ernährungswirtschaft.
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3 Konzeptionelle Einordnung verhaltensbedingter Risiken

3.1 Zu den Phänomenen „kalkulierte Verstöße“ und „Nachlässigkeit“*

Auch nach der Entwicklung grundsätzlich geeigneter technologischer Verfahrens- und Kon-
trollstandards und ihrer gesetzlichen bzw. vertraglichen Festschreibung kann die Nahrungsmit-
telqualität bzw. -sicherheit bedroht sein, wenn Lebensmittelunternehmen gegen Vorschriften
bzw. vertragliche Abmachungen verstoßen. In Anlehnung an die Risikodefinition der EU-
Verordnung 178/2002 lässt sich dies als verhaltensinduziertes Risiko verstehen, d.h. als (er-
höhte) Wahrscheinlichkeit gefährlicher oder unerwünschter Lebensmitteleigenschaften, die
durch Nachlässigkeit oder opportunistisches Fehlverhalten von Lebensmittelunternehmern ver-
ursacht wird. Durch Moral Hazard kann es sowohl zu einer Gesundheitsgefährdung der Ver-
braucher als auch zur Irreführung und Täuschung hinsichtlich der Produktqualität kommen.

Die Gefahr, dass Lebensmittelunternehmen auf verschiedenen Stufen der Nahrungsprodukti-
on gegen Vorschriften bzw. vertragliche Regelungen verstoßen, ist umso größer, je höher die
Kostensenkungs- bzw. Erlössteigerungspotenziale im konkreten Fall sind und je geringer die
Wahrscheinlichkeit ist, dass Fehlverhalten aufgedeckt und sanktioniert wird. Ausgangspunkt
der Überlegungen ist die Feststellung, dass innerhalb der bestehenden Kontrollsysteme durch
Informationsasymmetrien an verschiedenen Stellen der Wertschöpfungskette fehlgerichtete
ökonomische Anreize entstehen können (vgl. HENNESSY et al. 2003). „Fehlgerichtet“ bedeutet
zunächst, dass Verstöße nach dem jeweiligen individuell-betriebswirtschaftlichen Kalkül der
einzelnen Unternehmen rentabel sind. Es bezeichnet aber auch Situationen, in denen den Ak-
teuren durch nachlässiges Verhalten kein materieller Nachteil entsteht. Je nach Präferenz-
struktur (Werteeinstellung) der Akteure sind bei beiden Konstellationen in unterschiedlichem
Maß auch tatsächlich Regelverstöße zu erwarten.

In Gegensatz zu finanzwirtschaftlichen Delikten (Korruption in öffentlichen Ämtern, Unter-
schlagung, Geldwäsche, Steuerhinterziehung, etc.) werden Vertrags- und Rechtsverstöße in der
Produktionssphäre, wie z.B. Verstöße gegen das Lebensmittelrecht (und andere für Lebensmit-
telunternehmen relevante Bereiche wie das Umweltrecht oder die Tierschutzgesetzgebung),
bislang kaum als (kalkulierte) Wirtschaftsdelikte bzw. White Collar Crime wahrgenommen3.
Trotz ihrer nachweislichen Bedeutung sind sie bisher nicht Gegenstand systematischer Präven-
tionsmaßnahmen staatlicher Behörden. Mit anderen Worten: Es gibt keine Controllingabläufe
zur Ableitung von Sachzielen, Maßnahmen und messbaren Erfolgsgrößen in diesem Bereich.

Eine Vielzahl empirischer Sachverhalte deutet auf eine unzureichende Prävention von Verstö-
ßen im Bereich der Ernährungswirtschaft hin. Aufgrund der aktuellen Ereignisse denkt man hier
sicherlich zunächst an die große Anzahl so genannter „Gammelfleischskandale“ der letzten
Zeit. Darüber hinaus gibt es aber auch im pflanzlichen Bereich seit Jahren Rückstandsbefunde,
die zeigen, dass Obst- und Gemüseproduzenten nicht ordnungsgemäß mit Pflanzenschutzmit-
teln umgehen. Beispielhaft seien hier nur die von GREENPEACE (2005) in Obst und Gemüse des

                                                

3 “These ‘crimes against consumers’ are normally committed in the course of a legitimate business, and there-
fore fall within the general category of business crime” (CROALL 1993: 359).
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Lebensmitteldiscounters Lidl aufgedeckten Pflanzenschutzmittelrückstände zu nennen. Neben
Überschreitungen der gesetzlichen Höchstmengen (16 % der Proben) fanden sich auch mögli-
cherweise akut gesundheitsgefährdende Überschreitungen der „Akuten Referenz-Dosis“ (3%
der Proben) sowie Rückstände nicht zugelassener Mittel (6 % der Proben).

Das von Lidl zwischenzeitlich aufgebaute Qualitätsmanagementsystem (vgl. SCHULZE

ALTHOFF et al. 2007) umfasst unter anderem Maßnahmen, die gezielt die ökonomische Anreiz-
situation der Zulieferer über eine abgestufte Sanktionskaskade beeinflussen. Im Gegensatz zu
diesem akteursorientierten Management von Verhaltensrisiken werden staatliche Kontrollakti-
vitäten häufig ad hoc (z.B. in Abhängigkeit von der Personalverfügbarkeit) bzw. allein auf der
Grundlage technologischer Betrachtungen festgelegt. Bei der Festlegung der staatlichen
Handlungsstrategien und Maßnahmen werden also die ökonomischen Anreize, die sich für die
Unternehmen ergeben, nicht systematisch berücksichtigt. So verfügen die staatlichen Behör-
den bspw. über keine Controllingroutinen, mit Hilfe derer geprüft werden könnte, ob geplante
bzw. aktuelle Kontrolldichten im Zusammenwirken mit den technologischen Zusammenhän-
gen, den Kosten und der erwarteten Sanktion auch tatsächlich dazu führen, dass Regelverstö-
ße ökonomisch weniger attraktiv sind als die Regelbefolgung. Erst dann ist ja ein sinnvolles
behördliches Output im Sinne einer präventiven Wirksamkeit der Maßnahmen zu erwarten.

Neben aktuellen Skandalen verdeutlichen auch erste ökonomische Studien die potenzielle
Bedeutung von Moral Hazard in der Ernährungswirtschaft. In einer Fallstudie zur Getreide-
produktion kommen HIRSCHAUER und MUßHOFF (2006, 2007) zum Schluss, dass bei der An-
wendung von Pflanzenschutzmitteln (z.B. Fungizid- und Roundup-Einsatz vor der Ernte) bei
realitätsnahen Wetterkonstellationen und Annahmen (zu technologischen Zusammenhängen,
erwarteten Kontrollen und Sanktionen, etc.) die Verkürzung der Wartezeit für Landwirte öko-
nomisch vorteilhaft (individuell rational) sein kann. Gemäß der hier vorgelegten Studie zur
Geflügelwirtschaft finden sich auf allen Wertschöpfungsstufen potenzielle Regelverstöße, die
aus technologischer Sicht machbar und für bestimmte Akteursgruppen bei der bisherigen
Ausgestaltung des Kontrollsystems aus individuell-betriebswirtschaftlicher Sicht rentabel sind
(vgl. auch HIRSCHAUER und ZWOLL 2006). Dies reicht vom Einsatz des verbotenen Nifursols
zur Behandlung der Schwarzkopfkrankheit (histomonosis) bei Puten bis zum inzwischen be-
kannten Einsatz von „Gammelfleisch“ in weiterverarbeiteten Produkten und von der Mani-
pulation des Wassergehaltes in Hähnchen bis zum unzulässigen Auftauen und Vermarkten
von Gefrierware als Frischware.

3.2 Entscheidungsorientierte Ansätze*

Verhaltensbedingte Risiken lassen sich mit spieltheoretisch fundierten „Prinzipal Agenten
(PA-) Modellen“, die auch als „Moral Hazard Modelle“ bezeichnet werden, analysieren (vgl.
z.B. HOLLER und ILLING 1993; KREPS 1990; MIRLEES 1999, RASMUSEN 1994). Mit PA-
Modellen untersucht man, wie ein als „Prinzipal“ bezeichneter Akteur die Rahmenbedingun-
gen (Spielregeln) gestalten müsste, um das Verhalten eigennütziger „Agenten“ (Gegenspie-
ler), deren Aktivitäten er nicht vollständig beobachten kann (Informationsasymmetrie), in sei-
nem Sinne zu beeinflussen. Angesichts von Verhaltensrisiken geht es also darum, die Ent-
scheidungssituation des Gegenspielers rekonstruierend zu verstehen, seine Reaktion zu antizi-
pieren und die relativen Preise für seine individuellen Handlungen im Sinne einer proaktiven
Verhaltenssteuerung zu beeinflussen (vgl. PARISI 2004: 262).



17

Der spieltheoretische Forschungsstand zu Anreizproblemen ist durch eine weit gestreute Lite-
ratur gekennzeichnet, die sich mit einer Vielzahl verschiedener PA-Probleme beschäftigt. Als
Beispiele sind zu nennen die Beeinflussung der Arbeitsqualität von Arbeitnehmern (z.B.
EPSTEIN 1991), die Vermeidung von Versicherungsbetrug (z.B. ARNOTT und STIGLITZ 1991),
die Wahrung der Eigentümerinteressen bei der Delegation unternehmerischer Entscheidungen
an angestellte Manager (z.B. MILGROM und ROBERTS 1992) oder die Einhaltung um-
weltrechtlicher Regelungen (z.B. COHEN 1992). Die Anwendung der PA-Perspektive auf den
Handel von Produkten mit unsicheren (Vertrauens-) Eigenschaften lässt sich auf die grundle-
genden Arbeiten von AKERLOF (1970) und STIGLITZ (1987) zurückführen.

Der Vorteil spieltheoretischer Modelle besteht zunächst ganz allgemein darin, dass sie den
interessierten Anwender zwingen, die grundsätzliche Struktur des Entscheidungsproblems zu
identifizieren. Dabei geht es zunächst um die Identifikation der relevanten „Spieler“. Bei ver-
haltensinduzierten Lebensmittelrisiken kann man zum einen auf das Verhältnis zwischen
Käufer und Verkäufer von Lebensmittelprodukten als PA-Beziehung abzielen. Man kann zum
anderen aber auch die Gesundheits- und Verbraucherschutzbehörden als Prinzipal betrachten
und die den verschiedenen rechtlichen Regeln unterworfenen Lebensmittelunternehmen als
Agenten. Die letztgenannte Perspektive liegt der vorliegenden Untersuchung zugrunde.

Der PA-Ansatz ermöglicht grundsätzliche Einsichten in die Problemstruktur von Verhaltens-
risiken und ihrer Reduzierung im Sinne eines „anreizkompatiblen“ Designs von Regeln,
Kontrollen und Sanktionen, das alle fehlgeleiteten Anreize eliminieren würde („get the incen-
tives right“). Die Ausgestaltung technologischer Prozesse durch die Agenten (hier: Lebens-
mittelunternehmen) bestimmt ja die materiellen Produkteigenschaften und immateriellen Pro-
duktattribute, die für den Prinzipal (hier: im Verbraucherinteresse handelnde staatliche Ver-
braucherschutzbehörde) relevant sind. Erlösunterschiede für unterschiedliche Qualitäten
und/oder die Kosten regelkonformen Handelns können der Grund sein, dass opportunistische
Agenten versuchen, Informationsasymmetrien auszunutzen. Präventionsmaßnahmen, die in
der jeweiligen Situation tatsächlich geeignet sind, die wirtschaftliche Attraktivität und damit
die Wahrscheinlichkeit von Verstößen zu reduzieren, setzen voraus, dass die ökonomischen
Entscheidungsgrößen der Agenten wie z.B. Kostenersparnis, Aufdeckungswahrscheinlichkeit,
stochastische Umwelteinflüsse, Sanktionen, etc. aus der Praxis erhoben bzw. geschätzt wer-
den.

Neben der ökonomischen Anreizsituation ist zu beachten, dass auch das Entscheidungshan-
deln von wirtschaftlichen Akteuren zum Teil durch soziale Faktoren bestimmt wird. Die
Notwendigkeit, „außerökonomische“ Nutzenkomponenten bei der Analyse von Moral Hazard
Problemen zu berücksichtigen, wurde frühzeitig erkannt. Mit Blick auf die Anwendung von
PA-Modellen auf praktische Fragestellungen schreibt beispielsweise bereits ARROW

(1991: 50): „[…] further extensions are needed to capture some aspects of reality, for there is
a whole world of rewards and penalties that take rather social than monetary forms. Profes-
sional responsibility is clearly enforced in good measure by systems of ethics, internalized
during the education process and enforced in some measure by formal punishments and more
broadly by reputation.” Mit anderen Worten: Wenn man das Entscheidungshandeln von Ak-
teuren in realen Situationen antizipieren will, muss man die Analyse der ökonomischen An-
reizsituation durch eine sozialwissenschaftliche Analyse „protektiver Faktoren“ ergänzen.
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Der Begriff „protektive Faktoren“ lässt sich mit der kriminologischen Literatur zu Wirt-
schaftskriminalität (White Collar Crime) und Kontrolltheorien in Verbindung setzen (vgl. z.B.
GOTTFREDSON und HIRSCHI 1990; LASLEY 1988; TITTLE 2000). Kontrolltheoretiker gehen
davon aus, dass eigennütziges Verhalten nicht als Abweichung, sondern als Normalzustand zu
betrachten ist. Erst eine funktionsfähige Bindung an die Gesellschaft veranlasst Menschen
dazu, ihre eigenen Ziele zugunsten der Einhaltung von Regeln zurückzustellen. So betrachtet
agiert die soziale Gemeinschaft erstaunlich erfolgreich, indem sie viele ihrer Mitglieder dazu
veranlasst, ihre natürliche Devianz aufzugeben.

Kontrolltheorien erklären, warum trotz strukturell angelegter Schwachstellen selbst „gute“
Gelegenheiten zur Begehung von Delikten nicht genutzt werden (HESS und SCHEERER 2004).
Mit Blick auf kalkulierte Verstöße und White Collar Crime in der Ernährungswirtschaft be-
zeichnen protektive Faktoren also alle außerökonomischen intrinsischen und extrinsischen
Faktoren (z.B. eigene moralische Wertvorstellungen, erwartete Negativreaktionen des sozia-
len Umfeldes), die Entscheidungsträger in Lebensmittelunternehmen dagegen immunisieren,
einer ökonomischen Verlockung zum Verstoß gegen verbraucherschutzrelevante Regelungen
bzw. dem eigenen Hang zur Nachlässigkeit nachzugeben (vgl. Abschnitt 3.4.2).

Allerdings gehören Wirtschaftsdelikte im Ernährungsbereich häufig zu den hochprofitablen,
aber „quasi-opferlosen“ Kontrolldelikten, bei denen nicht nur der verantwortliche Täter un-
entdeckt bleibt, sondern der Verstoß selbst im Verborgenen bleibt. Essentielle Eigenschaften
von Kontrolldelikten sind, dass

- häufig „nur“ die Wahrscheinlichkeit eines Schadens erhöht ist, in vielen Fällen aber
trotz Fehlverhalten alles „gut geht“ (z.B. nachlässiger Umgang mit Hygienevorschrif-
ten),

- häufig „nur“ eine Täuschung erfolgt, aber bei den betroffenen Käufern gar kein
„wirklicher“ Schaden entsteht (z.B. Fehldeklaration der geographischen Herkunft;
Verarbeitung von „ekligem“, aber hygienisch unbedenklichen „Gammelfleisch“),

- oft eine große Zahl von Individuen betroffen ist, der Einzelne aber nur in geringem
Umfang geschädigt wird (z.B. in Zeit und Raum „verdünnte“ Umweltschäden; Ver-
kauf von geringfügig unter dem angegebenen Gewicht liegenden Produkten), bzw.

- ein Schaden (z.B. an der Gesundheit oder an der Umwelt) oft erst mit großer zeitlicher
Verzögerung eintritt und häufig nicht offensichtlich wird bzw. nicht auf den Verstoß
zurückgeführt werden kann.

Diese Charakteristika von Wirtschaftsdelikten und insbesondere die häufig starke Streuung
negativer Konsequenzen über Zeit und Raum begünstigen bei den verantwortlichen Akteuren
im Bereich der Nahrungsmittelproduktion - ebenso wie bei anderen wirtschaftlichen Akteu-
ren - eine geringe Ausprägung protektiver Faktoren (vgl. CROALL 1993).

Der spieltheoretische PA-Ansatz (Analyse ökonomischer Anreize) und der kontrolltheoretische
Ansatz (Analyse protektiver Faktoren) sind komplementär. Ihre gemeinsame Anwendung bei
der Informationsgewinnung und der Beeinflussung des Entscheidungsverhaltens von Unter-
nehmen impliziert ein konzeptionelles Verständnis menschlichen Verhaltens, das sich am be-
sten durch die folgende Typologie verdeutlichen lässt (HIRSCHAUER und ZWOLL 2006: 8):
„(i) on the one extreme is the actor who is utterly trustworthy. Because of his personal set of
preferences he resists every perceived economic temptation to break the rules. (ii) On the
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other extreme is the actor who is only trustworthy if, given his exclusive objective of maxi-
mizing profits, the perceived situational incentives of the contract are “right”. (iii) Between
these two extremes is the mixed-type actor who accepts a certain profit trade-off in exchange
for the avoidance of social disapproval and for a feeling of moral integrity resulting from his
decision to abide by the rules. He might yield to rule-breaking behaviour, however, if the ad-
ditional profits to be gained exceed his personal resistance.”

Die konzeptionelle Sichtweise, dass man es in der Realität mit “mixed-type actors” zu tun hat,
wird wohl implizit von den meisten Stakeholdern geteilt, die sich mit Lebensmittelqualität
und -sicherheit beschäftigen. Allerdings wird bisher das Potenzial spieltheoretischer PA-
Modelle, nämlich ökonomische Verlockungen systematisch zu identifizieren, vom staatlichen
Kontrollfeld nicht genutzt. Eben so wenig wird das Potenzial von Kontrolltheorien - nämlich
gezielt nach Hemmfaktoren gegen Regelverstöße zu suchen - für die Prävention von Wirt-
schaftsdelikten in Form der Missachtung lebensmittelrechtlicher Vorschriften genutzt. In Wirt-
schaftsunternehmen sowie in der Management Literatur hat die explizite Berücksichtigung
der Entscheidungssituation des „Gegenspielers“ dagegen unter dem Stichwort „Management
von Verhaltensrisiken“ ihren Niederschlag gefunden. So beschäftigen sich NOOTEBOOM

(1996) und NOOTEBOOM und BERGER (1997) mit der Vorteilhaftigkeit verschiedener Strategi-
en zum Management wirtschaftlicher Beziehungen und identifizieren drei Quellen von Ver-
haltensrisiken: (i) die physischen Gelegenheiten, (ii) die ökonomischen Anreize und (iii) die
Neigung des Gegenübers, einer ökonomischen Versuchung nachzugeben. Damit sind auch
bereits die Ansatzpunkte für das Management von Verhaltensrisiken genannt: (i) Reduzierung
von Gelegenheiten, (ii) Abbau fehlgeleiteter ökonomischer Anreize und (iii) Förderung der
außerökonomisch motivierten Bereitschaft, Regeln einzuhalten.

Wenn staatliche Maßnahmen auf eine Prävention von Verstößen in der Ernährungswirtschaft
ausgerichtet werden sollen, müssen sie sich auf die genannten drei Ansatzpunkte beziehen. Die
konzeptionelle Sicht, dass man es in der Realität mit „mixed type actors“ zu tun hat, stellt dabei
den Ausgangspunkt im Sinne eines grundsätzlichen Verständnisses von Ursache-Wirkungs-
zusammenhängen dar. Dies macht fall- und situationsbezogene Analysen nicht überflüssig. Im
Gegenteil stellt diese Sicht gerade den Ausgangspunkt für den expliziten Aufbau eines Control-
lings in staatlichen Behörden dar, das situationsadäquates Handeln ermöglicht. Ein solches
Controlling müsste in Form eines Plan-Ist-Vergleichs die Ursache-Wirkungszusammenhänge
zwischen staatlichem Handeln bzw. Ressourcenverbrauch (Kosten der Maßnahmen) und verän-
dertem Akteursverhalten (Leistungen der Maßnahmen) abbilden.

Mit Blick auf praktische Anwendungen von Modellen, die das Entscheidungsverhalten der
Akteure abbilden, ist zu berücksichtigen, dass der voraussichtliche Erkenntnisgewinn gering
ist, wenn man versucht, ihre nicht-monetären Entscheidungsdeterminanten wie z.B. Wertvor-
stellungen, soziale Achtung, etc. in formale Modelle zu integrieren. Das größte Potenzial zum
Verständnis ökonomischen Fehlverhaltens liegt vielmehr in einer systematischen Kombinati-
on einer quantitativen spieltheoretischen Analyse der ökonomischen Anreize mit einer quali-
tativen Analyse des sozialen Umfeldes und der sozialen Verhaltensdeterminanten. Nützliche
Hinweise auf eine Erfolg versprechende Ausgestaltung von Präventivmaßnahmen können aus
empirischen Studien abgeleitet werden, die die Leistungsfähigkeit Verhalten steuernder Maß-
nahmen abhängig von den Charakteristika der jeweiligen Situation aufzeigen (vgl. Abschnitt
3.3.2). Auch wenn die Ableitung der optimalen Strategie zum Management von Verhaltensri-
siken aufgrund der Komplexität menschlichen Entscheidungsverhaltens und der Heterogenität
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der Akteure schwierig ist, lassen sich operationelle Ansätze zur Senkung der Wahrscheinlich-
keit von Regelverstößen ableiten, durch die man sich in die „richtige Richtung“ bewegt und
diejenigen Parameterwerte erhöht, die regelkonformes Verhalten fördern.

3.3 Schlussfolgerungen für eine effektive Gestaltung staatlicher Maßnahmen*

3.3.1 Berücksichtigung von Moral Hazard bei der Risikoanalyse

Der erforderliche Ablauf beim Umgang mit und der Reduzierung von Moral Hazards erfordert
keine grundlegend neue Konzeption der Risikoanalyse. Vielmehr kann auf die EU-Verordnung
178/2002 zurückgegriffen werden, die definiert, dass die „Risikoanalyse einen Prozess aus den
drei miteinander verbundenen Einzelschritten Risikobewertung, Risikomanagement und Risi-
kokommunikation“ darstellt. Weiterhin führt die Verordnung aus, dass „Risikobewertung ein
wissenschaftlich untermauerter Vorgang mit den vier Stufen Gefahrenidentifizierung, Gefah-
renbeschreibung, Expositionsabschätzung und Risikobeschreibung“ ist. Sie fordert auch eine
„vorausschauende Informationsbeschaffung und Beobachtung sowie […] Bewertung neu auf-
tretender [“emerging“] Risiken […] zum Zwecke der Prävention.“

Ein adäquater Umgang mit verhaltensbedingten Risiken setzt die Erkenntnis voraus, dass

- Regelverstöße einen eigenständigen Typus von Gefahren (hazards) darstellen, der in einer
eigenständigen, zusätzlich durchgeführten Risikoanalyse zu berücksichtigen und dem mit
gezielten Präventionsmaßnahmen zu begegnen ist,

- bei der Analyse von Verhaltensrisiken neben technologischem Wissen ökonomische, recht-
liche und sozialwissenschaftliche Expertise heranzuziehen ist, da diese Risiken ursächlich
im Entscheidungsverhalten der betroffenen Lebensmittelunternehmer begründet liegen,

- die Analyse von Verhaltensrisiken weder technologische Risikoanalysen noch Prozess- und
Produktkontrollen noch die Ausarbeitung von Notfallplänen und die Installierung effektiver
Krisenmanagementsysteme („ex post preparedness“) ersetzt, sondern ergänzt, und

- aufgrund des Früherkennungscharakters der Analyse von Verhaltensrisiken Reaktionszeit
z.B. für Maßnahmen zur Prävention von Fehlverhalten gewonnen werden kann („ex ante
preparedness“, vgl. ANSOFF 1976; ANSOFF und MCDONNELL 1990).

Der letzte Punkt impliziert, dass man sowohl bei der Identifizierung und Beschreibung von Mo-
ral Hazard als auch bei der Beschreibung und dem Management von Verhaltensrisiken die Ur-
sache-Wirkungskette nach oben durchschreitet. Eine solche system- und indikatororientierte
Herangehensweise lässt sich auch als proaktiver Umgang mit Risiken verstehen, die aufgrund
von menschlichem Fehlverhalten erneut auftreten („re-emerging risks“; vgl. zum Begriff
NOTEBORN et al. 2005).

Die rechte Hälfte von Abbildung 2 verdeutlicht, dass in der Tat zwar bereits die vorausschauen-
de Analyse technologischer Risiken und die Steuerung technologischer Prozesse im Vergleich
zu einer nachträglichen Produkt- und Schadenskontrolle einen Zugewinn an Reaktionszeit
bringt, da die irregulären Prozesse den unerwünschten Produkteigenschaften zeitlich vorgela-
gert sind. Ist aber regelwidriges opportunistisches Verhalten die eigentliche Risikoursache, so
lässt sich ein zusätzlicher Gewinn an Reaktionszeit erzielen, wenn man explizit Verhaltensrisi-
ken analysiert und unternehmerisches Verhalten „steuert“ (reguliert), indem man die Entschei-
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dungsdeterminanten (Gelegenheiten, Anreize, protektive Faktoren) der Lebensmittelunterneh-
men beeinflusst (s. linke Hälfte von Abbildung 2).

Abbildung 2: Explizite Früherkennung von Risiken durch Analyse von Verhaltensrisiken

Quelle: Eigene Darstellung

Eine systematische Analyse von Verhaltensrisiken bedeutet konkret Folgendes: Bei der Gefah-
renidentifizierung muss zunächst eine Auflistung der physischen Verstoßgelegenheiten (z.B.
Verkürzung der Wartezeit, Einsatz nicht zugelassener Stoffe, etc.) erfolgen, die aus technologi-
scher Sicht machbar sind. Bei der Gefahrenbeschreibung muss eine Beschreibung der mögli-
chen Ausformungen von Verstößen (z.B. welches Ausmaß der Wartezeitverkürzung, welches
Pestizid, welche Konzentration) vorgenommen werden. Bei der Risikobeschreibung ist die
Wahrscheinlichkeit eines Verstoßes zu schätzen, indem systematisch die situationsbedingten
ökonomischen Anreize (Verlockungen) und der Level wirksamer protektiver Faktoren erfasst
werden. An diese Bewertung von Verhaltensrisiken schließt sich das Risikomanagement an, das
letztlich auf die Suche nach geeigneten Präventionsmaßnahmen hinausläuft. Bei der Ableitung
konsistenter Maßnahmen müssen sowohl die Möglichkeiten zur Beeinflussung der ökonomi-
schen Anreizsituation als auch die Möglichkeiten zur Stärkung außerökonomischer Einfluss-
faktoren auf die Bereitschaft zur Regelbefolgung berücksichtigt werden.

3.3.2 Proaktiver Umgang mit verhaltensbedingten Risiken

In der grundsätzlichen Herangehensweise an die Aufgaben „Überwachung, Aufdeckung, Ver-
folgung und Prävention“ lassen sich zwei entgegengesetzte Extremstile unterscheiden:
(i) Beim Laissez-Faire Stil lassen es die Kontrolleure nicht an Verständnis für Regelbrecher
fehlen, wohl aber an klaren Hinweisen, dass sie mit Nachdruck auf die Vermeidung von
(Wiederholungs-) Verstößen hinarbeiten werden. Das Problem überverständnisvoller und
-nachsichtiger Kontrolleure liegt darin, dass sie das Signal aussenden, dass Vorschriften nicht
ernst zu nehmen seien, bzw. dass „nur die Dummen“ sich streng an die Regeln halten. Dies
kann unbeabsichtigt zur Erosion der (noch) vorhandenen protektiven Faktoren beitragen. Auf
jeden Fall verstärkt es fehlgeleitete Anreize und damit die Wahrscheinlichkeit von Verstößen.
(ii) Der Abschreckungsstil bezeichnet mit Blick auf kalkulierte Wirtschaftsdelikte den Ver-
such, fehlgeleitete ökonomische Anreize abzubauen; d.h. es geht um den Versuch, über die
Aufdeckungswahrscheinlichkeit und die Sanktionshöhe die relativen Preise individueller
Handlungen zu beeinflussen. Neben punitiven Maßnahmen (Verwarnungs- und Bußgelder,
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Strafen, etc.) beinhalten „Sanktionen“ in diesem Zusammenhang auch marktbedingte Einbu-
ßen aus der Aufdeckung eines Verstoßes, wie z.B. negative Reputationseffekte und Umsatz-
verluste.

Erhöhte Kontrollen und Sanktionen reduzieren zwar ökonomische Verlockungen, sie können
aber gleichzeitig bei den Betroffenen zu einer Art Trotzreaktion („Reaktanz“) führen. Die
Folge einer solch negativen Koppelung mit protektiven Faktoren ist keine Reintegration in die
Gruppe der unbescholtenen Akteure, sondern vielmehr eine desintegrative, dauerhafte Ent-
fremdung von Norminhalten. Eine Vielzahl empirischer Befunde mit „corporate regulation“,
die von der Einhaltung von Sicherheitsvorschriften in Kernkraftwerken (REES 1994) bis zur
Pflege in Altersheimen (BRAITHWAITE 2002) reichen, zeigen, dass ein Kontrollstil, der integra-
tiv-kooperative Ansätze mit Abschreckung verbindet und die Wahl der jeweiligen Reaktion an
die Gegebenheiten des Falles anpasst, Erfolg versprechender ist als reine Abschreckung4.

BRAITHWAITE (1985, 2002, 2003) fasst dies in seinem „responsive regulation model“ zusam-
men. Es besagt, dass der Regelbruch eindeutig zu kennzeichnen, den Tätern aber die Reinte-
gration in die Gemeinschaft zu ebnen ist, indem die explizite Erwartung geäußert wird, dass
sie sich künftig bessern können und werden („re-integrative shaming“). Parallel dazu sind die
Kontrollen zu intensivieren und für den Fall fortgesetzten Fehlverhaltens ist eine zunehmende
Verschärfung der Sanktionen bis hin zum Entzug der Lizenz anzudrohen bzw. vorzunehmen
(„graduated response“). Die Quintessenz dieser Vorgehensweise wurde von AYRES und
BRAITHWAITE (1992: 40) wie folgt zusammengefasst: „speak softly while carrying very big
sticks“, d.h. nach einem Erstverstoß gelten zukunftsgerichtet „bigger sticks“, und dies soll
zum Zweck der Verhaltenssteuerung auch klar und transparent kommuniziert werden.

Das allgemein akzeptierte Ziel staatlicher Bemühungen im lebensmittelrechtlichen Kontroll-
feld ist der bestmögliche Schutz des Verbrauchers sowohl im Hinblick auf den Gesundheits-
schutz als auch auf den Schutz vor Täuschung. Abbildung 3 verdeutlicht die grundsätzlichen
Anforderungen, die sich daraus für eine zielgerichtete Ausrichtung staatlicher Aktivitäten im
Umgang mit Verhaltensrisiken ergeben.

                                                
4 Dies lässt sich mit der Theorie unvollständiger Verträge in Verbindung bringen: “While not knowing the opti-

mal mix of measures (i.e. the optimal preventive strategy), we know that it will, in many cases, mean to accept
an incomplete contract (or leave it deliberately incomplete) and a certain risk of malpractice on the part of
business operators. This is based on the expectation that the marginal gains from further efforts for opportunity
control (physical incapacitation), incentive control (reduction of economic temptations, deterrence strategy)
and enhancement of benevolence (promotion of protective factors, compliance strategy) will be smaller than
the costs caused by these efforts (…). In other words, complete contracts are often not available, or too costly.
Hence some level of protective factors is needed which, in turn, is costly to increase“ (HIRSCHAUER und
ZWOLL 2006: 22).
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Abbildung 3: Ausrichtung staatlicher Aktivitäten beim Umgang mit Verhaltensrisiken
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Quelle: Eigene Darstellung (verändert nach PUONTI 2004: 95)

Der vorherrschende traditionelle Überwachungsansatz hat als Bezugspunkt vornehmlich das
individuelle Unternehmen. Zudem geht es mit Blick auf den Zeitpunkt und die Art der staatli-
chen Überwachungsaktivitäten hauptsächlich darum, Produktunregelmäßigkeiten bzw. Regel-
verstöße zu identifizieren und auf die Folgen von Verstößen im Sinne einer korrektiven Scha-
densbeseitigung bzw. -eindämmung adäquat zu reagieren. Eine präventive Wirkung wird allen-
falls über den Weg einer allgemeinen Abschreckung erwartet, wenngleich auch diese nicht sy-
stematisch überprüft wird.

Diese Schwerpunkte sind im Sinne einer systematischen Reduzierung verhaltensbedingter Risi-
ken durch einen controllingbasierten Ansatz in zweifacher Hinsicht zu verschieben:

Erstens ist mit Blick auf individuelle Unternehmen, die bereits auffällig geworden sind, der mit
dem Stichwort „responsive regulation model“ beschriebene Ansatz zu wählen. Dieser Ansatz
impliziert, dass man die Tatsache eines Verstoßes als Resultat einer individuellen unternehmeri-
schen Entscheidungssituation versteht, die offensichtlich durch spezifisch „gute“ Verstoßgele-
genheiten und/oder spezifisch hohe ökonomische Versuchungen und/oder spezifisch niedrige
protektive Faktoren gekennzeichnet ist. Responsive Regulation kennzeichnet damit einen pro-
aktiven Umgang mit dem auffälligen Unternehmen, der dessen individuell-spezifischen Ent-
scheidungsparameter verändert. Einerseits soll in der Zukunft durch die transparente Eskalation
der Sanktionen die ökonomische Anreizsituation verändert werden („bigger sticks“). Im Ex-
tremfall geht dies bis zum Entzug der Lizenz, wodurch dem betroffenen Unternehmen jegliche
zukünftige Verstoßgelegenheit genommen ist. Andererseits sollen durch das sozialpsychologi-
sche „reintegrative shaming“ die protektiven Faktoren mit Blick auf zukünftiges Verhalten er-
höht werden. Die konsistente Abstimmung und transparente Kommunikation dieser Maßnah-
men dienen dazu, zukünftige Verstöße des betrachteten Unternehmens weniger wahrscheinlich
zu machen. Dies lässt sich als risikobasierter Umgang mit evidenter Heterogenität - das versto-
ßende Unternehmen signalisiert ja, dass es anders ist als regelbefolgende Unternehmen - bzw.
als Prävention von Folgeverstößen im einzelnen Unternehmen verstehen.

Zweitens erfordert der Übergang von einer reaktiven zu einer proaktiven Herangehensweise,
dass nicht gewartet wird, bis man einen Verstoß beobachtet, um dann dieses Unternehmen „ge-
sondert“ zu behandeln. Genauso wenig soll gewartet werden, bis sich in einer bestimmten Un-
ternehmensgruppe besonders viele Delikte häufen. Vielmehr ist eine risikobasierte Vorgehens-
weise erforderlich, die gezielt die bei bestimmten Gruppen von Lebensmittelunternehmen (z.B.
Geflügelschlachtereien) vorliegenden Gemeinsamkeiten erfasst und vorausschauend (d.h. ohne
dass man die Aufdeckung bzw. eine Häufung von Delikten abwartet) eine risikobasierte Be-
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wertung bzgl. der physischen Verstoßgelegenheiten, ökonomischen Anreize und protektiven
Faktoren vornimmt. Diese Gemeinsamkeiten sind dann für eine tatsächliche Prävention zu-
künftiger Verstöße im Sinne einer gruppenbezogenen Veränderung der Entscheidungsfaktoren
(Gelegenheiten, Anreize und protektive Faktoren) und Verhaltenssteuerung zu nutzen.

Neben den Verhalten steuernden Maßnahmen in problematischen Einzelunternehmen bzw. dif-
ferenziert für bestimmte Teilgruppen von Unternehmen mit ähnlichen Tätigkeitsfeldern und
Rahmenbedingungen ist den Wechselbeziehungen zwischen Überwachung, Aufdeckung, Ver-
folgung und Prävention durch eine effektive Risikokommunikation Rechnung zu tragen. Nur
wenn alle Stakeholder (Risikobewerter, Risikomanager, Lebensmittelunternehmen, Verbrau-
cher, Wissenschaftler) das konzeptionelle Verständnis teilen, dass Verstöße eine Folge von
physischen Gelegenheiten, ökonomischen Anreizen und mangelnden protektiven Faktoren
sind, lässt sich das Problem durch koordinierte Maßnahmen mildern.

3.4 Kriminologische Detaillierungen

Nachdem im vorangegangenen Kapitel die aus der Kooperation der Teilprojekte hervorge-
gangene ökonomisch-kriminologische Gesamtsicht auf die konzeptionelle Einordnung ver-
haltensbedingter Risiken dargestellt wurde, folgen an dieser Stelle einige speziell für diesen
Teil des Projekts relevante terminologische und konzeptionelle Detailansichten zum (weiten)
Feld der „Wirtschaftskriminalität“ und zu dem (neuen) Konzept der „protektiven Faktoren“.

3.4.1 Begriffskomplex „Wirtschaftskriminalität“

Wie in allen anderen Bereichen des gesellschaftlichen Lebens kommt es auch in der Sphäre
der Ökonomie (Wirtschaft) zu Straftaten (Wirtschaftskriminalität). Der gerade in der Europäi-
schen Union hochverrechtlichte Bereich der Lebensmittel-Wirtschaft mit seinen zahlreichen
Ansatzpunkten für profitable Normverstöße im Inland und mehr noch bei Handelsaktivitäten
zwischen EU-Alt- und Neumitgliedern sowie Drittstaaten weist prima facie – auch wenn auf-
grund der Zugangsbarrieren zu diesen Feldern weder aussagekräftige Kriminalitätsbela-
stungsziffern noch zuverlässige Dunkelfeldstudien oder gar internationale branchenbezogene
Vergleichsdaten vorliegen – keine unterdurchschnittliche Kriminalitätsbelastung auf (vgl.
ALBRECHT UND ENTORF 2003). Der Teilbereich der Lebensmittelkriminalität (food crime;
POINTING 2005) ist durch einige Besonderheiten gekennzeichnet. Eine davon hängt mit der
Kurzlebigkeit der Produkte zusammen. Sie manifestiert sich in der typischen Schwierigkeit,
beim unzulässigen Inverkehrbringen von (z.B. „abgelaufener“) Ware gerichtsverwertbare Tat-
sachenfeststellungen qualitativer Art über die längst verzehrten Produkte, geschweige denn
solide Aussagen über Kausalitätsbeziehungen zwischen deren Konsum und späteren Gesund-
heitsbeeinträchtigungen zu treffen (vgl. PETER 2006).

Lebensmittelkriminalität ist häufig zugleich Weiße-Kragen-Kriminalität (white collar crime).
Der 1939 von Edwin H. Sutherland eingeführte Begriff bezeichnet (im Gegensatz zur Krimi-
nalität der Angehörigen unterer sozialer Schichten) alle Taten, die „von Personen mit hohem
Ansehen und sozialem Status im Rahmen ihrer beruflichen Tätigkeit“ begangen werden
(Sutherland 1983: 7). Zu dieser weiten Deliktsgruppe gehören Straftaten von Unternehmen,
bzw. ihren Vorstandsmitgliedern, die typischerweise nicht auf der Straße, sondern in den Che-
fetagen begangen werden (crime in the suites im Gegensatz zu crime in the streets) sowie
überhaupt alle „im Zusammenhang mit der beruflichen Tätigkeit begangenen Delikte erfolg-
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reicher Selbständiger (Handwerker, Einzelhändler, Ärzte, Rechtsanwälte etc.), vor allem aber
auch hochgestellter Beamter und Angestellter im öffentlichen Dienst“ (BOERS U.A. 2003:
470).

Innerhalb von white collar crime ist zwischen Mitarbeiterkriminalität und Unternehmenskri-

minalität zu unterscheiden. Mitarbeiterkriminalität (occupational crime, bzw. Berufs- oder
Betriebskriminalität; vgl. GODSCHALK 2007) ist die Summe eigennütziger Straftaten, die von
Angestellten unter Ausnutzung ihres Beschäftigungsverhältnisses begangen werden. Der Be-
griff der Unternehmenskriminalität (corporate crime) bezeichnet hingegen alle Straftaten, die
Unternehmensangehörige oder Unternehmen gegeneinander, gegenüber öffentlichen Einrich-
tungen oder privaten Verbrauchern in Verfolgung des (vermeintlichen) wirtschaftlichen Inter-
esses des Unternehmens oder eines seiner Teile begehen (ähnlich: BOERS U.A. 2003: 470).

Entsprechende Verabsolutierungen des Ziels gegenüber den Mitteln kommen nicht nur bei
Wirtschaftsunternehmen vor, sondern auch z.B. bei Organisationen mit religiösen oder sozia-
len Zielen. Insofern handelt es sich bei Unternehmenskriminalität um einen Unterfall von Or-

ganisationskriminalität (organizational crime).

Bei all diesen Termini spricht man allerdings zur Vermeidung von  Missverständnissen statt
von Kriminalität bzw. crime besser von Delinquenz bzw. deviance, wenn neben Verbrechen
und Vergehen auch Verstöße unterhalb der Schwelle von Kriminalunrecht (Ordnungswidrig-
keiten) mitgemeint sind.

3.4.2 Begriffskomplex „Protektive Faktoren“

Die herkömmliche Suche nach Tätern und Motiven von corporate deviance war nicht sonder-
lich erfolgreich. Dies erstens wegen der bekannten empirischen Unzugänglichkeit des Gegen-
stands, zweitens aber auch, weil es sich um einen durch „great rewards and low risks of de-
tection“ (BRAITHWAITE 1985: 7) gekennzeichneten Bereich handelt. Das lässt die Begehung
von Verstößen bei ökonomischer Betrachtung generell erwartbar erscheinen. Deshalb könnte
es sich hier lohnen, unter Umkehrung der üblichen Fragestellung nicht nach den Bedingungen
für Devianz, sondern denen für die Befolgung von Regeln zu fragen. So ließen sich Schutz-

faktoren (protective factors) ausfindig machen, die erklären könnten, warum sich einige Ak-
teure trotz der vielen auch aus ihrer subjektiven Sicht erkennbaren „guten Gelegenheiten“ für
illegale Profite durchgängig an die Regeln halten (vgl. BRAITHWAITE 1985). Wenn es gelänge,
solche „protektiven Faktoren“ zu identifizieren, könnte man in einem weiteren Schritt auch
Interventionsstrategien zu deren Stärkung erarbeiten. Erforderlich wäre für ein solches Vor-
haben allerdings eine heuristische Operationalisierung. Diesem Zweck dienen in den folgen-
den Passagen (i) eine Erläuterung des Ursprungs des Konzepts der protektiven Faktoren und
die Diskussion der Übertragbarkeit auf die Kriminologie, gefolgt von (ii) Überlegungen zu
möglichen protektiven Faktoren auf verschiedenen Ebenen der Analyse.

Ursprung und Übertragbarkeit des Konzepts
Der Begriff der protektiven Faktoren stammt aus den Gesundheitswissenschaften (vgl.
ANTONOVSKY 1997). Ihm liegt der Gedanke zugrunde, dass Gesundheit nicht einfach nur als
Konsequenz aus der Abwesenheit von Krankheitsursachen bzw. Risikofaktoren (Rauchen,
Stress etc.) erklärt werden kann. Immerhin blieben ja (einige oder sogar viele) Menschen über
(sehr) lange Zeit trotz des Vorliegens von Risikofaktoren gesund. Wenn diese Personen aber
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trotz des Lebens mit Risikofaktoren tatsächlich gesund bleiben oder wieder werden, dann pro-
fitieren sie vielleicht davon, dass sie über Merkmale – eben Schutzfaktoren - verfügen, die
ihre Vulnerabilität, bzw. Anfälligkeit für die negativen Wirkungen von Risikofaktoren verrin-
gern oder aufheben.

Die Gesundheitswissenschaften unterscheiden zwischen internen und externen protektiven
Faktoren. Als interne Schutzfaktoren gelten z.B. Flexibilität, Kontaktfreudigkeit, Ausgegli-
chenheit, kognitive und soziale Kompetenzen, eine positive Selbstwahrnehmung (Selbst-
wert/Selbstwirksamkeit, Kontrollüberzeugung, Optimismus) und Kohärenzsinn (u.a.: religiöse
Verankerung) ebenso wie eine emotional sichere Bindung an Bezugspersonen. Ein externer
Schutzfaktor ist vor allem die Unterstützung durch ein (notfalls auch nur vom Subjekt über-
zeugend imaginiertes) solidarisches Netzwerk, sei es die Familie, sei es ein außerfamiliärer
Zusammenhalt. Ähnliches fand sich auch bei Übertragungen des Konzepts auf Jugendkrimi-
nalität (FARRINGTON 1994; LÖSEL UND BLIESNER 1994; LÖSEL UND BENDER 2003) und den
Jugendstrafvollzug (HOSSER 2001). Hier fand man heraus, dass manche Jugendliche trotz ih-
rer „an sich“ kriminogenen Belastungen aufgrund ihres positiveren Selbstkonzepts und ihrer
Überzeugung, über ein soziales Netz zu verfügen, eine kriminelle Karriere, bzw. psychische
Schäden durch das Erleiden des Freiheitsentzugs vermeiden konnten.5.

Allerdings sind noch nicht alle Fragen bezüglich der Übertragbarkeit des Konzepts der pro-
tektiven Faktoren auf die Kriminologie geklärt. Vor allem meint Vulnerabilität gegenüber
Krankheit etwas anderes als gegen Delinquenz. Während das Individuum sich zur Krankheit
abwehrend verhält (und dann allenfalls gegen seinen Willen zu deren Opfer wird), ist das
Verhältnis zu Delinquenz komplexer. Die Vulnerabilität ist eine andere, auf den Willen des
Subjekts bezogene, und wer anfällig ist für die Versuchungen der Delinquenz, drückt diese
Anfälligkeit gerade dadurch aus, dass er sich zur Planung und Durchführung von (gelegent-
lich sogar sehr aufwendigen und komplexen) Taten motivieren lässt. Delinquenz beruht also
anders als z.B. Infektionskrankheiten nicht einfach auf dem Angriff von außen und einem
Mangel an Immunabwehr, sondern hängt mit der Willensbildung des Individuums innerhalb
von zwei denkbaren Ungleichgewichtssituationen zusammen: wenn das Individuum zu wenig
äußeren Restriktionen und sozialen Kontrollen ausgesetzt ist, kann der Überschuss an Selbst-
bestimmung zu Delinquenz führen („Übermut“); wenn das Individuum einem Übermaß an
einengenden Bedingungen unterliegt, können Not und Überforderung zu („Verzweiflungs“-)
Taten führen (TITTLE 1995).

Zudem wirkt offenbar nicht jeder „protektive Faktor“ immer und unter allen Umständen so
wie erhofft. „Hohe Intelligenz“ kann z.B. von Delinquenz abhalten, u.U. aber auch gepaart
mit einem hohen Selbstbewusstsein zu der (kriminogenen) Überzeugung führen, dass man
schon ungeschoren davonkommen werde. LÖSEL UND BENDER (2003, S. 135) schlugen des-

                                                
5 Ein australischer Bericht (NATIONAL CRIME PREVENTION 1999: 119f.) erklärte die Bedeutung der Identifizie-

rung dieser Faktoren unter Hinweis auf den Umstand, dass der frühkindlichen Belastung mit Risikofaktoren
zwar einerseits eine hohe prädikative Kraft zukomme, dass aber andererseits immerhin die gute Hälfte der sol-
cherart belasteten Kinder im weiteren Lebensverlauf keine stabilen Muster delinquenten Verhaltens entwickle.
Gerade dann, wenn es nicht leicht sei, die Risikofaktoren zu beeinflussen, komme der Identifikation von pro-
tektiven Faktoren und deren Förderung besondere Bedeutung zu: „It is especially important then to identify
protective factors and mechanisms that are likely to inhibit the development of antisocial behaviour. Preventa-
tive action cannot be solely directed toward risk, especially when risk factors are difficult to modify.“
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halb vor, künftig weniger von protektiven Faktoren im allgemeinen als vielmehr von den
protektiven Funktionen bestimmter Ausprägungen einzelner Variablen zu sprechen.

Die Diskussion über protektive Faktoren, die in der Kriminologie noch ganz am Anfang steht,
trifft sich mit den Untersuchungen, die in der Rechtssoziologie unter dem Stichwort der Ver-
fahrensgerechtigkeit bzw. procedural justice durchgeführt werden. Insbesondere ist hier auf
die bekannte Studie von TYLER (2006) - „Why People Obey the Law“ – hinzuweisen. Im Ge-
gensatz zu der verbreiteten Überzeugung, das Verhaltens der Menschen sei im wesentlichen
eine Funktion ihrer Furcht vor Sanktionen, konnte TYLER zeigen, dass Personen, die der
Überzeugung sind, dass man sie fair behandelt (hat), auch bereit sind, die für sie negativen
Konsequenzen der Normbefolgung gutzuheißen und sich entsprechend zu verhalten.

Die Sozialpsychologie kommt auf andere Weise zu kompatiblen Ergebnissen. Wenn eine
Verhaltensanforderung von den Adressaten als Verletzung von Werten empfunden wird, die
für sie wichtig sind, wenn sie sich deshalb oder zudem unfair behandelt fühlen – so die Er-
gebnisse von BREHM UND BREHM (1981) – dann nützt häufig auch die schärfste Sanktionsdro-
hung zur Befolgung einer Norm nichts. Es entwickelt sich eine Trotzreaktion – Sozialpsy-
chologen sprechen von Reaktanz - die sich in der absichtsvollen Brechung der Norm gerade
angesichts der Sanktionsdrohung manifestiert.

Mit diesen Kautelen wurde in der vorliegenden Untersuchung nicht nur nach der ökonomi-
schen Struktur des Gegenstandsbereichs und nach den Bedingungen für Devianz gefragt, son-
dern so gut es ging auch die Frage untersucht: „Welche Faktoren - in welcher Ausprägung -
üben eine wirksame protektive Funktion in dem Sinne aus, dass sie es manchen – welchen? -
Akteuren ermöglichen, den wirtschaftlichen Anreizen zu lukrativen Normbrüchen zu wider-
stehen?“

Protektive Faktoren auf der Makro-, Meso- und Mikro-Ebene

Da nun aber Einflüsse ganz unterschiedlicher Art eine Rolle spielen (können), die von öko-
nomischen Umbruchsituationen historischer Größenordnung über Unternehmens-Strategien
und business ethics bis zu der persönlichen Anschauung eines einzelnen Akteurs reichen, war
es erforderlich, die potentiellen protektiven Faktoren nach Abstraktionsgrad zu ordnen. Die
Frage „Why People Obey the Law“ (TYLER 2006) lässt sich unter Berücksichtigung von Ein-
flüssen auf verschiedenen Ebenen untersuchen, nämlich auf der mikro-sozialen des individu-
ellen Handelns, der meso-sozialen der Unternehmen und der makro-sozialen Ebene der Ge-
samtgesellschaft. Von oben nach unten geordnet geht es makroperspektivisch um sozio-
ökonomische, politische und kulturelle Strukturen, um generalisierte Verhältnisse zwischen
relevanten Akteursgruppen und nicht zuletzt um Fragen des Legitimitätsglaubens, mesoper-

spektivisch um Fragen der Unternehmensphilosophie, strategie, -ethik und –kultur sowie mi-

kroperspektivisch um Eigenschaften, Einstellungen und Entscheidungen von individuellen
Akteuren zu abweichendem oder konformen Verhalten.

Auf der Makro-Ebene verringert ein stabiler und geordneter Markt die Wahrscheinlichkeit
von Normverstößen, während rasante Entwicklungen, Turbulenzen und Strukturumbrüche die
strukturellen Spannungen erhöhen. Zum einen können die im geordneten Markt wirkenden
Schutzmechanismen durch hohe ökonomische Anreize zu Normbrüchen (Existenzgefährdung,
Extraprofite) gefährdet werden. Zu Spannungen können Globalisierung (Futtermittel und
tiefgefrorene Produkte aus Brasilien und Südostasien), Expansion (überdurchschnittliches
Wachstum des Geflügelfleischkonsums auch im Vergleich zum Schweine- und Rindfleisch-
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Konsum) und Konzentration sowie vertikale Integration führen. Auf globaler Ebene ist das
aus Arkansas (USA) stammende Unternehmen Tyson Foods (Schlachtung von 2,2 Milliarden
Hühnern pro Jahr) Modell für die weltweite innovativen Form intensiver, vertikal integrierter
und vor allem industrialisierter Geflügelproduktion mit ihren strukturell belastenden Implika-
tionen, die oft eine geringe Ausprägung protektiver Faktoren indizieren können6 und die nicht
nur in Thailand (durch das Exportkonglomerat Charoen Pokphand; CP), sondern auch im
Gelderland (Holland) und in Ansätzen in Deutschland Einzug gehalten haben. Bei ungebro-
chener Entwicklung der Nachfrage nach Geflügelfleisch und der zu erwartenden weiteren Ex-
pansion der Produktion (Europa: von 19 Mio. t im Jahre 1983 auf 39 Mio. t im Jahre 2020; in
der Dritten Welt: von 10 Mio. t im Jahre 1983 auf 70 Mio. t im Jahre 2020; vgl. DAVIS 2005:
75) ist die strukturelle Spannung in diesem Bereich einschließlich der wahrscheinlichen Fol-
gen für die (schwache) Ausprägung protektiver Faktoren absehbar.

Wie eine gewisse Machtbalance zwischen Produzenten, Händlern und Verbrauchern eher
protektiv wirken dürfte, so können auch bestimmte (positive = law-abiding) Milieus, Tradi-
tionen und Kulturen ganzer Branchen (mit ihren jeweiligen Wert- und Normorientierungen
und Selbstbildern z.B. von Arbeitern, Angestellten, landwirtschaftlichen Unternehmern usw.)
entsprechenden Einfluss ausüben.

In diesem Zusammenhang spielen kollektive Selbst- und Fremdbilder eine große Rolle, aber
auch die damit verbundene Zufriedenheit mit dem gesellschaftlichen Status und der Legiti-
mitätsglaube in bezug auf die Quellen der den Wirtschaftsbereich regulierenden Normen. Von
Bedeutung ist auch die Überzeugung von der zentralen gesellschaftlichen Bedeutung des ei-
genen Berufsstandes (Landwirt; Nahrungsmittelproduktion). Das positive Gut, das produziert
wird, verleiht auch den Produzenten ein positives Selbstbild und eine Vorstellung von der
Berechtigung des Anspruchs auf entsprechendes soziales und ökonomisches Kapital. Dieses
Selbstbild kann dann Probleme nach sich ziehen, wenn es zu Friktionen mit der gesellschaftli-
chen Wirklichkeit und z.B. zu Statusinkonsistenz führt. Bekanntlich klaffen Selbstbild der
Landwirte und gesellschaftliche Wahrnehmung der Landwirtschaft auseinander. Wahrneh-
mungs- und Bewertungskonflikte (zwischen den LandwirtInnen auf der einen und der nicht
landwirtschaftlichen Bevölkerung und den Medien auf der anderen Seite) kulminieren nach
Untersuchungsergebnissen von BIOGUM in dem Vorwurf, „die LandwirtInnen bekämen viel
zu hohe Subventionen, während die LandwirtInnen sich angesichts ihrer hohen Arbeitszeiten
im Vergleich zur restlichen Bevölkerung als unterbezahlt empfinden“ (FEINDT U.A. 2004: 3,
13). Das kann dann wiederum die Grundlage für eine höhere Bereitschaft zum Normbruch
legen – ist man dann doch eher auch der Ansicht, dass die Normgeber keine Ahnung von den
wahren Erfordernissen der Praxis hätten und sich unter Befolgung aller Regeln sowieso nicht
vernünftig wirtschaften ließe.

Weiterhin gehört die Differenzierung der Märkte in einen „konventionellen“ und einen „öko-
logischen“ Zweig zur Makro-Ebene. Hier kann u.a. die rasche Expansion eines Marktseg-
ments – wie der gegenwärtige Boom der Bio-Branche in Deutschland mit immerhin (für die
Landwirtschaft insgesamt außerordentlich untypischen) zweistelligen jährlichen Zuwachsra-

                                                
6 Nach DAVIS (2005: 76) steht das Unternehmen auch für negative Nebenfolgen dieser Innovation wie vor allem

„für die Ausbeutung von Vertragsbauern, für Gewerkschaftsfeindlichkeit in den Betrieben, für wild wuchernde
Verstöße gegen das Arbeitsrecht, für Wasserverschmutzung durch Einleitung von Abwässern in die Flüsse und
für politische Korruption.“
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ten – zur Erhöhung der Verstoßanreize (Umdeklaration) führen und zugleich neue Akteure
stimulieren. Diese sind dann womöglich weniger aus ökologischen als aus ökonomischen
Gründen in dem Feld aktiv, also tendenziell mit weniger starken protektiven Faktoren ausge-
rüstet.

Auf der Meso-Ebene spielt die Organisation des Unternehmens eine zentrale Rolle. Ein Un-
ternehmen, das klare Verantwortlichkeiten etabliert und selbständig den gesamten Produkti-
onsablauf nach kritische (fehleranfälligen) Punkten durchforstet und Kontrollmechanismen
einrichtet, ist eher gegen Fehlverhalten geschützt als eines, das diesbezügliche Schwachstellen
toleriert. Es kann so modern, so klar und so eindeutig auf Legalität hin angelegt sein, dass es
von daher schon über einen relativen Schutz gegenüber Regelverstößen oder deren Hinnahme
im Rahmen einer Nachlässigkeitskultur verfügt. Zu dieser Dimension der protektiven Struktur
eines Unternehmens gehören auch Transparenz, Accountability und flache Hierarchien. Ein
„Code of Conduct“, der u.U. aus einem expliziten Leitbild folgt und letztlich auf einer „Un-
ternehmensethik“ gründet, kann dazu beitragen, auch den eigenen Angestellten den Sinn und
die Bedeutung der lebensmittelrechtlichen Regelungen nahe zu bringen. Eine relevante Stra-
tegie kann in der Entwicklung einer Marke bestehen, mit der Reputation und Vertrauen der
Kunden verbunden wird. Das Unternehmen stellt damit gleichsam eine „Geisel“ am Markt: es
ist mit der Akzeptanz der Marke auf Wohl und Wehe verbunden, was wiederum Rückwirkun-
gen auf die Bemühungen zur Normeinhaltung auf allen Ebenen des Produktionsprozesses
rückwirken kann. Eine Strategie des Qualitätsmanagements setzt im Marketing die Tatsache
der kontrollierten Qualität der Abläufe und Produkte als Ressource zum eigenen Vorteil ein.

Auf die Mikro-Ebene der individuellen (internen und externen) Merkmale wurde schon bei
der Erörterung des Konzepts der protektiven Faktoren eingegangen, so dass an dieser Stelle
der Hinweis genügt, dass in bezug auf diese nach Kohärenzgefühl (Fairness-Bewusstsein),
Verantwortungsgefühl (Verantwortungsethik, Empathie), Selbstwirksamkeitserwartung (Be-
wältigungsfähigkeit) und Netzwerkbezug (Solidaritätsgefühl, soziales Bewusstsein) Ausschau
gehalten wurde.

4 Empirische Ergebnisse zu protektiven Faktoren in der Geflügelwirtschaft

Im folgenden werden in knapper Form die empirischen Ergebnisse der Interviews dargestellt.
Vorwegzuschicken ist, dass aufgrund der oben (vgl. Vorbemerkung sowie Punkt 2.2) darge-
stellten Restriktionen nicht die ursprünglich erhoffte Datenmenge von Selbstaussagen rele-
vanter ökonomischer Akteure gewonnen werden konnte und deshalb in diesem Abschnitt die
Perspektive der Akteure aus dem Kontrollfeld vergleichsweise stark vertreten ist.

4.1 Die Makro-Ebene: Branchenstrukturen und -Ideologien

Als Gefährdung protektiver Faktoren gilt der Preisdruck. Es scheint geradezu Konsens der
Befragten zu sein, Fleisch sei heutzutage

„letzten Endes auch zu billig, um wertvoll zu sein. Und das führt dazu, dass wir solche

Herstellungsverfahren im Grunde haben“ (Interview 4: 370-373).

Dasselbe gilt nach Expertenansicht auch für den Öko-Bereich:
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„Also, auch biologische Landwirte unterliegen natürlich einem Preisdruck und müs-

sen gucken, dass das Huhn 290 Eier legt, das Biohuhn. Was halt nah an dem ist, was
der konventionelle Kollege so leistet. (Interview 7: 880-882).

Tatsächlich ist es allerdings so, dass gerade die Rationalisierungsprozesse – also die Herstel-
lungsverfahren – die Preise senken, Gewinnerzielung möglich machen und sogar die Nor-
meinhaltung bzw. Qualitätsstandards sichern können. Teilweise sind kapitalkräftige Vorreiter
im Konzentrationsprozess der Branche sogar in der Lage, die allgemein gültigen Standards
durch die Einführung eigener und besonders anspruchsvoller Qualitätsnormen zu überbieten.
Eher als Deutschland beschritten einige Nachbarländer den Weg der Entwicklung von Ni-
schenmärkten oder Qualitäts-Innovationen. Deutschland hingegen erwies sich angesichts der
Überkapazitätskrise der 1990er Jahre als wenig innovativ und verzichtete damit weitgehend
auf einen protektiven Faktor:

„Die deutsche Fleischwirtschaft ist im Grunde genommen auf Grund dieser schwierigen

Situation dazu übergegangen, ihr Heil im Grunde genommen in einer Betriebssenkungs-

politik zu suchen. Also, sie hat weniger auf Wettbewerbsparameter geachtet, wie Quali-

tät, neue Produkte oder innovative Verfahren, sondern es ist ausschließlich diese Kosten-

senkungsstrategie eingeschlagen. Sie hat die Schlachtung und Zerlegung ausgelagert aus

dem Organisationsbereich und Fremdpersonal mit diesen Tätigkeiten beauftragt“ (Inter-

view 11: 81-86).

Über die protektive Qualität der „Kultur“ der Geflügelbranche finden sich divergierende Ein-
schätzungen. Während aus gewerkschaftlicher Perspektive betont wird, dass die Kultur im
Niedergang begriffen sei und die Qualität der Produkte unter dieser „besonderen Kultur“,

„die im Grunde genommen durch keine Sozialpartnerschaft geprägt ist, durch eine sehr

antigewerkschaftliche Haltung und im Grunde genommen weiße Flecken, was die Tarif-

situation anbelangt (...) die (...), in einer gewissen Richtung ist, die ich mal unwissen-

schaftlich versaut nenne“ (Interview 11: 11ff.)

zu leiden habe, lässt sich aus anderer Perspektive sogar eine Verbesserung der Sensibilität der
Verbraucher und ein höheres Niveau der Qualität im Vergleich zu den Dekaden vorher fest-
stellen (s.u. 4.1.1).

4.1.1 Positive Befunde

Obwohl insbesondere die Skandale der letzten Jahre dazu führten, dass die Geflügelprodukti-
on im Ganzen in die Kritik geriet, sprechen einige Interviewpartner doch rückblickend von
erheblichen Fortschritten:

„Weil ich einer, jetzt komm ich zu mir, meine Erfahrung habe aus den 80er Jahren. Da

hab ich so 10 Jahre lang Futtermittelüberwachung gemacht für diesen Bereich XXX.

Dann war ich, wie lange jetzt raus? 13 Jahre, mhm, bald, ja, und bin jetzt wieder drin.

Und den Vergleich, 80er Jahre und jetzt, Anfang 2000 oder wo wir uns jetzt bewegen.

Wenn man das vergleicht, in der Sensibilisierung der Wirtschaft, da hat sich viel verän-

dert. Sehr viel verändert. Nicht bei allen, aber bei den meisten. Einfach aus eigenem In-

teresse heraus, das Futter ist mehr in den Vordergrund gerückt, man weiß, dass das der

Anfang, der Ausgangspunkt der Nahrungsmittelkette ist. Und auch aufgrund der, ja, der

Dinge, die zwischenzeitlich passiert sind und was Sie eben sagten, an Skandalen, an Kri-
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sen, an Zwischenfällen, die dazu geführt haben, auch den rechtlichen Rahmen besser ab-

zustecken, klarer zu definieren, mehr Druck auszuüben, (...........) in die Pflicht zu neh-

men. Und das haben die Betriebe wahrgenommen. Das muss man eindeutig so sehen“

(Interview 35: 173-186).

Betrachtet man die sich nicht ausschließlich an Preisen orientierende Verbrauchermacht, so
sind die Anstrengungen in Richtung Tierschutz sicher der Sensibilität der Verbraucher ge-
schuldet. Dass sich gerade jetzt Verbraucherorganisationen wie z.B. Foodwatch bilden und zu
Wort melden, macht die Probleme sichtbar und ist im Sinne der Tendenz zu einer Verringe-
rung der Informations-Asymmetrie auf der Makroebene für die Unternehmen wie für die
künftige Verminderung des Risikos von Normverstößen von Vorteil. Die Entwicklung und
Etablierung einer Ökobranche ist in diesem hohem Maße erst durch die Effektivität der Kon-
trollinstanzen in Verbindung mit informeller sozialer Kontrolle in diesem Bereich möglich
geworden.

4.1.2 Negative Befunde

Als Druckfaktoren in Richtung auf generalisierte Abweichung wirken in der Branche zum
einen inhärente Bedingungen (Kurzfristigkeit; verderbliche Ware), zum anderen auch kon-
junkturelle Phänomene und Verwerfungen ökonomischer und anderer Art, welche die ge-
samte Branche betreffen.

Die Kurzfristigkeit als problemgenerierendes Phänomen, das immer wieder die Akteure in
diesem Feld unter Handlungsdruck setzt, wird von den Interviewten etwa folgendermaßen
thematisiert:

„Also die meisten Geflügelhalter sind ja Großhalter, auch im Westen (...) Und dann fal-

len da schlagartig mal 100.000 an und wenn das dann nicht am Markt unterzubringen ist,

und das Fleisch auch noch schneller verdirbt, dann habe ich natürlich einen erheblichen
Handlungsdruck“ (Interview 40: 518-526).

„Da könnte ich mir schon vorstellen, also dass im Geflügelbereich solche Warenströme

auch sich verändert haben, dass da irgendwie Absatzmärkte wegbrechen oder die Preise

einfach nicht mehr hinhauen oder so was. Und dann kann ich mir schon vorstellen, dass

das ganz schnell diverse Tonnen Ware einfach überständig sind. Und dass man dann ver-
sucht, die irgendwo hinzuschieben“ (Interview 41: 463-467).

In Umbruchssituationen, die viele Akteure an den Rand des Ruins – oder darüber hinaus in
die Insolvenz – treiben, sind ökonomische Grenzsituationen für die Unternehmen gewisser-
maßen der Alltag. In der Geflügelbranche war im Untersuchungszeitraum etwas von einer
solchen Atmosphäre zu spüren. Häufig drückte sich die makro-ökonomische Spannung in
Hinweisen auf die geschmolzenen Gewinnmargen aus:

„Oh Gott, dieser große Discounter, oder er hat einfach die Möglichkeit, die Ware

kurzfristig zu ersetzen, und sagt, wenn Du nicht, dann eben jemand anderes (...) Dadurch

eben diese Rückkoppelungseffekte bis in diesen Riesenbetrieb hinein, der ja auch dem ge-

samten vorgelagerten Prozess, der Hähnchenmast bei den Erzeugern, auch schon im
Griff hat“ (Interview 22: 488-495).

Wo Existenzbedrohungen auftauchen, ist es eine Frage der Interpretation der Ursachen dieser
Situation, ob man sie als gleichsam naturbedingt oder als ungerecht ansieht:
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„Dann ist das kein faires Spiel mehr. Da können wir nicht auf irgendwelche Kräfte

vertrauen. Sondern hier wird Preisdruck ausgeübt und der führt dann, in der Konsequenz

dazu, dass wenn jemand mit dem Rücken zur Wand steht, er anfängt zu manipulieren.

Der sagt, wenn ich kaputt gemacht werde, dann schlage ich zurück, dann probiere ich
erstmal noch irgendwie anders durchzukommen“ (Interview 40: 576-580).

Protektive Faktoren fehlen dann aufgrund von makrostrukturellen Problemlagen, bei denen
Marktakteure länger am Markt verbleiben, als ihre ökonomische Gesamtsituation es bei Ein-
haltung der Normen erlaubte:

„Und die Preise für Lebensmittel sind so, dass die Leute streckenweise verweigern,

einen neuen Besen zu kaufen. Weil die Margen einfach viel zu gering sind. Das ist …

Wenn man sieht, für welchen Preis Fleisch über die Ladentheke geht, das ist eigentlich
gar nicht produzierbar“ (Interview 41: 143-145).

Der Druck, der sich dann strukturell in Richtung auf die Begehung von Normverstößen ent-
wickelt, entgeht den befragten Experten nicht:

„Es wird immer schwieriger, auf ehrliche Art und Weise in der Lebensmittelbranche

Geld zu verdienen. Wenn ich alle Normen einhalte, hab ich deutlich höhere Unkosten als
jemand, der das nicht tut“ (Interview 41: 1015-1018).

4.1.3 Ansatzpunkte

Ein ausgeglichenes Verhältnis von Produzenten, Händlern und Verbrauchern im Hinblick auf
die Verteilung von Informationen und Einfluss würde ein System von „Checks and Balances“
ohne strukturell bedingte Begünstigungen von Normverstößen darstellen können. Von diesem
Idealbild ausgeglichener Verhältnisse ist die Geflügelwirtschaft weltweit, aber auch in
Deutschland, nach Einschätzung vieler Experten zwar weit entfernt. Es sind aber Ansätze zu
einer Stärkung der Stellung der Normbenefiziare – der Verbraucher – zu konstatieren.

Ohne Unterstützung sind Verbraucher auf dem in Frage stehenden Markt nicht in der Lage,
informierte Entscheidungen zu treffen.

„Qualitätsunterschiede zu bewerten ist für 99 Prozent der Kunden unmöglich, (ich würde

mich da selber) mit einschließen, obwohl ich ja einigermaßen ein Auge auf der Szene ha-
be“ (Interview 4: 908-910).

„Dann kann ich ihm aber auch, natürlich auch verdorbenes Hühnerfleisch hinstellen,

würde er genauso essen, schmeckt ihm. Schmeckt doch alles gleich. Solange es ihm nicht
schlecht wird davon, ist es mir auch egal“ (Interview 40: 896-898).

„weil heute ist es ja so, sobald ein Import aus Brasilien eine Verarbeitungsstufe in einem

EU-Land durchlaufen hat ist es ein EU-Produkt, dann ist es für den Konsumenten die

Herkunft nicht mehr nachvollziehbar und das kann so nicht sein“ (Interview 7: 1188-
1190).

Einen Ansatzpunkt für die Verringerung von Asymmetrien sieht derselbe Experte nicht in den
Marktkräften selbst, sondern in einer entsprechenden Verbraucherschutzgesetzgebung:

„..  und deswegen glaube ich, dass vom Markt her nichts kommen wird. Es wird nur

von den Normen letzten Endes was kommen, von den Gesetzen...“ (Interview 4: 910-
912).
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Der entscheidende Punkt ist dabei der Transfer der Informationen, die bei den Kontrollbehör-
den anfallen, zu den Verbrauchern selbst. Bei leichtverderblichen Waren wie Geflügelfleisch
ist nur tagesaktuelle Transparenz der Verdachtsfälle und Untersuchungsbefunde eine geeig-
nete Basis für informierte Verbraucherentscheidungen. Kontrollstrukturen könnten Qualität-
sinformationen liefern und damit die Informationsnachteile der Verbraucher kompensieren
helfen.

Hier ist die Interessensabwägung zwischen dem Informationsanspruch der Allgemeinheit und
den ökonomischen Interessen der Betriebe, die in der aktuellen Gesetzeslage zugunsten letzte-
rer ausfällt, zu überprüfen. Allerdings ist es kein Geheimnis, dass die großen wirtschaftlichen
Akteure in weitaus höherem Maße organisations- und konfliktfähig sind als die wenig schlag-
kräftigen Verbraucher oder sogar die öffentlichen Institutionen. Oft wird in diesem Kontext
auf die überwältigende Machtposition der Handelsketten in diesem Bereich hingewiesen:

„Aber wenn heute eine öffentliche Institution hingehen würde, würde öffentlich sagen,

kauft nicht bei den Discountern und so weiter und so fort, dann bekämen sie eine Kla-

ge an den Hals, dass die nicht mehr weiß, ob sie ein Männchen oder Weibchen ist. Al-

so wagt er es nicht, er will ja seinen Job behalten. Es ist auch ein Spiel mit der Angst,
ganz klar“ (Interview 40: 860-863).

Auf „smart controls“, bei denen staatliche Normen die Anreize richtig setzen und damit den
Hebel der Marktprozesse zum Schutz der Rechtsgüter einsetzen, kommt ein Interviewter im
Hinblick auf die Probleme der Massentierhaltung zu sprechen::

„Also ich würde sagen, es bringt mehr, das Wirtschaften für Massentierhaltung un-

rentabel zu machen, indem man z.B. sagt, die Folgekosten für die Umwelt - die be-

zahlt ihr, oder irgendwelche anderen Geschichten, die bezahlt ihr, ihr seid voll in der

Haftung drin, ihr seid voll in der Produkthaftung drin, das sind Sachen, da würde

sich ein Großbauer überlegen (...) also solche Sachen bringen viel mehr als eine Ar-
mada von Kontrolleuren (...)“ (Interview 4, 543-546)

„Prinzipiell wäre es günstiger...je weniger Tiere du hältst pro Flächeneinheit, um

so besser. Weil du damit alle Probleme, die auftreten können, entschärfst. Medizi-

nische Probleme, ökologische Probleme...werden einfach entschärft. Und auch die

Tierschutzaspekte werden entschärft. Insofern wäre das eine Lösung, die an allen

Stellen sich günstig auswirken würde“ (Interview 4, 852f., 861-864).

Weite Bereiche der Lebensmittelwirtschaft profitieren von ihrer Zugehörigkeit zu einem re-
spektierten Bereich, dem man keine kriminellen Aktivitäten oder gar Strukturen zutraut, außer
wenn es sich um „schwarze Schafe“ handelt. Die Frage, ob es sich wirklich so verhält, dass
nur vereinzelte Akteure in Sonderfällen delinquent handeln, oder ob nicht vielmehr bestimmte
allgemein für positiv gehaltene Modernisierungen in der Produktionsstruktur zugleich „krimi-
nogene Nebenwirkungen“ hervorbringen, kann im Rahmen dieses Projekts nicht entschieden
werden. Die Forschung steht hier ganz am Anfang. In dem Maße, in dem die Zugangsbarrie-
ren für sozialwissenschaftliche Forschungen abgebaut würden, könnte sich hier weiteres Wis-
sen gewinnen lassen.
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4.2 Die Meso-Ebene: Unternehmensstrukturen, -strategien und –kulturen

Auf der mesosozialen Ebene wurde gesucht nach den protektiven Dimensionen der Struktu-
ren, Strategien und Philosophien, bzw. Kulturen von Unternehmen.

Protektive Elemente in der Unternehmenskultur können sein: ein solidarisches Weltbild, das
der Unternehmensphilosophie zugrunde liegt und z.B. über ein explizites oder implizites Un-
ternehmensleitbild auf die Gesamtheit des Unternehmens ausstrahlt. Allerdings ist auch zwi-
schen der Unternehmens-Hauptkultur und möglichen Subkulturen – auch delinquenter Art –
zu unterscheiden. Jedenfalls theoretisch denkbar sind Fälle, in denen eine untadelige Unter-
nehmenskultur in Teilbereichen eines Unternehmens nicht befolgt oder mit einem anderen
(illegalen) Vorzeichen versehen wird. Es kommt dann zur Etablierung illegaler Praktiken in
einem Teilbereich eines ansonsten legal operierenden Gesamtunternehmens, einer Art illega-
ler „funktionaler Entlastung“.7

Bei der Auswahl der Strategie spielt die „Philosophie“ der Unternehmensleitung eine wichti-
ge Rolle. Protektive Rückwirkungen kann auch eine positive Wahrnehmung der Realität ha-
ben (anders als wenn sich ein Unternehmen in einer Art Hobbes’schen Naturzustands wähnt).
Protektiv wirkt auch eine Philosophie eines Unternehmens gehört ein wertorientiertes Leitbild
(das Setzen auf Langfristigkeit, Nachhaltigkeit, Umweltverträglichkeit, Verträglichkeit mit
Menschenrechten auch in Lieferländern). Dazu gehört auch das „Transferieren“ oder „Kopie-
ren“ staatlicher Normen in eigene Richtlinien zur Unternehmensethik, wobei allerdings nicht
selten die internen Regeln auch über das staatlich Erforderte hinausgehen und eine Art Vor-
reiterrolle für künftige Gesetzesnormen sein können. Immerhin repräsentiert ja das staatliche
Strafrecht allenfalls ein „ethisches Minimum“ (vgl. zur Hoffnung der Auslösung einer expli-
ziten Selbstbindung und der Erwartung einer Habitualisierung von Wirtschaftsstrafrechtsnor-
men innerhalb von Unternehmen: BUSSMANN 2003: 100). Eine „Unternehmenskultur“, die
darauf dringt, Fehler aktuell und ungeschminkt – auch „beschämend“ - bis in die oberen Eta-
gen hinein zu thematisieren, so dass die Verantwortung nicht geleugnet oder nach unten dele-
giert werden kann, ist besser geschützt als eine „normale“ Firma, in der man sich der rangnie-
deren Sündenböcke bedient, um auch nach gravierenden Verstößen „business as usual“ zu
betreiben.

4.2.1 Positive Befunde

Ein positiver Befund betrifft den Fall von Unternehmen mit einer ausgeprägten „Fehlerkultur“
in dem Sinne, dass Fehler nicht geleugnet und/oder auf Sündenböcke abgewälzt, bzw. ver-
tuscht werden, sondern als Anlass für ständige Verbesserungen benutzt werden. Unterneh-
men, die in der Lage sind, Fehler zu thematisieren und Verantwortung auf jeder Stufe zu lo-
kalisieren und zu thematisieren, weisen aufgrund der institutionalisierten Reflexivität eine
höhere Bewältigungsfähigkeit auf. Im Gegensatz zu einer verbreiteten Abwehrhaltung gegen-
über Beanstandungen steht im folgenden Beispielsfall die positive Kooperation mit dem
Kontrolleur, weil man sich mit ihm einig weiß im Interesse an der Beseitigung von Mängeln:

                                                
7 Solange beispielsweise „die Entsorgung von Putenfleisch teurer als frisches Putenfleisch ist, bleibt die Versu-

chung groß (...) alte Warte zwischenzulagern oder schlimmstenfalls sogar über den Markt zu entsorgen“ (All-
gemeine Fleischer Zeitung, 10. Januar 2007).
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 „Wenn ich dann eine Beanstandung habe, gibt es einfach Betriebe, da steht sofort

der Hygienemensch neben dir und sagt, natürlich, durfte gar nicht vorkommen, wir

schalten das sofort ab. Und dann bist du einfach schon versöhnt. Weil du das Ge-

fühl hast, obwohl die Branche so schwierig ist, hast du jemanden der sofort deine

Maßnahmen umsetzt. Dann ist man einfach erstmal für sich in seinem Selbstwert-

gefühl erstmal zufrieden, da hat jemand reagiert“ (Interview 42: 427-438).

Angesichts des existentiellen Rationalisierungsdrucks, der Verfahrensfragen in den Vorder-
grund rücken lässt, können proaktive Strategien der Qualitätssicherung und andere Innova-
tionen durchaus von Bedeutung sein für die Stärkung protektiver Faktoren. Die Einführung
eines Gütesiegels durch eine Erzeugergemeinschaft ist eine Form der – für den Endverbrau-
cher erkennbaren – Selbstbindung und Zeugnislegung, von der in signifikantem Maße pro-
tektive Konsequenzen generiert werden können. Auf die Frage ob es bei Kontrollen im
Ökobereich zu Täuschungen kommen kann, antwortet ein Interviewpartner:

„Weniger. Glaub ich weniger, weil die genau wissen, wohin sie gucken müssen. Also

z.B. Düngemittelverwendung oder ähnliches, das lässt sich leicht nachprüfen, auch

Futtermittel, das liegt da auf dem Fußboden, das braucht man nur aufheben und analy-

sieren [...]. Jede Massentierhaltung hätte ja die Erlaubnis, so etwas zu machen. Aber im

(Demeter-Bereich) oder so sind die Ansprüche eben viel höher. Die wissen genau, wo

sie hingucken müssen, die wissen ja auch genau, wie kann ich meinen Profit vergrö-

ßern, wenn ich billiges Futtermittel kaufe, mit Kadavern oder so, das kriegen die glaub

ich schneller raus als in der konventionellen Landwirtschaft, wo das vielleicht gar nicht

mal ein Vergehen wäre, sondern nur (...)“ (Interview 4, 666-689).

Die Abgrenzung der Verbraucher gegenüber einigen Elementen der konventionellen landwirt-
schaftlichen Produktion hatte einen eigendynamischen und teilweise auch von Dritten geför-
derten Prozess in Gang gebracht, durch den eine kritische Haltung der Verbraucher erst in
nennenswertem Umfang zustande kam. In gewissem Maße wurde der Markt auch seitens der
Anbieter von Öko-Produkten geschaffen („supply side economy“). So erklärte ein Kontrol-
leur:

„...Berufskollegen von mir haben das auch gesagt, wir müssen den Leuten wieder das

Essen beibringen und so weiter und so fort. Das ist ein frommer Wunsch“ (Interview
40: 882-901).

4.2.2 Negative Befunde

Das Fehlen von protektiven Faktoren auf der Meso-Ebene ist fatalerweise nicht ganz selten
und es kann vor allem auf zahlreichen oft miteinander verzahnten Gründen beruhen. Ökono-
mischer Druck kann protektive Mechanismen erodieren lassen. Es kann aber auch ungestümes
Wachstum eines Unternehmens zu einer organisatorischen und strukturellen Überforderung
führen. Ein Unternehmen kann schließlich in seiner Struktur so veraltet, so unklar oder wider-
sprüchlich dastehen, dass es häufige und gravierende Regelverstöße begünstigt oder provo-
ziert. Ganz abgesehen von der naheliegenden Tendenz, sich Kontrolleure gewogen zu machen
und auf diese Weise Normbefolgungskosten einzusparen.

Manche Akteure sind in ihrer wirtschaftlichen Existenz bedroht und könnten gar nicht die
Kosten einer systematischen Regeleinhaltung aufbringen, sondern müssen gleichsam – wenn
sie nicht die Insolvenz in Kauf nehmen wollen – auch von den Kostenersparnissen durch
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Normbrüche leben. Dass der „Preisdruck“ bei denen, die unter einer geringen Kapitalausstat-
tung leiden, insofern relevant sein kann, wird häufig betont.

 „Da geht es einfach bei jedem...wenn es um 10.000 Hühner geht oder so was, dann

geht es wirklich um Zehntelcent da. Da muss also bei jedem Tier etwas eingespart

werden. Ethisch-moralische Aspekte spielen da überhaupt keine Rolle mehr“ (Inter-
view 4: 387-389).

Der Preisdruck wird häufig von starken Schlacht- und Zerlegebetrieben an die Mastbetriebe
weitergereicht. Das kann zu Innovationen führen, die allerdings nicht immer legal sein müs-
sen:

 „Je größer der Druck auf die Produzenten, desto mehr lassen sie sich einfallen“ (In-
terview 39).

Ein konkretes Beispiel, das den Tierschutzbereich tangiert, ist folgendes:

„So werden ohne Rücksicht auf die Tiergesundheit aus Geiz sogar Klimaanlagen ab-
geschaltet“ (vgl. Interview 40:781f.).

Dabei handelt es sich dann um selbstverstärkende Effekte riskanter Methoden, die wiederum
weitere Problemlagen in der Massentierhaltung zur Folge haben können. So kann es zu Seu-
chen kommen und dabei zu existenzbedrohenden Notlagen und entsprechenden (auch illega-
len) Notmaßnahmen:

„Wenn der also irgendwie eine Seuche auf seinem Hof hat, dann verrecken ihm da in

null Komma nichts alle Tiere, das kann existenzbedrohend sein. Das heißt, der hat ei-
nen sehr hohen Anreiz, da mit Medikamenten gegenzusteuern“ (Interview 4: 297-299)

Die ökonomischen Verlockungen zu Normverstößen sind gerade in der industrialisierten Ge-
flügelproduktion erheblich:

„Wir versuchen das schon daran anzupassen, was sie an Nutzen davon haben, also

z.B. 1% mehr Fremdwasser im Geflügel bringt glatt einen Tausender pro Tag“ (Inter-
view 42: 274-276).

Angesichts der großen Zeitfenster, die einem kontrollunwilligen Betrieb zur kontrollfreien
Produktion bleiben, ist es naheliegend, dass unter Druck stehende Unternehmen mehr oder
minder systematisch auf das Kontrolllücken bauen.

„Na ja, das ist einfach Kostenreduzierung und Gewinnmaximierung. Die stehen unter

großem Druck und also Ethik spielt da keine Rolle und selbst wenn sie es wissen, kön-

nen sie es nicht umsetzen, weil sie unter wirtschaftlichen Zwängen stehen. Es wird

doch nicht honoriert, dass er da weniger einstallt, weil es für die Tiere vielleicht bes-
ser ist, aber für seinen Geldbeutel ist das extrem schlecht“ (Interview 23: 599ff.).

Mängel in der Strukturierung eines Unternehmens und in der Systematik der Regelbefolgung
oder –verletzung sind aber nicht immer der „vis absoluta“ der ökonomischen Grenzsituation
geschuldet. Die Strukturierung von Verantwortlichkeit ist auch eine Frage der subjektiven
Fähigkeiten und des Wollens bis hin zu strategischen Ausrichtung.

Eine geläufige Vorstellung betrifft den Zusammenhang zwischen Betriebsgröße und der Nei-
gung zu Normverstößen. Gemeinhin spricht zwar eine hohe Kapitalausstattung für eine er-
höhte Tendenz zur Normeinhaltung. Jedoch lässt sich nach Aussagen eines Kontrolleurs kein
Zusammenhang zwischen der Betriebsgröße und der Neigung zu Normabweichungen fest-
stellen (Umdeklarationen - es wird Fleisch aus dem Ausland zugekauft und dann umdeklariert
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in D/D/D – würden z.B. auch von größeren Betrieben vorgenommen). Die Frage, ob es hin-
sichtlich der Häufigkeit von Normverstößen Unterschiede zwischen „kleinen Klitschen“ und
Großunternehmen gäbe, verneinte der entsprechende Experte (vgl. Interview 42: 48-51).

Strategien des Umgangs mit Kontrollinstitutionen orientieren sich häufig an dem Ziel, Norm-
verstöße möglichst nicht sichtbar werden zu lassen. Diesem Ziel dienen sowohl Mittel und
Wege, Normverstöße vor Kontrolleuren geheim zu halten (man legt z.B. bestimmte Arbeits-
vorgänge in Zeiten, zu denen Kontrolleure erfahrungsgemäß nicht auf dem Betriebsgelände
sind) als auch Methoden der Kooptation von Kontrolleuren (z.B. durch Schaffung eines Wir-
Gefühls, in dem sich das Unternehmen und die Kontrolleure auf ihre Gemeinsamkeit im
Kampf um das wirtschaftliche Überleben oder auch gegen die „Brüsseler Bürokratie“ oder
andere Feindbilder besinnen):

„Oder auch den Kontrolleur sozusagen auf die eigene Seite zu holen, im Sinne von,

ach wir stehen doch alle der EU gegenüber und die Märkte sind so schlecht und die

Preise sind dies und jenes. Das ist ja eigentlich auch diese Schiene, zu sagen, so wir

müssen ja alle dafür sorgen, dass dieser Betrieb weiter existiert“ (Interview 42:
462-465).

Ein protektiver Faktor ist das Qualifikationsniveau der Mitarbeiterschaft in einer Branche.
Diese Variable hat offenbar aufgrund makro-politischer und –ökonomischer Umbruchsdyna-
miken eine Veränderung zum Nachteil der Rechtsgüter erfahren. Heute besteht ein Problem
der illegalen Arbeitnehmerüberlassung, bei dem zum Teil ungelernte und überaus schlecht
bezahlte Arbeitskräfte zum Einsatz gelangen:

„...die eben ein schlechtes Management (...)  und (...) eben irgendwelche Hilfs-, (...)

auch ungelernte Hilfskräfte haben, die alle paar Monate wechseln, weil sie kein Ge-

halt kriegen, also die werden sich nicht die Mühe machen und da noch zusätzlich die
Hühner raussortieren“ (Interview 27: 262-266).

Nicht selten werden auch ausländische Arbeiter mit minimalen Deutschkenntnissen unter fal-
schen Versprechungen angeworben und in völliger Abhängigkeit gehalten. Ein Interviewpart-
ner wies darauf hin, dass die Arbeitnehmer oft Schuldgefühl entwickelten, die sie von Anzei-
geerstattungen abhielten, weil man ihnen suggeriere, dass ihre Arbeit nicht ganz legal sei; der
psychische Druck würde oftmals durch Androhung oder Ausübung von physischer Gewalt
verstärkt (Interview 11: 439ff.).

 „Aber das ist ein System [wie beim Menschenhandel u.ä., Anm.] ähnlich mit Re-

pressionen, Einschüchterungen und da liegt auch der Trick, was ich immer bedaue-

re, dass das auch der Gesetzgeber nicht sieht. Sie haben ein System, was sie nicht

kontrollieren können, sie haben ein System, wo es im Grunde genommen zunächst

mal keine Geschädigten gibt, es ist eine win-win Situation, der Schlachthofbetrei-

ber macht einen Schnitt, wenn er die von ihnen dargestellten Kriterien beachtet,

der Werkvertragnehmer macht einen Schnitt und wenn es halbwegs rund läuft,

macht ja auch der Arbeitnehmer einen Schnitt. Und der, sagen wir mal, verdrängte

einheimische Arbeitnehmer ist der erste, der in der Kette durchfällt, der hat natür-

lich ein Interesse, der kann vielleicht klagen, aber der wird nie wieder sich einkla-

gen können. Der betroffene Arbeitnehmer aber, der ausländische Arbeitnehmer,

der hat in diesem Repressionssystem auch keine Schutzmöglichkeiten, er hat keinen

Selbstschutz, es fängt an, wie will er denn die Beweisführung festmachen, es fängt



38

an, wie will er denn, welche Informationen hat er, der wird ja nicht aufgeklärt

übers Arbeitsrecht, oder wie man, wenn muss ich ansprechen um zu meinen Recht

zu kommen. Sie haben das Problem, dass die Dokumente auch manipuliert sind. Er

hat keine über die Arbeitszeit, die Beweislast ist schwierig. Selbst wenn er all dies

überschreitet und sich dazu durchringt vor das Gericht zu gehen, haben sie das

Problem, dass sie eventuell, auch wenn sie einen schlechten Richter und ihnen kei-

nen wohl gesonnen Richter finden, der sich für nicht zuständig erklärt, der Arbeits-

vertrag wurde ja im Ausland begründet, der Arbeitsvertrag wurde z.B. in Bukarest

von einem Bukarester Unternehmer und Arbeitnehmer, so also Gerichtsort Buka-

rest. Aber sie können ja nicht in Bukarest einen Richter bemühen, der über deut-

sche Gesetze hier Verstöße...“(Interview 11: 469-490).

Der Einsatz von Spezialkräften mit Spezialqualifikationen (etwa bei Reinigungsaufgaben)
wären auch ein protektiver Einfluss. Wo man derlei Arbeiten nebenbei von einem gar nicht
speziell dafür motivierten und/oder qualifizierten Arbeitnehmer erledigen lässt, ist dies ex
negativo sichtbar:

„Saubermachen ist ein ganz großes Problem. Saubermachen ist kein Job für Doofe.

Das ist wirklich was für Fachleute. Gerade weil man Bakterien nicht sehen kann, und

ich kann nicht jeden Tag mit einem Abwasch hinter dem herlaufen, um zu gucken, ob

er nun grad Lust gehabt hat oder nicht. Der Mann, der das macht, der muss wirklich

in der Lage sein, mit wiederkehrender Genauigkeit diesen Ablauf durchzuführen. Die

Einwirkzeit muss stimmen, die Temperatur muss stimmen, wobei das in unseren ge-

kühlten Räumen sowieso eine Crux ist, die sind immer kalt, also der kann nicht 80

Grad heißes Wasser draufpläppern auf die Tische, das ist im nullkommanichts kalt.

All so Geschichten. Und die Firmen, die sich einen extra Reinigungsmenschen leisten,

haben in der Regel wesentlich bessere Reinigungsergebnisse. Ist doch logisch. Der

andere, der hat schon 10 Stunden malocht, der will nach Hause …(...) Ja, aber mein

Gott, wenn die schon 10 Stunden malocht haben, dann machen die auch nicht mehr

besonders gut sauber. Die wollen weg, die wollen nach Hause, und wenn die elfte

Stunde dann schon überhaupt nicht mehr bezahlt wird, dann fragt der sich auch, war-
um“ (Interview 41: 830-853).

4.2.3 Ansatzpunkte

Eine unternehmerische Ethik kann protektiv wirken, wenn sie signalisiert, dass (i) Verant-
wortung in erster Linie von der Unternehmensführung, deshalb und darüber hinaus aber auch
auf jeder Ebene von allen Beschäftigten getragen – also nicht gescheut oder weitergereicht -
wird, (ii) Chancen des Ausnutzens von Kontroll-Lücken, von Abhängigkeitsverhältnissen
usw. nicht ergriffen werden sollen und (iii) Bestechungen und Bestechlichkeit nicht einmal
indirekt oder etwa durch die Hintertür eines „second code“ geduldet werden. Protektiv kann
in diesem Zusammenhang alles wirken, was diese Art von Externalisierung von Kosten ver-
hindert.

Eine Unternehmenskultur (oder Kontrolle), die auf Norm- und Bewusstseinsbildungsprozesse
baut, kann einerseits auf Sanktionen vertrauen und andererseits auf positive Lernprozesse. Ein
Beispiel für letztgenannte Methode ist der folgende Interviewausschnitt:
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„Also ein Mastgeflügelproduzent hat in der Regel, sag ich mal, einen schlechten

Nachweis haben, und produziert etwas, das sind Futtermittel, und das wird abgeliefert

und und und. Und diese Betriebe in der Einheit sind bei uns jetzt auf der futtermittel-

rechtlichen Basis zu registrieren, die müssen sich registrieren lassen. Und das ist ge-

schickt gemacht worden von der EU und auch vom Bund, dass es eine Sache ist: Wir

gehen nicht hin und sagen, du musst dich registrieren lassen, nein, ein aktiver Prozess.

Er, der Betrieb, muss kommen. Das ist eine Bringeschuld, die ich habe, und muss sich

registrieren lassen. Muss einen Antrag stellen, dann wird der registriert. Da fängt et-

was an, was ein Schulungsprozess in den Köpfen der Leute, zu merken: Ah, wir sind

jetzt Futtermittelunternehmer. Vielen Landwirten ist das noch gar nicht so klar, dass

sie Futtermittelunternehmer sind mit allen Rechten und Pflichten. Demnächst. Das ist

jetzt erst eine reine Registrierung, und dann geht das weiter, dann müssen sie sich

nach zwei Jahren einer Verpflichtung unterwerfen. Erklärungen unterschreiben, und

dann, dieser Druck (der ist dann da?) und das ist das, was dann doch einiges in den

Köpfen der Urprodukterzeuger, Primärerzeuger bewirkt. Das ist so. Und das hat noch

einen anderen Effekt, und zwar dass die Landwirte merken, sie sind drin mit in der

Kette. Wenn sie ihre Produkte abgeben wollen, dann sollte oder wird demnächst der

Abnehmer, sei es die Genossenschaft, der (Landhändler?), wer auch immer, fragen:

Hör mal, hast du denn eine Registrierung? Bist du registriert? Sonst kann ich von dir

gar nicht die Produkte abnehmen. Von daher hör ich ja schon die Stimmen der Ver-

bandsvertreter“ (Interview 35: 512-640).

Andererseits ist die Bewusstmachung der Fehlerquellen und Verstoßhandlungen durch Sank-
tionen formeller und informeller Art eine Methode der Wahl. Formelle Sanktionen werden
hier auf kluge Weise durch informelle Sanktionen, die durch die formelle ausgelöst werden
und an sie anknüpfen, verstärkt. „Swift and certain sanctions“ sind nicht nur allein schon wir-
kungsvoller als zeitlich stark versetzte, sondern sie ermöglichen auch die zusätzliche Kopp-
lung der formellen Sanktion mit informellen:

„Sagen wir mal so: Richtig angewendet hätte das schon eine Chance, aber man

müsste die gegebenen Mittel voll ausschöpfen. Also ich mach das so, wenn es wirk-

lich den kleinsten Angestellten trifft, weil der vergessen hat, Handtücher nachzu-

füllen, dann geh ich, da mach ich es über ein Verwarnungsgeld und nehm 10 Euro.

Das ist dem Delikt völlig angemessen, und vor allen Dingen, die Abwicklung der

gesamten Geschichte passiert vor versammelter Mannschaft. Alle, die im Raum

sind, kriegen das mit. Und das ist als Erziehung- und Abschreckungsmaßnahme viel

wichtiger als wenn der eine einen Brief nach Hause kriegt, da steht was von 50 Eu-

ro plus Schreibgebühr plus abgelegte Briefmarke, da kann der sich schon nicht

mehr dran erinnern, dass das Ding nach Hause kommt. Ja, und die anderen kriegen

das eben nicht mit, falls er nicht freiwillig darüber redet. Und da sind die 10 Euro

sehr gut, und das muss ich ein paar Mal machen, aber ich finde das lästig, ich mach

das auch nicht gern. Aber das ist erzieherisch das beste Mittel. Weil es eben sofort

kommt. Das ist wie beim Reiten. Wenn der Gaul nicht funktioniert, dann muss der

sofort was auf den Wanst kriegen und nicht erst nach drei Stunden, das geht nicht
mehr. Und da sind die Menschen genauso. Ja?“ (Interview 41: 936-955).

Ein Ansatz, der auf die Förderung protektiver Faktoren der Mesoebene zielt, geht in Rich-
tung Lernen statt Strafen (vgl. Anhang A-4). Die sich in einer ruiösen Phase befindlichen
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Unternehmen werden durch die Zahlung gewaltiger Bussgelder kaum in der Lage sein,
normeinhaltender zu wirtschaften. Somit geht es darum, diesen Unternehmen eher durch
einen „Zwangskonsum“ von externen Wissensbeständen zur normeinhaltenden Marktbe-
hauptung zu helfen. Ebenso könnte auch bei anderen Unternehmen die Wirkung eines sol-
chen Vorgehens überprüft werden. Immerhin haben sich derartige Ansätze (Pflicht zur
Teilnahme an Schulungskursen) in anderen Lebensbereichen – z.B. bei uneinsichtigen
Verkehrsteilnehmern – bereits seit langem bewährt.

Insbesondere von Gewerkschaftsseite wird gefordert, den Unternehmensführungen die
Möglichkeit zu versperren, durch Hinweis auf (abhängige) Subunternehmer die eigene
Verantwortungsübernahme zu verweigern.

„Man bräuchte so eine Generalunternehmerhaftung(...) Sie müssten also im Grunde

genommen die Möglichkeit schaffen, dass der Auftraggeber, der Schlachthof, sofort

in Regress genommen wird, in Haftung genommen wird, wenn es in einem dieser

ewigen Nachunternehmenskette irgendwas schief geht.(...)Zweitens bräuchten sie ei-

ne klare Definition im Arbeitnehmerüberlassungsgesetz was das Weisungsrecht an-

belangt, um sie vom Werkvertrag abzugrenzen. Also diese, was ich Eingangs sagte,

diese Scheinwerksverträge auseinander zu klauben(...) Drittens bräuchten sie ein

Verbot von Werkverträgen überall da, wo sie im Grunde genommen, das Gewerk
nicht eindeutig zurechenbar zurechnen können. (Interview 11: 773-797).

Die Gewerkschaften stehen mit ihrer Kritik an „Schein-Werkverträgen“ allerdings nicht allein
(vgl. PETER 2006: 57 ff., 91 ff.).

4.3 Die Mikro-Ebene individueller Akteure

Auf der mikrosozialen Ebene wurde nach folgenden Elementen protektiver Fakto-
ren/Funktionen gesucht: nach Kohärenzgefühl (Fairness-Bewusstsein), Verantwortungsgefühl
(Verantwortungsethik, Empathie), Selbstwirksamkeitserwartung (Bewältigungsfähigkeit) und
Netzwerkbezug (Solidaritätsgefühl, soziales Bewußtsein).

4.3.1 Positive Befunde

Kohärenzgefühl, das sich auf die wahrgenommene Stimmigkeit von Normen, Werten und den
berechtigten Interessen sowohl der Produzenten als auch der Händler und Verbraucher be-
zieht, ist insofern ein protektiver Faktor, als es dem Akteur die Entscheidung zur Befolgung
von Normen leicht macht. Positiv findet sich ein so gearteter protektiver Faktor in einem In-
terview mit einem Geflügelproduzenten und –händler, der auf die Frage, ob Betriebe wohl
ohne Kontrollen unbeschränkt gegen Vorschriften verstoßen würden, antwortete:

„Das weiß ich nicht...die Kontrollen müssen ganz einfach sein, weil ich dann dem

Verbraucher gegenübertreten kann und sagen, ich werde kontrolliert, und das ist nach

den und den Richtlinien produziert worden. Ohne Kontrollen wäre es sinnlos, so was

zu machen. Das ging nicht. Würde ich auch nicht akzeptieren. Ich muss ja wie gesagt

meinem Verbraucher sagen können, das ist nach den und den Vorschriften gemacht

worden. Das ist in Ordnung. Mit den Kontrollen hab ich kein Problem, und mit den
Vorschriften“ (Interview 33: 136-144).

Derselbe Produzent und Händler berichtet auch über einen Fall, in dem er nach eigener Dar-
stellung ohne eigenes Verschulden geschädigt worden war:
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„Die Problematik bei mir...ich mache das Futter also nicht selber, ich lass es von ei-

nem Futtermittelhersteller zusammenstellen, nach meinen Vorschriften. Was mir vor

drei oder vier Jahren passiert ist, dass man mir eine Mischung zugeschickt hat, die

nicht den Vorstellungen von mir entsprach. Und einer Kontrolle ist dann aufgefallen,
dass da Zusatzstoffe drin waren, die bei mir nicht erlaubt waren.

Er war nicht zuletzt aufgrund seines Bezugs zu einem (positiven) professionellen Netzwerk
und seiner positiven Selbsteinschätzung (Konfliktfähigkeit, Selbstwirksamkeitserwartung) in
der Lage, trotzdem die – ihn belastenden – Regeln gutzuheißen und mit den Konsequenzen
umzugehen:

Und die Futtermittelhersteller mussten (alles abräumen), der muss auch die Konse-
quenzen tragen und den Schaden bezahlen (...) (Interview 33: 104-110)

Wer, wie dieser Akteur, die Regeln für sachlich richtig und insgesamt gerecht hält, wird auch
die Notwendigkeit strenger Kontrollen überhaupt einsehen und sie für das eigene Handeln als
willkommene Orientierungsgröße behandeln. Diese Haltung spricht auch aus der Antwort, die
er auf die Frage gab, ob Veterinäre gelegentlich über Hygienemängel hinwegsähen:

„Nein. Gerade, was die Hygiene angeht, was das Veterinäramt angeht, da sind die

Kontrollen äußerst penibel. Und das ist auch in Ordnung. Man hat ja (...) eine weiße

Weste“ (Interview 33: 240-242).

Das eigene gute Gewissen – die weiße Weste – hängt nicht nur mit der Regelbefolgung als
solcher, sondern auch mit dem Sinn der Regel (Verbraucherschutz) und der Verantwortung
(soziale Nähe) gegenüber dem Kunden (Verbraucher) zusammen. Die Vorstellung, ein Kunde
könnte krank werden (Empathie), indiziert eine ausgeprägte Solidarität mit den Kunden und
eine erhebliche Identifikation mit seinen Produkten:

„Wenn man sagen kann, das Veterinäramt hat meinen Schlachtbetrieb kontrolliert und

hat also ohne Befund alles akzeptiert...es könnte ja einmal sein, ein Kunde kauft bei

mir Ware, und drei Tage später ist er krank, und er behauptet dann, ich hab das

Brustfilet oder die Keule vom XXX gegessen, und seitdem bin ich krank und habe

Bauchschmerzen. So, den Vorwurf könnte der mir machen. Und wenn ich dann sagen

kann, pass auf, hygienisch ist bei mir alles in Ordnung, und auch tiermäßig auch alles

in Ordnung aufgrund der Kontrollen, die bei mir gemacht werden, hab ich eine weiße

Weste“ (Interview 33: 243-248).

Der hier zu Wort kommende Akteur repräsentiert nahezu in idealer Weise die oben skizzierte
Gruppe der prinzipiell Normkonformen.

4.3.2 Negative Befunde

Allerdings wird von den Interviewpartnern insgesamt die Verbreitung von Fairness-Regeln,
Verantwortung und Solidarität eher als Minderheitsphänomen eingeschätzt. Wenn von derlei
die Rede ist, dann meist im Zusammenhang mit Eigenschaften, die man bei den ökonomi-
schen Akteuren vermisst - und von deren Vorhandensein man sich offenbar positive Wirkun-
gen verspräche.

Ein Fall der Abwesenheit protektiver Faktoren auf der mikrosozialen Ebene, bei dem sowohl
das Kohärenzgefühl (Fairness-Bewusstsein) als auch das Verantwortungsgefühl (Verantwor-
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tungsethik, Empathie) fehlt – vom Netzwerkbezug ganz zu schweigen (Solidaritätsgefühl) –
ist derjenige des „Sprinters“:

 „Modell Sprinter. Und dann geht man irgendwo im Zerlegebereich und kauft

Fleisch, holt das da direkt ab, bezahlt das bar, und dann verteilt man das quer über

die Stadt an irgendwelche alte Handelsgeschäfte. Keine Lagerhaltung, keine Reini-

gung, kaufen und verkaufen, am selben Tag weg.“ (Interview 41: 1023-1026).

Hier handelt es sich um ein Beispiel für jemanden, der in einem Graubereich agiert. Dies be-
deutet, dass er womöglich noch zur Gruppe derjenigen gehört, die willens sind, die Normen
einzuhalten, doch agiert er so abgelöst von formellen Kontrollen (die er auch nicht sucht) und
von informellen Gruppen, die ihn zur Normeinhaltung bewegen könnten, dass er der Versu-
chung zu Normumgehungen gleichsam „schutzlos ausgeliefert“ sein dürfte. Seine Tätigkeit ist
auf das Skelett der ökonomischen Transaktionen reduziert.

Andere Akteure sehen die Norm vielleicht als übertrieben an und ersetzen dann die generali-
sierende Betrachtung, die der Regel zugrunde liegt, durch eine eigenständige Abwägung. Aus
ihrer Erfahrung scheint ihnen dann das Risiko, dass die Verbraucher durch eine bestimmte
Verletzung einer bestimmten Norm geschädigt wird, als so gering, dass es vernachlässigt
werden kann („quantité négligeable“):

„Da ist ein Dönerbetrieb, der hat da 20 Leute rumzulaufen, die für ihn arbeiten

sollen. Die können aber nur arbeiten, wenn die Ware rankommt. Und jetzt kommt

also ein großer Lkw und bringt das gewünschte Produkt, aber die Temperatur ist

ein Grad zu hoch. Nach dem Gesetz müsste er die Ware ablehnen und zurück-

schicken mit der Folge, dass er einen Tag lang nicht produzieren kann, die ge-

wünschte Menge nie nachholen kann, ja? (...)Und das Risiko, dass das Produkt

Schaden erleidet, ist so gering, dass er todsicher diese Ware annehmen wird, weil

der andere Verlust, nicht produzieren zu können und hintendran zu sein mit ir-

gendwelchen Bestellungen und Kunden zu verlieren, das Risiko ist viel größer“
(Interview 41: 596-608).

Anders als im Fall des unter 4.1.1 vorgestellten Interviewpartners fehlt hier die Vorstellung
von denkbaren Nachteilen beim Endverbraucher. Mit „Kunden“ sind nicht diese, sondern die
jeweiligen nächsten Glieder in der Kette – also Zwischenhändler, allenfalls Restaurant- oder
Imbissbesitzer – gemeint. Diese Ferne zum Endverbraucher kann dazu führen, dass protektive
Faktoren wie Solidarität, Empathie etc. keine Ausprägungsmöglichkeiten erfahren.

4.3.3 Ansatzpunkte

Auch aus Aussagen von Vertretern der Kontrollinstanzen lässt sich entnehmen, dass diese
durchaus ein (intuitives) Verständnis für protektive Funktionen besitzen. Sie wissen zum Bei-
spiel, wie wichtig für die Akteure auf der Betriebsebene das Bewusstsein ist, nicht unfair
„herausgepickt“ und „diskriminiert“, sondern „fair“ behandelt zu werden. Fairness bedeutet in
diesem Zusammenhang vor allem Gleichbehandlung und Nachvollziehbarkeit der Kontroll-
häufigkeit und -intensität:

„Also, ich glaube, die Veterinäre hätten die Macht wirklich Betriebe zu Tode zu prü-

fen. Und wenn du zigtausend Verordnungen anwendest, welche willst du rausnehmen,
welche ist dir wirklich wichtig?“ (Interview 42: 475-477).
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Dasselbe Thema – nur an einem spiegelverkehrten Fall dargestellt – taucht auch dort auf, wo
beklagt wird, dass die freiwillige Unterwerfung unter Kontrollen zu erheblichen Nachteilen
führen kann (und dies, obwohl man ja die Kontrolle hätte vermeiden können, ohne irgendwel-
che Nachteile befürchten zu müssen). So wird z.B. beklagt, dass die Nutzung freiwilliger
Untersuchungsangebote seitens einer Tierseuchenkasse für diejenigen, die dieses Angebot
annahmen, eine Benachteiligung gegenüber ihren diesem Angebot fernbleibenden Konkur-
renten bedeutete:

„Also es ist ja schon so, wenn die Untersuchung freiwillig ist und der Betrieb un-
terzieht sich der freiwilligen Untersuchung, kann er letztendlich nicht dafür bestraft
werden, dass er untersucht hat. Also er kann nicht negativer, schlechter dastehen
als jemand, der nicht untersuchen lässt. Und in einigen Veterinärämtern sind dann
halt, ist die Tötung des Bestandes angeordnet worden und solche Sachen, was in
keinem Verhältnis steht zu dem Problem, was man tatsächlich im Betrieb hatte“
(Interview 27: 78-86).

Solche Einschätzungen werden in der Regel nicht weitergegeben. Sie bleiben gleichsam im
Dunkelfeld der persönlichen Einstellungen und Vorbehalte, sind aber wahrscheinlich von er-
heblicher Bedeutung für die Haltung der Akteure zu den Anforderungen der Kontrollen und
zu den regulativen Normen im ganzen Wirtschaftsbereich.

Wenn es aufgrund einer Lockerung der Normbindung bei Akteuren zu Normverstößen und in
deren Gefolge letztlich zu formellen Sanktionen kommt, dann spielen in der mittleren (hete-
rogenen) Gruppe auch dann, wenn deren Akteure aufgrund bestimmter Umstände gegen
Normen verstoßen haben, protektive Faktoren immer noch eine Rolle, weil an die Werte und
Normen der Akteure angeknüpft werden kann. Denn verwandt mit den Faktoren, die schon
erstmalige Auffälligkeit verhindern können, sind diejenigen mit sog. spezialpräventiver Wir-
kung (Sekundärprävention). Mit anderen Worten: es gibt Aspekte, die dafür sorgen, dass ein
Delinquent sich von der Sanktion seines Fehlverhaltens beeindrucken lässt und sich künftig
legal verhält. Das Vor-Augen-Führen von Handlungskonsequenzen und Sinnzusammenhän-
gen kann als protektiver Faktor wirken. Dies gilt insbesondere in bezug auf diejenigen Akteu-
re, die von vornherein im Prinzip normkonform sein wollen und sich für Belehrungen und
Ermahnungen entsprechend offen zeigen. Sanktionsinstanzen können sozusagen einen Wis-
senstransfer leisten und im besten Fall eine nachhaltige Verhaltensänderung bewirken – wenn
es gelingt, die Gesetze und Verordnungen in den Kontext von Fairness und Gerechtigkeit zu
stellen, so dass der Sanktionierte auch von der Richtigkeit und Notwendigkeit einer Verhal-
tensänderung überzeugt wird.

„Die Ehrlichen, die noch wissen, wie man Moral buchstabiert, die lassen sich natür-

lich durch so eine Maßnahme auch beeindrucken. Die berührt das, wenn sie irgendwie

vorm Richter sitzen und dann erzählen müssen, warum ihre Wurst irgendwie schlecht

war“ (Interview 41: 1001-1005).

Häufig wird andererseits auch von Akteuren berichtet, die an der Normeinhaltung nicht inter-
essiert sind, weil sie gerade vom organisierten Verstoß gegen die Normen leben. Bei ihnen
fehlt es nicht unbedingt am Wissen über die Normen, sondern am Willen zu ihrer Befolgung:

„Aber wenn einer so eine richtig abgebrühte Mistsau ist, der hört sich das an, im

Hinterkopf weiß er schon, welche Chance er hat, wie aus dem Verfahren rauszukom-

men, das ist mit seinem Anwalt besprochen, gegen Zahlung von wie viel ich weiß nicht
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was das Verfahren dann eingestellt wird, also die sind nicht nur beratungsresistent,

die sind auch resistent gegen alle anderen Maßnahmen“ (Interview 41: 1006-1012).

Eine allgemeine Erklärung dieses Phänomens – dass manche Sanktionierte sich von der
Sanktion beeindrucken lassen und andere nicht – kann darin bestehen, „that having a stake
in conformity (resulting from inclusion in social networks at work or in the community)
decreases a person’s likelihood of committing crimes“ (BACHMAN UND SCHUTT 2001: 55).
Durch die Investitionen in Konformität werden die Sanktionen von den sozial (in legale
Zusammenhänge) integrierten Personen als „gewichtiger“ eingeschätzt als von anderen
Sanktionierten.

Als Ansatzpunkt für wirksamere Sanktionen müssten nach einer oft gehörten Ansicht die
Adressaten auf der richtigen Ebene gesucht werden. Es gehe darum, die in diesem Bereich der
Lebensmittelwirtschaft offenbar sehr ausgeprägten Hierarchieschranken zu überwinden, um
die Möglichkeit von Verantwortungsverschiebungen „nach unten“ zu verbauen:

„Man muss sich eigentlich nur den Chef angucken, dann weiß man, was in der Firma

geht und was nicht. Und alle Sanktionsmaßnahmen müssen immer so eingetaktet wer-

den, dass der Chef mit ran muss“ (41, 31).

Häufig ist auch von patriarchalischen Strukturen in der Branche gesprochen. Wegen der prä-
genden Dominanz des einzelnen Unternehmers ist in diesen Fällen eine klare Unterscheidung
zwischen Mikro- und Mesoebene oft nicht trennscharf zu treffen.

4.4 Akteure im Kontrollfeld

Es wurden Akteure aus den Fachdisziplinen des Kontrollfeldes befragt. Dabei ging es um die
besondere Sicht auf die Problemkonstellationen, die Kontrollpraxis und die Vorstellungen
von Lösungsansätzen.

4.4.1 Problemsicht

Das Hauptproblem im untersuchten Bereich ist nach Auffassung der befragten Kontrolleure
die zu geringe Häufigkeit von Kontrollen:

• „Die Abdeckrate [die Anzahl der Amtsveterinäre, Anm. PKR] ist da ganz gering.

Wenn die einmal was finden, was zu beanstanden ist, dann liegt das sicherlich im Zu-

fallsbereich. Jedoch hat jeder Betrieb seinen Veterinär, und der weiß eigentlich, was

los ist, aber der will seinen Geschäftspartner natürlich auch nicht verlieren.“ (Inter-

view 4: 450-452).

• „Aber die sind stichprobenartig und letzten Endes nicht geeignet, um flächendeckend
was zu bewegen, eben Stichproben.“ (Interview 4, 482-483).

•  „...der Betrieb wird wohl ein bis zweimal im Jahr kontrolliert, in so rotierenden Sy-

stemen, dass das so läuft in etwa. Aber bei den Masthühnern ist das ja so, dass ein

Durchgang nur 35 Tage andauert. Das bedeutet, dass nicht alle Durchgänge kontrol-

liert werden“ (Interview 14: 400-403).

Die Ursachen für die unzureichenden Kontrollen werden in den zu hohen Kosten gesehen
(wobei es allerdings auch um die geringeren finanziellen Spielräume der Landesbehörden
geht):
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• „Ja, weil da müsste man wirklich sehr viel mehr externe Kontrolleure haben, das

halte ich für unrealistisch, weil die produzieren nichts, die werden nur kosten, die

werden den Behörden, den Staat, das Land oder wen auch immer nur Geld kosten,

werden aber kein Geld einbringen. Das heißt also, die Finanzierung eines Kontrollsy-

stems ist immer teuer, und deswegen sehe ich also bei der Kassenlage der Länder

überhaupt keinen Spielraum“ (Interview 4: 526-530).

Erst bei Verdachtsfällen kommt es zu Schwerpunktkontrollen:

• „Na, auch hier Veterinäramt, wir kontrollieren schon das Kühlhaus, aber wir gehen

ja nun nicht dauernd hin und beproben das, und wir gehen auch nicht dauernd hin

und packen Sachen aus und wieder ein, also das machen wir nur bei konkretem Ver-

dacht.“ (Interview 41: 444-446).

Das zweite Problem liegt in der Oberflächlichkeit der Kontrollen. Die Ursachen dafür werden
der Arbeitsüberlastung, genauer genommen in der mangelnden Zugänglichkeit bestimmter zu
kontrollierender Bereiche und in der Diskrepanz zwischen „eigentlich Erforderlichem“ und
den zur Verfügung stehenden (zeitlichen) Ressourcen gesehen. Aus der Diskrepanz ergibt
sich ein Zwang zur Selektion: welche ökonomischen Akteure werden mit welchem Grad an
Aufmerksamkeit kontrolliert?

• „dass man darauf Einfluss nehmen kann ist klar. Gehen wir einfach mal vom norma-

len Menschen aus und dazu sagen, also ich kann es nicht direkt sagen findet statt,

würde es auch nie behaupten aber ich kann mir nicht vorstellen, dass jeder Kontrol-

leur in der Lage ist, bei jedem Landwirt den gleichen Maßstab anzulegen. Mehr will
ich mal da jetzt gar nicht sagen. Das wäre unmenschlich“ (Interview 40: 617-621).

Die Kontrollpraxis wird als schwierig empfunden, die Kontrolleure sprechen von diversen
und vielfältigen Erschwernissen:

• „Denn in den großen Hallen zweimal durchgehen, selbst wenn die vorschriftsmäßig

mäanderförmig durch den Stall wandern, wird man nie jedes einzelne Tier angucken,

das kann man einfach nicht erwarten von den Leuten. Das ist also beim normalen
Durchgehen, kann nicht geleistet werden“ (Interview 27: 479-483).

Die Kontrollpraxis kann sogar als ungeeignet empfunden werden:

• „Also diese Lebendbeschau halte ich persönlich auch für nicht sonderlich effektiv,

muss ich ehrlich sagen. Also da kann ich wirklich nur Extremfälle mit abgrenzen“
(Interview 27: 327-328).

Es sind letztlich die Erfahrung und die persönliche Einstellung, die den Kontrolleursalltag
prägen:

• „Und der guckt eben nicht nur, ob der Kutter sauber ist, sondern der geht da mit der

Hand mal durch, und dann guckt er nämlich nicht um die Ecke, sondern er fühlt. Und

auch das sind alles Geschichten, die man nicht mit einer Checkliste abarbeiten kann“

(Interview 41: 687-689).

• „Und dann sagt der, dann ruft der den an und sagt, pass auf, da kommt ein Lkw, der

bringt jetzt 20 Paletten, die brauch ich untergestellt für eine Woche oder für 10 Tage,

die hol ich peu à peu ab, nach vier Wochen ist die Ware wieder weg. Dann sagt der,

okay, ich vermiete dir 20 Stellplätze, 20 Stellplätze für, was weiß ich, sieben Tage, ja,

fünf für zehn Tage und drei für 14 Tage oder wie immer das gerade so hinkommt. Und
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dann hat das Kühlhaus zwar einen Auftraggeber, aber dann stehen da irgendwelche

anonymen Paletten, mit etwas Glück sind die beschriftet oder auch nicht, steht nur ein

Name drauf von dem Kunden oder eine Nummer. Und das ist Ware, die ist auch ganz
schwer kontrollierbar“ (Interview 41: 423-431).

• „Na gut, ich mein, wenn wir am Schlachthof anfangen, da ist Risiko Mensch einfach

der Fleischkontrolleur. Und der kann da noch gar nicht mal so viel dazu, weil das

einfach eine wahnsinnig monotone Tätigkeit ist. Man erwartet von ihm, dass er also

im Augenblick sieht und reagiert, sieht, erkennt und reagiert, ja? Und Bandarbeit ist

einfach immer einschläfernd. Da ist Geräuschkulisse, das ist monoton, und da lässt

die Aufmerksamkeit nach, also es wundert überhaupt keinen Menschen“ (Interview
41: 225-230)

• „Problematisch sehe ich auch, dass der Kontrolleur bei dieser schnellen Bandbeför-
derung nur sehr schwer eingreifen kann“ (Interview 14: 196-197).

• „Auch heute noch, und das ist eine Schwachstelle im gesamten Futtermittebereich,

den wir noch nicht im Griff haben. Die Einfuhr der Rohprodukte. Die Kontrolle in den
Abgangshäfen“. (Interview 35: 205-207)

• „Bei diesen Tierzahlen zählt auch nicht mehr das individuelle Tier, das sieht man gar

nicht. Einzelkontrolle und Einzelbehandlung scheidet hier aus. Kontrolliert und be-

handelt wird mehr der ganze Bestand. Und werden einzelne Tiere krank, fällt das auch

in der Regel nicht auf. Es fällt dann auf, wenn die Tiere gestorben sind. Man entfernt

dann die toten Tiere aus dem Haltungssystem. So läuft dann normalerweise eine Kon-
trolle ab, bei diesen hohen Bestandsdichten“ (Interview 14: 128-132).

• „Also, man kann in dieser amorphen Hühnermasse ein Einzeltier nicht wirklich kon-

trollieren. Das wage ich hier sehr zu bezweifeln“ (Interview 14: 174-175).

Im Mastbereich geht es häufig weniger um Regelverstöße als vielmehr um (von den Kontrol-
leuren als solche definierte) Regelungslücken. Es gibt dementsprechend aus Sicht der Kon-
trolleure erstens Lücken, zweitens eine zu geringe Regelungsdichte und drittens zu wenig
Handhaben, um Missstände abzustellen:

• „Und dann ist es eben gerade im Mastbereich, dass da nichts ist außer den freiwilli-
gen Empfehlungen, die aber ja nun nicht bindend sind“ (Interview 27: 315-317)

• „Tierhaltung im Masthühnerbereich kann generell nicht verhaltensgerecht sein

(Dämmerlicht zur Agressionsverhinderung: vgl. Interview 7: 325ff.), es gibt nur
Empfehlungen, keine Gesetze“ (Interview 7: 360ff.).

• „Aber wir haben ja wie gesagt in Deutschland keine Zucht im engeren Sinne, nur die-

se Vermehrung, maximal. Und damit kann man da schwer eingreifen. Die Gesetzesla-
ge muss hier auch dringend geändert werden“ (Interview 14: 113-119).

• „also für die Veterinärämter wäre es sicherlich sehr hilfreich, wenn sie genauere

Vorgaben hätten. Wenn es genauere Bestimmungen gäbe, auf die sich berufen könnten
bei ihren Kontrollen“ (Interview 27: 302-304).

• „... ich mache auch Rindfleischetikettierung und da ist es ganz genau so, da weiß je-

der nicht so richtig und alle so ein bisschen und was dabei raus kommt ist, dass du gar

nichts machst“ (Interview 42: 144-145).
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•  „Da sind wir relativ frei, wir haben eigentlich nicht so einen Katalog, den wir unbe-

dingt abarbeiten müssen, sondern wir haben relativ viel Spielraum, wie intensiv ma-

chen wir eine Prüfung(...) Also, mit diesen schwammigen Regelungen, man kann aber
die Schwammigkeit auch suchen“ (Interview 42: 196-201).

Drittens führt auch die Internationalisierung der Branche zu Kontrollproblemen:

• „Da haben die Dänen einfach gesagt, okay, lassen wir in Deutschland schlachten. In

Deutschland kommen dann die Ungarn, die ungarischen Metzgerkolonnen gehen in

die deutschen Schlachthöfe rein, die Dänen liefern die Schweine rein. Was soll da
noch kontrolliert werden“ (Interview 40: 930-933).

• „Den Ungarn interessiert das nicht. Der kommt her und kriegt sein Geld dafür dass er

Zettel draufklebt. Der kann es nicht lesen. Wenn ich nach Ungarn gehen würde, ginge

es mir ja genauso. Denn ich weiß nicht, steht da drauf Herstellungsdatum oder Halt-

barkeitsdatum. Interessiert ihn doch nicht, Zettel drauf, das Zeug geht raus und ist

schon vier Tage alt, vielleicht schon einmal umgepackt. Das muss schief gehen. Das

muss schief gehen. Das ist Herausforderung zur Manipulation. Das ist so“ (Interview
40: 851-857).

• „Wenn der ungarische Metzger oder Abpacker gesagt bekommt, hier, der den Zettel ja

noch nicht mal lesen kann, du machst jetzt den Zettel drauf, das ist dem doch

"wurscht" was der für einen Zettel draufklebt. Dass er in dem Moment einen Zettel

draufklebt, wo das Herstellungsdatum vielleicht 5 Tage später drauf ist, das kann er

nicht einmal lesen. Der macht das nicht einmal bewusst falsch. Der wird ja bewusst

anonymisiert“ (Interview 40: 843-847).

• Problematisch ist die Diskrepanz zwischen den unterschiedlichen Bestimmungen zwi-
schen der EU-Bioverordnung und der deutschen Bioverordnung, da diese zu Wettbe-
werbsverzerrungen zu Gunsten der ausländischen Anbieter führen (vgl. Interview 39).

Als viertes Problem sprechen die Befragten Probleme um den Bereich der Dokumentation an:

• „Also Etikettierung ist schon was, was wir kontrollieren, aber wie ich denke, mit mehr

oder weniger großem Erfolg. Papier ist geduldig. Ja, wir sind zum Beispiel aufgefor-

dert, diese richtigen EG-Label, die müssen ja nummeriert sein, wenn man wirklich das

Gesetz Buchstabe für Buchstabe befolgt. Aber: Klar kann ich da anfragen am

Schlachthof, ob die Nummern wirklich vergeben waren. Aber Fakt ist, jeder kann

heutzutage so’n Kram auf dem Computer drucken. Die sind nicht fälschungssicher.

Und wir glauben mittlerweile auch, dass mit EG-Nummern Schindluder getrieben

wird, dass unter falschen EG-Nummern Sachen gelabelt und in den Verkehr gebracht
werden“ (Interview 41: 523-531).

• „...so eine Standardgesundheitserklärung. Ich hab auch gesagt, die ist das Papier

nicht wert. Wer wird denn schon freiwillig draufschreiben, ich schick dir jetzt meinen

Mastbestand zum Schlachten, aber die Wartezeit, die ist erst übermorgen zu Ende?

Das ist, das ist die Aufforderung zum Lügen. Früher haben sie uns ins Gesicht gelogen

und jetzt lügen sie auf dem Papier, wo ist denn da der Unterschied?“ (Interview 41:

550-555).

• „Und allein der Auftrag, Dinge zu dokumentieren, macht die Sache an sich nicht ehr-

licher. Das ist im Grunde genommen noch ein Risiko mehr (...)Ich muss also immer
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überlegen, ob ich ihm das glauben kann, was er da aufschreibt. Und wenn das alles

hieb- und stichfest ist, dann werd ich ganz viel Mühe haben nachzuweisen, dass er

gelogen hat. Das heißt, ich muss den Betrieb genauso gut kennen wie vorher, zuzüg-

lich der Tatsache, dass ich genügend Fantasie aufbringen muss, um diese ganze Do-

kumentation zu verifizieren oder zu zerhackstücken, was auch immer. (...)anstatt dass

ich hingehe und sag, pass auf, du bist ein altes Dreckschwein, da musst du mal in der

und der Ecke was machen, ja, stattdessen guck ich seine Checkliste an“ (Interview 41:

710-718).

• „Zum einen, weil es sich teilweise um Berufssparten handelt, die nicht so wahnsinnig

übrig haben für Schreibarbeit. Also Fleischer und Buchführung ist was, was, also das

reizt schon zum Widerspruch in sich. Der hat nämlich ein Handwerk gelernt, der Flei-

scher. Wenn der so begeistert schreiben würde, dann wäre der auch begeisterterer in

die Schule gegangen und dann wäre der nicht Handwerker geworden (...)Also Flei-

scher und Buchführung ist was, was, also das reizt schon zum Widerspruch in sich“
(Interview 41: 654-659).

• „Und da sträuben die sich einfach auch, weil sie den Nutzen nicht sehen. Und gerade

für die kleineren Betriebe ist diese ganze Dokumentation eine sehr große Zusatzbela-
stung, die dieser Betriebsgröße nicht genügend nützt“ (Interview 41: 694-698).

Fünftens wird auf die besondere Problematik eingegangen, die sich für die Kontrolleure bei
der Feststellung von Normbrüchen ergeben, wenn in deren Gefolge Gerichtsverfahren zustan-
dekommen und/oder Recherchen im Ausland erforderlich werden:

• „Das hat mich einfach total genervt, weil du als Prüfer natürlich auch, du hast dich

mit dem Betrieb schon auseinandergesetzt, hast dir das Gezänke angehört, du musst

bei so einer Prüfung total korrekt sein, wenn es vors Gericht geht, wird dir alles um

die Ohren gehauen, wenn du einen falschen Pieps gesagt hast, und dann hast du dein

Bestes gegeben und der sagt einfach 3,1, ist noch tolerierbar“ (Interview 42: 216-
220).

• „Entweder du musst eine Aussage treffen, die muss eben 100%ig gerichtsverwertbar

sein oder du hältst die Klappe und wenn es jetzt bei den Lebensmittelkontrolleuren so

ist, dass die nicht genau sicher sind, dann sagst du lieber gar nichts und das ist das

Problem“ (Interview 42: 369- 371).

• „Das hat mich einfach total genervt, weil du als Prüfer natürlich auch, du hast dich

mit dem Betrieb schon auseinandergesetzt, hast dir das Gezänke angehört, du musst

bei so einer Prüfung total korrekt sein, wenn es vors Gericht geht, wird dir alles um

die Ohren gehauen, wenn du einen falschen Pieps gesagt hast, und dann hast du dein

Bestes gegeben und der sagt einfach 3,1, ist noch tolerierbar“ (Interview 42: 216-
220).

• „Wir haben eben auch die Problematik, in diesem Bereich stark, dass oftmals der

Verdacht besteht, dass das Unternehmen, dass Arbeitnehmer nach Deutschland ent-

sendet im Heimatland nicht wirtschaftlich aktiv ist. Also ein sogenanntes Briefkasten-
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unternehmen ist. Das würde dazu führen, dass wir eine illegale Arbeitnehmerüberlas-
sung haben. Das müssen wir aber erst beweisen“ (Interview 13: 321-325).8

Sechstens gibt es nach einer gelegentlich geäußerten Ansicht eine als unüberschaubar emp-
fundenen Zunahme von Regeln

• „... bei den Veterinären. Ich habe immer das Gefühl, die kriegen jede Woche ir-

gendwie so einen Stapel Papier mit irgendwelchen neuen Verordnungen und die
müssen eigentlich da drin ersticken“ (Interview 42: 118-121).

Siebtens fand sich der Hinweis, dass die Kontrollen in den Bundesländern jeweils unter-
schiedlich gehandhabt würden. Als Beispiel wurde (Interview 2) auf den unterschiedlichen
Umgang der Länder mit Gefügel-Botulismus verwiesen (die Länder gingen mit dieser altbe-
kannten Geflügelkrankheit unterschiedlich um; die Tierärzte vor Ort waren im Umgang mit
dieser Seuche eher unsicher). Ein weiteres Beispiel:

• „Denn es kommt ja darauf an, was Sie untersuchen. Das muss ich jetzt direkt dazu

sagen. In anderen Bundesländern wird viel mehr auf Inhaltsstoffe untersucht, und

die Inhaltsstoffbeanstandungen, die sind tatsächlich auch dann immer höher. Man

muss immer dann konkret gucken, worauf wird untersucht“ (Interview 35: 33-36).

Gelegentlich wurde (achtens) von den Kontrolleuren selbst auf das Problem von eigenen
Wissensdefiziten hingewiesen:

• „Und da ist genau geregelt, in welche Kategorie tierische Abfälle fallen. Gibt’s

drei Kategorien, die schlimmste ist eben Risikomaterial, dann gibt es eben so ein

bisschen infektiösen Kram und dann noch praktisch so ungefährliche Fleischer-

zeugnisabfälle und so’ n Kram. Und dazu muss ich sagen, bin ich nicht ganz fit
genug. Weil es uns nie einer wirklich erklärt hat“ (Interview 41:103-107).

Neuntens berichteten Kontrolleure, dass ihre betrieblichen Gegenüber aus ihrer Kenntnis über
die Kontrollpraxis Gegenstrategien entwickeln könnten:

• „Na, das war, also zum Beispiel wissen doch unsere Kunden auf dem Markt ganz

genau die Arbeitszeiten des Veterinäramtes. Und in den letzten 18 Jahren, seitdem

                                                
8 Bei dieser Art von Unternehmen wird häufig auf extrem lange Arbeitszeiten der Beschäftigten hingewiesen.

Der Aufwand der Kontrolle sei aber meist zu hoch:

„Im Grunde genommen müssten sie mit Beginn der ersten Schicht auf die Lauer gehen am Schlachthofeingang
und diese Arbeitnehmer markieren und sagen, gut der geht jetzt da rein um, was weiß ich, um 4:10  Uhr, kom-
men wir in acht Stunden wieder und schauen wie es sich verhält und das müssten sie dann einen ganze Woche
machen“ (Interview 11: 247-250).

„Also ich habe einen Vertrag, der sieht wie ein Werkvertrag aus, im Grunde genommen ist es aber nur einen
Arbeitsnehmerüberlassung und dadurch entstehen diese Kollisionen mit Haftung, mit Arbeitsschutz und das
müsste in erster Linie der Zoll kontrollieren, das geht aber nicht in der Praxis, also, da scheitern die dran, da
sie im Grunde genommen die Sachen nicht trennen können (...) Wenn die aber vermischt sind, was wir haben
im Schlachthof, die arbeiten alle am Band, Stammarbeitskraft, Werkvertragsarbeitnehmer, Leiharbeiter kön-
nen sie durch diese Vermischung es nicht feststellen. Da kommt auch der Zoll nicht bei, weil die Erfahrung
zeigt wenn die da dann anklopfen in den Katakomben, hat der Pförtner  schon lange einen Knopf gedrückt und
dann wird das fein säuberlich getrennt(Interview 11: 288-300).

„Aber das ist ein System ähnlich mit Repressionen, Einschüchterungen und da liegt auch der Trick (...)Der be-
troffene Arbeitnehmer aber, der ausländische Arbeitnehmer, der hat in diesem Repressionssystem auch keine
Schutzmöglichkeiten, (...) Sie haben das Problem, dass die Dokumente auch manipuliert sind. Er hat keine
über die Arbeitszeit, die Beweislast ist schwierig. (...) der Arbeitsvertrag wurde ja im Ausland begründet, (...)
Aber sie können ja nicht in Bukarest einen Richter bemühen, der über deutsche Gesetze hier Verstö-
ße...“(Interview 11: 469-490).
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ich hier angefangen habe, hat es zum Beispiel nie Schwerpunktkontrollen gege-
ben“ (Interview 41: 614-616).

4.4.2 Einflussnahmen/Abhängigkeiten

Die Akteure im Kontrollfeld berichten von vielfältigen Versuchen der Einflussnahme der
Kontrollierten auf Kontrollergebnisse auf den unterschiedlichen Wertschöpfungsstufen. Die
Einflussnahme ist am subtilsten, wenn sie sich in der Schaffung einer freundlichen Atmosphä-
re durch die Betonung der Gleichgerichtetheit von Interessen oder von sozialer Nähe aus-
drückt:

• „...im Nebenkreis ist es ganz anders. Da sitzt der Prüfer mit einem netten Kaffee

und Kuchen bei dem Betrieb, weil der so nett war. Ich möchte da auch immer

Kaffee und Kuchen haben, aber das ist nicht unser Job... “ (Interview 42: 583-
586).

• „Oder auch den Kontrolleur sozusagen auf die eigene Seite zu holen, im Sinne

von, ach wir stehen doch alle der EU gegenüber und die Märkte sind so schlecht

und die Preise sind dies und jenes. Das ist ja eigentlich auch diese Schiene, zu sa-

gen, so wir müssen ja alle dafür sorgen, dass dieser Betrieb weiter existiert“ (In-
terview 42: 462-465).

Intensiver ist die Einflussnahme auf Kontrollergebnisse bei Vorhandensein einer Abhängig-
keitsstruktur von den Kontrollierten. Zum Beispiel sind „freie“ Tierärzte aufgrund ihrer weni-
ger günstigen Einkommensstruktur daran interessiert, zu Bestandstierärzten zu werden. Sie
können dann auch an den von ihnen verkauften Medikamenten verdienen. Wie abhängig Ve-
terinäre von den Produzenten aufgrund dieser Erwartungshaltung sein können, verdeutlicht
folgender Interviewauszug:

• „Also die beiden haben ein Abhängigkeitsverhältnis, was nicht automatisch ei-

ne Kumpanei bedeutet, aber zumindest...wenn der Tierarzt etwas findet, wird

er nicht also wie ein Behördenmitarbeiter z.B. sofort Alarm schlagen, sondern

er wird irgendwie versuchen, das intern zu lösen, um...und vielleicht auch mit

anderen Argumenten, er wird einfach sagen, du mein Lieber, bevor (das Amt)

das hier rauskriegt, sieh mal zu, dass du das in Ordnung bringst...so dass das

also unter der Decke gehalten wird, was natürlich auch funktionieren kann, al-

so dasselbe Ergebnis bringen kann, aber letzen Endes bei ganz schlimmen Ge-

schichten auch nicht. Es ist einfach ein Abhängigkeitsverhältnis, was immer da

ist, was unvermeidbar ist und was...ich sehe da auch keine Änderungsmöglich-
keiten letzen Endes, denn...“ (Interview 4: 506-522).

• „der Bauer hat seinen Betrieb in Ostfriesland und der Tierarzt lebt in Ost-

friesland...so, und wenn die miteinander Krieg haben, dann haben sie beide

nichts davon, und schon gar nicht der Tierarzt, weil der, wenn der seinen

Großkunden da verliert, ist seine Existenz gefährdet. Also die beiden haben ein

Abhängigkeitsverhältnis, was nicht automatisch eine Kumpanei bedeutet, aber

zumindest...wenn der Tierarzt etwas findet, wird er nicht also wie ein Behör-

denmitarbeiter z.B. sofort Alarm schlagen, sondern er wird irgendwie versu-
chen, das intern zu lösen, (Interview 4: 507-514).
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• „...sie haben erst den Tierarzt abgeschafft und durch eine Feld-, Wald-, Wie-

sentierärztin ersetzt, der sie dann immer gesagt haben, was sie einzusetzen hat,
was sie zu machen hat“ (Interview 27: 237-239).

• „Aber die [Veterinäre] hängen da wieder am Umsatz dran und die haben dann

natürlich ein Interesse, dass möglichst viel am Tag geschlachtet wird“ (Inter-
view 11: 727-728).

• „Das ist eindeutig eine Geschäftsbeziehung zwischen einem Auftraggeber und

einem Auftragnehmer. Die ist vom Prinzip her so, dass der Auftragnehmer sich

natürlich genau überlegt, was unternimmt er gegen seinen Auftraggeber, wenn
er sieht, dass der Dreck am Stecken hat.“ (Interview 4, 474-477).

Diese Abhängigkeiten und die Tendenz zur Tolerierung von Normbrüchen verstärken sich,
wenn sich die Lebensentwürfe und -ziele der Kontrolleure mit Hilfe der zu Kontrollierenden
erst einmal realisiert haben:

• „Jetzt hängt da vielleicht ein schönes Landhaus dran, zwei Kinder die studie-

ren, kostet alles Geld, der überlegt sich das dreimal, ob er das jetzt unbedingt
den wilden Mann spielen muss“ (Interview 11: 735-737).

Berichtet wird aber auch über die Erzeugung von Abwehr bis zur Bedrohung:

• „Also, es gibt einfach Betriebe, wo ich das Gefühl hab, die wollen mich verar-

schen. Die lassen mich nicht rein oder lassen mich erstmal eine Viertel Stunde

draußen stehen(...) Es geht ja darum, dass man selber als Kontrolleur eben ja

außen vor steht, aber eigentlich interne Informationen braucht“ (Interview 42:

422-427).

• „Und am Schlachthof bin ich mir manchmal nicht so sicher, inwieweit auch so

ein Fleischkontrolleur gut geschützt ist vor Repressalien“ (Interview 41: 252-
253).

• „...der hat sehr deutlich berichtet, dass er nicht besonders viel beanstanden

durfte, obwohl da alles Mögliche im Argen gelegen hätte. Der dann ganz drin-
gend einen anderen Job brauchte“ (Interview 41: 259-261).

• „Wir haben nicht die Produktion an sich geprüft, wir haben nicht die Arbeit-

nehmer vor Ort gefragt, auch weil es in dieser Industrie sehr problematisch ist,

für uns und unsere Leute aufgrund der Eigensicherung, weil in diesem Bereich

die Leute – salopp gesagt – bis auf die Zähne bewaffnet sind. Ob das jetzt Mes-

ser sind oder Kettensägen, was da so rumhängt. Da muss man eben ausge-

sprochen vorsichtig sein, bei der Überprüfung, weil das schon sehr gefährlich
werden kann.“ (Interview 13: 388-392).

4.4.3 Protektive wirkende Funktionen im Kontrollfeld

Die Funktion der Kontrollinstanzen kann auf verschiedenen Ebenen protektiv wirken. Insbe-
sondere geht es um den Transport von Verhaltenskodizes. In diesem Sinne besteht eine pro-
tektive Funktion in dem Vorhandensein von Selbstbehauptungskompetenzen bei den Veteri-
nären, einer gewissen Durchsetzungsfähigkeit auch in einem adversen Umfeld. Wenn ein
Veterinär zum Beispiel in einen unkooperativen Betrieb kommt, dann drängt ihn der Kontext
zum „Übersehen“ von Verstößen – nur mit Selbstwirksamkeitserwartung und einer gewissen
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Ich-Stärke vermag er sich gegenüber einem Betrieb zu behaupten, in dem man missmutig und
abwehrend auf seine Beanstandungen reagiert:

• „Und dann gibt es die Leute, da kommst du hin, sagst irgendwas, kann gar

nicht sein, haben wir noch nie gemacht. Muss jetzt in den letzten drei Minuten

gekommen sein. Und dann musst du das Standing haben, zu sagen, sie stellen

das sofort ab, es gibt das und das und das. Und das ist das, wie es dann laufen

muss. Das hat aber auch etwas mit Tagesform zu tun, also, ob du den richtigen

rhetorischen Kniff findest, das denen so deutlich und klar zu machen, dass da

eine Verhaltensänderung eintritt. Mein Ziel ist eben nicht Bußgeld einheimsen,
sondern Verhaltensänderung“ (Interview 42: 427-438).

• „Und wenn du bei einem Schlachtbetrieb, da gibt es irgendwie so einen Chole-

riker, wenn du da im Blut watend neben dem stehst und der dich anbrüllt, das

ist nicht nett. Du musst einfach die Konfrontation auch suchen und aushalten“
(Interview 42: 585-588).

• „Aber meine Fleischer rufen mich nicht (lacht), ich komme ungefragt, ungele-

gen, todsicher im falschen Moment, und dann kriegen sie von mir eine Lei-
stung, die sie weder erbeten noch gewünscht haben“ (Interview 41: 248-250).

Neben einer erhöhten Dichte und Intensität von Kontrollen erwartet man häufig positive Ver-
änderungen von Reformen auf der Mesoebene:

• „Also ich denke, ohne staatliche Kontrolle wäre alles noch schrecklicher. Die

brauchen schon das Gefühl, es könnte jemand kommen (Interview 41: 863-

864).

• „Und über sehr strenge Reglementierungen, sehr strenge Kontrollen, die eben

auch alle immer negative Maßnahmen nach sich ziehen, erreicht man meiner

Ansicht nach eigentlich nur, dass noch mehr versucht wird, Sachen unter der

Decke zu halten(...)Es müsste eher positive Anreize geben für die Betriebe, or-

dentlich zu wirtschaften, wie wir es hier in Sachsen jetzt haben, mit dieser

freiwilligen Salmonellenkontrolle, wo man sich eben ein Zertifikat ausstellen

lassen kann, mit dem man sein Produkt bewerben kann“ (Interview 27: 674-
682).

• „Ja, letztendlich der schlagkräftigste Anreiz ist der ökonomische Anreiz. Das
ist unterm Strich wohl das Einzige, was wirklich zieht“ (Interview 27: 660f.).

• „Da die Dokumentationspflicht bei Landwirten sehr unbeliebt ist, könnte eine

Einsicht in die Notwendigkeit und damit verbesserte Kooperation durch ver-

besserte Aufklärung der Produzenten erreicht werden. Dies lässt sich aber nur

dann verwirklichen, wenn den Landwirten der wirtschaftliche Nutzen (in Form

eines Wettbewerbsvorteils) bewusst wird“ (vgl. Interview 38).

Die befragten Experten stehen einer Kontroll-Form, die staatliche Normen einsetzt, um in-
direkt über die Stimulierung und Lenkung von Marktmechanismen die erwünschten Erfol-
ge zu erzielen, positiv gegenüber. Sie wären offenbar auch eine nicht zu vernachlässigende
Ressource für Informationen, Hinweise und Vorschläge bezüglich verbesserter Steuerungs-
Erfordernisse und –Möglichkeiten.
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4.5 Zwischenfazit

4.5.1 Arten und Konstellationen

Auf allen Wertschöpfungsstufen agieren Akteure unterschiedlichster Art. Sie unterscheiden
sich hinsichtlich ihrer Motivation wie ihrer Normbindung. Heuristisch lassen sich die Akteure
in drei Gruppen einteilen. Da sind einerseits die prinzipiell Normkonformen (Verstöße allen-
falls aus Nichtwissen oder aus Versehen) und andererseits diejenigen, die absichtsvoll und
manchmal auch gut organisiert mit Normverstößen arbeiten (intentionale und systematische
Verletzung von Vorschriften). Dazwischen gibt es eine heterogene Gruppe (mixed-type ac-

tors) von erheblicher Bandbreite zwischen diesen beiden Extremen. Die Akteure in dieser
Gruppe weisen zum einen eine schwächere Normbindung auf als die Gruppe der Konformen.
Sie entwickeln andererseits aber (noch) längst nicht so viel Distanz zu den Normen, bzw. so
viel Energie zu deren Verletzung wie die Angehörigen der Normverstoß-Netzwerke:

1. Die prinzipiell Normkonformen wollen und können die Normen einhalten; Aus-
nahmen sind einzelne Fehler, Verstöße aus Nichtwissen oder aus Versehen. Die
Angehörigen dieser Gruppe verfügen über ein hohes Maß an protektiven Faktoren,
weil sie in ihrer Tätigkeit jenseits des ökonomischen Kalküls auch einen wertbe-
zogenen Sinn sehen, über den sie sich (per Qualität und Nutzen für Dritte) mit re-
levanten Anderen verbunden sehen. Sie sind auch aufgeschlossen für Wert- und
Qualitätsdiskussionen, sind verbunden mit positiven Netzwerken und Traditionen
und sind aufgeschlossen für Kontrollen, da, bzw. soweit sie deren Sinn einsehen.

2. Die mittlere Gruppe will die Normen einhalten, kann sie aber nur unvollkommen
einhalten; es gibt momentane oder länger andauernde Problem- bzw. Konfliktsi-
tuationen, die in unterschiedlichem Ausmaß den Akteur zu Normverstößen verlei-
ten bzw. zu nötigen scheinen. Hier kann das Wegbrechen ökonomischer oder psy-
cho-sozialer stabilisierender Faktoren eine Rolle spielen.

3. Die dritte Gruppe will die Normen nicht einhalten, weil sie mit dem Nutzen der
Illegalität kalkuliert. Die Angehörigen dieser Gruppe bauen auf die Nachlässigkeit
von Kontrollinstanzen oder schaffen eine korrumpierende Nähe zu den Kontrolleu-
ren. Ihr Organisationsgrad geht bis zur Etablierung krimineller Netzwerke.

Die empirischen Daten unterfüttern diese Einteilung und lassen plausibel erscheinen, dass
eine Strategie der Stärkung protektiver Faktoren lediglich bei den beiden ersten Gruppen eine
Chance auf Wirksamkeit besitzen dürfte. Dabei ist die mittlere Gruppe am häufigsten von
ökonomischen Problemen bedroht. Normverstöße sind dann eine Folge von Krisenszenarien.
Die Kontrollbalance im Sinne von TITTLE (1995) ist auch dann gefährdet, wenn sich ein wirt-
schaftlicher Akteur in seiner Existenz gefährdet sieht („Insolvenz“) oder wenn er sich in einer
Situation relativer Benachteiligung gegenüber seiner Performanz in der Vergangenheit oder
gegenüber der Performanz seiner Konkurrenten sieht. Je stärker solche krisenhaften Situatio-
nen als Bedrohung der Existenz wahrgenommen und als je ungerechter sie empfunden wer-
den, desto stärkerer protektiver Faktoren würde es bedürfen, trotz gegebener ökonomischer
(Fehl-) Anreize zum Normverstoß normtreu zu bleiben.
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4.5.2 Kontrolle und Aufdeckung

Kontrolleurstätigkeiten sind vorrangig geeignet, die Normabweichungen von Akteuren zu
bearbeiten, die eher der Gruppe eins oder zwei angehören; die also einen auf Langfristigkeit
angelegten strategischen Normverstoß gar nicht beabsichtigten und mangels strategischer
Verdeckungsaktivitäten auch relativ einfach zu identifizieren sind. Hier können zeitnahe Be-
lehrungen und Informationen oft mehr compliance bewirken als staatliche Sanktionen. Hier
ist eine entsprechende Sensibilität der Kontrollinstanzen sicher vorteilhaft, da es darum geht,
die Eigenverantwortung der Kontrollierten zu stärken:

„Zum einen du musst die Verordnung kennen, du musst alles sehen und du musst ja auch

den Betrieb zu einer adäquaten Lösung führen, also, das ist zumindest mein An-

satz(...)mein Ansatz ist immer, denen auch Sachen zu zeigen, was man machen müsste,
damit die diese Verordnung konform einhalten können“ (Interview 42: 149-153).

Ziel des zitierten Lebensmittelprüfers ist es, eine einvernehmliche Lösung mit dem Betrieb zu
finden anstatt Bußgelder zu verhängen. Dies muss allerdings auch vor dem Hintergrund der
Konfliktvermeidung gesehen werden, da Gerichtsverfahren auch für die Prüfer nicht unpro-
blematisch sind. In jedem Fall muss die Arbeitszufriedenheit und die Steigerung der Motiva-
tion der Kontrolleure bei Überlegungen zur Steigerung der Kontrolleffektivität mitgedacht
werden:

„Ja, und dann ist immer so die Frage, wie ist das Arbeitsklima auch. Und ich denke, da

ist es schon schwierig, mit Engagement was zu machen. Und da ist halt auch immer die

Frage, das Engagement wird ja nicht so richtig, also es dankt einem keiner, ne? Also
man hat da einen ganz blöden Job“ (Interview 41: 236-239).

Eine kriminalrechtliche Sanktionierung bei Normverstößen der ersten beiden Akteursgruppen
wäre von den Folgen her womöglich unverhältnismäßig:

„...aber wenn die Sachen sehr konkret sind und anonym, dann nehme ich sie natürlich

ernster, als wenn es namentlich ist und unkonkret. Da muss man schon sehr genau lesen,

weil man ja, auch wenn man z.B. durchsucht hat, dann kann man natürlich so ein Unter-
nehmen, das betroffen ist, auch kaputt machen“ (Interview 53: 176-179).

Während eine Strategie der Stärkung protektiver Faktoren bei den ersten beiden Gruppen po-
sitiv wirken dürfte, stellt die letzte Gruppe die Kontrollinstanzen vor besondere Probleme.

Die Kontrollinstanzen haben, wenn keine konkreten Verdachtsmomente vorliegen, einen ge-
ringen Anteil an der Aufdeckung von normwidrigen Handlungen der Art, wie sie von der
dritten oben erwähnen Akteursgruppe begangen werden. Die Ursachen können in der Nähe
der Kontrolleure zum Kontrollieren vermutet werden oder aber in der besonderen Fähigkeit
der absichtlich und systematisch außerhalb der Norm agierenden Akteursgruppe in bezug auf
die Aufrechterhaltung des Dunkelfelds.

Dass die großen Verstöße („Fleischskandale“) der letzten Zeit nicht in erster Linie durch die
Arbeit der Kontrollinstanzen, sondern meist durch „Alarmschlagen“ von (ehemaligen) Mitar-
beitern ruchbar wurden, ist ein Hinweis auf die Einwirkungsmöglichkeiten von Akteuren der
dritten Gruppe (ohne Interesse an der Normeinhaltung) auf die Kontrollpraxis. Die Kontroll-
praxis von diesen Einwirkungsmöglichkeiten zu distanzieren, gehört sicherlich zu den drin-
genden Aufgaben einer Strukturreform. In bezug auf die Akteure aus der dritten Gruppe geht
es deshalb zunächst um eine effektiver Überwachung, die es ermöglicht, den Eintritt von
Großschadensereignissen aufgrund langen Zuwartens oder riskanter Kontrolllücken besser als
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bisher zu verhindern. Es geht aber auch um die Einbindung des Spezialwissens der Mitarbei-
ter aus Betrieben, die strategisch Normbrüche begehen. Das schlechte Gewissen von Mitar-
beitern bei der angeordneten Normbrechung motiviert diese vielfach, ihr Wissen an geeignete
Stellen weiterzugeben (wobei nicht immer Behörden, sondern manchmal auch Gewerkschaf-
ten oder andere als die geeigneten Stellen angesehen werden). Die folgenden Zitate bestätigen
den Wert von unzufriedenen Mitarbeitern für die Sicherung der Beweislage:

„In diesem Fall war es ein ehemaliger Mitarbeiter, der gekündigt worden ist und dann

auch noch restliche Gehälter...restliche Löhne nicht bekommen hat, und der dann ein Ar-

beitsgerichtsverfahren angestrengt hat, hat mit seinem Anwalt gesprochen, und er hat

dann seinem Anwalt erzählt, was für Schweinereien da ablaufen. Dazu gehörte nicht nur

dieses Aufspritzen, sondern es wurde auch gesagt, dass Ware...z.B. ...“ (Interview 53: 99-
103).

„Aber ich würde wirklich sagen, weit überwiegend, dass es ehemalige Mitarbeiter sind.

Das ist eigentlich auch...das kann ich Ihnen offen sagen, wenn wir irgendwo durchsu-

chen und haben keine so gute Beweislage, dann gehen wir meistens auch in die Perso-

nalabteilung und gucken, wer ist so in den letzten Monaten ausgeschieden, weil wir wis-

sen, die Leute haben immer kein Problem, auszusagen, während die, die im Unterneh-

men sind, die haben Angst um ihren Arbeitsplatz, da bekommt man nie was...zu 99 Pro-
zent läuft man da gegen Wände“ (Interview 53: 158-163).

Die soziale Kontrolle bei Normbrüchen ist durch gut ausgebildeten Mitarbeiter größer als bei
unwissendem oder sprachunkundigem Personal:

„Währenddessen der Metzger der das macht, der das lesen kann, der würde dann sa-

gen: Moment Chef, stimmt nicht, heute ist der 5. und hier steht der 11. drauf, das kann

ja wohl nicht sein. Also würde der Chef das nie machen, weil er sagt, Moment, dem

Mann bin ich ausgeliefert, wenn ich den das machen lasse. Den kann ich nie mehr

entlassen oder sonstwas. Ich bin erpressbar. Also wird es nicht stattfinden“ (Interview

40: 848-853).

Die Bedeutung von „Whistleblowern“ bedarf einer besonderen Beachtung im Hinblick auf die
Schaffung geeigneter Anlaufstellen wie auch im Hinblick auf den Schutz dieser Personen vor
Repressalien. Bekanntlich bewegt die Angst vor Benachteiligungen viele Akteure dazu, sich
lieber anonym zu artikulieren:

„Da muss man unterscheiden, ob es eine anonyme Anzeige ist, oder eine namentliche,

und ob die sehr konkret ist oder nicht. Da muss man natürlich schon schauen. Es ist

manchmal schwierig, das herauszufinden, aber wenn die Sachen sehr konkret sind und

anonym, dann nehme ich sie natürlich ernster, als wenn es namentlich ist und unkonkret“
(Interview 53: 174-177).

Weiterhin ist davon auszugehen, dass gerade das aufgrund von suboptimalen arbeitsmarktpo-
litischen (Makro-) Dynamiken in den vergangenen Jahren virulent gewordene Phänomen von
außergewöhnlich schlecht bezahltem oder sich unfair behandelt fühlendem (ausländischem)
Personal Konsequenzen auf der Ebene weiterer Normverstöße hat – man denke an die Be-
richte über Akteure, die sich durch Sabotagehandlungen („Urinieren auf das Fleisch“ etc.;
Interview 11; Bestätigung durch Staatsanwaltschaft: Interview 53) abreagieren.

Die Hauptakteure der großen Fleischskandalen der letzten Zeit sind zu einem gewichtigen
Teil wegen ähnlicher Delikte bereits schon ein- oder mehrfach verurteilte Wiederholungstäter.
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Ebenso ist bekannt, dass derartige Akteure auch nach ihrer Verurteilung in der Lage sind,
Firmen zu gründen oder sich an anderen Firmen zu beteiligen. Dies ist ein Indiz dafür, dass
hier ein Milieu existiert, das derartige Akteure auffängt und in negativer Weise integriert. Ei-
ne naheliegende Schlussfolgerung bestünde in der Einrichtung eines Personenregisters, das es
erleichtert, Akteure mit einschlägigen früheren Auffälligkeiten im Bereich der Lebensmittel-
wirtschaft als solche zu identifizieren und ggf. von riskanten Wiederaufnahmen ähnlicher Tä-
tigkeiten abzuhalten.

Einschlägige Prozessbeobachtungen während des Jahres 2006 (vgl. Anhang A-3) zeigten die
tendenzielle Überforderung von Justizpersonal durch die Komplexität der lebensmittelrechtli-
chen Materien und legten allen Beobachtern bei der Auswertung den Schluss nahe, dass es
nur sachdienlich sein könne, künftig mehr Schwerpunktstaatsanwaltschaften (wie in Olden-
burg) einzurichten und frühzeitig in Prozessen auf Fachgutachter zurückzugreifen.

4.6 Häufig genannte Verbesserungsvorschläge

Die Interviewten wurden auch nach Ansätzen zu Verbesserungen befragt. Dabei kristallisier-
ten sich folgende Punkte heraus:

• Vorrang für eindeutige Vorschriften (Abbau unklarer Regelungen)

• Vermittlung des Sinngehalts bestehender Normen

• Vereinfachung der Dokumentation

• Vernetzung von Informationen durch mehr Fachleute für Querschnittsaufgaben

• Stärkung der Unabhängigkeit von Veterinären und Lebensmittelkontrolleuren (z.B.
Rotationsprinzip zur Verhinderung von Abhängigkeitsverhältnissen von den zu Über-
prüfenden)

• Sanktionierung auf der höchstmöglichen zuständigen Hierarchiestufe (z.B. Bußgeld-
bescheid an Unternehmensführung statt an untergeordnete Mitarbeiter; Generalunter-
nehmerhaftung)

• Sichtbare Kennzeichnung (z.B. Einfärbung) von Fleischabfällen

• Sensibilisierung der Produzenten für Umweltschäden durch die Produktion (z.B. Bo-
denbelastung aufgrund von Medikamenten)

• Evaluation/Reform des Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes

• Deklaration der Haltungsformen (wie bei Hühnereiern) zur Stärkung der Verbraucher-
Entscheidungsmacht

Diese häufig genannten Vorschläge bedürfen freilich der Kontextualisierung (Relativie-
rung, Systematisierung, Ergänzung, Vertiefung), wie sie in Kooperation mit dem ökono-
mischen Teilprojekt und im Zusammenhang mit der Diskussion um protektive Faktoren
auf den verschiedenen Aggregationsebenen des Sozialen in Abschnitt 5.3 und 5.4 darge-
stellt werden.
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5 Erste Ansatzpunkte zur Reduzierung von Verhaltensrisiken

Ein adäquater Umgang mit Verhaltensrisiken erfordert ein abgestimmtes Handeln der zustän-
digen Behörden sowie ein gezieltes Change-Management mit dem konkreten „Projekt“, die
Berücksichtigung und Reduzierung von Verhaltensrisiken explizit in den Aufgabenbereich
aller zuständigen Behörden zu verankern. Kapitel 5 zeigt Ansatzpunkte zur verbesserten
Berücksichtigung von Verhaltensrisiken auf, die sich aus der Controllingliteratur und der Li-
teratur zur Regulierung bzw. zum Management von Verhaltensrisiken sowie aus den Ergeb-
nissen der vorliegenden Untersuchung ableiten lassen. Dabei geht es um folgende Aspekte:

1. Einführung eines behördlichen Controllings, das sich am Grundsatz einer „leistenden
Verwaltung“ orientiert, die im Interesse des Gemeinwohls als Output bestimmte Dienst-
leistungen wie z.B. den Verbraucherschutz bereitstellt. Unter Berücksichtigung von Ursa-
che-Wirkungszusammenhängen dient ein solcher Ansatz der Verbesserung der Kosten-
Nutzenverhältnisse und damit der Effizienzsteigerung des staatlichen Handelns und Res-
sourceneinsatzes beim Verbraucherschutz. Mit Blick auf deviantes Verhalten von Le-
bensmittelunternehmen geht es dabei sowohl um die gruppenbezogene Prävention von
Nachlässigkeit und kalkulierten Wirtschaftsdelikten als auch um die einzelfallbezogene

Prävention von Folgeverstößen in bereits auffälligen Problemunternehmen.

2. Spezifische Schlussfolgerungen zum Abbau verhaltensbedingter Risiken in der Geflügel-

wirtschaft als beispielhaft untersuchtem Gegenstand der vorliegenden Studie. Dabei wer-
den insbesondere die Kritischen-Wert-Analysen sowie die Regelmäßigkeiten bzgl. der
ökonomischen Anreize ausgewertet, die sich bei der formalen Analyse potenzieller Regel-
verstöße auf den verschiedenen Wertschöpfungsstufen gezeigt haben.

3. Hinweise zu Veränderungen organisatorischer Abläufe (Überwachung, Aufdeckung, Ver-
folgung, Prävention und Kommunikation) in den staatlichen Kontrollinstanzen (ausgehend
von identifizierten Schwachstellen in der staatlichen Überwachungspraxis).

4. Hinweise zu gesetzlichen Veränderungen zur Verbesserung des Verbraucherschutzes.

5.1 Nutzung des Controllingansatzes zur Verbesserung des Verbraucherschutzes*

5.1.1 Controllingleitgedanken und Verwaltungsreform

Controlling bedeutet, ganz kurz gefasst, die systematische Bereitstellung der bestmöglichen
Information für alle Phasen des Entscheidungsprozesses und die beschlussfähige Vorstruktu-
rierung von Entscheidungen (vgl. HIRSCHAUER 2001: 276). Verkürzt gesagt besteht der Kern
des Controlling in der planerischen (ex ante) und der überprüfenden (ex post) Gegenüberstel-
lung von Kosten (Ressourcenverbrauch) und Leistungen (Zielerreichung) mit dem Ziel einer
laufenden Effizienzsteigerung durch die Verbesserung der Planungs- und Steuerungsprozesse
(für einen umfassenden Überblick zum Controlling siehe HORVÁTH 2001). Dies beinhaltet die
vorausschauende Berücksichtigung der Entwicklungen externer Rahmenbedingungen mit Hil-
fe von Früherkennungssystemen (vgl. ANSOFF 1976; ANSOFF und MCDONNELL 1990).

Obwohl Controllingansätze (unterschiedlicher Ausprägung) bisher vorwiegend in (großen)
Wirtschaftsunternehmen eingesetzt werden, wird das Controlling in den letzten Jahrzehnten
auch im Bereich öffentlicher Verwaltungen im Zusammenhang mit einer zielorientierten Stei-
gerung der Effizienz und Transparenz staatlicher Aktivitäten diskutiert bzw. eingesetzt. Jün-
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gere Verwaltungsreformansätze, die darauf abzielen, ziel- und ergebnisorientierte („leisten-
de“) Verwaltungen“ durch die Übernahme bewährter betriebswirtschaftlicher Instrumente und
Managementkonzepte (Controlling inkl. Budgetierung, Kosten-Leistungsrechung, Balanced
Score Cards, etc.) aufzubauen, sind international unter dem Stichwort „New Public Manage-
ment“ (NPM) bekannt geworden (vgl. hierzu z.B. BUDÄUS et al. 1998). In Deutschland sind
diese Ansätze zur Verwaltungsmodernisierung unter dem Label „Neues Steuerungsmodell“
(NSM) seit Anfang der 90er Jahre insbesondere durch die Arbeiten der Kommunalen Ge-
meinschaftsstelle für Verwaltungsvereinfachung (KGSt 1993: „Das Neue Steuerungsmodell,
Begründung, Konturen, Umsetzung“) entwickelt und verbreitet worden9.

Aufgrund der spezifischen Ausrichtung der hier vorgelegten Untersuchung auf den Verbrau-
cherschutz im Ernährungsbereich wird an dieser Stelle nicht auf die umfangreiche allgemeine
NPM- bzw. NSM-Literatur eingegangen. Auch der aktuelle Reformstand der öffentlichen
Verwaltungen im Allgemeinen bzw. der unterschiedliche Stand in den einzelnen Bundeslän-
dern im Besonderen ist nicht Gegenstand der vorliegenden Betrachtungen. Allerdings geht es
sehr wohl darum aufzuzeigen, dass die Übernahmen des Controllingleitgedankens und die
Einführung eines Behördencontrollings für die Verbesserung des staatlichen Verbraucher-
schutzes erforderlich sind, und welche grundsätzlichen Abläufe und Veränderungen dies er-
fordert bzw. mit sich bringt:

1. Ausgerichtet am Grundsatz einer „leistenden Verwaltung“ ist explizit das Ziel zu definie-
ren, im Interesse des Gemeinwohls als Output die „Dienstleistung Verbraucherschutz“ ko-
steneffizient bereitzustellen. Dieses Ziel lässt sich in die Teilziele „Reduzierung technolo-
gischer Risiken“ und „Reduzierung verhaltensinduzierter Risiken“ unterteilen.

2. Neben der Reduzierung technologischer Risiken muss der Controllingansatz systemati-
sche und kosteneffiziente Bemühungen zur Vermeidung sozial unerwünschter Entwick-
lungen und Verhaltensweisen unterstützen. Solche Maßnahmen der Verhaltensregulie-
rung, die auf eine Prävention von Verstößen in der Ernährungswirtschaft im Sinne einer sy-
stematischen Reduzierung der Wahrscheinlichkeit ihrer Auftretens ausgerichtet sind, müs-
sen sich auf die grundsätzlichen Ansatzpunkte für das Management von Verhaltensrisiken
beziehen: (i) Reduzierung physischer Verstoßgelegenheiten, (ii) Abbau ökonomischer
Verlockungen sowie (iii) Förderung der außerökonomisch motivierten Bereitschaft zur
Regelbefolgung (d.h. der protektiven Faktoren)10.

3. Das grundsätzliche Verständnis der Abhängigkeit des Verwaltungsoutputs „verändertes
Akteursverhalten“ vom staatlichem Regulierungshandeln bzw. Ressourceneinsatz ermög-
licht die Ableitung konkreter Präventionsziele. In Anlehnung an die unternehmerische Ma-
nagementperspektive der Kundenorientierung sind zwei verschiedene Adressaten bzw.
Bereiche der Prävention zu unterscheiden: Bei der „gruppenbezogenen Prävention“ geht
es darum, proaktiv, d.h. bevor sich Probleme durch die (gehäufte) Aufdeckung von Ver-
stößen manifestieren, die Entscheidungsbedingungen für definierte Unternehmensgruppen

                                                
9 Für einen umfassenden Überblick über das Thema inkl. Literaturverweisen siehe das Online-

Verwaltungslexikon http://www.olev.de/n/nsm.htm; für eine kritische Würdigung z.B. DAHM (2004) oder
WEIß (2002).

10 Dies baut auf der grundsätzlichen entscheidungsorientierten Sicht auf, dass man es in der Realität mit Akteuren
zu tun hat, die eine gegebene Verstoßgelegenheit ab einer gewissen Höhe der ökonomischen Verlockung wahr-
nehmen („mixed type actors“).
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bzw. Aktivitäten so zu verändern, dass Verstöße in diesen Bereichen weniger wahrschein-
lich werden. Die „einzelfallbezogene Prävention“ zielt dagegen darauf ab, durch geeignete
Maßnahmen in individuellen, auffälligen Problemunternehmen die Wahrscheinlichkeit
von Folgeverstößen zu verringern.

4. Beide Präventionsbereiche machen eine konkrete Outputdefinition und überprüfbare
Sachzielplanung erforderlich (z.B. Erfassung und Reduzierung der Wahrscheinlichkeit des
Einsatzes von Gammelfleisch in Verarbeitungsprodukten im Land Berlin), die eine Steue-
rung der entsprechenden Aktivitäten ermöglicht. Um die definierten Sachziele zu errei-
chen, müssen die grundlegenden Ursache-Wirkungsbeziehungen - d.h. die Abhängigkeit
des Entscheidungsverhaltens der Akteure von den steuerbaren Entscheidungsparametern
„physische Verstoßgelegenheiten“, „ökonomische Versuchungen“ und „protektive Fakto-
ren“ - explizit dargestellt und von allen Beteiligten geteilt werden. Aus diesem Verständ-
nis heraus sind Maßnahmen abzuleiten und über eine Ablaufplanung zeitlich festzulegen
(wer macht wann was mit welchen Ressourcen?), mit deren Hilfe die definierten Sachziele
erreicht werden sollen. Die Maßnahmendurchführung sowie der Grad der Zielerreichung
sind durch Leistungsvorgaben für die ausführenden Stellen (z.B. eine bestimmte Dichte
unangekündigter Kontrollen bei Lagerhaltern und Verarbeitungsbetrieben oder auch ein
bestimmter Umfang von Aufklärungs- und Beratungsmaßnahmen in den Unternehmen)
und nachvollziehbare Kriterien der Zielerreichung (z.B. Senkung der ökonomischen Ver-
suchung) überprüfbar zu machen und zu überprüfen.

Ein Behördencontrolling zur Unterstützung des Verhaltensrisikomanagements muss situati-
onsspezifische Informationen über die „zu regulierenden“ Unternehmen im jeweiligen Zu-
ständigkeitsbereich (Anzahl, Größe, Technologien, regionale Ausdehnung der wirtschaftli-
chen Beziehungen) sowie detaillierte Kenntnisse der behördenintern vorhandenen Ressourcen
bereitstellen. Zusätzlich sind möglicherweise politische Restriktionen zu beachten, die aus
dem föderalen System von Zuständigkeiten resultieren und ein abgestimmtes Vorgehen er-
schweren. Eine am Controllinggedanken orientierte Operationalisierung und Detailplanung
der Arbeitsschritte von der Informationssammlung bis zur Maßnahmenumsetzung und ent-
sprechende Vorschläge zur Ressourcensteuerung und organisatorischen Umsetzung können
ohne Kenntnis der Spezifika im jeweiligen Zuständigkeitsbereich nicht bereitgestellt werden.

Für ein behördliches Controlling lässt sich mit Blick auf die Reduzierung von Verhaltensrisi-
ken (Verstoßgefahren) aber durchaus eine Reihe von Leitfragen identifizieren, deren Beant-
wortung eine inhaltliche Festlegung der erforderlichen Sachziele und die inhaltliche Ausge-
staltung von Maßnahmen erleichtert. Diese Fragen dienen zudem als wertvolles Kommunika-
tionsinstrument, durch das die Einsicht in die Struktur des Problems gefördert und die man-
gelnde Terminologie zur Benennung der relevanten Sachverhalte vermittelt wird. Darüber
hinaus lässt sich aus den Erfahrungen der vorliegenden Untersuchung und mit Blick auf die
zeitliche Abfolge behördlicher Controllingabläufe ein Leitfaden im Sinne einer Grundstruktur
eines Ablaufplanes erstellen, der insbesondere auf die Nutzung verschiedener Arten von In-
formationsquellen eingeht.

5.1.2 Gruppenbezogene Präventionsmaßnahmen

Unter „gruppenbezogener Prävention“ wird hier die Gesamtheit aller Maßnahmen verstanden,
die über die Reduzierung ökonomischer Versuchungen und/oder eine Verstärkung protektiver
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Faktoren die Wahrscheinlichkeit von Verstößen in einer definierten Gruppe von Unternehmen
verringert (z.B. alle großen und spezialisierten Putenmäster einer Region). Es meint eine „ver-
haltensrisikobasierte“ Vorgehensweise, bei der nicht die Heterogenität jedes einzelnen Lebens-
mittelunternehmens, sondern, ganz im Gegensatz, Gemeinsamkeiten innerhalb von Gruppen
und Unterschiede zwischen Gruppen berücksichtigt werden. Ein als Leitfaden dienender Fra-
genkatalog für die Beschaffung der inhaltlichen Informationen, die im Rahmen einer sol-
chermaßen allgemeinen, gruppenbezogenen Prävention erforderlich sind, lässt sich in die
Struktur der Risikoanalyse einordnen und könnte wie folgt aussehen:

1. Bei welchen Aktivitäten in der Wertschöpfungskette bzw. bei welchen Akteursgruppen ent-
stehen welche (die höchsten) fehlgeleiteten ökonomischen Anreize? (� Risikobewertung)

2. Bei welchen Akteuren und Akteursbeziehungen bzw. bei welcher Art von Verstößen besteht
ein (besonders) geringer Level an protektiven Faktoren? (� Risikobewertung)

3. Wie sehen die entsprechenden physischen Verstöße und irregulären Prozesse konkret aus?
Wer ist von welchen negativen Folgen betroffen? (� Risikobewertung)

4. Wie wirken sich bereits absehbare Änderungen unternehmerischer Rahmenbedingungen auf
die zukünftigen ökonomischen Anreize und protektiven Faktoren aus? (� Risikobewertung)

5. Gibt es Maßnahmen (z.B. Einführung bestimmter Technologien), die vorhandene physische
Verstoßgelegenheiten reduzieren? (� Risikomanagement)

6. Wie wirken sich kurzfristig umsetzbare Maßnahmen (z.B. Kontrolldichte, Überraschungs-
kontrollen, Bußgelder) auf die ökonomischen Anreize aus? (� Risikomanagement)

7. Welche langfristigen gesetzlich-administrativen Maßnahmen (z.B. Unternehmensstrafrecht)
sind geeignet, fehlgeleitete Anreize abzubauen? (� Risikomanagement)

8. Welche auf die Markttransparenz bzw. die Wirksamkeit marktwirksamer Sanktionen ab-
zielende Maßnahmen (z.B. „name and shame“) sind rechtlich gangbar und aussichtsreich,
um fehlgeleitete Anreize abzubauen? (� Risikomanagement)

9. Mit welchen Maßnahmen lassen sich die protektiven Faktoren in welchen Situationen am
besten erhöhen (z.B. Beratung, Schulung, Öffentlichkeitsarbeit)? (� Risikomanagement)

10. Welche von Interessensverbänden bzw. Unternehmen getragenen Maßnahmen, die die Re-
gelbefolgung fördern (z.B. freiwillige und transparente Verbraucherinformation), erscheinen
aussichtsreich bzw. verdienen administrative Unterstützung? (� Risikomanagement)

11. Welche organisatorischen Maßnahmen (z.B. zentrale Datensammlung, Meldemöglichkeit
für „Whistleblower“, Schwerpunktsstaatsanwaltschaften, überregionale Zuständigkeiten
bzw. mobile Kontrollgruppen) sind erforderlich, um eine effektive Informationsbeschaffung
und einen effektiven Informationstransfer innerhalb und zwischen den verschiedenen Be-
hörden (Bundesländer, Hierarchiestufen, Kontrollbehörden, Strafverfolgungsbehörden) und
anderen Stakeholdern und Experten zu gewährleisten? (� Risikokommunikation)

5.1.3 Einzelfallbezogene Prävention von Folgeverstößen

Unter „Einzelfallprävention“ wird hier die Gesamtheit aller Maßnahmen verstanden, die über
die Reduzierung ökonomischer Versuchungen und/oder eine Verstärkung protektiver Faktoren
die Wahrscheinlichkeit von Folgeverstößen bereits auffällig gewordener Delinquenten verrin-
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gert. Es meint damit einen „verhaltensrisikobasierten“ Umgang mit evidenter Heterogenität.
Wenn ein Unternehmen einen Verstoß begangen hat, signalisiert dies eindeutig, dass im Ver-
gleich zu anderen Unternehmen entweder die ökonomischen Anreize besonders hoch und/oder
die protektiven Faktoren besonders niedrig sind bzw. waren (vgl. Abschnitt 3.3.2). Solange das
Unternehmen weiter am Markt tätig ist, erfordert und rechtfertigt dies einen einzelfallbezogenen
Ansatz zur Prävention von Folgeverstößen. Für die Beschaffung der im Zusammenhang mit
einer solchermaßen individuellen Prävention erforderlichen Informationen kann der folgende
Fragenkatalog als Leitfaden dienen:

1. War das Unternehmen besonders hohen ökonomischen Versuchungen ausgesetzt?
Wenn ja, wodurch wurden diese im Vergleich zu anderen Unternehmen verursacht?

2. Und/oder waren die protektiven Faktoren des Unternehmens besonders niedrig? Wenn
ja, wodurch wurde dies im Vergleich zu anderen Unternehmen verursacht?

3. Mit welcher Strategie (welchem in sich konsistenten Maßnahmenbündel) lassen sich
in diesem Unternehmen die (bisher spezifisch niedrigen) protektiven Faktoren verstär-
ken und gleichzeitig die (bisher spezifisch hohen) ökonomischen Verlockungen abbau-
en?

Die Suche nach konsistenten Handlungsstrategien lässt sich mit dem bereits erwähnten fallbe-
zogenen Kontrollstil der „responsive regulation“ (BRAITHWAITE 1985, 2002, 2003) in Verbin-
dung bringen. Um Abwehrreaktionen (Reaktanz) zu vermeiden, sollten Kontrolleure systema-
tisch versuchen, die Einsicht bzw. die protektiven Faktoren der Betroffenen z.B. durch Beratung
und die explizite Forderung nach zukünftiger Besserung zu fördern. Sowohl mit Blick auf die
protektiven Faktoren der Akteure als auch mit Blick auf ihre Gewinnorientierung wäre es aber
naiv, den Einfluss ökonomischer Faktoren (der Abschreckung) zu vernachlässigen. Kontrollie-
rende und sanktionierende Behörden müssen deshalb gleichzeitig durch den Aufbau einer
transparenten Abschreckung klar machen, dass die Vorschriften „ernst gemeint“ sind. Neben
zeitnahen Nachkontrollen muss diese eine zunehmende Eskalation der Sanktionen bis hin zum
zeitweiligen oder endgültigen Entzug der Lizenz beinhalten. Organisatorisch könnte dies neben
zentralen Verstoßregistern dadurch unterstützt werden, dass ab einer bestimmten Deliktschwere
die Zuständigkeit von der Vorortbehörde zu einer überregionalen Prüfgruppe übergeht, bei der
alle Informationen zusammenlaufen und die für einen konsistenten Umgang mit den Ver-
stoßunternehmen (inkl. der Kommunikation mit den Strafverfolgungsbehörden) sorgt.

5.2 Zur Beeinflussung protektiver Faktoren im Geflügelbereich

5.2.1 Protektive Faktoren im Geflügelbereich

Die Identifikation und Implementierung von Maßnahmen zur Reduzierung verhaltensindu-
zierter Nahrungsmittelrisiken wird einerseits in einer Beeinflussung der drei klassischen Fak-
toren „ökonomischer Anreiz“, „Aufdeckungswahrscheinlichkeit“ und „Sanktionshöhe“ beste-
hen. Diese Strategie stößt jedoch erfahrungsgemäß an ihre Grenzen und wird es angezeigt
erscheinen lassen, darüber hinaus nach Möglichkeiten zur Stärkung protektiver Faktoren zu
suchen, die auf die Wahrscheinlichkeit einwirken, dass Akteure der Versuchung zu finanziell
rentablen und im Hinblick auf die Sanktionierung relativ risikolosen Normverstößen nachge-
ben. Mit anderen Worten: Zu überlegen ist an dieser Stelle, welche protektiven Faktoren auf
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welcher Ebene wie (und mit welchen erwartbaren Folgen) so gestärkt werden können, dass
Akteure künftig trotz der (noch verbleibenden) ökonomischen Anreize zu illegalen Handlun-
gen keine Normverstöße begehen.

Protektive Faktoren auf der Makro-Ebene
Auf der Makro-Ebene können kollektive Überzeugungs-Systeme, die das Selbstbild und
Rechtsbewusstsein einer ganzen Gesellschaft oder einer ganzen Wirtschaftsbranche beeinflus-
sen – etwa geteilte Wertüberzeugungen bezüglich der Legitimität von Regeln - protektiv wir-
ken. Protektiv wirkt auch ein die Branche oder die Gesamtgesellschaft charakterisierendes
Kontroll-Gleichgewicht, das über checks and balances einen Missbrauch von Marktmacht
verhindert.

Handlungsspielräume administrativer Akteure und ihre Einflüsse sind dimensionsbedingt hier
eher gering. Im Kontext der ökonomischen Prozesse der Globalisierung relativiert sich dar-
über hinaus sogar der Einfluss nationalstaatlich verfasster politischer Akteure. Allerdings ver-
schwindet er nicht völlig, sondern transformiert sich u.a. in regionalen Einfluss (EU). Auch
erlaubt die Tatsachenaussage über die Reduktion der Handlungsmacht keine Ableitungen
normativer Art. Auch wenn z.B. die Möglichkeiten der Einflussnahme auf Korruption im glo-
balen Maßstab nicht erheblich sein mögen (Tatsachenaussage), so begründet das doch noch
keine normative Schlussfolgerung in dem Sinne, dass Versuche zu solcher Einflussnahme
unterlassen werden sollten.

In einer Gesamtlage, die durch hohe Turbulenzen und geringe Sanktionsmöglichkeiten auf
einem globalisierten Markt gekennzeichnet ist, lässt sich die Wahrscheinlichkeit von Norm-
verstößen gleichwohl verringern, wenn die Marktstrukturen durch Stärkung der relativ
machtlosen Akteure (z.B. Vertragslandwirte, Verbraucher) in eine gewisse Balance gebracht
werden. Entsprechendes gilt für die Stärkung wertorientierter Milieus (etwa durch Ausbil-
dungsrichtlinien) und die Stärkung des Vertrauens in den Integrität von Führungspersonal in
Politik, Verwaltung und Ökonomie. Dazu gehören die offensive Befolgung von Prinzipien
wie Transparenz und Gewaltenteilung. Also eine Politik, die Lobbyverflechtungen oder die
privaten Sponsoren von Ministerien und Behörden offen legt. Je offensiver und transparenter
die strukturell wirksamen Maßnahmen gegen korruptionsanfällige Strukturen (Lobbyver-
flechtungen; Doppelfunktionen als Kontrolleure und zu Kontrollierende, als Kontrolleure und
Berater etc.), desto stärker werden entsprechende Wertorientierungen und Verhaltensdisposi-
tionen auch in die gesellschaftliche Sphäre vermittelt. Positiv im Sinne der Stärkung protekti-
ver Faktoren wirkt auf der Makro-Ebene auch eine Politik, die Möglichkeiten der Korruption
aufspürt und unterbindet. Wo innerhalb der Landwirtschaft gegenüber der Qualität und Quan-
tität der (meist aus der EU stammenden) rechtlichen Regelungen Vorbehalte bestehen – und
die Empirie scheint das zu bestätigen – können protektive Faktoren auf zwei Arten gestärkt
werden: durch Einwirkung auf die Qualität und insbesondere die Fairness, Einsehbarkeit und
Geeignetheit der Regeln selbst (Regeln verbessern) und durch Einwirkung auf den Glauben
an die Fairness und die Geeignetheit der Regeln bei den Adressaten (Glauben verbessern).
Auf der Makro-Ebene geht es gewissermaßen um die Aufhebung „institutioneller Anomie“
(MESSNER UND ROSENFELD 2000) durch Stärkung von Institutionen, die einem einseitigen
Übergewicht der Ökonomie und des ökonomischen Erfolgsziels in der Gesellschaft entge-
genwirken.
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 Protektive Faktoren auf der Meso-Ebene
Auf der Meso-Ebene geht es um die Struktur, die Strategie und die Philosophie von Unter-
nehmen. Unternehmen können – ohne protektive Faktoren – Kosten für Verstoßhandlungen
auf vielfache Weise externalisieren. Sie können zum Beispiel (i) Verantwortung für Delikte
nach unten verschieben (der Druck zur Begehung geht von oben aus, tritt aber erst auf unteren
Stufen der Hierarchie, bzw. in aus- oder nachgelagerten Einheiten zutage, (ii) Zonen unklarer
Verantwortlichkeit für Fehlverhalten etablieren oder aufrecht erhalten, (iii) Ineffizienzen eines
überkomplexen und undurchsichtigen Überwachungssystems ausnutzen (Bsp: kaum Koope-
ration von Kontrollen zwischen verschiedenen Kreisen), (iv) Abhängigkeiten der staatlichen
Verwaltung und der Kontrollbehörden von den zu Kontrollierenden ausnutzen (Bsp: Prämien
für Kontrolleure), (v) Bestechungen und Bestechlichkeit, die nach dem Buchstaben des Ge-
setzes natürlich verboten und geächtet sind, durch die Hintertür eines „second code“, der still-
schweigend Kriterien ihrer Angemessenheit definiert, wieder respektabel erscheinen lassen.
Protektiv kann daher in diesem Zusammenhang alles wirken, was diese Art von Externalisie-
rung von Kosten verhindert. Alles, was diesen „erodierenden“ Faktoren oder „Vulnerabilitä-
ten“ durch entsprechende Vorkehrungen der Organisation, der Struktur, der Unternehmens-
strategie oder –philosophie entgegenwirkt, gehört zur breiten Palette möglicher Verbesserun-
gen auf der Unternehmensebene.

Eine Beeinflussung auf der Meso-Ebene wird daher auf die Bindung von Unternehmen an
Strukturen und Institutionen sowie Ideen, die einen hemmenden Einfluss auf die Bereitschaft
zu Normverstößen ausüben, abzielen müssen. Das können Organisationsmaßnahmen (wie ein
funktionierendes HACCP-System), das können aber auch öffentliche Selbstverpflichtungen
im Sinn eines „Codes of Conduct“, von „Business Ethics“ oder von Investitionen in die Re-
putation einer Marke in der Öffentlichkeit sein. Die wirksamste Ethik ist in diesem Sinne die
Vorteilsethik (vgl. Anhang A-4), verknüpft sie doch einen potentiellen (künftigen) Verstoß
gegen Regeln mit Verlusten ökonomischer Art, der nicht zuletzt hergestellt wird durch einen
vorher für diesen Fall eingebauten Reputationsverlust.

 Protektive Faktoren auf der Mikro-Ebene
Die Widerstandsfähigkeit gegenüber falschen ökonomischen Anreizen (= den Anreizen zu
Normverstößen) wird auf der Mikro-Ebene nach den Ergebnissen der Interviews tendenziell
gestärkt durch:

Erstens das Bewusstsein des Akteurs, dass die Bedingungen, unter denen er wirtschaftet,
grundsätzlich „fair“, verständlich und handhabbar sind. Als „fair“ werden Bedingungen
wahrgenommen, wenn sie niemanden ungerecht bevorzugen oder benachteiligen. Die eigene
Existenz und Tätigkeit macht dann auch im Kontext der gesetzlichen Restriktionen „Sinn“
(Kohärenzgefühl).

Zweitens das Gefühl der Verantwortung des Akteurs gegenüber Dritten (Verantwortungse-
thik). Man fühlt sich solidarisch mit (und ist empathiefähig gegenüber) den Geschäftspartnern
– insbesondere denen, die über weniger Informationen verfügen und damit von einem selbst
abhängig sind. Auch wenn man selbst vom Schicksal „ungerecht“ behandelt wurde, lässt man
sich dadurch nicht verleiten, selbsterlittene Nachteile gleichsam weiterzureichen.

Drittens schützt auch das Vertrauen des Akteurs in die eigene Bewältigungsfähigkeit. Er ist
der Überzeugung, kritische Anforderungen meistern zu können (Ichstärke und Selbstwirk-
samkeitserwartung im Sinne von „Das kriege ich schon hin“).
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Viertens schützt auch das Vertrauen des Akteurs in soziale Unterstützung durch ein Netzwerk
von Freunden, Verwandten, Kollegen („Zusammen kriegen wir das schon hin“).

Auf der Mikro-Ebene geht es um die Möglichkeiten (Art, Grad, Legitimität) der Beeinflus-
sung von internen und externen protektiven Faktoren bei potentiellen Normbrechern. In dem
Maße, in dem es gelingt, ihnen Gestaltungsmöglichkeiten - und nicht zuletzt auch ökonomi-
sche Überlebensmöglichkeiten - innerhalb des legalen Marktes zu eröffnen und in dem Zu-
sammenhang eine positive Wahrnehmung ihrer selbst (Selbstwirksamkeit), ihrer Aussichten
(Kontrollüberzeugung, Optimismus) und des Settings, in dem sie agieren (Kohärenzsinn) zu
stärken, sie vor allem aber emotional an Netzwerke und Institutionen zu binden, die in diesel-
be Richtung wirken, werden auch die Hemmungen gegenüber der Wahrnehmung und Nut-
zung von „guten Gelegenheiten“ zu illegalen Gewinnerzielungen gestärkt. Hier kann die
Wertschätzung der eigenen Reputation innerhalb einer Bezugsgruppe zu einer Relativierung
der Gewinnerzielungsabsichten und –aktivitäten durch Werte wie Anerkennung in der Grup-
pe, Bewusstsein des eigenen Beitrags zur Reputation der größeren Bezugsgruppe („Landwirt-
schaft“) bzw. zu hohen gesellschaftlichen Werten („Verbraucherschutz“; „Gesundheit“) eine
Rolle spielen.

Vor einer Isolierung der hier schematisch aufgelisteten „Faktoren“ ist allerdings zu warnen,
da es mehr um kontextabhängige protektive Funktionen geht (vgl. oben 3.4.2). Zum Beispiel
kann eine sich in dem Ausdruck „Das kriege ich schon hin“ ausdrückende hohe Selbstwirk-
samkeitserwartung innerhalb eines Kontextes „falscher“ Bindungen (an kriminelle Netzwer-
ke, subkulturelle Normen usw.) auch eine Einflussgröße darstellen, die Verstöße gegen Nor-
men geradezu bis zu einem Punkt erleichtert, an dem der Reputationsgewinn aus der Delin-
quenz sich gegenüber dem finanziellen Gewinn in den Vordergrund schiebt.

Auf jeden Fall sollte aber deutlich geworden sein, dass es nicht genügen dürfte, die traditio-
nellen Parameter der Kontrolldichte und der Sanktionen zu verändern, um das problematische
Syndrom von Nachlässigkeiten, Verdeckungstaten und anderen Formen abweichenden Ver-
haltens bis hin zu kriminellen Netzwerken zu überwinden – es sind vielmehr auch positive
Ansätze für regelbefolgendes Verhalten (protektive Faktoren/Funktionen) zu identifizieren
und zu stärken.

5.2.2 Protektive Faktoren und Kontrollstile

In den Interviews mit den Experten des Kontrollfeldes wurden niedrige Kontrolldichten sowie
geringe Sanktionen (neben dem Hinweis auf begrenzte Kapazitäten) oft gerechtfertigt mit
dem Hinweis, dass die meisten Lebensmittelunternehmen vertrauenswürdig seien. Bei der
Interpretation dieser Aussage ist Folgendes zu berücksichtigen: Die besten Möglichkeiten zu
Verstößen bieten sich für „Schwarze Schafen“ gerade in einem generell vertrauenswürdigem
Umfeld, in dem Kontrolldichten und damit die Aufdeckungswahrscheinlichkeit gering sind,
weil die meisten Lebensmittelunternehmen annahmegemäß ein hohes Maß an protektiven
Faktoren (intrinsischen Hemmfaktoren) aufweisen. Im Zusammenhang mit moralisch hetero-
genen Gruppen lässt sich dies ökonomisch auch als „Free Riding“ Problem bzgl. des Kollek-
tivgutes „Reputation“ verstehen. Am Abbau dieses Problem müssten im Sinne der Herstel-
lung eines fairen Wettbewerbs gerade die „guten“ Unternehmen großes Interesse haben.
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Ähnliches gilt für die Erhöhung der Kontrolldichte als vordergründig plausibelste Maßnahme
zur Erhöhung der Aufdeckungswahrscheinlichkeit. Hier sind es insbesondere leere öffentliche
Kassen und damit Kostengesichtspunkte, die nicht zulassen werden, den Abbau fehlgeleiteter
ökonomischer Anreize über die Erhöhung direkter staatlicher Kontrollmaßnahmen zu errei-
chen.

Aus den empirischen Befunden lässt sich die Schlussfolgerung ableiten, dass für staatliche
Instanzen eine Bewegung in die „richtige Richtung“ zum Abbau der offensichtlich in vielen
Bereichen vorliegenden ökonomischen Versuchungen nur über so genannte „kluge Regulie-
rungsmechanismen“ möglich ist. Neben der gezielten Suche und Nutzung positiver Wechsel-
wirkungen zwischen Maßnahmen zur Reduzierung ökonomischer Verlockungen und sozialen
Mechanismen zur Förderung protektiver Faktoren versteht man darunter einerseits alle Maß-
nahmen zur Erhöhung der Aufdeckungswahrscheinlichkeit aus Quellen außerhalb der eigent-
lichen staatlichen Überwachungstätigkeit wie z.B. die Einrichtung von Whistleblower-
Systemen. Andererseits bezieht sich dies auf alle Maßnahmen zur Schaffung von mehr
Markttransparenz, wie z.B. ein gut funktionierendes Verbraucherinformationsgesetz oder
Name-and-Shame Maßnahmen, durch die Sanktionen über den Markt bereitgestellt werden
können. Es beinhaltet auch die Unterstützung von Maßnahmen der Ernährungswirtschaft
selbst, soweit diese über Kettenintegration bzw. nachvollziehbare Eigenkontrollen und eigene
Sanktionssysteme eine Ergänzung zu den staatlichen Maßnahmen zur Sicherung des Verbrau-
cherschutzes darstellen.

5.3 Empfehlungen für die Ausgestaltung organisatorischer Abläufe*

5.3.1 Leitfaden einer verhaltensorientierten Ausrichtung der Überwachung

Ablaufschema eines controllingunterstützten Verhaltensmanagements
In Abbildung 4 ist ein grundsätzliches Ablaufschema dargestellt, das im Sinne eines Leitfa-
dens für die Ausgestaltung eines Behördencontrollings im Zusammenhang mit Verhaltensri-
siken und ihrer Reduzierung genutzt werden könnte. Der Leitfaden verdeutlicht, dass ein sol-
ches Controlling durch die systematische Erfassung der erforderlichen Informationen eine
Hierarchisierung der Probleme und die Ableitung einer Sachziel- und Maßnahmenplanung
ermöglichen muss, die den Gegebenheiten des jeweiligen Zuständigkeitsbereichs (inkl. der
verfügbaren Ressourcen) Rechnung trägt. Damit sind die beiden Hauptaufgaben des Control-
ling angesprochen: Beschaffung der erforderlichen Informationen sowie Entscheidungsvorbe-
reitung und -unterstützung inkl. der Steuerung und Kontrolle der Maßnahmen über ein lau-
fendes Feedback-System, das die Maßnahmendurchführung und die Zielerreichung meldet.



Abbildung 4: Leitfaden (Ablaufschema) für die Ausgestaltung eines Behördencontrolling im Zusammenhang mit der Prävention von Verhaltensrisiken

Quelle: Eigene Darstellung
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Kurz zusammengefasst könnte ein solcher Ablauf wie folgt aussehen: Zunächst wird das Wissen
der „eigenen“ Experten im Kontrollfeld systematisch extrahiert. Dies bezieht sich zum einen auf die
ad hoc Einschätzungen (mentalen Modelle) der Kontrolleure bzgl. (1) der bereits beobachteten und
weiterhin relevanten, (2) der technologisch denkbaren, (3) der ökonomisch attraktiven und (4) der
im Zusammenspiel mit sozialen Kontexten tatsächlich drohenden Verstöße. Zum anderen geht es
bei den Experten um die Gewinnung von Informationen bzgl. der Entscheidungsparameter der Le-
bensmittelunternehmen, die sich nicht aus Sekundärdaten ableiten lassen. Die aufbereiteten ad hoc
Experteneinschätzungen und die auf den Parameterschätzungen basierenden Ergebnisse der Moral
Hazard Analysen sowie die systematisierten Erkenntnisse aus anderen Informationsquellen werden
dann in einen mehrstufigen Prozess eingefüttert, der sich am grundsätzlichen Ablauf der Delphi-
methode orientiert. Im Abschluss des Delphi-Prozesses kommen die beteiligten Experten schließ-
lich zu einer Einordnung der Unternehmen in Risikoklassen und, darauf basierend, zu einer Festle-
gung von Sachzielen sowie zur Ableitung adäquater Präventionsmaßnahmen.

Bereits die Gruppierung in Risikoklassen fußt sowohl auf gruppenbezogenen Merkmalen (z.B. an-
fällige Bereiche mit hohen Kosten der Regelbefolgung) als auch auf individuellen Merkmalen (z.B.
bereits beobachtete Verstöße des betrachteten Unternehmens). Demzufolge umfassen auch die ab-
geleiteten Maßnahmen sowohl gruppenbezogene Präventionsmaßnahmen als auch Maßnahmen in
der einzelfallbezogenen Prävention von Folgeverstößen. Sowohl für die Sachziele als auch für die
konkreten Maßnahmen selbst werden überprüfbare Messgrößen festgelegt, mit Hilfe derer die
Durchführung der Maßnahmen und die Zielerreichung überprüft und durch korrigierende Maßnah-
men gesteuert werden können. In diesem Zusammenhang verdeutlicht Abbildung 4 auch, dass der
angesprochene Ablauf als kontinuierlicher Verbesserungsprozess zu verstehen ist und rollierend
bzw. in regelmäßigen Zeitabständen wiederholt werden sollte.

Systematische Gewinnung des vorhandenen Expertenwissens

Die Ergebnisse der vorliegenden Untersuchung verdeutlichen, dass insbesondere bei den im Kon-
trollfeld tätigen Experten ein umfangreiches und dezentrales Expertenwissen zu den in der Lebens-
mittelüberwachung aktuell bestehenden Herausforderungen vorhanden ist. Dieser „Wissensschatz“
sollte durch regelmäßige Abfrage zum Umfang und der Ausprägung verhaltensinduzierter Risiken,
aber auch durch überregionale Workshops zu bestimmten Themen, genutzt werden.

Die Erfassung von Expertenwissen ist ein schwieriges Feld und erfordert auf Seiten des Fragenden
bereits ein konzeptionelles Verständnis von Ursache-Wirkungszusammenhängen und damit den
erforderlichen Informationen für die Ableitung zielgerichteter Maßnahmen. Viele Mitarbeiter auf
den verschiedenen Ebenen des Kontrollfeldes sind sich der Gefahr von Verstößen bewusst und tei-
len implizit das „mentale Modell“, dass es durch das Zusammenfallen von Gelegenheiten, ökonomi-
schen Verlockungen und mangelnden Hemmfaktoren zu Verstößen kommt. Aufbauend auf diesem
konzeptionellen Verständnis lässt sich die Informationsgewinnung bzgl. der bei den Experten vor-
liegenden Einschätzung - ähnlich wie in dieser Studie - grundsätzlich durch die folgenden Fragen
strukturieren:

1. Welche Verstöße wurden bereits in der Vergangenheit beobachtet und sind nach Ihrer Einschät-
zung auch zukünftig von Bedeutung, da sich bisher die Rahmenbedingungen nicht maßgeblich
verändert haben?

2. Welche Verstöße, auch wenn sie Ihnen bisher in Ihrer Überwachungspraxis nicht aufgefallen
sind, könnten nach Ihrer Kenntnis der technologischen Prozesse aus Sicht der Akteure „interes-
sant“ sein?
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3. Bei welchen Verstoßgelegenheiten liegen Ihrer Einschätzung nach bei welchen Akteuren die
höchsten ökonomischen Versuchungen vor?

4. Bei welchen Verstoßmöglichkeiten besteht Ihrer Einschätzung nach im Zusammenspiel von
ökonomischen Anreizen und sozialen Hemmfaktoren tatsächlich die größte Gefahr, dass es zu
Verstößen kommt?

Neben dieser direkten Abfrage der in den impliziten mentalen Modellen der Experten vorhandenen
Einschätzungen lassen sich von den Experten auch disaggregierte technologische und wirtschaftli-
che Parameter wie z.B. stochastische Umwelteinflüsse, die Kosten der Regelbefolgung, die Kon-
trolldichte, etc. erfragen, die neben Daten aus anderen Quellen in formalen Moral Hazard Modellen
verarbeitet werden können. Diese expliziten Modelle können dann ihrerseits transparente Auskunft
darüber geben, bei welchen angenommenen Parameterkonstellationen welche fehlgeleiteten Anrei-
ze vorliegen. Darüber hinaus lassen sich mit solchen Modellen auch kritische Konstellationen von
Parameterwerten berechnen, die erforderlich wären, um fehlgeleitete Anreize abzubauen. Dies stellt
eine wichtige Hilfestellung für die Ableitung geeigneter Präventionsmaßnahmen dar.

Eine Kopplung der direkten Abfrage von Experteneinschätzungen mit der Bereitstellung formaler
Modellergebnisse ermöglicht einen systematischen Ablauf, bei dem die Experten sowohl mit der
Einschätzung der anderen Experten als auch mit den Ergebnissen formaler Modellrechnungen kon-
frontiert werden. Die Grundzüge eines solchen Vorgehens lassen sich aus dem sog. Delphi-
Verfahren ableiten (vgl. HORVÁTH 2001). Das Charakteristikum des Delphi-Verfahrens besteht
darin, dass Experten in mehrere zeitlich aufeinander folgende Stufen der Informationsbeschaffung,
Prognose und Planung eingebunden sind. Auf jeder dieser Stufen werden sie durch eine systemati-
sche Zusammenstellung und Auswertung von Informationen der vorangegangenen Stufen „auf den
gleichen Informationstand gebracht“, was wiederum weitere Erkenntnisse und eine gemeinsame
Sichtweise fördert.

Neben einer regelmäßigen Sammlung vorhandener Informationen zu Unregelmäßigkeiten, Auffäl-
ligkeiten und Regelverstößen einzelner Lebensmittelunternehmen auf lokaler Ebene sollten in be-
stimmten Abständen umfangreichere Informationsbeschaffungsaktivitäten in den verschiedenen
Wertschöpfungsketten durchgeführt werden. Diese branchenspezifischen Analysen könnten Hin-
weise auf kritische Punkte in der Produktion und Distribution geben, an denen die höchsten ökono-
mischen Anreize für Regelverstöße bzw. besonders geringe protektive Faktoren zu vermuten sind.
Eine möglichst umfassende Beteiligung der zuständigen Institutionen und Personen fördert auch die
Motivation der Beteiligten sowie eine einvernehmliche Ressourcensteuerung, Sachzielplanung und
Ableitung von Maßnahmen.

Nutzung von Insiderwissen

Innerhalb der vorliegenden Untersuchung weist eine Mehrzahl der interviewten Experten auf die
Bedeutung von konkreten Insiderinformationen zur Identifikation von Regelverstößen in Lebens-
mittelunternehmen hin. Insidertipps von Mitarbeitern und Wettbewerbern haben in der Vergangen-
heit dazu beigetragen, Unregelmäßigkeiten in den Unternehmen aufzudecken, die in die Fleischs-
kandale verwickelt waren (STAHLBERG 2005). Es ist davon auszugehen, dass diese Informations-
quelle angesichts knapper werdender Personalressourcen innerhalb von Vorortkontrollbehörden
zukünftig an Bedeutung gewinnen wird, um eine relevante Aufdeckungswahrscheinlichkeit zu ge-
währleisten.
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Die Nutzung der Informationen durch Whistleblower sollte daher auf Bundesebene durch geeignete
organisatorische Maßnahmen unterstützt werden, damit diese zentral erfasst werden können und
deren Wahrheitsgehalt in Zusammenarbeit mit den Vorortkontrollbehörden schnell validiert werden
kann. Gegebenenfalls ist dies durch den Gesetzgeber zu unterstützen.

Verhaltensorientierte Risikobeurteilung von Unternehmen
Fundierte Entscheidungen lassen sich nur auf der Grundlage fundierter Informationen fällen. Dies
setzt eine Informationssammlung und -verarbeitung „aus einem Guss“ voraus. Zukünftig sollten die
kommunalen Überwachungsbehörden weitere Beurteilungskriterien in die Risikoanalysen integrie-
ren, um die „gelebte Rechtstreue“ (KEMMING 2004: 157f.) der überwachten Lebensmittelunterneh-
men umfassend abzubilden. Ein möglichst guter Informationsstand bzgl. des Verhaltens von Le-
bensmittelunternehmern erfordert eine fundierte behördliche Risikobewertung, die sich nicht nur
auf technologische, sondern auch auf verhaltensinduzierte Risiken bezieht. Eine Begrenzung der
Risikobeurteilung auf die naturwissenschaftlich-technologische Risikodimension und potenzielle
Gesundheitsgefährdungen ist für die Prävention von Fehlverhalten und die Reduzierung verhaltens-
bedingter Lebensmittelrisiken nicht ausreichend. Allerdings scheint bisher in der Überwa-
chungspraxis unklar geblieben zu sein, ob bzw. mit welchem Stellenwert die Prävention überhaupt
zur Aufgabe der staatlichen Überwachung gehört. So zweifelt bspw. BERG (2004: 84) an, „ob Bean-
standungen im Sinne des Täuschungsschutzes überhaupt zur Risikobeurteilung eines Betriebes her-
angezogen werden sollten.“

Da sich frühzeitige Informationen bzgl. verhaltensinduzierter Risiken in der Regel nicht anhand der
Beobachtung von Indikatoren aus dem naturwissenschaftlich-technologischen Umfeld der Lebens-
mittelproduktion ableiten lassen, müssen gezielt Indikatoren aus der wirtschaftlichen und sozialen
Sphäre der Lebensmittelproduktion berücksichtigt werden. Dabei sollten z.B. Informationen zu
verwaltungsrechtlichen Maßnahmen derjenigen Kontrollinstanzen (Zoll, Umweltbehörden, Steuer-
fahndung, Gewerbeaufsicht, etc.) in die Risikobeurteilung mit einbezogen werden, die mit den Le-
bensmittelunternehmen und/oder seinen Produkten in Kontakt treten. Zudem sollten systematisch
Informationen zu zivilrechtlichen Streitigkeiten eingeholt werden. Zur Unterstützung dieser um-
fangreichen Risikoanalysen sollten die vorhandenen EDV-gestützten Risikoanalyse-Tools (u.a.
Bremer Modell, Gütersloher Modell) dahingehend ausgebaut werden, dass sie die zusätzlichen In-
dikatoren berücksichtigen können.

Für eine zielgerichtete Steuerung der Kontrollressourcen ist es sinnvoll, die Unternehmen in ver-
haltensbezogene Risikoklassen einzuteilen. Einige der hierbei zu nutzenden Indikatoren sind nach-
stehend aufgelistet:

− lebensmittelrechtlich relevantes (Verstoß-) Verhalten des Unternehmens in der Vergangenheit
unter Berücksichtigung von Verstößen in anderen Rechtsbereichen wie z.B. Umweltrecht, Steu-
errecht, Arbeitschutzrecht, etc.

− zivilrechtliche Auseinandersetzungen in der Vergangenheit, insbesondere, aber nicht aus-
schließlich, mit Bezug auf Auseinandersetzungen zwischen Wirtschaftsbeteiligten wegen der
Qualität der gelieferten Produkte

− Hinweise auf unregelmäßiges Verhalten des Unternehmens, die sich ggf. im Rahmen eines (zu
etablierenden) Whistleblower-Systems (siehe oben) ergeben, das gezielt auf Insiderinformatio-
nen zugreift
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− Zugehörigkeit des Unternehmens zu einer Unternehmensgruppierung bzw. einem Bereich, in
dem es in der Vergangenheit zu einer Häufung von Verstößen gekommen ist

− Zugehörigkeit des Unternehmens zu einem Bereich, in dem es nach Experteneinschätzung (sie-
he oben) besonders hohe Kosten verursacht, Vorschriften tatsächlich zu befolgen

− Zugehörigkeit des Unternehmens zu einer Unternehmensgruppierung bzw. einem Bereich, in
denen es gemäß formaler Moral Hazard Analysen (siehe oben) zu besonders hohen ökonomi-
schen Versuchungen kommt

− Zugehörigkeit des Unternehmens zu einer Unternehmensgruppierung bzw. einem Bereich, in
denen nach Experteneinschätzung bei relevanten Aktivitäten aufgrund einer geringen Regelak-
zeptanz nur geringe protektive Faktoren vorliegen.

Zwar konnten anhand der vorliegenden Untersuchung erste Hinweise darauf erarbeitet werden, an
welchen Stellen es in der betrachteten Wertschöpfungskette zu hohen ökonomischen Anreizen für
Regelverstöße kommt. Die Ableitung von Indikatoren für eine verhaltensorientierte Einteilung der
Unternehmen in Risikoklassen erfordert jedoch einen Top-Down-Ansatz im Rahmen einer spezifi-
schen behördlichen Herangehensweise, bei der die Fachexperten und Kontrolleure vor Ort beteiligt,
aber auch zur Mitarbeit verpflichtet werden. Einer wissenschaftlichen Untersuchung (insbesondere
im Auftrag des Bundes), die auf die externe Ansprache von Mitarbeitern in Landesbehörden und
ausschließlich auf die freiwillige Mitarbeit der angesprochener Personen angewiesen ist, sind bei
der diesbezüglich erforderlichen Informationsbeschaffung enge Grenzen gesetzt11.

5.3.2 Organisatorisch-strukturelle Verbesserungen

Ausbau des horizontalen und vertikalen Informationsflusses

Entscheidungen, die unterschiedliche Kontrollbehörden aus Risikoanalysen herleiten, müssen ein-
heitlich ausgearbeitet und umgesetzt werden. Dies schafft zusätzliche Transparenz. Mögliche
Rechtsunsicherheiten lassen sich dadurch sowohl für Unternehmen als auch für staatliche Kontroll-
behörden bereits im Vorfeld minimieren. Daher ist es erforderlich, unternehmensbezogene Infor-
mationen zu Auffälligkeiten, die in der Vergangenheit dokumentiert wurden, zentral zu erfassen
und regelmäßig weiterzuleiten.

Dieser Teil der Risikokommunikation sollte organisatorisch durch den Ausbau des horizontalen und
vertikalen Informationsflusses auf Bundes- und Landesebene unterstützt werden. Dabei ist insbe-
sondere darauf zu achten, dass die in die Informationssysteme eingestellten Informationen von allen
interessierten Behörden zeitnah genutzt werden können, um die Rückkopplung von anderorts ge-
wonnenen Erkenntnissen in die eigene Überwachungspraxis zu ermöglichen. Die bereits bestehen-
den landesweiten und bundesweiten Informationssysteme bilden dafür die organisatorisch-
technische Basis und sollten entsprechend ausgebaut werden. Folgende Mindestanforderungen müs-
sen dabei erfüllt werden:

− Ein zentrales Verstoßregister sollte Auskunft darüber geben, wie groß die Problematik lebens-
mittelrechtlicher Delikte in verschiedenen Bereichen (Regionen, Teilbranchen etc.) im Hellfeld

                                                
11 In diesem Zusammenhang sei darauf verwiesen, dass in dem Bundesland mit der höchsten Geflügelproduktion die

Unterstützung bei der Informationsbeschaffung ausdrücklich verweigert wurde (vgl. Vorbemerkung). Eine deutlich
günstigere Ausgangsposition ergibt sich natürlich, wenn die Kooperation und die Informationsbereitstellung von Ex-
perten in den Behörden von oben unterstützt bzw. angewiesen wird.
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ist. Dies darf sich nicht auf die von den Strafverfolgungsbehörden verfolgten Verstöße begren-
zen, sondern muss auch Delikte erfassen, die im Buß- bzw. Verwarnungsgeldbereich angesie-
delt sind.

− Eine zentrale Informationssammlungs- und Informationstransferstelle sollte gewährleisten, dass
die Informationen zu allen auffälligen Unternehmen von allen Beteiligten in der Überwachung
und Verfolgung zeitnah und ohne großen Aufwand abgerufen werden können (Datenbank von
Verstoßunternehmen) und Maßnahmen entsprechend koordiniert werden können. „Beteiligte“
meint dabei zum einen die Behörden mit unterschiedlicher regionaler Zuständigkeit (andere
Kommunen, Landkreise, Bundesländer). Zum anderen meint es aber auch die verschiedenen
Behörden wie die Lebensmittelkontrolle, andere Fachbehörden (Umwelt, Tierschutz, etc.), den
Zoll und Strafverfolgungsbehörden.

Sensibilisierung und Schulung von Kontrolleuren

Die Mitarbeiter kommunaler Kontrollbehörden sollten regelmäßig darin geschult werden, Zusam-
menhänge zwischen Lebensmittelrisiken und Wirtschaftsdelikten in ihren Überwachungsbereichen
zu erkennen, um Anzeichen für Moral Hazard frühzeitig identifizieren zu können. Zusätzlich sollten
sie dahingehend sensibilisiert werden, innerhalb von Routinekontrollen Beanstandungen und Män-
gel nicht ausschließlich in Form eines Sachstandes zu dokumentieren, sondern in schwerwiegenden
und wiederkehrenden Fällen folgende Frage in gesonderter Form zu beantworten:

− Welche Personen haben einen konkreten Nutzen von der aktuellen regelwidrigen Situation bzw.
Handlung?

− Welche (Produktions-)Kosten lassen sich durch diesen Regelverstoß vermeiden?

− Welche zusätzlichen Erlöse können durch die regelwidrige Handlung generiert werden?

− Welchen Personen kommt das regelwidrige Verhalten in ihrem „Hang zur Nachlässigkeit“ ent-
gegen?

Entwicklung einheitlicher Qualitätsstandards für Kontrollbehörden
Die Ergebnisse einer Untersuchung des Verbraucherzentralen Bundesverbandes (VZBV 2006) zei-
gen deutlich, dass die Lebensmittelüberwachung in den einzelnen Bundesländern sehr unterschied-
lich aufgestellt ist. Der Bund sollte daher in Abstimmung mit den Ländern ein umfassendes, abge-
stimmtes und vor allem bundeseinheitliches Vorgehen der Kontrollbehörden erarbeiten. Dazu sind
einheitliche Qualitätsstandards zu schaffen, an denen die Arbeit der einzelnen Behörden gemessen
werden kann.

In diesem Zusammenhang ist zu überlegen, ob die Arbeit der Vorortkontrollbehörden und die fest-
gelegten Qualitätsstandards durch externe Auditoren verifiziert werden sollen, um über Mindest-
standards die behördlichen Arbeitsweisen und Leistungen transparent und vergleichbar zu machen.
Dieser Ansatz wird vom BMELV im Rahmen der Reform der Lebensmittelüberwachung aufgegrif-
fen und zeigt in die richtige Richtung (BMELV 2006e).

Ausbau landesweiter Schwerpunktkontrollen

Im Herbst 2005 wurden nach Abstimmung mit allen Ländern bundesweit Schwerpunktkontrollen
von Kühlhäusern angeordnet, um überlagertes Fleisch zu identifizieren und nach Laborprüfung
möglicherweise zu vernichten. Die flächendeckende Überprüfung der EG-zugelassenen Tiefkühl-
häuser und registrierten Betriebe wird vom Nordrhein-Westfälischen Verbraucherschutzminister
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Uhlenberg, als „eine richtige Maßnahme“ bezeichnet, um Ware zu identifizieren, die nicht mehr für
den Handel geeignet ist (UHLENBERG 2005). Die Planung und Durchführung von Schwerpunktkon-
trollen hat mehrere positive Implikationen: Zum einen führt eine Status-Quo-Erhebung in allen
überwachten Unternehmen zu einem flächendeckenden Erkenntnisgewinn, der wiederum zur Ab-
leitung fundierter Präventionsmaßnahmen beitragen kann und das Augenmerk auf organisatorische
Verbesserungspotenziale in der Zusammenarbeit der einzelnen Behörden richtet. Zum anderen kann
gewährleistet, dass alle gleichartigen Unternehmen im überwachten Bereich zu einem bestimmten
Zeitpunkt „auf dem gleichen Stand sind“.

Als Beispiel sei die Herangehensweise des Verbraucherschutzministeriums in Nordrhein-Westfalen
während des im Jahr 2005 aufgetretenen Fleischskandals um die Firma Domenz (SCHILDER 2005)
genannt. Die Erkenntnisse aus der flächendeckenden Überprüfung von 71 EG-zugelassenen Kühl-
häusern und 680 sonstigen EG-zugelassenen und registrierten Betrieben wurden durch einen „Ar-
beitsstab gegen Fleischhandel“ ausgewertet (LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN 2006). Dieser
setzte sich zusammen aus Sachverständigen und Vertretern der Veterinär- und Lebensmittelüberwa-
chungsbehörden, der Bezirksregierungen, der Marktordnungsbehörden und des Unterstützungsper-
sonals der Staatsanwaltschaft Essen sowie aus Vertretern der Abteilung Verbraucherschutz und der
Stabsstelle Umweltkriminalität des Ministeriums. Laut Aussage des Nordrhein-Westfälischen Ver-
braucherschutzministeriums veranlassten die Erkenntnisse der Schwerpunktkontrolle den „Arbeits-
stab gegen Fleischhandel“ dazu, auch Fragestellungen rund um die Gewinnung von Stichfleisch und
dessen Verwertung zu beraten sowie eine weitere Schwerpunktkontrolle anzuordnen. Darüber hin-
aus wurde im Expertengespräch ein zusätzlicher Überwachungsschwerpunkt im Bereich Separato-
renfleisch vereinbart.

Das aufgezeigte Beispiel verdeutlicht, dass die konzentrierte Nutzung des auf verschiedenen Ebe-
nen vorhandenen Sachverstandes wichtige Anhaltspunkte für potenzielle Lebensmittelrisiken geben
kann, die in der Folge durch entsprechende Präventionsmaßnahmen reduziert werden können. Dar-
über hinaus können Schwerpunktkontrollen, verbunden mit einem landesweit einheitlichen Vorge-
hen der Vorortkontrollbehörden, den positiven Nebeneffekt haben, die Motivation des Kontrollper-
sonals zu stärken, das „[…] sonst [während der Routinekontrollen] oft das Gefühl hat, jetzt bist Du

zu hart und die anderen haben es besser und dann ist es wieder ein Wettbewerbsvorteil […]“, wie
ein Niedersächsischer Lebensmittelkontrolleur treffend formuliert (42, 11).

Aufbau überregional tätiger Unterstützungsteams
Die organisatorische Anbindung der Veterinär- und Lebensmittelüberwachung an kommunale Kör-
perschaften (Landkreise) wird von einigen Experten als problematisch angesehen. Dabei werden die
zu engen Beziehungen zwischen den ortsansässigen Betrieben und den Vorortkontrollbehörden
(vgl. Abschnitt 7.4.2) moniert, die potenziell einer politischen Einflussnahme durch die Verwal-
tungsleitung (Landräte) zugänglich sind. Schwierig wird die Situation dann, wenn potente Gewer-
besteuerzahler wie z.B. große Schlacht-, Zerlege- oder Verarbeitungsbetriebe durch die Androhung
von Arbeitsplatzverlagerungen potenziellen Druck auf Kommunen ausüben können. Fraglich bleibt
daher, ob alle Landkreise mit der vorhandenen Ausstattung ihrer Kontrollstrukturen immer und in
jedem Fall international agierenden Unternehmen gleichrangig gegenüber treten können. Der
VERBRAUCHERZENTRALEN BUNDESVERBAND (2006a) spricht sich daher für „…zentrale Strukturen

auf Landesebene (aus), die eng mit Polizei und Staatsanwaltschaften kooperieren.“

Diese Forderung wird auch von anderen Experten vertreten, die sich durch eine zentralere Verwal-
tungsstruktur eine höhere Effizienz der Veterinärverwaltung erhoffen. So beurteilt Dr. de Frenne,
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ehem. EU-Kontrolleur, das deutsche Veterinärsystem wie folgt: „Man übergibt staatliche Aufgaben
an die Kreise. Und das kann auf die Dauer nicht gut gehen. Weil eben die unabhängige Überprü-
fung fehlt. Man sollte das alles reformieren. Ich persönlich bin auf Grund meiner Erfahrung zu dem
Schluss gekommen, dass eine Veterinärverwaltung, eine effiziente Veterinärverwaltung, zentral
gelenkt werden sollte“ (FRENNE 2006).

Landesweit agierende Kontrollbehörden sollten grundsätzlich die Möglichkeit erhalten, kommunale
Kontrollbehörden zeitlich befristet zu unterstützen. Dazu sollten innerhalb von Bezirksregierungen
bzw. übergeordneten Landesbehörden (vgl. z.B. Niedersächsisches LAVES, Sächsische Landesan-
stalt für Landwirtschaft) Unterstützungsteams gebildet werden, die die kommunalen Behörden par-
tiell und zeitlich befristet von aufwändigen Überwachungsaufgaben entlasten. Die Mitglieder der
Unterstützungsteams sollten mit staatsanwaltschaftlichen Befugnissen ausgestattet werden und so
institutionalisiert werden, dass die reaktive Ad-hoc-Etablierung von „SoKos“, „Task-Forces“ und
ähnlichem vermieden werden kann.

Die beteiligten Fachbehörden sollten verwaltungsrechtliche Schritte einleiten, um die Arbeit der
Unterstützungsteams anhand einheitlicher Verfahrensanweisungen und Kriterien zu organisieren
und zu gewährleisten, dass die gesamte Überwachungsverantwortung für ausgewählte Lebensmit-
telunternehmen auf die Unterstützungsteams übertragen werden kann. In diesem Zusammenhang
sollten - um Kompetenzunschärfen zwischen den involvierten Behörden zu vermeiden - die überge-
ordneten Fachbehörden folgende Fragen eindeutig klären:

− Anhand welcher Kriterien erfolgt die Auswahl der Lebensmittelunternehmen, die in den Ver-
antwortungsbereich der überregionalen Kontrollbehörde wechseln?

− Für welchen Zeitraum gilt eine ggf. befristete Übergabe der Überwachungsverantwortung an die
überregionale Kontrollbehörde?

Die Zuständigkeit der überregionalen Kontrolle sollte davon abhängig gemacht werden, wie stark
das Lebensmittelunternehmen überregional engagiert ist bzw. wie groß es ist. Beispielhafte Aus-
wahlkriterien könnten damit sein, ob die Unternehmen einen Großteil des Umsatzes überregional
erwirtschaften bzw. ob sie in mehreren Betriebsstätten (auch in anderen Kreisen bzw. Bundeslän-
dern) schlachten, verarbeiten und lagern. Bezüglich der Größe könnte bspw. eine bestimmte Um-
satzhöhe festgelegt werden (z.B. 10 Mio. Euro), ab der die Überwachungsverantwortung grund-
sätzlich zur überregionalen Kontrollbehörde wechselt.

Neben diesen ohne besondere Verdachtsmomente einsetzbaren Kriterien kann und sollte die Ver-
antwortung für die Unternehmen auf die überregionale Kontrollbehörde übergehen, in denen es be-
reits zu schweren Verstößen gekommen ist. Mit anderen Worten. Die kommunalen Kontrollbehör-
den müssen eindeutige Kriterien haben, um diejenigen Lebensmittelunternehmen zu identifizieren
und an die überregionale Kontrollbehörde zu übergeben, die wiederholte Regelverstöße begangen
haben, eine bestimmte Deliktschwere überschritten haben oder beanstandete Mängel nur unzurei-
chend bzw. verspätet behoben haben. Sobald die Unternehmen die erforderlichen Auflagen erfüllt
und die Mängel dauerhaft abgestellt haben, können sie wieder dem Verantwortungsbereich der
kommunalen Kontrollbehörde zugeordnet werden.

Rotation von Verantwortlichkeiten
In der Überwachungspraxis können sich über Jahre vertrauensvolle persönliche Beziehungen zwi-
schen Kontrolleur und Kontrolliertem entwickeln, die einer effektiven Kontrolltätigkeit zuwiderlau-
fen. Daher sollte überlegt werden, ob das - nach Aussage des BVLK (2006b) in der Lebensmitte-



74

lüberwachung bereits umgesetzte - Rotationsverfahren auch in der Veterinärverwaltung eingeführt
werden kann. Dazu müssten Amtsveterinäre ihre Zuständigkeiten innerhalb derselben Überwa-
chungsbehörde wechseln oder ihre Arbeitsplätze über die Landkreisgrenzen hinaus zwischen Land-
kreisen tauschen. Darüber hinausgehende Maßnahmen zur „Kontrolle der Kontrolle“ wie z.B. über-
raschende Stichprobenkontrollen von Unternehmen und lokalen Kontrolleuren durch übergeordnete
Stellen wurden in diesem Zusammenhang von Staatsanwalt Südbeck von der Schwerpunktstaats-
anwaltschaft Landwirtschaft und Lebensmittelsicherheit in Niedersachsen angeregt (SÜDBECK

2006).

5.3.3 Verbesserung der Verstoßahndung

Sensibilisierung von Strafverfolgungsbehörden
Staatsanwaltschaften sollten in geeigneter Form bzgl. der Bedeutung von Wirtschaftskriminalität in
der Lebensmittelproduktion sensibilisiert werden. Die bisherigen Bemühungen des BMELV, in die-
ser Frage die Landesjustizministerien stärker in die Pflicht zu nehmen, sind auszuweiten. Entspre-
chende Weiterbildungsmaßnahmen sollten durch das BMELV organisiert und der bundesweite In-
formationsaustausch von Staatsanwälten durch Fachtagungen unterstützt werden.

Etablierung von Schwerpunktstaatsanwaltschaften „Landwirtschaft und Lebensmittel“
Arzneimittel-, Futtermittel- und Lebensmittelrecht bilden umfangreiche Gesetzeswerke, die spezia-
lisiertes Rechts- und Praxiswissen voraussetzen. Dem Beispiel des Landes Niedersachsen folgend
sollte daher in jedem Bundesland eine Schwerpunktstaatsanwaltschaft „Landwirtschaft und Le-
bensmittel“ eingerichtet werden. Durch Schwerpunktsetzung und Spezialisierung lassen sich fachli-
che Kompetenzen, Erfahrungswissen und umfangreiche Branchenkenntnissen zusammenführen, um
effektiv gegen Regelverstöße in den genannten Bereichen vorzugehen. Eine langjährige Personal-
kontinuität ermöglicht es, effektivere Ermittlungsmethoden zu entwickeln und darüber hinaus führt
eine intensive Ermittlungsarbeit in der Regel zu höheren Aufdeckungsquoten. Schwerpunktstaats-
anwaltschaften können

− als Anlaufstelle für Hinweise aus Wirtschaft und Öffentlichkeit dienen,

− Hinweise zu Delinquenten von anderen Institutionen anfordern und bündeln,

− sich als Koordinationsstelle für Delikte von überregionaler Bedeutung etablieren, und

− ein abgestimmtes und effektives Vorgehen gegen Wiederholungstäter fördern.

Gleichzeitig können Schwerpunktstaatsanwaltschaften andere Staatsanwaltschaften, die bisher mit
den genannten Rechtsbereichen befasst waren, entlasten.

Der Fall „Lastrup“ zeigt, dass die Anklageerhebung einer Schwerpunktstaatsanwaltschaft in einem
Bundesland zur Aufdeckung von Verfahren in anderen Bundesländern führen kann, in denen das
beschuldigte Unternehmen in der Vergangenheit mit Bußgeldverfahren oder anderen strafrechtli-
chen Maßnahmen konfrontiert worden ist. Dadurch werden u.U. weitere wichtige Informationen
zum Verhalten bereits auffällig geworden Lebensmittelunternehmens generiert, die dann als weitere
Argumentationshilfe für die Anklageerhebung in besonders schweren Fällen dienen können.

Schaffung von Transparenz bzgl. der Eskalation der Verfolgung
Eine funktionierende Regulierung mit dem Ziel „„to produce business behavior that adheres to
standards and rules“ (SIMPSON 2002: 79) setzt voraus, dass die Behandlung von Wiederholungstä-
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tern eine konsistente Eskalation der Sanktionsmaßnahmen beinhaltet (vgl. „responsive regulation“).
Um eine verhaltensbeeinflussende Wirkung zu erzielen, muss dies von den handelnden wirtschaftli-
chen Akteuren auch wahrgenommen werden. In diesem Zusammenhang erscheint es zum einen
wichtig, den Akteuren durch klare Verfahrensvorschriften bekannt zu geben, in welchen Fällen sie
z.B. in den Kompetenzbereich übergeordneter Kontrollbehörden übergehen und welche Konse-
quenzen dies im Sinne erhöhter Kontrollen und Auflagen nach sich zieht. Zum anderen muss aber
auch das zu erwartende Strafmaß (bzw. die Verschärfung des Strafmaßes bei Folgeverstößen und
mangelnder Kooperation bei der Mängelbehebung) transparent gemacht werden. Dazu gehört die
Kommunikation der fallspezifisch verhängten Straf- und Bußgelder, aber auch die „Fortbildung“
der Akteure hinsichtlich der bei verschiedenen Verstößen verhängten Strafen durch die Gerichte
inkl. möglicher Berufsverbote.

Ausnutzung des Strafrahmens und Nutzung der Gewinnabschöpfung nach § 73 StGB

Grundsätzlich sind die gesetzlichen Ahndungsmöglichkeiten bei Delikten gegen die Futter- und
Lebensmittelsicherheit besser auszuschöpfen, um auch über dieses Instrument zu einem Abbau
übergroßer ökonomischer Verlockungen und damit zur Reduzierung verhaltensinduzierter Lebens-
mittelrisiken beizutragen. Jedem Lebensmittelunternehmer sollte staatlicherseits signalisiert wer-
den, dass es nicht nur um den gesundheitlichen Verbraucherschutz geht, sondern dass auch die be-
trügerische Irreführung und Täuschung verfolgt werden und eine Beeinträchtigung beider Schutz-
güter empfindliche Strafen nach sich zieht.

Neben Strafen sollten hier auch die Möglichkeiten berücksichtigt werden, bei Straftaten eine Ver-
mögensabschöpfung nach § 73 Strafgesetzbuch zu erwirken. Allerdings ist in diesem Zusammen-
hang noch einmal vor einer alleinigen Fokussierung auf die Gewinnabschöpfung zu warnen. Eine
100%ige Gewinnabschöpfung ohne weitere ökonomisch wirksame Sanktion ist - aus einer verhal-
tens- und entscheidungsorientierten Sicht - grundsätzlich unzureichend, um die ökonomischen An-
reize richtig zu setzen („get incentives right“). Bei erfolgter Aufdeckung werden dem Delinquenten
zwar die „Gewinne aus dem Verstoß“ entzogen, zum relevanten Entscheidungszeitpunkt (der Re-
gelbefolgung bzw. des Regelverstoßes) berücksichtigt ein strikt Gewinn maximierender Entschei-
dungsträger ja aber lediglich die mit der Aufdeckungswahrscheinlichkeit gewichtete Sanktion. Mit
anderen Worten: Aus einer entscheidungsorientierten Sicht ist nicht die Sanktionshöhe, sondern der
Erwartungswert der wirksamen Gesamtsanktion maßgeblich.

Durchsetzung von Berufsverboten
Grundsätzlich bietet § 70 StGB weitgehende Möglichkeiten zu Berufsverboten. Diese umfassen das
Verbot, den Berufs- oder Berufszweig bzw. den Gewerbe-oder Gewerbezweig selbständig auszu-
üben, von einem Weisungsabhängigen ausüben zu lassen oder für einen anderen auszuüben. Be-
rufsverbote sind zwar zunächst auf die gesetzliche Höchstfrist von fünf Jahren begrenzt, können
aber in schweren Fällen auch lebenslang ausgesprochen werden. Die gesetzliche Grundlage, Wie-
derholungstätern die Möglichkeit zu nehmen, fortlaufend gegen den Verbraucherschutz zu versto-
ßen, ist damit gegeben. Allerdings haben bisher auch diejenigen Lebensmittelunternehmer, die wie-
derholt und vorsätzlich gegen geltende lebensmittelrechtliche Vorschriften verstoßen haben, kaum
mit einem lebenslangen Berufsverbot zu rechnen. Dass insgesamt sehr milde Strafen verhängt wer-
den, wenn es „nur“ um unappetitliche Verstöße gegen das Lebensmittelrecht und Verbrauchertäu-
schung geht, verdeutlicht die zweijährige Bewährungsstrafe im Berger-Wild-Prozess sowie die Tat-
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sache, dass sich der geständige Angeklagte bereits wieder mit einer Lebensmittelhandelsfirma
selbstständig gemacht hat12.

Name and Shame

Unter dem Anglizismus „name and shame” fasst man eine Gruppe von administrativen Maßnahmen
zusammen, die - kurz gesagt - darauf abzielen, eine Abschreckung und Sanktionierung von Fehl-
verhalten über den Markt zu erreichen. Mit anderen Worten: Es geht für den Fall der Aufdeckung
von Verstößen um die Schaffung und Androhung von individuell fühlbaren Reputationsverlusten
und Wettbewerbsnachteilen durch die Schaffung von Marktransparenz. Transparenz meint hier die
Information der Kunden bzgl. des regelbezogenen Verhaltens des jeweiligen Unternehmens. In die-
sem Zusammenhang ist natürlich auch eine gesetzliche Regelung über ein entsprechendes Verbrau-
cherinformationsgesetz angesprochen. Eine Vielzahl von Einzelmaßnahmen ist dann denkbar. Dazu
gehören beispielsweise:

− Die Pflicht zur Veröffentlichung der Überwachungsergebnisse würde beinhalten, dass Hand-
werksbetriebe und Einzelhandelsgeschäfte dazu verpflichtet werden, die Ergebnisse der letzten
amtlichen Lebensmittelkontrolle zeitnah an exponierter Stelle für alle Kunden sichtbar auszu-
hängen. Dem Beispiel Dänemark folgend könnten die Kontrollergebnisse in Form von einheitli-
chen und für den Verbraucher leicht zu deutenden Piktogrammen auf einem amtlichen Zertifikat
der Vorortkontrollbehörde ausgewiesen werden13.

− Die Nennung von auffälligen Unternehmen in der Öffentlichkeit könnte auch beinhalten, dass
wiederholt auffällig gewordenen Lebensmittelunternehmen sowohl in den Jahresberichten der
kommunalen Vorortkontrollbehörden als auch in einem öffentlich zugänglichen Internetportal
veröffentlicht werden. Ein Beispiel aus dem Umweltbereich wäre der jährlich erscheinende Be-
richt „Spotlight on Business Environmental Performance” (vgl. BRITISH ENVIRONMENT AGENCY

2006), der delinquente Unternehmen namentlich anführt.

Besondere Handlungsempfehlungen im Bereich Gastronomie
Die hohen Beanstandungsraten im Bereich der Gastronomie und die Ergebnisse der Experteninter-
views der vorliegenden Untersuchung verdeutlichen den Handlungsdruck in diesem Bereich. Daher
sollte der Gesetzgeber ein abgestimmtes Maßnahmenbündel umsetzen, um einerseits die Vorort-
kontrollbehörden von unnötigen Kontrollaufgaben zu entlasten und andererseits die Beanstan-
dungsquoten dauerhaft zu senken. Dazu ist es erforderlich, dass der Gesetzgeber die Eigenverant-
wortung der Gastronomen stärkt. Die Eignung der folgenden Maßnahmen sollte in diesem Zusam-
menhang überprüft werden:

− Die Zulassung von Gastronomiebetrieben könnte an den Nachweis umfassender Hygienefach-
kenntnisse des Betriebsinhabers und seiner Mitarbeiter geknüpft werden. Die bisherigen Hygie-
neschulungen sollen dazu ausgebaut und mit einer Prüfung verbunden werden.

− Jede neue Gewerbeanmeldung eines Gastronomen könnten mit einem Erlaubnisvorbehalt verse-
hen werden, der einen „Bewährungszeitraum“ (z.B. ein Jahr) vorsieht, innerhalb dessen der Be-
trieb von der Überwachungsbehörde zweimal unangemeldet kontrolliert wird. Die Ergebnisse
der Kontrollen können dann die Grundlage für die Erteilung einer unbefristeten Gewerbeerlaub-
nis darstellen.

                                                
12 Siehe z.B. unter: http://www.focus.de/finanzen/news/wildfleisch_nid_39672.html
13 Siehe unter: http://www.uk.foedevarestyrelsen.dk/Inspection/Smiley/forside.htm
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− Alle Gastronomen könnten - entsprechend der Vorgaben der belgischen Lebensmittelagentur
(FASFC 2006) - dazu verpflichtet werden, ein „HACCP light“ einzuführen14.

− Insbesondere im Gastronomiebetriebe könnten Name-and-Shame-Maßnahmen eine wichtige
Rolle zur Verhaltensregulierung spielen, wenn die Betriebe z.B. dazu verpflichtet würden die
Ergebnisse der letzten amtlichen Lebensmittelkontrolle zeitnah und für alle Gäste sichtbar aus-
zuhängen. Dem oben bereits angesprochenen Beispiel Dänemarks folgend könnten die Kon-
trollergebnisse durch Piktogramme (Sternchen, Pluszeichen, Smiley) auf einem amtlichen Zerti-
fikat ausgewiesen werden.

5.4 Gesetzgeberische Maßnahmen*

5.4.1 Grundzüge und Grenzen direkter staatlicher Verhaltensregulierung

Die öffentliche Skandalisierung von Missständen indiziert meist ein Politikdefizit und kumuliert
nicht selten (auch mit Recht) in Forderungen nach Veränderungen der geltenden Regeln und Sank-
tionen. Häufig ertönt ein Ruf nach schärferen Gesetzen und höheren Strafen. Das ist die Forderung
nach „more of the same“. Trotz der Häufung kalkulierter Delikte in Wirtschaftsbereichen wie der
Ernährungs- bzw. Fleischwirtschaft werden die geltenden Regeln als ihrer Art nach adäquat unter-
stellt. Das Defizit wird gleichsam nur in dem Nachdruck, der Entschlossenheit und dem notwendi-
gen Mut zur Durchsetzung auch harter Sanktionen gesehen.

Die Furcht vor Kriminalstrafe ist nur eines von vielen denkbaren Mitteln der Verhaltenssteuerung -
und sicher nicht das effektivste. Das sieht man schon daran, dass der Versuch, das Strafrechtssy-
stem nach Gesichtspunkten einer anreizorientierten Abschreckung umzustrukturieren, sehr bald mit
Prinzipien der Verhältnismäßigkeit und mit tief sitzenden Gerechtigkeitsvorstellungen in Konflikt
geraten müsste. Dies liegt daran, dass selbst zur Verhinderung kleinerer Verstöße in einem ganz
normalen Wirtschaftsbereich schon exorbitante Überwachungsaktivitäten bzw. Strafandrohungen
erforderlich wären, um die „incentives right“ zu bekommen und die erwünschte Regulierungswir-
kung per Strafrecht zu erzielen.

Die Verhängung von Kriminalstrafen ist an ein kompliziertes System von Bedingungen und Vor-
aussetzungen geknüpft, die ein rechtsstaatliches Verfahren in die Länge ziehen und damit seine
konditionierende Wirksamkeit reduzieren. Zum flächendeckenden Rechtsgüterschutz oder gar zur
Lenkung komplexer ökonomischer Prozesse ist das Strafrecht, dessen „fragmentarischer Charakter“
nicht umsonst immer wieder betont wird, deshalb nur sehr beschränkt geeignet. Man denke an die
rechtstaatlichen Grenzen, denen der Einsatz des Strafrechtes unterworfen ist, wie das Ultima-Ratio-
Prinzip, den Verhältnismäßigkeitsgrundsatz, den Grundsatz „nulla poena, nullum crimen sine lege“,
das Bestimmtheitsgebot und nicht zuletzt das Schuldprinzip, das Sanktionen vom oftmals aufwen-
digen und schwer zu erbringenden Nachweis subjektiven Verschuldens abhängig macht, auch wenn
die objektive Unhaltbarkeit der Zustände und die Notwendigkeit zu ihrer Veränderung auf der Hand
liegen. Deshalb sind - im Bereich der direkten staatlichen Sanktionen - weniger ächtende Instru-

                                                
14 Die Erfahrung zeigt, dass sehr kleine Betriebe nicht über die Möglichkeit verfügen, vollständige HACCP-Systeme

einzuführen und der administrative Aufwand dafür unverhältnismäßig hoch ist. Die EU gesteht den Mitgliedstaaten
daher zu, Vereinfachungen einzuführen. Von diesen können Betriebe profitieren, die direkt Ware an Verbraucher ab-
geben (z.B. kleiner Lebensmittelladen unter 400 m² Verkaufsfläche und max. fünf Vollarbeitskräfte) und Betriebe, die
an andere Betriebe liefern (max. 2 Vollzeitkräfte, ohne Flächenbegrenzung).



78

mente wie das Gewerbe- und das Ordnungswidrigkeitenrecht flexibler und oftmals präziser und
effektiver als der „grobe Keil“ des Strafrechtes.

Die Effektivität von Sanktionssystemen insgesamt hängt zudem nicht nur von erwarteter Aufdek-
kungswahrscheinlichkeit und Sanktionshöhe ab, sondern auch von der richtigen „strukturellen
Kopplung“ mit dem Regelungsgegenstand. Oftmals lässt sich aber das Strafrecht aufgrund seiner
Grobschlächtigkeit nicht adäquat mit dem Regelungsgegenstand koppeln und wirkt daher entweder
(i) gar nicht („indifferent“) oder es wirkt zerstörerisch im Hinblick (ii) auf sich selbst bzw. (iii) den
eigentlichen Regelungsgegenstand (sog. Teubnersches Trilemma; TEUBNER 1985). Es bedarf eines
Korrespondenzverhältnisses zwischen den Wertsystemen der Normgeber und der Adressaten. Tat-
sächlich hängt die Regelbefolgung nicht nur vom ökonomischen Kalkül der Adressaten, sondern
auch von ihrer Akzeptanz der Legitimität der Regel ab. Offenbar befolgen die meisten Menschen
die meisten Gesetze nicht aus Furcht vor Strafe, sondern aus Einsicht in deren Legitimität und Fair-
ness. Gegen eine Regel, deren Sinn sie einsehen und für gut befinden, verstoßen sie auch dann
nicht, wenn es ihnen sanktionslos möglich wäre. Sie verzichten dann sogar auf Vorteile, die ihnen
die Gelegenheit des Regelverstoßes bietet und nehmen Nachteile für sich selbst aus Einsicht in die
übergeordnete Legitimität des Regelzwecks in Kauf (TYLER 2006). Wie wichtig diese Kopplung der
Regel bzw. des Wertesystems der Normgeber mit dem Gerechtigkeitskonzept der Adressaten ist,
zeigt auch der entgegengesetzte Fall: Viele Menschen entwickeln bei einer als unfair oder ungerecht
empfundenen Vorschrift „Reaktanz“ (BREHM und BREHM 1981), d.h. sie befolgen die Regel sogar
unter Hinnahme gewisser materieller Nachteile (aus Prinzip) nicht.

Hinzu kommt, dass Kontrollen und Sanktionen oft gerade dann eine breite und nachhaltige Wirkung
entfalten, wenn sie sich nicht in der Enge des dichotomen Verhältnisses zwischen Kontrolleuren
und Kontrollierten, sondern in einem Interaktionssystem zwischen mehreren Beteiligten abspielen.
Selbst hohe Sanktionen bewirken oft wenig im Verhältnis zwischen Behörden und Betrieben. Wenn
eine „dritte Partei“ beteiligt ist - z.B. die potentiellen Kunden des Betriebes - bedarf es oft schon
keiner formellen Sanktionen mehr, weil bereits die Information über das Unternehmen, wie z.B. die
Resultate behördlicher Kontrollen, sowohl Negativreaktionen der sozialen Umwelt als auch eine
entsprechende Veränderung der Nachfrage nach sich ziehen können. In Antizipation dieser Wech-
selwirkungen können solche „klugen Kontrollen und Sanktionen“ eine allgemeine und nachhaltige
Erhöhung der Regelbefolgung bewirken. Insofern ist die direkte Einwirkung staatlicher Institutio-
nen auf die Regelungsadressaten nicht immer die beste, geschweige denn eine ausreichende Steue-
rungsmethode. Besser funktioniert im Allgemeinen eine überlegte Einflussnahme staatlicher Insti-
tutionen auf das Ergebnis der Kommunikation und Interaktion zwischen ökonomischen Akteuren
(z.B. Betrieben und ihren Kunden). Oft ist auch die Setzung motivationsbildender positiver Anreize
zu erwünschtem Verhalten unaufwendiger und nachhaltiger. Sanktionen können dann in der Nicht-
gewährung von Vorteilen oder in der Veränderung der Umwelt der Betroffenen liegen. Darüber
hinaus können „kluge Kontrollen“ auch im Anstoß zur Schaffung neuer und adäquaterer Regeln
und Institutionen durch die ökonomischen Akteure selbst bestehen.

Mit anderen Worten: Der quantitative Aspekt der ökonomischen Anreizsituation ist nicht zu ver-
nachlässigen. Höhere Aufdeckungswahrscheinlichkeiten tragen ebenso wie „spürbarere“ Sanktio-
nen insbesondere dort zur Problemlösung bei, wo es hohe betrügerische Gewinnspannen gibt. Ne-
ben der Höhe der aus den verschiedenen Komponenten resultierenden materiell-quantitativen An-
reize ist aber für den Erfolg der Regulierung die Art ihres Zustandekommens von maßgeblicher Be-
deutung. Dies liegt daran, dass verschiedene Sanktionskomponenten (z.B. Strafen nach StGB vs.
Reputationsverluste und Nachteile am Markt) unterschiedliche Wechselwirkungen mit der Ebene
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der protektiven Faktoren entfalten. In der Folge ist die Suche nach Gestaltungsmöglichkeiten nicht
nur auf ein „Mehr an staatlichen Kontrollen und Sanktionen“ auszurichten, sondern vor allem auf
„Bessere Kontrollen und Sanktionen“. Letzteres lässt sich unter dem Begriff „kluge Regulierungs-
mechanismen“ zusammenfassen. Die diesem Begriff zugrunde liegenden konzeptionelle Sicht der
Möglichkeiten der Verhaltensbeeinflussung insbesondere wirtschaftlicher Akteure lassen sich kurz
wie folgt zusammenfassen:

1. Zunächst indiziert die Häufigkeit des Auftretens von Missständen, dass der Normappell des
Rechts für sich genommen bei vielen Wirtschaftsakteuren in der Tat nicht ausreicht, um sie von
Aktivitäten zur betrügerischen Gewinnerzielung abzuhalten. Mit anderen Worten: Die alleinige
Existenz einer aus Sicht des Gesetzgebers sinnvollen Vorschrift (z.B. im Hygienebereich) er-
zeugt nicht automatisch ausreichend protektive Faktoren, um alle Akteure gegen ökonomische
Verlockungen des Regelverstoßes zu immunisieren.

2. Staatliche Gestaltungsmaßnahmen müssen gleichzeitig auf die beiden grundsätzlichen Determi-
nanten des Entscheidungsverhaltens wirtschaftlicher Akteure abzielen; d.h. es geht um den Ab-
bau ökonomischer Verlockungen (betrügerisch erzielbarer Gewinnmargen) und den Aufbau
protektiver Faktoren (und damit die gezielte Stützung des  Normappell des Gesetzes). Bereits
bei der Gesetzgebung müssen die Möglichkeiten des Gesetzesvollzuges - in weitem Sinne ver-
standen als Überwachungs- und Sanktionierungsmaßnahmen, aber auch als Überzeugungs- bzw.
Beratungsmaßnahmen und als Maßnahmen zur Stärkung der Markttransparenz - mit bedacht
werden, wenn die jeweilige Vorschrift „Aussicht auf Befolgung“ haben soll.

3. Zwischen Überwachungs- und Sanktionierungsaktivitäten einerseits und dem Niveau protekti-
ver Faktoren andererseits können sowohl positive als auch negative Wechselbeziehungen (Kor-
relationen) bestehen. Positive Korrelationen entstehen beispielsweise, wenn es gelingt, eine
ernsthafte Kontrolltätigkeit (im Gegensatz zu einem Laissez-Faire Stil) sowie die Funktion des
Strafrecht zur Darstellung von Wertentscheidungen für eine Stärkung des Normappells des Ge-
setzes zu nutzen. Negative Korrelationen entstehen, wenn es durch eine unzureichende „struktu-
relle Kopplung“ von regulatorischem Recht einerseits und den Eigenarten des jeweiligen Reali-
tätsbereichs und dem Gerechtigkeitskonzept der Betroffenen andererseits zu kontraproduktiven
Ergebnissen wie z.B. Reaktanz kommt, weil Kontrollen bzw. Strafen als ungerecht empfunden
werden.

4. In der Öffentlichkeit reagiert man auf Skandale häufig mit der Forderung nach härteren Strafen.
Das Strafrecht gilt  in einer breiten Öffentlichkeit als das (einzige) geeignete Medium zur Beein-
flussung von Anreizen und zur Steuerung menschlichen Verhaltens. Mit der einfachen Vorstel-
lung, das Strafrecht „werde es schon richten“, ergibt sich erstens die Gefahr, dass mögliche ne-
gative Korrelationen (siehe 3.) vernachlässigt werden. Zweitens - und dies ist bei weitem be-
deutender - werden hiermit die Möglichkeiten des Strafrechtes zur Korrektur fehlgeleiteter An-
reiz- und zur Verhaltensbeeinflussung grundsätzlich überschätzt bzw. die rechtstaatlichen Gren-
zen des Strafrechtes unterschätzt15.

                                                
15 Dem aktuell von vielen politischen Akteuren mitgetragenen Ruf nach einem „Mehr an Kontrollen und Sanktionen“

lässt sich - leicht spekulativ - auch als Versuch interpretieren, den öffentlichkeitswirksamen Eindruck zu erwecken,
dass „harte“ Maßnahmen ergriffen werden (sollen). Hiermit wird die öffentliche Aufmerksamkeit isoliert auf ein In-
strumentarium gelenkt, dessen Umsetzung aus verschiedenen Gründen - von den rechtstaatlichen Grenzen der Mög-
lichkeiten des Strafrechtes bis hin zu den politisch-budgetären Grenzen einer intensivierten staatlichen Kontrolltätig-
keit - ohnehin wenig wahrscheinlich ist. Möglicherweise erfolgt dies absichtsvoll mit dem Ziel, von effektiveren Ver-
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5. Die Suche nach „klugen Regulierungsmechanismen“ berücksichtigt - einfach gesagt - zwei
Aspekte: erstens, die Suche nach Regulierungsmaßnahmen, die kontraproduktive Effekte ver-
meiden und sich sowohl positiv auf die Anreizsituation (Verringerung betrügerischer Gewinn-
spannen) als auch fördernd auf das Niveau der protektiven Faktoren auswirken. Zweitens, die
Suche nach Maßnahmen, mit denen beide Entscheidungsdeterminanten in ausreichendem Aus-
maß beeinflusst werden. Dies schließt - aufgrund der rechtstaatlichen Grenzen - eine alleinige
Fokussierung auf das Strafrecht und - aus Kostengründen - eine alleinige Fokussierung auf die
staatliche Überwachungstätigkeit aus.

6. In vielen Fällen erfordern „klugen Regulierungsmechanismen“ gar keine gesetzgeberischen
Maßnahmen, sondern die Durchführung gezielter Präventionsmaßnahmen im Rahmen beste-
hender Gesetze reicht aus. Die angesprochenen Probleme im Lebensmittelbereich zeigen aber,
dass die erfolgreiche Regulierung von Verhalten in einigen Fällen nicht nur ein Problem des
Gesetzesvollzugs und der entsprechenden Ressourcenbereitstellung, sondern auch ein Problem
der Gesetzgebung und der geltenden Regelungen selbst ist. Neben allgegenwärtigen Bund-
Länder Kompetenzfragen sind hiermit verschiedene inhaltliche Problembereiche angesprochen,
wie z.B. die Täteridentifizierung bzw. die Zuschreibung von Verantwortlichkeiten in Organisa-
tionen, die Gewährleistung einer ausreichenden Aufdeckungswahrscheinlichkeit (bei gleichzei-
tiger Begrenzung der Kontrollkosten) sowie die Schaffung von Markttransparenz und damit die
Reduzierung fehlgeleiteter Anreize durch realistische Sanktionen außerhalb des Strafgesetzbu-
ches.

Juristische Prüfungen der Machbarkeit gesetzlicher Änderungen oder gar Überlegungen zu ihrer
politischen Durchsetzbarkeit sind nicht Gegenstand der vorliegenden Untersuchung. Ungeachtet
dieser beiden Aspekte werden deshalb nachstehend einige ausgewählte gesetzgeberische Aspekte
hervorgehoben, die aus inhaltlicher Sicht für die Regulierung des Verhaltens von Lebensmittelun-
ternehmen und für die Prävention von Wirtschaftsdelikten im Ernährungsbereich sinnvoll erschei-
nen.

5.4.2 Einzelne gesetzliche Änderungen

Gesetzliche Nachweispflicht zur Dokumentation der Abfallströme
Im Herbst 2005 hat der Lebensmittelskandal um die K3-Schlachtabfälle, die zu Lebensmitteln um-
deklariert wurden, das Problem einer unzureichenden Überwachung von Abfallprodukten der Le-
bensmittelindustrie offenbart. Die erforderlichen Verbesserungsmaßnahmen bzgl. dieses Problems
stehen nach einer Bundesratsinitiative des Landes Baden-Württemberg zur Kenntlichmachung von
K3-Schlachtabfällen seit Februar 2006 auf der politischen Agenda.

Gleichzeitig rücken auch Fragen nach der grundsätzlichen Nachverfolgbarkeit von Retouren in den
Vordergrund, die im Rahmen behördlicher Anordnungen zur Vernichtung vorgesehen sind. Eine
direkte Nachverfolgbarkeit ist vielen Fällen nicht gegeben, wenn die Vernichtung durch ein anderes
Unternehmen in einem anderen Landkreis umgesetzt wird. Die Aussage eins Brandenburger Le-
bensmittelkontrolleurs verdeutlicht das Problem.

„Wenn ich hier einen Döner-Spieß wegen Gesundheitsgefährdung beschlagnahme und eine
Vernichtung anordne, dann holt der Berliner Lieferant den Döner-Spieß ab, aber ich weiß

                                                                                                                                                                 

braucherschutz- und Regulierungsmaßnahmen, wie z.B. den realistischen Möglichkeiten zur Stärkung der Markt-
transparenz über „Name-and-Shame“-Maßnahmen und ein effektives Verbraucherinformationsgesetz abzulenken.
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nicht, ob der ordnungsgemäß in Berlin entsorgt wird, oder weiterverarbeitet wird. Ich rufe
dann lieber noch mal den Kollegen vor Ort an und hake nach.“ (58, 3)

Der Sachverhalt legt nahe, dass alle von Kontrollbehörden beschlagnahmten Lebensmittel, die nicht
mehr für den Verzehr geeignet sind, einheitlich gekennzeichnet bzw. endgültig denaturiert werden
sollten. Darüber hinaus sollten der Verbleib aller gesetzlichen Abfälle und der durch ein Lebens-
mittelunternehmen bereits als Abfälle deklarierten Waren im Sinne einer vollständigen Nachver-
folgbarkeit dokumentiert werden. Dazu sind die Nachweispflichten der Lebensmittelunternehmen
bzgl. der Entsorgung auszubauen.

Gesetzliche Verankerung einer maximalen Lagerdauer
Um den ökonomischen Anreiz zu vermindern, dass überlagerte Fleischprodukte wieder auf den
Markt eingeschleust werden, sollte gesetzlich eine maximale Lagerdauer festgelegt werden, inner-
halb derer die Ware in Verkehr gebracht werden muss. Danach ist sie unabhängig von ihrem hygie-
nischen Zustand nicht mehr für den menschlichen Verzehr zuzulassen und ist umgehend einer Ver-
nichtung zuzuführen. Zuwiderhandeln sollte mit einem Buß- bzw. Strafgeld belegt werden. Es ist
davon auszugehen, dass die Warenwirtschaftssysteme in den Verarbeitungs- und Kühlhausunter-
nehmen technologisch so ausgestaltet sind, dass die betroffene Ware frühzeitig identifiziert und un-
verzüglich aus dem Lager entfernt werden kann. Es ist zu prüfen, ob bspw. eine maximale Lager-
dauer nach Schlachtung von drei Jahren (für Rind- und Schweinefleisch) und von zwei Jahren (für
Hühnerfleisch)eingeführt werden sollte.

Einführung eines Unternehmensstrafrechts

Dem internationalen (auch von der EU beförderten) Trend zur Einführung einer direkten strafrecht-
lichen Verantwortlichkeit von Unternehmen, der unter anderem in Frankreich (1993), der Schweiz
(2003) und Österreich (2006) zur gesetzlichen Einführung der so genannten Verbandsstrafbarkeit
geführt hat, hat sich Deutschland bislang entzogen, obwohl die Schwierigkeiten zum Nachweis ei-
nes Organisationsverschuldens hinlänglich bekannt sind. Das Argument, hierzulande gebe es man-
gels entsprechender Problemfälle keinen Handlungsbedarf - im „Abschlussbericht der Kommission
zur Reform des strafrechtlichen Sanktionensystems“ aus dem Jahre 2003 hieß es dazu unter Punkt
12.2.1 wörtlich: „Probleme organisierter Unverantwortlichkeit stellen sich in der Praxis kaum“
(BMJ 2003) - hat an Überzeugungskraft eingebüßt. Zumindest eine Diskussion der drei Gestal-
tungsoptionen einer Verbandsstrafbarkeit (Zurechnungsmodell, originäre Verbandshaftung, Maß-
nahmenmodell) im Strafrecht und mehr noch im Ordnungswidrigkeitenrecht (§§ 30, 130 OWiG) ist
deshalb erneut auf die Tagesordnung zu setzen (GEIGER 2006, HARTAN 2006).

Einrichtung eines Whistleblower-Systems inklusive des erforderlichen Schutzes der Zeugen
Verhaltensinduzierte Nahrungsmittelrisiken, die auf ungesetzlichen, unlauteren oder ethisch zwei-
felhaften Praktiken in Wirtschaftsunternehmen oder in Behörden beruhen, sind innerhalb des Ar-
beitsumfeldes meist vielen Personen bekannt, die daran nicht oder nur gegen ihren Willen beteiligt
sind. Wenn betriebsintern keine Abhilfe geschaffen werden kann und eigentlich nur noch der Weg
an die Öffentlichkeit bleibt, verhindert häufig die Angst vor Arbeitsplatzverlust die Meldung sol-
cher Missstände und damit auch deren Beseitigung. Tatsächlich verletzt „Whistleblowing“, wie die-
ses Alarmschlagen in der Öffentlichkeit in den USA genannt wird (wo derartige Enthüllungen von
Missständen allerdings zur politischen Kultur gehören und auch rechtlichen Schutz genießen), in
Deutschland regelmäßig arbeits- und dienstrechtliche Pflichten. Als Beispiel sei der Fall der Amts-
veterinärin Dr. Margit Herbst genannt, die durch die Alarmierung der Öffentlichkeit im Zuge der
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BSE-Krise Arbeitsplatz und Pensionsanspruch verlor (DEISEROTH 2001). Hier sind durch entspre-
chende rechtliche Instrumente die Maßstäbe gerade zu rücken.

Veränderungen in der politischen Kultur, wie sie etwa der 1999 von Wissenschaftlern und Anwäl-
ten ins Leben gerufene „Whistleblower-Preis“ indiziert, bedürfen des rechtlichen und institutionel-
len Flankenschutzes. Denkbar wäre behördlicherseits die Einrichtung einer telefonischen „Hotline“
bei einer unabhängigen und wirkungsvollen Verbraucherschutz-Institution, die nicht (auch) die In-
teressen starker wirtschaftlicher Akteure im Lebensmittelbereich (mit-)vertritt. Orientieren kann
man sich an den Methoden der Korruptionsbekämpfung. In diesem Kontext ermöglicht es z.B. das
LKA Niedersachsen seit Oktober 2003, sich mithilfe des „Business-Keeper Monitoring Systems“
anonym über das Internet zu melden und mit der die Enthüllung annehmenden Stelle zu kommuni-
zieren (weder IP-Adresse noch Uhrzeit werden gespeichert; am Ende des Meldeprozesses können
Benutzername und Kennwort gewählt und ein anonymer Postkasten eingerichtet werden, dessen
Zugangsschlüssel nur der Hinweisgeber kennt; NORDMANN 2006: 4). Mit Blick auf Verstöße im
Lebensmittelbereich erfolgte auf Bundesebene die Schaltung einer Hotline und einer Internetseite
für vertrauliche Hinweise auf Verstöße gegen das Lebensmittelrecht durch das BVL (BVL
2006d)16.

Die Rechtsprechung kann den Schutz von Informanten nur bis zu einem gewissen Grade fördern.
Um den Grundrechten der Beschäftigten aus Artikel 5 Abs. I S. 1 und Artikel 17 GG innerhalb von
Beschäftigungsverhältnissen zu größerer Geltung zu verhelfen und zugleich das arbeitsrechtliche
Maßregelungsverbot in § 612a BGB zu verbessern, käme eine gesetzliche Regelung nach dem Vor-
bild des britischen „Public Interest Disclosure Act“ von 1999 in Betracht. Dieses Gesetz schützt
(über Entschädigungsansprüche) alle Beschäftigten des öffentlichen Dienstes und der Privatwirt-
schaft - auch Selbständige - vor beruflichen Nachteilen, wenn sie vergangene, aktuelle oder für die
Zukunft bevorstehende Missstände (insbesondere Gesetzesverstöße und damit zusammenhängende
Risiken für die öffentliche Gesundheit oder Sicherheit) enthüllen. Der Whistleblower muss die In-
formation allerdings vorher dem Unternehmen, der Behörde oder einem Schlichtungsbeauftragten
unterbreitet oder aber Grund zu der Annahme gehabt haben, dass eine interne Aufdeckung ihm
entweder zum Nachteil gereichen oder aber zur Vernichtung von Beweismitteln führen würde. Er
muss Grund zum Glauben an die Richtigkeit der von ihm publik gemachten Informationen gehabt
haben und er darf im Falle der Enthüllung gegenüber Massenmedien nicht aus finanziellem Eigen-
nutz gehandelt haben (ROHDE-LIEBENAU 2005, NORDMANN 2006). Eine entsprechende gesetzliche
Regelung könnte dazu beitragen, dass Beschäftigte künftig häufiger von ihrem Grundrecht auf freie
Meinungsäußerung Gebrauch machen und nicht aus Furcht vor negativen Konsequenzen darauf
verzichten, gesellschaftlich relevante Missstände und durch Rechtsverstöße bedingte verhaltensin-
duzierte Nahrungsmittelrisiken publik zu machen.

Korrektur der Anreizsituation durch Schaffung von mehr Markttransparenz (Gewährleistung

einer ausreichenden Sanktionierung über den Markt)
Wenn von „ausreichender Sanktionierung“ die Rede ist, folgt häufig als erste Assoziation der Ge-
danke an das Strafrecht und die Erhöhung der dort angedrohten gesetzlichen Sanktionen. Während
die Verstärkung des Normappells des Gesetzes durch Erhöhung bzw. konsequente Durchsetzung
der Sanktionsdrohung des Strafrechtes im Bereich der Lebensmittelkriminalität durchaus überle-
genswert scheint, ist das Strafrecht allein kaum geeignet, die „incentives right“ zu gestalten. Dies

                                                
16 Unter: www.bvl.bund.de/tipp ; oder telefonisch zum Ortstarif unter: 0 18 88/413-3555
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gilt insbesondere bei den „quasi-opferlosen“ Wirtschaftsdelikten (Kontrolldelikten), bei denen es zu
einer starken Streuung negativer Konsequenzen über Zeit und Raum kommt. Wie bereits erwähnt,
müsste man angesichts der teilweise enormen „Ausdünnung“ der Opfer-Sichtbarkeit und der gerin-
gen Aufdeckungswahrscheinlichkeit hierfür als Ausgleich den Strafrahmen in einem rechtstaatlich
bedenklichen und unrealistisch hohen Maße anheben17.

Damit stellt sich die Frage, durch welche Maßnahmen fehlgeleitete Anreize angesichts der Charak-
teristika der hier angesprochenen Wirtschaftdelikte abgebaut werden können. In anderen Worten:
Wie soll mit Verstößen umgegangen werden, (i) durch die „nur“ die Wahrscheinlichkeit eines
Schadens erhöht ist, in vielen Fällen aber trotz Fehlverhalten alles „gut geht“ (z.B. nachlässiger
Umgang mit Hygienevorschriften), (ii) durch die „nur“ eine unschädliche Täuschung erfolgt, aber
bei den betroffenen Käufern gar kein „wirklicher“ Schaden entsteht (z.B. Fehldeklaration bzgl. der
geographischen Herkunft; Verarbeitung von „unappetitlichem“, aber keine direkte Gesundheitsge-
fährdung verursachenden „Gammelfleisch“), (iii) durch die eine große Zahl von Individuen betrof-
fen ist, der Einzelne aber nur in geringem Umfang geschädigt wird (z.B. in Zeit und Raum ver-
streute bzw. verdünnte Umweltschäden; Verkauf von geringfügig unter dem angegebenen Gewicht
liegenden Produkten), (iv) durch die ein Schaden (z.B. an der Gesundheit oder an der Umwelt) erst
mit großer zeitlicher Verzögerung eintritt und häufig nicht auf den Verstoß zurückgeführt werden
kann (vgl. Abschnitt 3.2). Wegen dieser Charakteristika sind neben einer (im Sinne der Anreizkom-
patibilität) unzureichenden Strafbewehrung auch Schadensersatzansprüche der Geschädigten ausge-
schlossen, da diese möglicherweise gar nicht zu identifizieren sind.

Ungeachtet bzw. trotz etwaiger strafrechtlicher Bemühungen ist deshalb prüfenswert, inwiefern
durch Verbesserung der Markttransparenz und Verbraucherinformation eine effektive Sanktionie-
rung „über den Markt“ bei gleichzeitiger Stärkung der protektiven Faktoren (über soziale Missbilli-
gung) möglich ist. Auch wenn dies letztlich auf eine marktwirtschaftliche Ergänzung der überwa-
chenden und sanktionierenden staatlichen Instanzen hinausläuft, sind hierfür zunächst staatliche
Aktivitäten im Sinne gesetzgeberischer Maßnahmen erforderlich. Man benötigt bspw. ein effektives
Verbraucherinformationsgesetz, das den Verbrauchern das Recht und die faktische Möglichkeit
gibt, tagesaktuell über behördliche Kontrollergebnisse und evtl. Missstände und Skandale informiert
zu werden, wenn informierte Kaufentscheidungen und eine „Sanktionierung über den Markt“ er-
möglicht werden sollen.

In diesem Zusammenhang spricht alles dafür, die Erfahrungen anderer Länder und Wirtschaftsbe-
reiche (z.B. der Finanzmärkte und deren Kontrollen) zur expliziten Bereitstellung einer „ausrei-
chenden Sanktionierung“ außerhalb des Strafrechtes z.B. über Name-and-Shame-Aktivitäten zu
nutzen. Die hiermit verbundenen rechtlichen Fragen stehen im Spannungsverhältnis einer effektiven
Maßnahmengestaltung einerseits und der Unschuldsvermutung und der Proportionalität von Strafen
andererseits. Erste Erfahrungen in diesem Bereich liegen aus anderen EU-Ländern und Wirtschafts-
bereichen vor. Hierzu zählen bspw. die Name-and-Shame-Aktivitäten der niederländischen Fi-
nanzmarktaufsichtsbehörde (Autoriteit Financiele Markten), der australischen Competition and
Consumer Commission (vgl. YEUNG 2005) oder der jährliche Bericht „Spotlight on Business Envi-
ronmental Performance” der British Environment Agency (2006). In Dänemark informieren „Smi-
ley-Gütesiegel“ an Restaurant- und Shoptüren über die Ergebnisse der letzten Kontrollen. Positive

                                                
17 Nur geringe Wirkungen im Sinne des Abbaus fehlgeleiteter Anreize dürfte das am 01.01.2007 in Kraft getretene „Ge-

setz zur Stärkung der Rückgewinnungshilfe und der Vermögensabschöpfung bei Straftaten“ entfalten. Inwiefern es
aufgrund des hiermit verbundenen erhöhten Vollzugsaufwandes der Strafverfolgungsbehörden und Gerichte über-
haupt zu einem relevanten Instrument bei lebensmittelrechtlichen Verstößen wird, ist abzuwarten.
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Erfahrungen hat man mit der Veröffentlichung von Hygiene-Kontroll-Ergebnissen (etwa im Inter-
net) unter anderem auch in Kanada, in Großbritannien (Schottland: LAWTON 2005) und in den USA
gemacht. In den USA (Los Angeles County) führte ein entsprechendes System zu einem 13-
prozentigen Rückgang der Krankenhausaufnahmen wegen Lebensmittelvergiftungen (SIMON et al.
2005). Im Oktober 2006 erklärte der Verbraucherschutzminister des Landes Nordrhein-Westfalen,
dass man in Abstimmung mit der Wirtschaft plane, dieses System in Nordrhein-Westfalen auf frei-
williger Basis einzuführen (MUNLV 2006).

Stärkung der Pflichten und Eigenverantwortung der Lebensmittelunternehmen
Neben Maßnahmen zur Erhöhung der Markttransparenz, die sich an den Konsumenten und der
Schaffung richtiger Anreizen über den Markt ausrichten, sind auch Maßnahmen denkbar, die direkt
die Eigenverantwortung der Lebensmittelunternehmen und den Aufbau unternehmerischer Verhal-
tensmanagementsysteme stärken. Hinweise auf die Ausgestaltung entsprechender Qualitätsver-
pflichtungen für Lebensmittelunternehmen in ihrer jeweiligen Position in der Wertschöpfungskette
lassen sich aus den Grundprinzipien von HACCP ableiten. HIRSCHAUER und MUßHOFF (2007) füh-
ren dazu Folgendes aus:

„Future lessons with regard to the integration of behavioral food risk analyses into comprehensive
risk approaches may be learned from the widely established HACCP-system. According to its seven
principles, its users are (1) to analyze their operations and to prepare a list of potential hazards,
(2) to determine “critical control points” where these hazards can be controlled, (3) to define ade-
quate tolerance limits, (4) to establish adequate monitoring procedures, (5) to define corrective
measures in case deviations are identified, (6) to document all HACCP steps, and (7) to verify that
the system is working correctly.

So far, HACCP is limited to the prevention of unintentional technological and human failures. In
the framework of a comprehensive risk analysis system, behavioral risks could be managed by us-
ing similar principles. That is, in addition to managing the risk of unintentional failures within one’s
own operation, one could systematically aim to reduce behavioral risks that result from information
asymmetries in transactions with suppliers. This requires the definition of critical control points and
adequate monitoring procedures with regard to risks arising from malpractice of opportunistic sup-
pliers. […].

A behavioral risk management system could be termed “moral hazard analysis and critical control
points system” (M-HACCP). On the one hand, a mandatory introduction could be seen as an at-
tempt to mitigate the externality problem which arises if buyers are not motivated to reduce down-
stream diseconomies and to manage moral hazard when purchasing inputs. On the other hand, legal
liabilities and reliable traceability systems will add to buyers’ own motivation to search for incen-
tive-compatible contracts. […Such an internalization of costs and thus] the introduction of M-
HACCP could also be achieved through private contracts if this is considered useful by food chain
actors for competitive reasons. […]

If buyers are motivated to manage behavioral risks on the part of their suppliers, they will try to
reduce downstream diseconomies […] by trying to reduce the incidence of undesired qualities
which result from opportunistic behavior of suppliers. Obtaining direct access to their suppliers’
HACCP and using existing documentation and paper trails from suppliers’ HACCP systems will
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lower the costs of behavioral risk management and provide additional non-product control points
and insights in behavior18.

Several questions arise in connection with an envisaged introduction of an M-HACCP system:
would its adoption as a regulatory standard be a cost-effective measure to eliminate behavioral
risks? Should its design be left entirely to food business operators or should its introduction be
combined with an external specification of standards that are justified by a publicly desirable level
of risk reduction (see e.g. UNNEVEHR and JENSEN, 1999, for a discussion of analogous issues in
connection with HACCP)? Knowing that neither HACCP nor M-HAACP systems as such replace
the need to weigh the potential benefits from increased quality against its costs, what are the costs
and benefits of various system specifications (nature and number of control points, type of controls
including direct monitoring of suppliers’ activities etc.)?”

6 Ausblick

Verhaltensrisiken werden von den meisten Kontrolleuren in ihrer täglichen Arbeit in irgendeiner
Form „mitgedacht“ und berücksichtigt. Die ausdrückliche Übernahme eines eigenständigen Aufga-
benfeldes „Reduzierung von Verhaltensrisiken“ in das Aufgabenportfolio der zuständigen Behörden
würde allerdings die Aufmerksamkeit aller Beteiligten stärker auf diesen wichtigen Bereich lenken
und eine Früherkennung von Verhaltensrisiken erleichtern. Eine gezielte Sachziel- und Maßnah-
menplanung sowie Maßnahmen zur Unterstützung der Vorortmitarbeiter und eine verbesserte Ko-
operation zwischen den Behörden würde dann eine systematische Reduzierung verhaltensbedingter
Lebensmittelrisiken ermöglichen.

Einer koordinierten und expliziten Berücksichtigung von Verhaltensrisiken stehen viele Schwierig-
keiten im Wege. Zu nennen ist hier zunächst die historisch gewachsene Konzentration der staatli-
chen Überwachung auf die naturwissenschaftlich-technologische Risikodimension, die sich z.B.
darin äußert, dass sich das Personal fast ausschließlich aus den entsprechenden Fachdisziplinen re-
krutiert. Dies erschwert das Aufspüren und die Nutzung von Verdachtsmomenten (Indikatoren), die
eine verhaltensinduzierte Gefährdung andeuten, aber eben in der wirtschaftlichen oder sozialen
Sphäre zu finden sind.

Hinzu kommt, dass die explizite Einführung des Aufgabenfeldes „Verhaltensrisiken“ in das Portfo-
lio der zuständigen Behörden als „Projektvorhaben“ zu verstehen ist. Der Erfolg eines solchen
„Veränderungsprojektes“ setzt nicht nur eine stringente Planung, sondern auch die Bereitstellung
von Ressourcen (z.B. für Mitarbeiterqualifizierung, Etablierung organisatorischer Abläufe, Durch-
führung der entsprechenden Aktivitäten) voraus. Angesichts der Konkurrenz um knappe öffentliche
Mittel sowie der föderalen Zuständigkeiten bei der lebensmittelrechtlichen Überwachung erfordert
dies, dass auf Länder- und Bundesebene politische Entscheidungen getroffen werden, die mit der
Bekämpfung von Verhaltensrisiken in der Ernährungswirtschaft ernst machen.

                                                
18 Hochintegrierte Wertschöpfungsketten wie die Dänische Schweinefleischindustrie aber auch QS in Deutschland las-

sen sich als Systeme verstehen, die Vorstufen eines M-HACCP integrieren. Ihr Funktionieren im Sinne des Verbrau-
cherschutzes hängt natürlich von ihrer Integrität/Glaubwürdigkeit und Transparenz ab.
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Anhang A-1

Fallsammlung „Fleischskandale“ (Tabelle)*
(Claudia Wiebe, Thomas Kloss)

* Diese Tabelle (S. 96-102) wurde von Eva Groß um die letzte Spalte - „Problem-
Zuordnung“ - ergänzt. Die Zuordnung zu den sozialen Ebenen (Mikro-, Meso-, Ma-
kro) wird auf folgenden Seiten spezifiziert:

• Mikro-Ebene (S. 104-108)

• Meso-Ebene  (S. 109-117)

• Makro-Ebene (S. 118-128)

Lesehilfe:

„1) makro“: gehe zu Makro-Ebene (S. 118-128), siehe dort Nr. 1 (S. 118) die Erläute-
rungen zur vermuteten Ursache (Versagen protektiver Faktoren) und zu Perspektiven
der Stärkung protektiver Faktoren
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Jahr Fleischprodukt/ Ge-
biet

Art des
Vorfalls

Unterneh-
men / Be-
reich

Aufgedeckt Vermerke weitere Konse-
quenzen

Problem-Zuord-
nung

1976 Geflügel/ Bundesge-
biet

Salmonel-
len

Lebensmit-
telproduktion

Kontrolleure Mängel Pro-
duktionsver-
fahren, Tier-
haltung, Ver-
arbeitung

Keine Hinweise 1) makro

1980 Kalbfleisch/ Bundes-
gebiet

Hormon
(Die-
thylstilbe-
strol)

Lebensmit-
telhandel

Kontrolleure Hormone in
Tiermast

Keine Hinweise Zu wenig Infor-
mation

1982 Tiefkühlhähnchen/
Bundesgebiet

70% aller
Tiefkühl -
Hähnchen
mit Salmo-
nellen ver-
seucht

Lebensmit-
telproduktion

Kontrolle im
Lebensmittelhan-
del

illeg. Produk-
tionsverfahren:
in Eiswasser
gekühlte Ge-
flügel tiefgefr.
Kontamin. mit
Bakterien

Keine Hinweise 1) makro

1) meso

1988 Kälber/ Bundesgebiet Hormon
(Clenbu-
terol)

Kälbermast Kontrolle land-
wirtschaftl. Be-
triebe

70.000 Kälber
beschlagnahmt
u. vernichtet

Landwirte, Vete-
rinäre u. Phar-
mahändler zu 3
Jahren Haft ver-
urteilt

2) makro

1989 Wurstwaren/ Bundes-
gebiet

Bakterien
(Listeriose)

Herta (Wurst-
Fabrikant)

Rückrufaktion 4 Tonnen Le-
berpastete
Bakterien
verunreinigt

Keine Hinweise Zu wenig Infor-
mation

1990 Rinder/ Bad Bram-
stedt

BSE -
Symptome

Schlachthof
der Nord-
deutschen
Fleischzen-
trale

Veterinärin (An-
gestellte des
Kreises Sege-
berg)

Auffallende
BSE - Sym-
ptome. Unter-
suchung wurde
durch die Ve-
terinärin be-
antragt aber
nicht durchge-
führt. Sie wur-
de entlassen

Keine Hinweise 3) makro

2) meso

1991 Rind "Hamburger"/
Bundesgebiet

Koli -
Bakterien

Mc Donalds Gesundheitliche
Symptome der
Verbraucher

Regional Be-
funde auch in
USA u. GB.
Mehrere 100
Menschen
ambulant be-
handelt

Keine Hinweise Zu wenig Infor-
mation

1992 div. Fleisch/ Bundes-
gebiet

Wachs-
tumshor-
mon (Clen-
buterol)

Mast Lebensmittel-
kontrolle

Wiederholt
Wachstums-
hormon Clen-
buterol

Keine Hinweise 2) makro

1993 div. Fleisch/ Bundes-
gebiet

Verdorbe-
nes Fleisch

Supermärkte
und Waren-
häuser

Lebensmittel-
kontrolle

Hygienemän-
gel in
Schlachthöfen;
dubiose
Händler

Weitere Unter-
suchungen ein-
geleitet

Zu wenig Infor-
mation
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1995 Hähnchen/ Bundesge-
biet

 Herkunfts-
land ge-
fälscht

Lebensmit-
telhandel

Keine Hinweise billiges Im-
portgeflügel
als deutsche
Qualitäts-
Produkte ver-
kauft

Keine Hinweise Zu wenig Infor-
mation

1996 Antilopen- u. Reh-
fleisch/ Baden-
Württemberg

gefälschte
Warenbe-
zeichnung

Lebensmit-
telhandel

Keine Hinweise Antilopen-
fleisch als
Rehfleisch
umdeklariert

Keine Hinweise Zu wenig Infor-
mation

1996 Fleisch/ Pirmasens
(Rheinland-Pfalz)

Fleisch
umetiket-
tiert

Metro - Kon-
zern

Kontrolleure abgel. MHD
Fleisch umeti-
kettiert, in
Enverbrauch

angest. Flei-
schermeister 6
Mon. Haft, Be-
währung

3) meso

1997 Rindfleisch/ Bundes-
gebiet

Illegale
Einfuhr von
Rindfleisch

Fleischim-
porteure

Keine Hinweise Häufung ille-
galer Importe
aus GB. Unzu-
reichende
Kontrollen auf
BSE

Keine Hinweise 4) makro

4) meso

1998 Fleisch/ Bundesgebiet Mastdo-
ping- mittel
u. Hormone

Fleischzucht
- Betriebe;
Fall Vüllings

Inspektoren der
EU - Kommissi-
on

Kontrollen auf
illeg. Hormon-
u. Mast- do-
pingmittel
"unzurei-
chend" u.
"mangelhaft".

Keine Hinweise 5) meso

1) mikro

2000 Rind-, Schwein- Ge-
flügelfleisch/ Bundes-
gebiet

Auto -
Motoröle
im Fleisch

Lebensmit-
telhandel

Schweizer Labor Mineralöl in
Hühnereiern u.
Rind-,
Schweine- u.
Hühnerfleisch

Keine Hinweise 5) makro

2001 Schwein/ Bayern/
Österreich

 Hormone,
Impfstoffe
u. Antibio-
tika in
Tiermast

Schweineauf-
zucht

Redakteur "Spie-
gel"

100te Bauern:
Hormone,
Impfstoffe u.
Antibiotika in
Schweinemast,
Kauf v. Tier-
ärzten, Versa-
gen Kontrolle

Die bayerische
Staatsministerin
für Gesundheit
(Barbara Stamm)
verliert ihr Amt

2) mikro

2001 Kochschinken u. Pu-
tenfleisch/ Bundesge-
biet

Eiweißhy-
drolysate,
illeg.
Fleischauf-
spritzung

Lebensmit-
telhandel

Kontrolleure 30 % Wasser
in Fleischwa-
ren, Behörden
verschweigen
Produkt u.
Hersteller

Keine Hinweise 6) makro

2001 Räucherlachs/ Bun-
desgebiet

Haltbarkeit
abgelaufen.
Hohe An-
zahl von
Keimen
und Listeri-
en

Lebensmit-
telhandel

Stiftung Waren-
test

 22 Sorten-
tests; 4 emp-
fehlenswert,
10 verdorben
trotz Haltbar-
keit i.O.; 2
Proben
m.Listerien

Keine Hinweise 7) makro
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2002 Kalbfleisch/ Bundes-
gebiet

Chloram-
phenicol

Kühlhäuser u.
Lebensmit-
telhandel

Lebensmittelbe-
hörde

verwaltungs-
techn. Irrtum:
Chloramphe-
nicol in Kalb-
fleisch aus
Holland in dt.
Lebensmittel-
handel

Keine Hinweise 3) mikro

2002 Geflügel/ Hessen Nitrofuran Lebensmit-
telhandel

Hessische Le-
bensmittelüber-
wachung

6,5 t thail.
Importgeflü-
gelfleisch ohne
Probennahm.
in Endverbr.
Nur Rest be-
schlagnahmt

Keine Hinweise 8) makro

2002 Schlachtschwein/
Bundesgebiet

Hormon
Medroxy-
Progeste-
ron-Azetat/
MPA

Lebensmit-
telhandel

Keine Hinweise ca. 7000
Schlacht-
schweine
MPA bel.
Import Nie-
derlande

Keine Hinweise 9) makro

2002 Tiefkühlhähnchen/
Niederlande f. Export
BRD

Rinderpro-
tein
Fleischauf-
spritzung

Geflügelpro-
duktion

Redakteur (The
Guardian)

Hähnchen
Rinderprotein
gespritzt, kann
BSE belastet
sein

Keine Hinweise Zu wenig Infor-
mation

2002 Putenfleisch/ Verona
f. Exp. BRD

Antibiotika Firma Agri-
cola Italiana
Alimentare

Greenpeace Antibiotika
Tetracycline
als Wachs-
tumsbeschleu-
niger

Keine Hinweise 6) meso

2002 Geflügelfleisch/ Bun-
desgebiet

Hygiene-
verletzun-
gen / Ume-
tikettierung

Geflügelpro-
duktion

Stiftung Waren-
test

"Grüne Wie-
sen", Pere
dodu, Pic Or
und Pollux
Produkte ver-
dorben o. un-
hygienische
Mängel

Keine Hinweise Zu wenig Infor-
mation

2002 Hähnchen/ Brasilien/
Bundesgebiet

Antibioti-
kum Nitro-
furan

Handelsgrup-
pe Rewe /
Penny -
Märkte

Greenpeace /
"Nafu - Labor"

Hähnchenteile
Antibiotikum
Nitrofuran an
Penny-Märkte

Keine Hinweise 7) meso

2004 Rinder/ Bundesgebiet Keine BSE
- Kontrolle

Schlacht-
betriebe

Behördenkon-
trollen

ca.1400 Rinder
ohne BSE-Test
geschlachtet,
verdarb. in
Handel

Keine Hinweise 18) makro

2004 Frischgeflügel/ Bun-
desgebiet/ NRW

Hygiene-
mängel

Frischbedie-
nungstheken
des Einzel-
handels

WDR Redakteure 2/3 v. 30 Pro-
ben an Fri-
schetheken,
trotz haltbar,
mit Darmbak-
terien, Eiterer-
regern u.
Pseudomona-
den verunrei-
nigt

Keine Hinweise 11) makro

 8) meso
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2005 Bio-Wurst/ Bundes-
gebiet

EHEC -
Bakterien

Firma
Chiemgauer
Naturfleisch
GmbH

Bayerisches Ver-
braucherschutz-
ministerium

Bio-Wurst
"Salametti
luftgetrocknet"
EHEC - Bakte-
rien

Keine Hinweise 4) mikro

2005 abgepacktes Fleisch/
Bundesgebiet/ Olden-
burg

Umetiket-
tiert

Metro - Kon-
zern / Real -
Supermärkte

Kontrolleure Mehrere
Fleischsorten
nach abgel.
Haltbarkeit
umverpackt,
neu etikettiert

Bezirksleiter zu
9 Mon. Haft,
Bewährung. 2
Fleischer- mei-
ster,1 Geselle
Geldstrafe von
10000 - 5000
Euro

12) makro

9) meso

2005 Abgepacktes Fleisch/
Niedersachsen

Umetiket-
tiert

Stöver Pro-
duktion
GmbH & Co
KG

Zeugenaussagen
Insider

abgel. Ware
abgewaschen
u. grün ange-
laufene Stellen
abgeschnitten,
neu verpackt
u. etikettiert

STA Oldenburg
ermittelte gegen
den Betrieb und
etwaige Subun-
ternehmer

10) meso

2005 Verkauf von K3-
Schlachtabfällen/
Bayern

Umetiket-
tierung von
"Gammel-
fleisch"

Deggendorfer
Frost GmbH
(Konkurs),
100% Bet.
Kollmer
Fleisch, Iller-
tissen

Lebensmittel -
Kontrolleure

K3 Schlach-
tabfälle umde-
klariert als
lebensmittel-
tauglich

angest. GF Keck,
Vorstrafe,  ver-
urteilt wg. Be-
trug, Verstoß
gegen LMS, 4 J.
Haft u. Berufs-
verbot

11) meso

5) mikro

2005 Geflügelfleisch/ Nie-
dersachsen

Verkauf
verdorbe-
nen Hüh-
nerfleisches

Frischgeflü-
gel GmbH
Inh. Alfons
Bünnemeyer

Hinweis eines
Mitarbeiters

Tonnenweise
verdorbenes
Hühnerfleisch
an Altenheime,
Gastron.

Vorstrafe Bün-
nemeyer U-Haft,
Prozess seit
18.1.07 wg. Be-
trug, Verstoß
gegen LMS;
08.06.07: Urteil:
Vier Jahre/ drei
Monate Haft und
fünf Jahre Be-
rufsverbot; Ver-
teidiger kündigte
Revision an.

6) mikro

2005 Roastbeef, Putenhack-
fleisch/ NRW (Gel-
senkirchen)

abgelaufene
Haltbarkeit

Firma Frigo-
ropa

Lebensmittel-
kontrolleure

60t verdorbe-
nes Fleisch
beschlagnahmt

Kontrolle der
Kühlhäuser dar-
aufhin, in mind.
50 Betrieben
Gammelfleisch

13) makro

2005 Wurst, Fleisch, Ge-
flügelfleisch/ Trois-
dorf

Falsch eti-
kettiert

Fleischhandel Lebensmittel -
Kontrolleure

MHD mehr-
fach abgelau-
fen, Umetiket-
tierung

Der Besitzer des
Betriebes wurde
festgenommen

7) mikro

2005 Wurstverpackungen/
Köln

Umetiket-
tierung

Minimal -
Markt (RE-
WE- Kon-
zern)

Kundin des
Marktes

Umetikettie-
rung Fleisch
m. abgel.
Haltbarkeit

Keine Hinweise 8) mikro
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2005 Tiefkühlhähnchen-
brust/ Bayern

Haltbar-
keitsdatum
überschrit-
ten

Firma Berger
Wild

mehrere Erkran-
kungen

Asylantenheim
abgel. Halt-
bark. Hühner-
fleisch, mehre-
re Erkrankte

Ermittlungen,
Gesundheitl.
Folgeschäden
Betroffene

12) meso

2005 Wurst-/Fleischwaren/
Hamburg

Gefälschte
Haltbarkeit

Supermarkt Lebensmittel-
kontrolleure

Mehrere abge-
packte Pro-
dukte be-
schlagnahmt

Keine Hinweise 9) mikro

2005 Geflügel/ Saarland Bakterien Einzelhan-
dels-Fachge-
schäfte

Lebensmittel-
Kontrolleure

Geflügel-
fleisch m.
Bakterien
belastet aus
dem Verkehr
gezogen. Na-
men nicht
genannt

Keine Hinweise 14) makro

2006 Hackfleisch/ Vers-
mold

Hygiene-
verletzung

Kaufland Lebensmittel-
Kontrolleure

mit Bakterien
verunreinigte
Hackfleisch-
produkte in
Handel. Rück-
ruf

Keine Hinweise 15) makro

2006 26,5 t Gammelfleisch/
Frankfurt

Hygiene-
verletzung

Kühlhaus Lebensmittel-
Kontrolleure

26,5 t verdor-
benes  Rind- u.
Schweine-
fleisch aus
Litauen und
Frankreich

Ffm. Gesund-
heitsdezernat
sieht noch weite-
re unentdeckte
Fälle

13) meso

2006 Gammelfleisch/ NRW
(Gelsenkirchen)

abgelaufene
Haltbarkeit

Kühlhaus Lebensmittel-
kontrolleure u.
Polizeiaktion

v. 110 t stam-
men 73t aus
einem Kühl-
haus in Gel-
senkirchen

es handelte sich
um 124 Kühl-
häuser mit EU-
Zulassungen u.
regelmäßigen
Kontrollen

10) mikro

2006 Schweinefleisch/
NRW Duisburg

Abgelaufe-
ne Haltbar-
keit

Kühlhaus Kontrolle 31 t Fleisch
stammte aus
Konkursmas-
se, Überlage-
rung

Keine Hinweise Zu wenig Infor-
mation

2006 Schweine-, Wild-,
Enten-, Putenfleisch/
Langenfeld

nicht zum
Verzehr
geeignet

Firma Name
nicht genannt

Kontrolleure 5 t; auch
Teigwaren mit
Fleischfüllung
verdorben

Keine Hinweise Zu wenig Infor-
mation

2006 Rind-, Putenfleisch/
NRW Düsseldorf

Gefrier-
brand und
Grünver-
färbungen

Kühlhaus Kontrolle ca. 600 kg
verdorbenes
Rind- und
Putenfleisch

Keine Hinweise 16) makro

2006 Rind-, Hähnchen-,
Gänsefleisch/ Rhein-
land-Pfalz

abgelaufene
Haltbarkeit

Kühlhaus Kühlhaus über 1 t bereits
4 Jahre überla-
gertes Fleisch

Keine Hinweise 16) makro

2006 Putenoberkeulenhaut/
Köln

auffällig n.n. n.n. 300 kg auffäl-
lige Pu-
tenoberkeu-
lenhaut

Keine Hinweise 16) makro
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2006 Wild-, Geflügel-
fleisch/ Wegberg

Mängel n.n. Prüfer 900 kg man-
gelhaftes
Wild- und
Geflügel-
fleisch

keine Hinweise 16) makro

2006 Fleisch/ Bayern Verdorbe-
nes Fleisch

Fleischtrans-
port

Polizeikontrolle Kleintrans-
porter 600 Kg
Gammelfleisch

Keine Ermittlun-
gen

14) meso

2006 Schweinefett/ Nieder-
sachsen Cloppenburg

genussun-
tauglich

Kühlhaus
(Firma aus
Vechta)

Veterinärbehör-
den

16 t ungenieß-
bares Schwei-
nefett

StA ermittelt 17) makro

2006 Fleisch/ Thüringen
Gotha

verdorbe-
nes, überla-
gertes
Fleisch

Tiefkühllager Kontrolle Frischware
war nicht ver-
käuflich, ein-
gefroren kurz
vor Verderb.

Lager gesperrt 15) meso

2006 Fleisch, Wildfleisch/
Baden-Württemberg

Verdorbe-
nes Fleisch

Tiefkühllager Lebensmittel-
Kontrolleure

10 t Fleisch
bereits seit
1999 abgelau-
fen

Keine Hinweise Zu wenig Infor-
mation

2006 Fleisch/ Würzburg Verdorbe-
nes Fleisch
und Ge-
frierbrand

Kühlhaus Ermittler (Ge-
sundheitsbehör-
de)

Tonnen
Fleisch mit
abgel. Halt-
barkeit u. Ge-
frierbrand
beschlagnahmt

Betrieb ge-
schlossen, An-
zeige gegen Be-
sitzerin

Zu wenig Infor-
mation

2006 Putenfleisch/ Berlin,
Lager Moabiter
Großmarkt

z.T. Sal-
monellen
belastet,
Fäkalkeime
(v. Hygie-
nemängeln
in der Ver-
arbeitung),
Frostbrand,
verdorben,
Etikettie-
rung bis
Mitte 2007
soll nicht
stimmen

Importfirma
E. GmbH
Dönerpro-
duktion

im Sept. Regel-
kontrolle, bzw. lt.
LMA Mitte auf
anon. Hinweis v.
LKA, Informa-
tionen Öffent-
lichkeit erst Dez.,
Vertretungskraft
nicht rechtzeitig
an Gesundheits-
senatorin gemel-
det

95 t Puten-
fleisch be-
schlagnahmt,
(ital. Lief.
L'A., Abruz-
zen), für Dö-
nerproduktion
Imbissläden
bundesweit,
Frankr., Polen,
v. 25 Proben
19 beanstan-
det, 12 salmo-
nelleninfiziert

StA ermittelt
gegen jur. Ver-
antw. U. 1 GF,
59j. J.M., der E.
GmbH, Fa. U.
Behörde haben
weitere Proben
beauftragt. Bis
Dez. beschlag-
nahmte Ware 88
t lagern in Kühl-
haus nicht frei
gegeben

16) meso

2006 Putenfleisch/ Berlin  (siehe Fall
53) nicht
sicher ob
belastet, da
Ware ver-
nichtet

Döner-Laden
in Berlin-
Friedrichs-
hain

Kontrolle insg. 20 t aus
Gesamtlief. V.
L'A (s. 45)
ausgeliefert, 2
t nach Schwe-
den exp.,
"kleiner Teil
dieser Menge"
aus Betrieb
Friedrichshain
gef. Und ver-
nichtet

größte Teil be-
reits verzehrt,
Fund wurde
vernichtet, keine
Gesundheitsge-
fährdung, da
Döner erhitzt
werden müssen

16) meso
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2006 Kalb-, Geflügel-
fleisch/ Berlin

verdorbe-
nes Fleisch

Großmarkt
Beusselstraße
u. Betrieb in
Wedding

anonymer Hinw.
- Lebensmitte-
laufsicht u. LKA

ca. 5000 kg
falsch gelagert
u. etikettiertes
Kalb-, Geflü-
gelfleisch u.
Beschlagnah-
me aus Betrieb

StA ermittelt
gegen Döner
König R.K. u. K.
Döner GmbH

17) meso

11) mikro

2006 Dönerfleisch/ Berlin ungekühlter
Transport

unterwegs Polizeikontrolle Transport n.
Spanien Laster
ohne Kühlag-
gregat mit 3 t
Fleisch

Beschlagnahme,
Ermittlung

17) meso

11) mikro

Anteil der Geflügelvorfälle

von 1976 – 2006

Jahre
Vorfälle

insgesamt Geflügel

1976-98 5 2

1990-98 9 1

2000 1 1

2001 2 1

2002 7 5

2004 2 1

2005 12 5

2006 18 8

Entwicklung Vorfälle 1976 - 2006

12

14

16

18

20

allg. Fleisch

Geflügel
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Einschätzungen zum Versagen und zur perspektivischen Stärkung
protektiver Faktoren

Mikro-Ebene

Nr Einschätzung des Versagens protektiver Fakto-
ren

Stärkungsbedürftige protektive Faktoren

1) Versagen:

• Netzwerkbezug (Solidaritätsgefühl, soziales Bewusst-
sein): illegaler Netzwerkbezug stärker als Integration in
legale Zusammenhänge

• Akteursgruppenzugehörigkeit: intentional-systematische
Verletzung von Vorschriften; Nutzen der Illegalität und
Nachlässigkeit von Kontrollinstanzen einkalkuliert; kor-
rumpierende Nähe zu Kontrolleuren, Etablierung krimi-
neller Netzwerke; oder: „Mixed-Type-Actors“ (schwä-
chere Normbindung als bei Konformen, aber weniger Di-
stanz zu Normen, als bei Angehörigen der Normverstoß-
Netzwerke; Normen einhalten ist gewollt, aber nur teil-
weise möglich auf Grund von momentanen oder länger
andauernden Konfliktsituationen, die zu Normverstößen
verleiten bzw. auf Grund des  Wegbrechens ökonomi-
scher oder psycho-sozialer Faktoren)

• Verantwortungsgefühl (Verantwortungsethik, Empathie,
Solidarität): nicht vorhanden, da die Norm als übertrieben
angesehen und das Risiko als sehr gering eingeschätzt
wird, eine Vorstellung denkbarer Nachteile fehlt; Ferne
zum Endverbraucher

Stärkung:

• Deviante Akteursgruppe: Strategien der Stärkung protekti-
ver Faktoren machen hier kaum Sinn, da es am Willen zur
Normeinhaltung fehlt; bei dieser Gruppe größere Bedeutung
von „Whistle-Blowern“ oder kriminalrechtlichen Sanktio-
nen

• Mixed-Type-Actors: ein Kontext von Fairness, Gleichbe-
handlung und Nachvollziehbarkeit müsste hergestellt wer-
den; freiwillige Unterwerfung unter Kontrollen darf keine
Nachteile bringen, sonst Lockerung der Normbindung;
Sanktionsinstanzen sollten Wissenstransfer leisten und so-
mit einen Kontext von Fairness herstellen und die Überzeu-
gung von der Richtigkeit der Sanktion und Notwendigkeit
einer Verhaltensänderung der einzelnen Akteure fördern

• Netzwerkbezug/Kohärenzgefühl: Vertrauen in legales
Netzwerk zur Unterstützung stärken; ökonomische Überle-
bensmöglichkeit im legalen Markt/legalen Netzwerk stär-
ken; Vertrauen in eigene Bewältigungsfähigkeit innerhalb
des legalen Feldes stärken; Verständlichkeit und Handhab-
barkeit der Regeln innerhalb des legalen Feldes stärken

2) Versagen:

• Netzwerkbezug (Solidaritätsgefühl, soziales Bewusst-
sein): illegales Netzwerk unter den Veterinären, in dem
die Verbreitung von Fairness-Regeln, Verantwortung,
Solidarität Minderheitsphänomene sind; es bestehen kei-
ne informellen, normkonformen Gruppen => schutzlose
Auslieferung an die Versuchung zur Normbrechung

• Akteursgruppenzugehörigkeit: der Veterinär kann nicht
zu der Gruppe der „Mixed-Type-Actors“ oder "prinzipiell
Normkonformen" gezählt werden; gehört zur Gruppe der
intentional, systematisch die Vorschriften Verletzenden;
Nutzen der Illegalität wird einkalkuliert (Hormone, Impf-
stoffe und Antibiotika in der Mast), auf Nachlässigkeit
von Kontrollinstanzen wird gebaut, korrumpierenden Nä-
he zu Kontrolleuren; Etablierung krimineller Netzwerke

• Verantwortungsgefühl (Verantwortungsethik, Empathie,
Solidarität): fehlt dem Verbraucher gegenüber

• Kohärenzgefühl (Fairness-Bewusstsein, Gefühl der
Stimmigkeit der rechtlichen Regelungen): bezüglich des
legalen Handlungsfeldes nicht vorhanden

Stärkung:

• Deviante Akteursgruppe: Einrichtung von Anlaufstellen und
Schutz für „Whistleblower“ bzw. kriminalrechtliche Sank-
tionen; Strategien der Stärkung protektiver Faktoren ma-
chen hier kaum Sinn, da es bei dieser Akteursgruppe am
Willen zur Normeinhaltung fehlt

• Netzwerkbezug: in dem Maße, in dem es gelingt, den Ak-
teuren Gestaltungsmöglichkeiten  - auch ökonomische
Überlebensmöglichkeiten – innerhalb des legalen Marktes,
(legales Netzwerk) zu eröffnen und in diesem Zusammen-
hang eine positive Wahrnehmung ihrer Selbst (Selbstwirk-
samkeit), ihrer Aussichten (Kontrollüberzeugung, Optimis-
mus) und des Settings, in dem sie agieren (Kohärenzsinn)
zu stärken, sie auch emotional an die Netzwerke und Insti-
tutionen zu binden, die in diese Richtung wirken, werden
auch die protektiven Faktoren gestärkt (Hemmungen ge-
genüber der Wahrnehmungen und Nutzung von „guten Ge-
legenheiten“ zu illegalen Gewinnerzielungen)

• Verantwortungsgefühl: Mit der Eröffnung von Handlungs-
möglichkeiten im legalen Markt kann auch das Verantwor-
tungsgefühl  den Verbrauchern oder schwächeren Ge-
schäftspartnern (Informationsasymmetrien) gegenüber ge-
stärkt werden

3) Versagen:

• Verwaltungstechnischer Irrtum in den Niederlanden führt
zur Inverkehrbringung als Lebensmittel; Makro-Problem
unklarer Verantwortungsstrukturen und langer Reakti-
onszeiten

Stärkung:

• Auf der Makro-Ebene geht es um die „Aufhebung institu-
tioneller Anomie“ durch die Stärkung von Institutionen, die
einem einseitigen Übergewicht der Ökonomie und des öko-
nomischen Erfolgszieles in der Gesellschaft entgegenwir-
ken; Stärkung des Vertrauens in die Integrität von Füh-
rungspersonal in Politik, Verwaltung und Ökonomie (durch
z.B. offensive Befolgung von Prinzipien wie Transparenz
und Gewaltenteilung); je offensiver und transparenter
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strukturell wirksamen Maßnahmen gegen korruptionsanfäl-
lige Strukturen (Lobbyverflechtungen, Doppelfunktionen
als Kontrolleure und zu Kontrollierende, als Kontrolleure
und Berater, etc.), desto stärker werden entsprechende
Wertorientierungen und Verhaltensdispositionen auch in die
gesellschaftliche Sphäre transportiert

4) Versagen:

• Kohärenzgefühl (Fairness-Bewußtsein), Verantwortungs-
gefühl (Verantwortungsethik, Empathie): fehlen, denn:
"...Ausscheider unter den Mitarbeitern haben die Bakteri-
en in den Produktionskreislauf gebracht“; Normbruch
nicht auf Grund ökonomischen Kalküls, sondern persön-
licher Racheakt

• Netzwerkbezug (Solidaritätsgefühl, soziales Bewusst-
sein): offenbar bestand innerhalb der Firma kein positives
Netzwerk, das für diese Mitarbeiter Vertrauen und Unter-
stützung ausstrahlte, für welches es sich lohnte, sich in
das Netzwerk zu integrieren; es fehlte so an sozialem
Bewusstsein und Solidaritätsgefühl der betroffenen Mit-
arbeiter gegenüber der Bio Firma, sowie an Verantwor-
tungsbewusstsein und Empathie den Kunden gegenüber

Stärkung:

• Auf Grundlage der zur Verfügung stehenden Daten lässt
sich hierüber keine Aussage treffen

5) Versagen:

• Netzwerkbezug: keine Bindung an legales Netzwerk sei-
tens des alleinigen Geschäftsführers, daher keine infor-
melle soziale Kontrolle einer legal agierenden Bezugs-
gruppe auf illegale, gewinnbringende Strategien

• Verantwortungsgefühl (Verantwortungsethik, Empathie,
Solidarität): fehlen gegenüber Verbrauchern und schwä-
cheren Geschäftspartnern; (systematischer Verkauf von
K3-Schlachtabfällen)

• Kohärenzgefühl: keine gefühlte Stimmigkeit der eigenen
Existenz und Tätigkeit mit gesetzlichen Regelungen und
Normen; Gefühl Verständlichkeit und Handhabbarkeit
der Regeln fehlt

Stärkung:

• Netzwerkbezug/ Kohärenzge-
fühl/Selbstwirksamkeitserwartung: in dem Maße, in dem es
gelingt, solchen Akteuren Gestaltungsmöglichkeiten  - auch
ökonomische Überlebensmöglichkeiten – innerhalb des le-
galen Marktes/eines legalen Netzwerkes zu eröffnen, und in
dem Zusammenhang die Selbstwirksamkeitserwartung in
bezug auf legale Aktivitäten zu stärken, werden auch die
protektiven Faktoren (Hemmungen gegenüber der Wahr-
nehmungen und Nutzung von „guten Gelegenheiten“ zu il-
legalen Gewinnerzielungen) gestärkt; Wertschätzung der
eigenen Reputation innerhalb einer Bezugsgruppe kann zu
einer Relativierung der Gewinnerzielungsabsichten und –
aktivitäten führen; Werte wie Anerkennung in der Gruppe,
Bewusstsein des eigenen Beitrages zur Reputation der grö-
ßeren Bezugsgruppe bzw. zu hohen gesellschaftlichen
Werten („Verbraucherschutz“, „Gesundheit“) können eine
Rolle spielen

6) Versagen:

• Verantwortungsgefühl (Verantwortungsethik, Empathie):
nicht vorhanden, da selbst in der Gerichtsverhandlung
kein Unrechtsbewusstsein in Bezug auf den Verkauf von
vergammeltem Fleisch an den Verbraucher (besonders
schwache Verbraucher: Altenheime, Studentenmensen)
und andere Geschäftspartner zu erkennen ist

• Kohärenzgefühl (Fairness-Bewusstsein): Der Akteur
empfindet keine Stimmigkeit der eigenen Existenz und
Tätigkeit mit gesetzlichen Restriktionen

• Netzwerkbezug: keine emotionale Bindung zu einem auf
Legalität hin angelegten Netzwerk; keine informelle so-
ziale Kontrolle illegaler Machenschaften, wie der Ver-
kauf verdorbenen Hühnerfleisches; es kann so keine
Koppelung formeller und informeller Sanktionen erfol-
gen; dies wäre nachhaltiger und wirksamer als rein straf-
rechtliche Sanktionen, deren Sinn dem Akteur nicht ver-
ständlich sind

Stärkung:

• Verantwortungsgefühl (Verantwortungsethik, Empathie):
Solidarität und Empathie den Geschäftspartnern gegenüber
stärken, insbesondere denjenigen gegenüber, die weniger
Informationen haben und damit von dem Akteur abhängig
sind (z.B. Verbraucher!); selbsterlittene Nachteile sollen
nicht an Schwächere weitergereicht werden;

• Netzwerkbezug,: in dem Maße, in dem es gelingt, den Ak-
teuren Überlebensmöglichkeiten – innerhalb des legalen
Marktes/eines legalen Netzwerkes zu eröffnen, und in dem
Zusammenhang eine positive Wahrnehmung ihrer Selbst
(Selbstwirksamkeit), ihrer Aussichten (Kontrollüberzeu-
gung, Optimismus) und des Settings, in dem sie agieren
(Kohärenzsinn) zu stärken, sie auch emotional an die Netz-
werke und Institutionen zu binden, die in dieselbe Richtung
wirken, werden auch die protektiven Faktoren, also die
Hemmungen gegenüber der Wahrnehmungen und Nutzung
von „guten Gelegenheiten“ zu illegalen Gewinnerzielungen
gestärkt; die Wertschätzung der eigenen Reputation inner-
halb einer Bezugsgruppe kann zu einer Relativierung der
Gewinnerzielungsabsichten und –aktivitäten führen; Werte
wie Anerkennung in der Gruppe, Bewusstsein des eigenen
Beitrages zur Reputation der größeren Bezugsgruppe („Ge-
flügelfleischproduzenten“) bzw. zu hohen gesellschaftlichen
Werten („Verbraucherschutz“, „Gesundheit“) können eine
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Rolle spielen

• Kohärenzgefühl (Fairness-Bewusstsein): Kontext von Fair-
ness und Gerechtigkeit muss hergestellt werden durch
Gleichbehandlung, Nachvollziehbarkeit von Regeln; Un-
terwerfung unter Kontrollen darf keine (ökonomischen)
Nachteile bringen, da dies zu einer Lockerung der Norm-
bindung der Akteure führen würde; nur so kann der Sinn der
geltenden Regelungen für die eigene Existenz in diesem
Kontext empfunden werden; dies durch z.B. „Vor-Augen-
Führen“ von Handlungskonsequenzen und Sinnzusammen-
hängen durch Sanktionsinstanzen; diese sollen Wissen-
stransfer leisten; normbrechende Akteure sollen von der
Richtigkeit der Sanktion und der Notwendigkeit einer Ver-
haltensänderung überzeugt werden;

7) Versagen:

• Netzwerkbezug: keine Hinweise auf kriminelle Netz-
werkstrukturen; allerdings auch keine Hinweise auf Bin-
dung an Legalität. Evtl. Mixed-Type Actor, der durch
Ausbleiben von Beschwerden motiviert wurde, Regeln zu
verletzen

• Verantwortungsgefühl (Verantwortungsethik, Empathie,
Solidarität): nicht erkennbar dem Verbraucher oder
schwächeren Geschäftspartnern gegenüber (systemati-
scher und andauernder Betrug mit vergammeltem bis ver-
schimmeltem Fleisch), was auch auf den fehlenden emo-
tionalen Netzwerkbezug zurückzuführen ist

• Kohärenzgefühl (Fairness-Bewusstsein): Der Akteur sieht
offensichtlich in Bezug auf sein eigenes Handeln auf dem
Fleischmarkt keinen Sinn in den rechtlichen Regelungen,
Mindeshaltbarkeitsdaten betreffend; Normeinhaltung und
freiwillige Unterwerfung unter Kontrollen sind evtl. mit
(ökonomischen) Nachteilen verbunden

Stärkung:

Widerstandfähigkeit gegenüber ökonomischen Anreizen zu Normver-
stößen soll gestärkt werden:

• Kohärenzgefühl (Fairness-Bewusstsein): Regelbefolgung
und freiwillige Unterwerfung unter Kontrollen darf keine
Nachteile bringen, sonst Lockerung der Normbindung der
Akteure => „Vor-Augen-Führen“ von Handlungskonse-
quenzen und Sinnzusammenhängen als protektive Faktoren
nötig; Sanktionsinstanzen sollen Wissenstransfer leisten =>
Kontext von Fairness und Gerechtigkeit soll hergestellt
werden => Überzeugung von der Richtigkeit der Sanktion
und rechtlichen Regelungen, sowie von der Notwendigkeit
einer Verhaltensänderung soll hierdurch erzeugt werden

• Netzwerkbezug: Gestaltungsmöglichkeiten  - auch ökono-
mische Überlebensmöglichkeiten – innerhalb des legalen
Marktes/legalen Netzwerkes sollten solchen Akteuren er-
öffnet werden; sie erreichen dadurch eine positive Wahr-
nehmung ihrer Selbst (Selbstwirksamkeit), ihrer Aussichten
(Kontrollüberzeugung, Optimismus) und des Settings, in
dem sie agieren (Kohärenzsinn); sie werden dann emotional
an die Netzwerke und Institutionen gebunden, die in diesel-
be Richtung wirken; dadurch werden protektive Faktoren
gestärkt; dann kann die eigene Reputation innerhalb einer
Bezugsgruppe zu einer Relativierung der Gewinnerzie-
lungsabsichten und –aktivitäten führen; Werte wie Aner-
kennung in der Gruppe, Bewusstsein des eigenen Beitrages
zur Reputation der größeren Bezugsgruppe (z.B. „Fleisch-
handel“) bzw. zu hohen gesellschaftlichen Werten („Ver-
braucherschutz“, „Gesundheit“) können eine Rolle spielen

• Verantwortungsgefühl (Verantwortungsethik, Empathie,
Solidarität): Durch die emotionale Bindung an ein legales
Netzwerk, welches ökonomisch rentabel innerhalb eines le-
galen Marktes agieren kann, kann auch das Verantwor-
tungsbewusstsein gegenüber Dritten (Verantwortungsethik)
gestärkt werden; ebenso Solidarität und Empathie den Ge-
schäftspartnern gegenüber; insbesondere denen gegenüber,
die weniger Information haben und damit von einem selbst
abhängig sind (z.B. Verbraucher!); selbsterlittene Nachteile
sollen nicht an Schwächere weitergereicht werden

8) Versagen:

• Individuelles Mitarbeiterversagen auf unterer Ebene

Stärkung:

• Mitarbeiterschulung

9) Versagen:

• Kohärenzgefühl/Selbstwirksamkeitserwartung: Offenbar
kein Kohärenzgefühl bei Betreiber des Hamburger Su-
permarktes; keine wahrgenommene Stimmigkeit von
Normen, Werten, rechtlichen Regelungen und den be-
rechtigten Interessen der Produzenten, Händler und Ver-
braucher; dies würde als protektiver Faktor wirken; Kon-
trollen und Sanktionen würden dem Akteur dann sinnvoll
und nützlich erscheinen, er würde unter den vorherr-
schenden Normen und Regeln eine positive Selbstein-

Stärkung:

Widerstandsfähigkeit gegenüber falschen ökonomischen Anreizen
soll gestärkt werden (= den Anreizen zu Normverstößen)

• Kohärenzgefühl/Selbstwirksamkeitserwartung: Aktives
„Vor-Augen-Führen“ von Handlungskonsequenzen und
Sinnzusammenhängen in Bezug auf die Stimmigkeit der
Normen und Kontrollen, sowie die Erzeugung eines Klimas
in dem Fairness, Gleichbehandlung und Nachvollziehbar-
keit von Regeln vorherrscht; das wirkt protektiv; die Unter-
werfung unter Kontrollen darf keine (ökonomischen)
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schätzung erfahren (Konfliktfähigkeit, Selbstwirksam-
keitserwartung, die Regeln würden gut geheißen und mit
Konsequenzen könnte umgegangen werden)

• Verantwortungsgefühl (Verantwortungsethik, Empathie,
Solidarität)/positiver Netzwerkbezug: Verantwortung und
Empathie fehlen dem Verbraucher gegenüber; dies hängt
zusammen mit dem Fehlen eines eigenen positiven pro-
fessionellen Netzwerkes, sowie dem fehlenden Kohä-
renzgefühl in Bezug auf die geltenden Regelungen; ein
gutes Gewissen hinge bei Vorhandensein dieser protekti-
ven Faktoren mit der Regelbefolgung und mit dem Sinn
der Regel zusammen (z.B. Verbraucherschutz) und mit
der Verantwortung (sozialer Nähe) dem Kunden gegen-
über; der Akteur würde dann nicht systematisch Normen
brechen

Nachteile bringen; dies würde bei den Akteuren zu einer
Lockerung der Normbindung führen; Sanktionsinstanzen
sollten Wissenstransfer leisten und so einen Kontext von
Fairness und Gerechtigkeit herstellen; bei normbrechenden
Akteuren soll damit die Überzeugung von der Richtigkeit
der Sanktion und Notwendigkeit einer Verhaltensänderung
entstehen; die protektive Wirkung dieser Hemmfaktoren
soll sich entfalten können; Gestaltungsmöglichkeiten  - auch
ökonomische Überlebensmöglichkeiten – innerhalb des le-
galen Marktes sollten solchen (mixed-type-)Akteuren eröff-
net werden; sie erreichen dadurch eine positive Wahrneh-
mung ihrer Selbst (Selbstwirksamkeit), ihrer Aussichten
(Kontrollüberzeugung, Optimismus) und des Settings, in
dem sie agieren (Kohärenzsinn)

• Verantwortungsgefühl (Verantwortungsethik, Empathie,
Solidarität)/positiver Netzwerkbezug: derart normbrechende
Akteure sollten (mit Hilfe der Strategien der Stärkung des
Kohärenzgefühls) emotional an positive, professionelle
Netzwerke und Institutionen ihrer Professionen gebunden
werden; dadurch werden protektive Faktoren gestärkt, im
Sinne von Hemmungen gegenüber Wahrnehmungen und
Nutzung von „guten Gelegenheiten“ zu illegalen Gewinner-
zielungen; die Wertschätzung der eigenen Reputation inner-
halb einer positiven, professionellen Bezugsgruppe (Netz-
werkbezug) kann zu einer Relativierung der Gewinnerzie-
lungsabsichten und –aktivitäten führen; Werte wie Aner-
kennung in der Gruppe, Bewusstsein des eigenen Beitrages
zur Reputation der größeren Bezugsgruppe („Landwirt-
schaft“) bzw. zu hohen gesellschaftlichen Werten („Ver-
braucherschutz“, „Gesundheit“), können dann eine Rolle
spielen

10) Versagen:

• Kohärenzgefühl: nicht erkennbar; keine wahrgenommene
Stimmigkeit und Sinnhaftigkeit von Normen, Werten und
den berechtigten Interessen der Produzenten, Händler und
Verbraucher; selbst in seinem Gerichtsprozess habe sich
der Angeklagte nicht von seinem Tun distanziert, er er-
weckte nicht den Eindruck, Einsicht in die Notwendigkeit
des Lebensmittelrechts zu haben (vgl. Aussage des Rich-
ters)

• Verantwortungsgefühl (Verantwortungsethik, Empathie):
keine Empathie oder Verantwortungsbewusstsein den
Verbrauchern oder anderen Geschäftspartnern gegenüber;
Verdrängung der Verantwortung für sein Tun durch Un-
wissenheitsbeteuerungen, Betonung der Zwischenhänd-
lertätigkeit und Beschuldigung Dritter im Gerichtspro-
zess;

• Netzwerkbezug/Akteursgruppenzugehörigkeit: kein posi-
tives, professionelles Netzwerk, an das sich der Akteur
emotional gebunden fühlt (sein Geschäft wurde von ei-
nem Hotelzimmer aus geführt); Agieren des Akteurs im
Graubereich (Tätigkeit als Zwischenhändler); Zugehörig-
keit zu der Akteursgruppe der absichtsvoll, gut organi-
sierten, mit Normverstößen Arbeitenden (intentionale,
systematische Verletzung von Vorschriften); der Nutzen
der Illegalität wird einkalkuliert, auf Nachlässigkeit von
Kontrollinstanzen wird gebaut; Etablierung krimineller
Netzwerke; es fehlt dadurch komplett an informeller
Kontrolle einer legalen, professionellen Bezugsgruppe,
wodurch eine nachhaltige Sanktion im Sinne einer Kop-
pelung von formellen und informellen Sanktionen nicht
möglich ist

Stärkung:

• Kohärenzgefühl: Notwendigkeit strenger Kontrollen werden
eingesehen, wenn Akteure die Regeln für sachlich richtig
und gerecht halten; Kontrollen werden dann für das eigene
Handeln als Orientierungsgröße benutzt; eigenes gutes Ge-
wissen hängt dann mit Regelbefolgung und mit dem Sinn
der Regel zusammen (z.B. Verbraucherschutz); die Stim-
migkeit der eigenen Existenz und Tätigkeit im Kontext ge-
setzlichen Restriktionen und Regelungen muss normbre-
chenden Akteuren also klar gemacht werden; dies am besten
durch die Förderung der Fairness, Verständlichkeit und
Handhabbarkeit der Regeln (Fair = Bedingungen unter de-
nen niemand ungerecht bevorzugt oder benachteiligt wird);
freiwillige Unterwerfung unter Regelungen und Kontrollen
darf keine Nachteile bringen; Sanktionsinstanzen sollten
Wissenstransfer leisten, um Kontext von Fairness und Ge-
rechtigkeit herzustellen und so die Überzeugung von der
Richtigkeit der Sanktion und Notwendigkeit einer Verhal-
tensänderung bei normbrechenden Akteuren fördern

• Netzwerkbezug/Akteursgruppenzugehörigkeit: hier sollten
Whistle-Blower-Systeme mit Anlaufstellen und Schutzin-
stitutionen etabliert werden

11) Versagen:

• Netzwerkbezug/Akteursgruppenzugehörigkeit: Mixed-
Type-Actor; keine komplette Abwesenheit protektiver
Faktoren bzw. des Willens zur Normeinhaltung; starke

Stärkung:

• Netzwerkbezug/Akteursgruppenzugehörigkeit: Vertrauen
des Akteurs in soziales Netzwerk zur Unterstützung stärken,
durch ein Netzwerk von Freunden, Verwandten und Kolle-
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Expansion seines Unternehmens als einer der größten
Fleischhändler/Döner-Hersteller Europas => starker öko-
nomischer Druck (Expansion, evtl. Insolvenzgefahr bei
zu riskanten Investitionen; evtl. ökonomische Nachteile
durch systematische Regeleinhaltung) => Normverstöße
als Folgen von Krisenszenarien; Kontrollbalance gefähr-
det durch z.B. Insolvenz, aber keine systematisch beab-
sichtigten Normverstöße; dennoch Versagen einer effizi-
enten informellen Kontrolle von Seiten eines legalen,
professionellen Netzwerkes; zu wenig  Solidaritätsgefühl
oder soziales Bewusstsein einem solchen Netzwerk ge-
genüber

• Kohärenzgefühl: je stärker krisenhafte Situationen als
Bedrohung der Existenz wahrgenommen werden und je
ungerechter sie empfunden werden, desto stärker wirken-
der protektiver Faktoren würde es bedürfen, um Norm-
treue zu erhalten, trotz ökonomischer (Fehl-) Anreize;
Kohärenzgefühl und Fairness-Bewußtsein spielen hier ei-
ne wichtige Rolle

• Verantwortungsgefühl (Verantwortungsethik, Empathie):
eventuell wird der Richtwert für die Haltbarkeit des Flei-
sches als übertrieben angesehen; Risiko wird als sehr ge-
ring eingeschätzt; Vorstellung denkbarer Nachteile fehlt;
Ferne zum Endverbraucher => Fehlen von Empathie, So-
lidarität und Verantwortungsgefühl dem Verbraucher ge-
genüber als protektive Faktoren

gen („zusammen kriegen wir das schon hin“); in dem Maße,
in dem es gelingt, den Akteuren Gestaltungsmöglichkeiten
- auch ökonomische Überlebensmöglichkeiten – innerhalb
des legalen Marktes/legalen, professionellen Netzwerkes zu
eröffnen, und in dem Zusammenhang eine positive Wahr-
nehmung ihrer Selbst (Selbstwirksamkeit), ihrer Aussichten
(Kontrollüberzeugung, Optimismus) und des Settings, in
dem sie agieren (Kohärenzsinn) zu stärken, werden auch die
protektiven Faktoren, also die Hemmungen gegenüber der
Wahrnehmungen und Nutzung von „guten Gelegenheiten“
zu illegalen Gewinnerzielungen gestärkt; Wertschätzung der
eigenen Reputation innerhalb einer Bezugsgruppe kann zu
einer Relativierung der Gewinnerzielungsabsichten und –
aktivitäten führen; Werte wie Anerkennung in der Gruppe
(legale, professionelle Bezugsgruppe), Bewusstsein des eige-
nen Beitrages zur Reputation der größeren Bezugsgruppe
(„türkische Dönerproduzenten“) bzw. zu hohen gesell-
schaftlichen Werten („Verbraucherschutz“, „Gesundheit“)
können eine Rolle spielen

• Kohärenzgefühl: Fairnessbewusstsein stärken; Verständ-
lichkeit, Handhabbarkeit und Stimmigkeit der Regeln för-
dern (Fair = Bedingungen unter denen niemand ungerecht
bevorzugt oder benachteiligt wird); Sinnhaftigkeit der eige-
nen Existenz und Tätigkeit im Kontext der gesetzlichen Re-
striktionen klar machen (Kohärenzgefühl stärken)

• Verantwortungsgefühl (Verantwortungsethik, Empathie):
Verantwortungsbewusstsein gegenüber Dritten stärken
(Verantwortungsethik), Solidarität und Empathie den Ge-
schäftspartnern gegenüber, insbesondere denen gegenüber,
die weniger Information haben und damit von einem selbst
abhängig sind (z.B. Verbraucher!); selbst erlittene Nachteile
sollen nicht an Schwächere weitergereicht werden
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Meso-Ebene

Nr

Einschätzung des Versagens protektiver Fakto-
ren

Stärkungsbedürftige protektive Faktoren

1) Versagen:

• Struktur der normbrechenden Unternehmen: keine pro-
tektive Struktur der Unternehmen (modern, klar, eindeu-
tig auf Legalität hin angelegt); die normbrechenden Un-
ternehmen sind auf Grund eines starken Wachstums
strukturell überfordert; gravierende und häufige Regel-
verstöße werden so begünstigt; die Kosten einer syste-
matischen Regeleinhaltung sind oft nicht tragbar (z.B.
Änderung der Produktionsverfahren um Salmonellenbil-
dung zu vermeiden); Kostenersparnisse durch Normbrü-
che (herkömmliche Produktionsverfahren sind billiger);
es entstehen illegale Innovationen; selbstverstärkende Ef-
fekte der illegalen Methoden (andere Unternehmen zie-
hen nach); dadurch weitere Probleme in der Massentier-
haltung

• Unternehmenskultur/Ethik: unter Druck stehende Unter-
nehmen bauen systematisch auf das Kontrolllücken;
Ethik oder Moral spielen hier nur eine geringfügige Rol-
le; all dies wirkt protektiven Faktoren auf der Meso-
Ebene entgegen; keine Implementierung von Codes of
Conduct, Reputationen, öffentlichen Selbstverpflichtun-
gen etc.

• Organisation der Unternehmen: organisatorische Über-
forderung der devianten Unternehmen durch das schnelle
Wachstum der Branche; keine klaren Verantwortlichkei-
ten; keine selbstständige Suche nach kritischen Punkten;
keine ausreichenden Selbstkontrollmechanismen; fehlen-
de protektive Struktur des Unternehmens (klar, eindeutig
auf Legalität hin angelegt)

Stärkung:

• Organisation der Unternehmen: protektiv wirken Organisations-
maßnahmen wie ein funktionierende HACCP-Systeme; klare
Strukturierung von Verantwortlichkeiten, damit diese nicht nach
unten oder an andere Subunternehmer verschoben werden kön-
nen; Verhinderung der Ausnutzung der Ineffizienzen des Kon-
trollsystems, bzw. der gegenseitigen Abhängigkeiten der Kon-
trolleure von den Kontrollierten

• Unternehmenskultur/Ethik: Verhinderung der Etablierung von
Second Codes in den normbrechenden Unternehmen; diese kön-
nen Bestechungen und Bestechlichkeiten unternehmensintern re-
spektabel erscheinen lassen; öffentliche Selbstverpflichtungen im
Sinne eines „Codes of Conduct“, von „Business Ethics“ oder von
Investitionen in die Reputation einer Marke in der Öffentlichkeit;
Verknüpfung eines potentiellen Verstoßes gegen Regeln mit
Verlusten ökonomischer Art; ökonomischer Verlust kann auch
hergestellt werden durch einen vorher für diesen Fall eingebau-
ten Reputationsverlust

• Struktur der Unternehmen: Verhinderung der Etablierung illega-
ler Praktiken in Teilbereichen der Unternehmen, wenn sie sonst
legal operieren (keine „illegale funktionale Entlastung“); Förde-
rung von Strukturen die modern, klar und eindeutig auf Legalität
hin wirken => relativer Schutz gegenüber Regelverstößen; keine
Hinnahme durch Nachlässigkeitsstruktur; Transparenz, Accoun-
tability, flache Hierarchien

2) Versagen:

Fleischwirtschaft steht unter starkem Druck, da BSE ein neues
Problem darstellt, das die einzelnen Unternehmen strukturell und
organisatorisch überfordert

• Organisation/Struktur des Unternehmens: Intransparenz
und strenge Hierarchien fördern eine Externalisierung der
Kosten von Verstoßhandlungen bezüglich BSE; z.B.
werden Zonen unklarer Verantwortlichkeit für Fehlver-
halten aufrecht erhalten oder etabliert; Ineffizienzen eines
überkomplexen und undurchsichtigen Überwachungssy-
stems werden ausgenutzt; Abhängigkeiten der staatlichen
Verwaltung und der Kontrollbehörden von den zu Kon-
trollierenden werden ausgenutzt; die Organisation des
Unternehmens als zentraler protektiver Faktor verteilt in
Bezug auf die BSE-Fälle keine klaren Verantwortlich-
keiten; keine selbstständige Suche nach kritischen Punk-
ten; keine ausreichenden eigenständigen internen Kon-
trollmechanismen; im Fall des Skandals werden rang-
niedrigere Sündenböcke bestraft

• Unternehmenskultur/Ethik: in Bezug auf BSE fehlt in
dem Unternehmen ein Code of Conduct, bzw. die Imple-
mentierung einer Reputation der eigenen Produkte, wel-
che bei Verlust mit Einbußen ökonomischer Art verbun-
den wird

• Unternehmensphilosophie: kein wertorientiertes Unter-
nehmensleitbild, das explizit auf die unternehmensinterne
Verantwortung bezüglich des Umgangs mit BSE verweist
und auf die Verantwortung den Verbrauchern gegenüber;
staatliche Normen werden nicht in eigene Richtlinien in-
tegriert (allerdings existieren zum Zeitpunkt wenige

Stärkung:

Whistle-Blower Systeme etablieren

• Organisation/Struktur des Unternehmens: Verhinderung der Ver-
antwortungsübernahme durch Sündenböcke, wie z.B. Kontrol-
leure, die öffentlich auf Probleme aufmerksam machen; flache
Hierarchien etablieren; das Unternehmens strukturell modern,
klar und eindeutig auf Legalität hin anlegen (z.B.  keine Verei-
telung von BSE Fällen im eigenen Betrieb); auf allen Ebenen der
Hierarchie muss es möglich sein, ohne Angst vor strengen Sank-
tionen Fälle von BSE Symptomen melden zu können; ansonsten
Etablierung von Whistle-Blower-Systemen und dem Schutz der
Whiste-Blower;

• Unternehmenskultur/Ethik:  Implementierung einer Unterneh-
menskultur, die darauf dringt, Fehler (besonders im Umgang mit
BSE) „beschämend“ bis in die oberste Hierarchiestufe hinein zu
thematisieren; Verantwortung kann dann nicht geleugnet oder
nach unten delegiert werden (institutionalisierte Reflexivität);
besserer Schutz als bei Firmen, die sich rangniederer Sünden-
böcke bedienen, um auch nach gravierenden Verstößen „business
as usual“ zu betreiben; Einführung einer Unternehmens-Ethik,
die darauf dringt, dass Chancen des Ausnützens von Kontroll-
lücken, von Abhängigkeitsverhältnissen etc. nicht ergriffen wer-
den; Bestechungen oder Kooptation von Kontrolleuren sollten
nicht einmal indirekt, etwa durch einen Second Code geduldet
werden; Implementierung einer Unternehmenskultur, die auf
Norm- und Bewusstseinsbildungsprozesse baut (besonders in
Bezug auf BSE); man kann so auf Sanktionen und auf positive
Lernprozesse vertrauen; Bewusstmachung der Fehlerquellen und
Verstoßhandlungen durch Sanktionen formeller und informeller
Art als Methode der Wahl; formelle Sanktionen werden durch in-
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staatliche Normen, zum Umgang mit der Seuche BSE) formelle verstärkt; Ansatz zur Förderung protektiver Faktoren
auf der Meso-Ebene: „Lernen statt Strafen“

• Unternehmensphilosophie: Etablierung eines wertorientierten
Leitbildes, das explizit auf den verantwortungsvollen Umgang
mit dem die Branche stark tangierenden Problem der BSE-
Seuche zugeschnitten ist; verbunden mit einem solidarischen
Weltbild worauf die Unternehmensphilosophie gründen sollte,
könnte das Leitbild auf die Gesamtheit des Unternehmens aus-
strahlen, auf allen Stufen der Hierarchie wirken und derartige
Externalisierungen von Kosten für Vorkommnisse von BSE im
eigenen Unternehmen verhindern

3) Versagen:

Systematisches umetikettieren von bereits abgelaufenem Fleisch als
gängige Praxis; bei Aufdeckung, Beschuldigung der Super-
marktangestellten

• Unternehmenskultur/Ethik: Bei den Märkten des Kon-
zerns herrscht eine Unternehmenskultur, die offensicht-
lich über Second Codes die illegale Praxis des Umetiket-
tierens akzeptabel und praktikabel erscheinen lässt

• Philosophie des Unternehmens: kein wertorientiertes
Unternehmensleitbild, in das staatliche Normen und Re-
gelungen integriert sind, das auf einer solidarischen Un-
ternehmensethik gründet und so in alle Stufen der Hierar-
chie wirken könnte; Werte wie z.B. Verbraucherschutz
werden so nicht in die Kultur des Unternehmens trans-
portiert

• Organisation des Unternehmens: Ineffizienzen des über-
komplexen und undurchsichtigen Überwachungssystems
werden ausgenutzt; in der Organisation des Unterneh-
mens existieren zwar klare Verantwortlichkeiten, sie
werden in der Praxis aber nicht umgesetzt; die Verant-
wortung wird auf rangniedrigere Sündenböcke (die Mit-
arbeiter, die den Akt des Umetikettierens vollziehen) ge-
schoben; die Unternehmensleitung wird nicht zur Ver-
antwortung gezogen und beharrt auf der offiziellen An-
ordnung zur Regeleinhaltung; Fehlen einer selbstständi-
gen  Eruierung nach kritischen Punkten; keine ausrei-
chenden internen Kontrollmechanismen; dies würde eine
Förderung protektiver Faktoren bewirken

• Struktur des Unternehmens: die Struktur des Unterneh-
mens ist zwar modern und klar, aber im Bereich der
Fleischlagerung nicht auf Legalität hin angelegt; es be-
steht in diesem Bereich eine Art Nachlässigkeitsstruktur
in Kombination mit Intransparenz und strengen Hierar-
chien; somit fehlt hier der Schutz gegenüber  Regelver-
stößen; strukturelle Begünstigung der Externalisierung
von Kosten für Verstoßhandlungen durch Sündenböcke;
Etablierung illegaler Praktiken in Subbereichen des Un-
ternehmens, das sonst legal operiert („illegale funktionale
Entlastung“)

Stärkung:

• Unternehmenskultur/Ethik: Einführung einer Unternehmenskul-
tur, die darauf dringt, Fehler „beschämend“ bis in die oberste
Hierarchiestufe hinein zu thematisieren; die Verantwortung kann
so nicht geleugnet oder nach unten delegiert werden (institutio-
nalisierte Reflexivität); das Unternehmen ist dann besser ge-
schützt als Firmen, die sich rangniedrigerer Sündenböcke bedie-
nen; die Kultur soll transportieren, dass Chancen des Ausnützens
von Kontrolllücken, von Abhängigkeitsverhältnissen etc. nicht
ergriffen werden; Verantwortung soll hauptsächlich von der Un-
ternehmensführung getragen werden; die Kultur soll auf Norm-
und Bewusstseinsbildungsprozesse bauen; somit kann das Unter-
nehmen auf Sanktionen und positive Lernprozesse vertrauen;
Bewusstmachung der Fehlerquellen und Verstoßhandlungen
durch Sanktionen formeller und informeller Art als Methode der
Wahl; formelle Sanktionen werden durch informelle verstärkt

• Philosophie des Unternehmens: Einführung eines Code of Con-
duct, der einem explizit wertorientierten Leitbild folgt (Setzen
auf Langfristigkeit, Nachhaltigkeit, Umweltverträglichkeit, Ver-
antwortung dem Verbraucher gegenüber; Transferieren von
staatlichen Normen in eigene Richtlinien zur Unternehmense-
thik); Code of Conduct sollte auf einer Unternehmensethik grün-
den, die den eigenen Angestellten den Sinn und die Bedeutung
lebensmittelrechtlicher Regelungen nahe bringt; dies z.B. durch
die Implementierung einer Reputation der unternehmenseigenen
Produkte, welche es auch aus wirtschaftlichen Gründen zu halten
gilt; dies hätte Rückwirkungen auf Bemühungen zur Normein-
haltung auf allen Ebenen des Unternehmens (bei den Super-
marktangestellten, die das Umetikettieren vollziehen, sowie bei
den Managern); dadurch Stärkung der protektiven Faktoren im
gesamten Unternehmen

• Organisation des Unternehmens: klare Strukturierung von Ver-
antwortlichkeiten; Protektiv wirken Organisationsmaßnahmen
wie z.B. funktionierende HACCP-Systeme oder andere Selbst-
kontrollmechanismen

• Qualitätsmanagement: Implementierung von Qualitätsmanage-
ment als pro-aktive Strategie der Qualitätssicherung: gilt im
Marketing als Garant der kontrollierten Qualität der Abläufe und
Produkte als Ressource zum eigenen Vorteil und fördert protek-
tive Faktoren auf Unternehmensebene; öffentliche Selbstver-
pflichtungen wie z.B. CSR

4) Versagen:

teilweise internationaler Handel mit Hilfe von Off-Shore-
Unternehmen als Auftraggebern, um Herkunft einer Fracht zu
verschleiern und Importverbote zu umgehen

• Organisation/Struktur/Kultur/Ethik/Philosophie der Un-
ternehmen: die beteiligten Unternehmen haben kaum
protektive Faktoren auf Unternehmensebene: Struktur,
Organisation, Strategie, Philosophie und Kultur der Un-
ternehmen sind auf Illegalität hin angelegt; über struktu-
relle Intransparenz wird Verantwortung verschleiert; über
Second Codes werden die Normverstöße innerhalb der
Unternehmen als Normalität gewertet; Ineffizienzen eines
überkomplexen und undurchsichtigen Überwachungssy-
stems werden ausgenutzt

Stärkung:

• Unternehmenskultur/Ethik/Organisation/Struktur/Philosophie: es
besteht eine Unternehmenskultur, die Akteure ermutigt, inner-
halb eines illegalen sozialen Netzwerkes, ohne informelle Kon-
trolle von Seiten eines legalen Netzwerkes, zu agieren; sie bewe-
gen sich in einem Graubereich; Stärkung protektiver Faktoren (in
Form von Implementierung von Codes of Conduct, Reputations-
verlusten gekoppelt mit Verlusten ökonomischer Art, normbin-
denden Unternehmenskulturen, öffentlichen Bekenntnissen zu
sozialer Verantwortung z.B. in Form von CSR, etc.) macht bei
dieser Akteursgruppe (Unternehmensgruppe) kaum Sinn; es fehlt
hier am (kollektiven) Willen zur Normeinhaltung; man muss auf
Unternehmensebene auf Whistle-Blower-Systeme und straf-
rechtliche Sanktionen bauen, in Kombination mit der Etablierung
von geeigneten Anlaufstellen für Whistle-Blower, sowie deren
Schutz
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5) Versagen:

Existenz eines internationalen illegalen Hormon-Marktes für Mä-
ster, und eines etablierten, grenzüberschreitenden Netzwerkes von
Hormon-Dealern

• Unternehmenskul-
tur/Ethik/Organisation/Struktur/Philosophie: die interna-
tionalen mafiösen Strukturen können auf der Meso-Ebene
als eine Art Unternehmen betrachtet werden; es existieren
hier kaum protektive Mechanismen; Struktur, Organisati-
on, Strategie, Philosophie und Kultur der Netzwerke sind
auf Illegalität hin angelegt; über strukturelle Intranspa-
renz wird Verantwortung verschleiert; über Second
Codes werden die Normverstöße innerhalb der Netzwer-
ke als Normalität gewertet; Ineffizienzen eines überkom-
plexen und undurchsichtigen Überwachungssystems wer-
den ausgenutzt

Stärkung:

• Unternehmenskultur/Ethik/Organisation/Struktur/Philosophie:
eine Strategie der Stärkung protektiver Faktoren macht bei sy-
stematisch devianten Netzwerken (Unternehmensgruppen) kaum
Sinn; es fehlt hier von Seiten der Netzwerke am Willen zur
Normeinhaltung; bei dieser Gruppe größere Bedeutung von
„Whistle-Blowern“ (in Kombination mit deren Schutz) oder kri-
minalrechtlichen Sanktionen in der Form, dass solche mafiösen
Strukturen aufgelöst werden können

• Mikro: bei Akteuren dieser Netzwerke, welche noch zu den
Mixed-Type-Actors gezählt werden können müsste man auf der
Mikro-Ebene einen Kontext von Fairness, Gleichbehandlung und
Nachvollziehbarkeit in Bezug auf den legalen Markt und legale
Netzwerke herstellen; freiwillige Unterwerfung unter Kontrollen
darf sich nicht negativ auswirken; das Agieren im legalen Markt
müsste an Attraktivität gewinnen; Norm- und Wertbildungspro-
zessen sollte innerhalb eines positiven professionellen Netzwer-
kes die Möglichkeit zur Entfaltung gegeben werden; Sankti-
onsinstanzen sollten Wissenstransfer leisten und so einen Kon-
text von Fairness herstellen; die Überzeugung von der Richtig-
keit der Sanktion und der Notwendigkeit einer Verhaltensände-
rung der einzelnen Akteure fördern

6) Versagen:

• Organisation des Unternehmens: Das Unternehmen leug-
net Verstoßhandlungen (Einsatz von Antibiotika als
Mastbeschleuniger); es versucht, seine Reputation durch
nachfolgende Untersuchungen seiner Produkte wieder
herzustellen (Untersuchungen durch ein unabhängiges In-
stitut); es werden dann keine Rückstände mehr gefunden;
es liegen aber offensichtlich Verstoßhandlungen vor (vgl.
Untersuchungsergebnisse von Greenpeace); die Kosten
für die Verstoßhandlungen (illegale Innovatio-
nen/Praktiken mit selbstverstärkenden Effekten) werden
hier von dem Unternehmen offensiv externalisiert in
Form von: Verantwortung für Delikte wird nach unten
verschieben; Zonen unklarer Verantwortlichkeit für Fehl-
verhalten; Ineffizienzen eines überkomplexen und un-
durchsichtigen Überwachungssystems (EU-weite Han-
delsketten; Kontrollsystem noch nicht an die Dimension
der Expansion des Fleischhandels angepasst) werden
ausgenutzt; keine ausreichenden Selbstkontrollmecha-
nismen wie HACCP-Systeme

• Struktur des Unternehmens: starke Ausdifferenzierung
(Sitz in Italien, Vermarktungstochter in Düsseldorf, etc.),
strenge Hierarchien; undurchsichtige Verantwortungs-
strukturen; dadurch Förderung der Etablierung illegaler
Praktiken (systematischer Einsatz von Hormonen bei der
Mast) in Subbereichen des eigentlich legal operierenden
Hauptunternehmens; starkes Wachstum des Unterneh-
mens (die Marktbedeutung sei gerade in Süddeutschland
in den letzten Jahren stetig gestiegen); dies kann eine
strukturelle Überforderung bewirken (Nachlässigkeits-
strukturen werden strukturell begünstigt, in Kombination
mit wachsenden ökonomischen Verlockungen zu Norm-
verstößen, gerade in der industrialisierten Geflügelpro-
duktion: z.B. durch große Zeitfenster für kontrollunwilli-
gen Betrieb zur kontrollfreien Produktion)

• Unternehmenskultur/Ethik/Philosophie: dem äußeren An-
schein nach besitzt das Unternehmen durchaus eine Art
Unternehmenskultur, die auf wertorientierten Leitbildern
fußt (öffentliche Beweise der Unhaltbarkeit der Vorwür-
fe, Setzen auf Qualität, etc.); allerdings scheint innerhalb
des Unternehmens die Kultur nicht derart zu wirken, dass
der Sinn der Regelungen auf allen Ebenen des Unterneh-
mens plausibel erscheint; das Handeln der Akteure im

Stärkung:

Stärkung der protektiven Faktoren zielt ab auf die Bindung von Unterneh-
men an Strukturen, Institutionen und Ideen, die einen hemmenden Einfluss
auf die Bereitschaft zu Normverstößen ausüben

• Organisation des Unternehmens: Organisationsmaßnahmen wie
z.B. funktionierendes HACCP-System etablieren

• Struktur des Unternehmens: Etablierung flacher Hierarchien,
moderne, klare, eindeutig auf Legalität hin angelegte Struktur
fördern (keine unüberschaubaren Produktions- Handels- und Lie-
fersysteme); klare Strukturierung von Verantwortlichkeit; diese
sollte von der Unternehmensführung getragen werden und nicht
in Form einer Externalisierung der Kosten für Verstoßhandlun-
gen (z.B. durch Leugnung trotz Beweislage, oder Sündenböcke)
abgeschoben werden

• Unternehmenskultur/Ethik/Philosophie: stärkere öffentliche
Selbstverpflichtungen etablieren, im Sinne eines „Codes of Con-
duct“, von „Business Ethics“ oder von Investitionen in die Re-
putation einer Marke in der Öffentlichkeit (Implementierung von
Unternehmensstrategien wie CSR); Verknüpfung eines potenti-
ellen Verstoßes gegen Regeln mit Verlusten ökonomischer Art;
kann auch hergestellt werden durch einen vorher für diesen Fall
eingebauten Reputationsverlust; Etablierung einer Unterneh-
menskultur, die auf Norm- und Bewusstseinsbildungsprozesse
baut; man kann dann auf Sanktionen und auf positive Lernpro-
zesse vertrauen; Bewusstmachung der Fehlerquellen und Ver-
stoßhandlungen durch Sanktionen formeller und informeller Art
als Methode der Wahl; formelle Sanktionen werden durch infor-
melle verstärkt; Ansatz zur Förderung protektiver Faktoren auf
der Meso-Ebene: „Lernen statt Strafen“; Verhinderung der Ver-
antwortungsübernahme durch Subbereiche des Unternehmens

• Qualitätsmanagement: gezieltes Marketing als Garant der kon-
trollierten Qualität der Abläufe und Produkte als Ressource zum
eigenen Vorteil; proaktive Strategien der Qualitätssicherung als
Stärkung protektiver Faktoren (Gütesiegel durch Erzeugerge-
meinschaft, bzw. Etablierung von Strategien wie CSR)
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Sinne eines Code of Conduct oder der Vermeidung eines
Reputationsverlustes würde innerhalb einer wirksamen
positiven Unternehmenskultur durch diese bestimmt

7) Versagen:

• Organisation des Unternehmens: Fehlen selbständiger
interner Prüf- und Kontrollmechanismen; Fehlen klar ab-
gegrenzter Verantwortlichkeiten; keine Kontrolle der Lie-
ferunternehmen; Mangel an Identifikation mit Normen

• Struktur des Unternehmens: komplex und stark ausdiffe-
renziert; Unternehmenssubkulturen wirken einer auf Le-
galität hin angelegten Struktur entgegen; die Intranspa-
renz und Nachlässigkeitsstruktur erleichtern Regelverstö-
ße; die Struktur des Unternehmens ermöglicht zudem die
Etablierung illegaler Praktiken in Teilbereichen des Un-
ternehmens, das sonst vielleicht legal operiert („illegale
funktionale Entlastung“)

• Unternehmenskultur/Ethik/Philosophie: wirksames,
wertorientiertes Unternehmensleitbild z.B. in Form eines
Code of Conduct oder CSR-Konzepten nicht erkennbar;
diese sollten auf einer Unternehmensethik basieren, die
wiederum auf einem solidarischen Weltbild in Kombina-
tion mit Wertebekenntnissen fußen

Stärkung:

• Organisation/Struktur des Unternehmens: Organisationsmaß-
nahmen wie ein funktionierendes HACCP-System; die Wert-
schöpfungskette muss bei global operierenden Unternehmen
kontrolliert werden; dies in dem Sinne, dass ein wertorientiertes
Unternehmensleitbild auch bei den Lieferbetrieben im Eigenin-
teresse des Unternehmens wirksam ist. Es würde dann z.B. auch
Wert auf die Art der Tierhaltung in Lieferländern gelegt werden.

• Struktur des Unternehmens: klare Strukturierung von Verant-
wortlichkeit trotz der Unübersichtlichkeit des Unternehmens nö-
tig; flache Hierarchien; Transparenz; Accountability; klare, ein-
deutig auf Legalität hin angelegte Struktur fördern.

• Unternehmenskultur/Ethik/Philosophie: den Angestellten könnte
durch die Etablierung eines Code of Conduct bzw. eines wertori-
entierten Unternehmensleitbildes die Bedeutung lebensmittel-
rechtlicher Regelungen nahe gebracht werden; Langfristigkeit,
Nachhaltigkeit, Umweltverträglichkeit, Verträglichkeit mit Men-
schenrechten, auch in Lieferländern sollten als Werte kommuni-
ziert werden (z.B. mit Einführung von Strategien wie CSR);
protektiv wirkt eine Unternehmenskultur die auf Norm- und Be-
wusstseinsbildungsprozesse baut; man kann dann auf Sanktionen
und positive Lernprozesse vertrauen; Bewusstmachung der Feh-
lerquellen und Verstoßhandlungen durch Sanktionen formeller
und informeller Art als Methode der Wahl; formelle Sanktionen
werden durch informelle verstärkt; Ansatz zur Förderung pro-
tektiver Faktoren auf der Meso-Ebene: „Lernen statt Strafen“;
Verhinderung der Verantwortungsübernahme durch Subunter-
nehmen.

• Qualitätsmanagement: stärker etablieren (gilt im Marketing als
Garant der kontrollierten Qualität der Abläufe und Produkte als
Ressource zum eigenen Vorteil)

8) Versagen:

• Struktur der Unternehmen: Mängel in der Strukturierung
der Unternehmen und in der Systematik der Regelbefol-
gung; keine klar und eindeutig auf Legalität hin angeleg-
ten Unternehmen; Hinnahme von Regelverstößen (z.B.
Verunreinigungen) durch Nachlässigkeitsstruktur; oft
Fehlen von Transparenz, Accountability, flachen Hierar-
chien

• Unternehmenskultur/Ethik: fehlen von Qualitätsmanage-
ment und Codes of Conduct mit Rückwirkungen auf Be-
mühungen zur Normeinhaltung auf allen Ebenen des
Produktionsprozesses

Stärkung:

• Unternehmenskultur/Ethik: Etablierung einer unternehmerischen
Ethik, die protektiv wirkt; Etablierung einer Unternehmenskul-
tur, die auf Norm- und Bewusstseinsbildungsprozesse baut; so-
mit kann auf Sanktionen und positive Lernprozesse vertraut wer-
den; klare Strukturierung von Verantwortlichkeit auf allen Ebe-
nen des Unternehmens; kein Second Code, der illegale Praktiken
oder Bestechlichkeiten duldet; Etablierung von Strategien wie
Qualitätsmanagement, öffentliche Selbstverpflichtungen oder
CSR; Beeinflussung auf der Meso-Ebene zielt ab auf die Bin-
dung von Unternehmen an Strukturen, Institutionen und Ideen,
die einen hemmenden Einfluss auf die Bereitschaft zu Normver-
stößen ausüben

• Struktur/Organisation der Unternehmen: Verhinderung des Aus-
nützens von Kontrolllücken oder Abhängigkeitsverhältnissen
durch klare Strukturierung von Verantwortlichkeiten und ein-
deutige Ausrichtung des Unternehmens auf Legalität hin; flache
Hierarchien, Accountability, Transparenz fördern; dadurch
struktureller Schutz vor Etablierung illegaler Praktiken in Teilbe-
reichen des Unternehmens („illegale funktionale Entlastung“).

9) Versagen:

• Organisation des Unternehmens: Zonen unklarer Verant-
wortung für Fehlverhalten; fehlende Selbstkontrollme-
chanismen; Preisdruck, dadurch Attraktivität von Ko-
stenersparnissen durch Normbrüche; dadurch Begünsti-
gung illegaler Praktiken und Innovationen (Umetikettie-
ren, Fleischpanschen) in Kombination mit selbstverstär-
kenden Effekten dieser riskanten Methoden

• Unternehmenskultur/Ethik: Ethik, Reputation oder Codes
of Conduct spielen eine untergeordnete Rolle im Kontext
der sich selbst verstärkenden Effekte der illegalen Inno-
vationen und riskanten Methoden (Verkauf bereits abge-
laufenen Fleisches mit neuem Etikett); diese werden oft
aus ökonomischen Gründen zu praktiziert

• Struktur des Unternehmens: systematisches Bauen auf

Stärkung:

• Unternehmenskultur/Ethik: Unternehmerische Ethik kann pro-
tektiv wirken, wenn sie signalisiert, dass: 1. Verantwortung
hauptsächlich von der Unternehmensführung getragen wird; 2.
Chancen des Ausnützens von Kontrolllücken, von Abhängig-
keitsverhältnissen etc. nicht ergriffen werden sollen; 3. Beste-
chungen und Bestechlichkeit nicht einmal indirekt, etwa durch
einen Second Code geduldet werden; Etablierung einer Unter-
nehmenskultur, die auf Norm- und Bewusstseinsbildungsprozes-
se baut; somit kann auf Sanktionen und positive Lernprozesse
vertraut werden; Fehler sollten „beschämend“ bis in die oberste
Hierarchiestufe hinein thematisiert werden => Verantwortung
kann nicht geleugnet oder nach unten delegiert werden (institu-
tionalisierte Reflexivität); Verhinderung der Verantwortungs-
übernahme durch Subunternehmen; Bewusstmachung der Feh-



112

"Kontrolllücken"; keine klare Strukturierung von Ver-
antwortlichkeit; Hinnahme von Regelverstößen durch
Nachlässigkeitsstruktur. Strenge Hierarchien, Intranspa-
renz und Unübersichtlichkeit der Verantwortungsstruktur
fördern die Etablierung illegaler Praktiken in Teilberei-
chen des Unternehmens (Verkaufsfilialen als Subunter-
nehmen des Konzerns etablieren die Praxis der Umeti-
kettierung von bereits abgelaufenem Fleisch; durch steile
Hierarchien, Intransparenz, Nachlässigkeitsstrukturen
und fehlende positive Unternehmenskulturen kann diese
Praxis systematisch etabliert werden).

lerquellen und Verstoßhandlungen durch Sanktionen formeller
und informeller Art als Methode der Wahl; Investitionen in die
Reputation einer Marke in der Öffentlichkeit (Qualitätsmanage-
ment verbessern); Verknüpfung eines potentiellen Verstoßes ge-
gen Regeln mit Verlusten ökonomischer Art/Reputationsverlust

• Struktur des Unternehmens: klare Strukturierung von Verant-
wortlichkeit auf allen Ebenen des Unternehmens; eindeutig auf
Legalität hin angelegte Struktur etablieren um ökonomische
Verlockungen zu Regelverstößen strukturell nicht zu begünstigen

• Organisation des Unternehmens: Verhinderung des Ausnützens
von Kontrolllücken oder Abhängigkeitsverhältnissen; kurz: ein-
deutige Organisation der Verantwortlichkeiten; Etablierung von
Organisationsmaßnahmen wie HACCP, Qualitätsmanagement,
öffentliche Selbstverpflichtungen oder CSR

10) Versagen:

• Organisation des Unternehmens: klare Verantwortlich-
keiten, effektive selbstständige Durchsuchung nach kriti-
schen Stellen und effektive Selbstkontrollmechanismen
fehlen; Zonen unklarer Verantwortlichkeit; Externalisie-
rung der Kosten für Verstoßhandlungen durch Verschie-
bung der Verantwortung nach außen; Selbstdarstellung
des Akteurs als Opfer einer gewerkschaftlichen Kampa-
gne, bzw. eines Racheaktes ausländischer Leiharbeiter;

• Struktur des Unternehmens: keine protektive Struktur:
nicht eindeutig auf Legalität hin angelegtes Unterneh-
men; Existenz einer Nachlässigkeitsstruktur; keine Tran-
sparenz; keine Accountability; sehr strenge/steile Hierar-
chien, dadurch Etablierung illegaler Praktiken in Teilbe-
reichen des Unternehmens; dies vermutlich auf Anord-
nung von ranghohen Akteuren in der Hierarchie; Druck
zum Normbruch geht von oberer Hierarchiestufe aus;
Verstoß tritt erst auf unterster Hierarchiestufe zu Tage,
wohin auch die volle Verantwortlichkeit geschoben wird
(Intransparenz fördert angebliche Unwissenheit über die
Zustände in oberen Hierarchiestufen)

• Unternehmenskultur/Ethik/Philosophie: kein Code of
Conduct/Unternehmensphilosophie mit wertorientiertem
Leitbild; fehlende grundsätzliche Unternehmensethik,
worauf ein Leitbild gründen könnte (Setzen auf Langfri-
stigkeit, Nachhaltigkeit, Umweltverträglichkeit, Verträg-
lichkeit mit Menschenrechten fehlen: die polnische Ar-
beiterin wurde vermutlich um ihren Lohn geprellt, das
würde sich im Fall der Existenz eines wertorientierten
Leitbildes mit der Unternehmensphilosophie nicht vertra-
gen)

• Qualitätsmanagement: kein Qualitätsmanagement; gilt im
Marketing als Garant der kontrollierten Qualität der Ab-
läufe und Produkte als Ressource zum eigenen Vorteil

• Qualifikationsniveau der Mitarbeiterschaft als protektiver
Faktor fehlt: makro-politische- und –ökonomische Um-
bruchdynamiken => Qualifikationsniveaus + Rechtsgüter
werden vernachlässigt => teils illegale Arbeitneh-
merüberlassung

Stärkung:

• Organisation des Unternehmens: Etablierung klarer Verantwort-
lichkeiten; selbstständige Suche nach kritischen Stellen; effektive
Selbst-Kontrollmechanismen; protektiv wirken Organisations-
maßnahmen wie z.B. funktionierendes HACCP-System; somit
Vermeidung der Etablierung von illegalen Innovationen mit teils
selbstverstärkenden Effekten in Form weiterer Probleme in der
industriellen Fleischproduktion

• Struktur des Unternehmens: Regelverstöße sollen strukturell
nicht begünstigt werden; die Struktur muss also modern, klar und
eindeutig auf Legalität hin angelegt sein; bei diesem Unterneh-
men ist es besonders wichtig, die strenge, steile Hierarchie durch
eine flache Hierarchie auszutauschen, da sonst die Verantwor-
tung für die durch den Druck von oben begünstigten Regelver-
stöße weiter nur von den Leiharbeitern übernommen werden
wird

• Unternehmenskultur/Ethik/Philosophie: Einrichtung und Förde-
rung der Akzeptanz von Whistle-Blower-Systemen in diesem
Fall sehr wichtig, da die strenge Hierarchie (siehe Struktur des
Unternehmens) sonst die Aufklärung von Normbrüchen syste-
matisch verhindert; Etablierung einer Unternehmenskultur, die
auf Norm- und Bewusstseinsbildungsprozesse baut; es kann dann
auf Sanktionen und positive Lernprozesse vertraut werden; Be-
wusstmachung der Fehlerquellen und Verstoßhandlungen durch
Sanktionen formeller und informeller Art; Etablierung einer
Kultur, die darauf dringt, Fehler „beschämend“ bis in die oberste
Hierarchiestufe hinein zu thematisieren; die Verantwortung kann
so nicht geleugnet oder nach unten delegiert werden (institutio-
nalisierte Reflexivität); das ist ein besserer Schutz als die Unter-
nehmenspraxis, sich rangniederer Sündenböcke zu bedienen.
Unternehmerische Ethik kann protektiv wirken, wenn sie signali-
siert, dass: 1. Verantwortung hauptsächlich von der Unterneh-
mensführung getragen wird; 2. Chancen des Ausnützens von
Kontrolllücken, von Abhängigkeitsverhältnissen etc. nicht ergrif-
fen werden sollen; 3. Bestechungen und Bestechlichkeit nicht
einmal indirekt, etwa durch einen Second Code geduldet werden;
Etablierung von Unternehmensstrategien wie CSR und öffentli-
chen Selbstverpflichtungen des Unternehmens

• Qualitätsmanagement: Sollte verstärkt betrieben werden, um die
kontrollierte Qualität der Abläufe während des Produktionspro-
zesses weiter abzusichern; eigener ökonomischer Vorteil kann
dadurch erzielt werden

• Qualifikationsniveau der Mitarbeiterschaft: die teils illegale Ar-
beitsnehmerüberlassung muss unterbunden werden; derartige
Beschäftigte haben keine Möglichkeit, öffentlich auf die Miss-
stände im Unternehmen hinzuweisen; selbst nach Etablierung
von Whistle-Blower-Systemen nicht, da sie einen teils illegalen
Status besitzen und um ihre Existenz fürchten müssen

11) Versagen:

• Philosophie des Unternehmens: wertorientiertes Leitbild
fehlt; es spielt aber eine wichtige Rolle bei der Auswahl
der Strategie des Unternehmens; Setzen auf Langfristig-
keit, Nachhaltigkeit, Umweltverträglichkeit, Verträglich-
keit mit Menschenrechten, auch in Lieferländern fehlen;

Stärkung:

• Unternehmenskultur/Ethik/Philosophie: Code of Conduct einfüh-
ren; explizitem Leitbild soll gefolgt werden; Leitbild soll  auf ei-
ner Unternehmensethik gründen, die auf Legalität hin angelegt
ist; den eigenen Angestellten wird so der Sinn und die Bedeutung
lebensmittelrechtlicher Regelungen nahe gebracht; dies z.B.
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Transferieren von staatlichen Normen in eigene Richtli-
nien zur Unternehmensethik findet nicht statt; somit kann
das Unternehmen eine derartige Strategie (Verkauf von
Schlachtabfällen an den Verbraucher zwecks Gewinnma-
ximierung) anwenden

• Organisation des Unternehmens: große Gewinnspannen
durch Normbrüche in diesem Fall sehr deutlich; ökono-
mische Verlockungen zu Normverstößen gerade in Teilen
der industrialisierten Geflügelproduktion sehr hoch; unter
Druck stehende Unternehmen bauen systematisch auf das
Kontrolllücken; illegale Innovationen können durch un-
klare Verantwortungsstrukturen und das Aufrechterhalten
des Ausnützens von Ineffizienzen eines überkomplexen
und undurchsichtigen Überwachungssystems (Eu-weite
Kontrollen ineffizient) etabliert werden; hier: der interna-
tionale Kauf von K3 Schlachtabfällen, die Umdeklarie-
rung zu für den Menschen verzehrfähigem Fleisch und
der außerordentlich gewinnbringende Verkauf unter fal-
scher Etikette

• Qualitätsmanagement: nicht existent

durch die positiv etablierte Reputation, welche es auch aus wirt-
schaftliche Gründen zu halten gelte; dies hätte Rückwirkungen
auf Bemühungen zur Normeinhaltung auf allen Ebenen des Pro-
duktionsprozesses; protektive Faktoren würden so gestärkt; Ein-
führung von Strategien wie CSR; dadurch: Unternehmenskultur,
die auf Norm- und Bewusstseinsbildungsprozesse baut; man
könnte dann auf Sanktionen vertrauen und auf positive Lernpro-
zesse; Bewusstmachung der Fehlerquellen und Verstoßhandlun-
gen durch Sanktionen formeller und informeller Art; Ansatz zur
Förderung protektiver Faktoren auf der Meso-Ebene: „Lernen
statt Strafen“; Verhinderung der Verantwortungsübernahme
durch Subunternehmen oder rangniedrigere Sündenböcke

• Organisation des Unternehmens: klare Verantwortlichkeiten (vgl.
Unternehmenskultur) etablieren; effektive selbstständige Suche
nach kritischen Punkten und Kontrollmechanismen etablieren;
Protektiv wirken Organisationsmaßnahmen wie z.B. funktionie-
rendes HACCP-System

• Qualitätsmanagement: einführen

12) Versagen:

• Unternehmenskultur/Ethik/Philosophie: Es fehlt an Un-
ternehmensleitbildern und einer Unternehmensethik, auf
der sich ein auf Legalität ausgerichteter Code of Conduct
ausbilden könnte; über Second Codes werden illegale
Praktiken wie Bestechung von Kontrolleuren akzeptabel
gemacht; den Angestellten ist der Sinn und die Bedeu-
tung lebensmittelrechtlicher Regelungen nicht einleuch-
tend; die Reputation des Unternehmens kann so keine
protektiven Rückwirkungen auf den Ebenen des Produk-
tionsprozesses entfalten. Die Strategie basierte durchweg
auf illegaler Praxis; eine wertorientierte Unterneh-
mensphilosophie existierte nicht

• Organisation/Struktur des Unternehmens: Das Unterneh-
men erfuhr eine starke wirtschaftliche Expansion (Ver-
dreifachung des Gewinns durch gute Kühlhausauslastun-
gen und niedrige Abschreibungen, Umsatzverdoppelung);
es war organisatorisch und strukturell überfordert; da-
durch weitere Etablierung illegaler Innovationen mit au-
ßerordentlichen Gewinnspannen (Frischfleischlieferun-
gen wurden aufgetauten Lagerbeständen beigemischt,
ausgesprochene Auftaupraxis, Betrug bei Verkauf von
teurem Wildfleisch); durch das Ausnutzen von Ineffizi-
enzen eines überkomplexen und undurchsichtigen Über-
wachungssystems (es wurde systematisch auf Kontroll-
lücken gebaut - siehe Aussagen der Mitarbeiter), unklare
Verantwortungsstrukturen, fehlende effektive Selbstkon-
trollmechanismen und  Nachlässigkeitsstrukturen, konn-
ten derartige gravierende Regelverstöße systematisch
etabliert werden; das Unternehmen expandierte weiter

• Qualitätsmanagement: fehlt im Unternehmen
• Qualifikationsniveau: offenbar herrschte ein geringes

Qualifikationsniveau in Teilen der Mitarbeiterschaft; dies
wirkt in Kombination mit struktureller Überforderung,
strengen Hierarchien, fehlender positiver Unternehmens-
kultur/Philosophie und –Ethik protektiven Faktoren in
allen Richtungen entgegen

Stärkung:

• Unternehmenskultur/Ethik/Philosophie: Etablierung einer Unter-
nehmenskultur, die darauf dringt, Fehler „beschämend“ bis in die
oberste Hierarchiestufe hinein zu thematisieren => Verantwor-
tung kann nicht geleugnet oder nach unten delegiert werden (in-
stitutionalisierte Reflexivität); Ansatz zur Förderung protektiver
Faktoren auf der Meso-Ebene: „Lernen statt Strafen“; unterneh-
merische Ethik kann protektiv wirken, wenn sie signalisiert,
dass: 1. Verantwortung hauptsächlich von der Unternehmensfüh-
rung getragen wird; 2. Chancen des Ausnützens von Kontroll-
lücken, von Abhängigkeitsverhältnissen etc. nicht ergriffen wer-
den sollen; 3. Bestechungen und Bestechlichkeit nicht einmal in-
direkt, etwa durch einen Second Code geduldet werden; Etablie-
rung einer Unternehmenskultur, die auf Norm- und Bewusst-
seinsbildungsprozesse baut => kann auf Sanktionen und positive
Lernprozesse vertrauen; Bewusstmachung der Fehlerquellen und
Verstoßhandlungen durch Sanktionen formeller und informeller
Art; formelle Sanktionen werden durch informelle verstärkt; öf-
fentliche Selbstverpflichtungen im Sinne eines „Codes of Con-
duct“ oder Etablierung von normverstärkenden Strategien wie
CSR, von „Business Ethics“ oder von Investitionen in die Repu-
tation einer Marke in der Öffentlichkeit

• Organisation/Struktur des Unternehmens: Maßnahmen müssen
auf der Unternehmensebene ansetzen; die Organisation muss
Vorkehrungen treffen, die erodierenden Faktoren entgegen wirkt;
Bindung von Unternehmen an Strukturen, Institutionen und Ide-
en, die einen hemmenden Einfluss auf die Bereitschaft zu Norm-
verstößen ausüben, z.B. Organisationsmaßnahmen wie ein funk-
tionierendes HACCP-System); besonders bei stark und schnell
expandierenden Unternehmen ist die Etablierung klarer Verant-
wortlichkeiten (vgl. Unternehmenskultur), selbstständiger Suche
nach kritischen Stellen und Selbstkontrollmechanismen wichtig;
strukturelle Vorkehrungen gegen systematische Etablierung ille-
galer Praktiken (auch nicht in Teilbereichen des Unternehmens)
müssen getroffen werden; Etablierung einer modernen, klaren
Struktur; eindeutig auf Legalität hin angelegtes Unternehmen =>
relativer Schutz gegenüber Regelverstößen; keine Hinnahme von
Verstößen durch Nachlässigkeitsstruktur; Transparenz, Accoun-
tability, flache Hierarchien erzeugen

• Qualitätsmanagement: im Marketing gilt das als Garant  der
kontrollierten Qualität der Abläufe und Produkte; als Ressource
zum eigenen Vorteil; in Anbetracht der starken und schnellen
Expansion des Unternehmens sollte von vornherein verstärkt auf
solche proaktiven Strategien gesetzt werden

• Qualifikationsniveau: teils illegale Arbeitnehmerüberlassungen
unterbinden; hygienische Qualifikation des Personals fördern

13) Versagen:

• Unternehmenskultur/Ethik/Philosophie: Philosophie, die

Stärkung:

• Unternehmenskultur/Ethik/Philosophie: Implementierung einer
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darauf angelegt war, Kosten für Verstoßhandlungen zu
externalisieren; Verhinderung der Entfaltung einer pro-
tektiv wirkendenden Unternehmenskultur; Verantwor-
tung wurde nach unten verschoben; offensichtlich Second
Code innerhalb des Unternehmens, der die Bestechung
von Kontrolleuren zulässt

• Organisation/Struktur des Unternehmens: Zonen unklarer
Verantwortlichkeit für Fehlverhalten; Ineffizienzen des
Überwachungssystems; Abhängigkeiten der staatlichen
Verwaltung und der Kontrollbehörden von den zu Kon-
trollierenden wurde ausgenutzt (Problem der Kommuna-
lisierung der Lebensmittelüberwachung, Schmiergelder
an Amtsveterinär; strukturelle und organisatorische Über-
forderung; veraltete Struktur innerhalb des Unterneh-
mens, somit Begünstigung häufiger und gravierender Re-
gelverstöße (die Betreiber hätten den Überblick verloren,
was in ihrem Mietskühlhaus überhaupt liegt); ökonomi-
sche Verlockungen zu Normbrüchen gerade hier sehr
hoch; große Zeitfenster für kontrollunwilligen Betrieb zur
kontrollfreien Praxis => unter Druck stehende Unterneh-
men bauen systematisch auf das Kontrolllücken

Unternehmenskultur, die darauf dringt, Fehler „beschämend“ bis
in die oberste Hierarchiestufe hinein zu thematisieren => Ver-
antwortung kann nicht geleugnet oder nach unten delegiert wer-
den (institutionalisierte Reflexivität); unternehmerische Ethik
kann protektiv wirken, wenn sie signalisiert, dass: 1. Verant-
wortung hauptsächlich von der Unternehmensführung getragen
wird; 2. Chancen des Ausnützens von Kontrolllücken, von Ab-
hängigkeitsverhältnissen etc. nicht ergriffen werden sollen; 3.
Bestechungen und Bestechlichkeit nicht einmal indirekt, etwa
durch einen Second Code geduldet werden; Etablierung einer
Unternehmenskultur, die auf Norm- und Bewusstseinsbildungs-
prozesse baut => kann auf Sanktionen und auf positive Lernpro-
zesse vertrauen; Bewusstmachung der Fehlerquellen und Ver-
stoßhandlungen durch Sanktionen formeller und informeller Art;
formelle Sanktionen werden durch informelle verstärkt; Protektiv
wirken öffentliche Selbstverpflichtungen im Sinne eines „Codes
of Conduct“ (folgt explizitem Leitbild, Rückwirkungen auf Be-
mühungen zur Normeinhaltung auf allen Ebenen des Produkti-
onsprozesses => Stärkung der protektiven Faktoren);  „Business
Ethics“ oder von Investitionen in die Reputation einer Marke in
der Öffentlichkeit; Verknüpfung eines potentiellen Verstoßes ge-
gen Regeln mit Verlusten ökonomischer Art, der auch hergestellt
wird durch einen vorher für diesen Fall eingebauten Reputati-
onsverlust

• Organisation/Struktur des Unternehmens: moderne, klare, ein-
deutig auf Legalität hin angelegte Unternehmensstruktur => re-
lativer Schutz gegenüber Regelverstößen; keine Hinnahme von
Regelverstößen durch Nachlässigkeitsstruktur; Transparenz, Ac-
countability, flache Hierarchie etablieren; Ineffizienzen eines
überkomplexen und undurchsichtigen Überwachungssystems
und gegenseitige Abhängigkeiten der Kontrolleure und Kontrol-
lierten können so schwerer ausgenutzt werden; strukturelle Be-
günstigung gravierender und häufiger Regelverstöße, wie z.B.
Normbefolgungskosten einsparen durch „Fügig -Machen“ der
Kontrolleure, soll hierdurch verhindert werden

14) Versagen:

• Organisation des Unternehmens: keine effektiven Selbst-
kontrollmechanismen; Ineffizienzen eines überkomple-
xen und undurchsichtigen Überwachungssystems werden
ausgenutzt (das gammlige Fleisch sollte auf einem Volks-
fest verkauft werden; Aufdeckung nur durch zufällige
Kontrolle des Fleischtransporters); evtl. geringe Kapital-
ausstattung des Unternehmens, was den Preisdruck in der
Branche zu einem erodierenden Faktor macht; teils wirt-
schaftliche Existenzbedrohung der Akteure => Kosten
einer systematischen Regeleinhaltung sind nicht tragbar
=> Kostenersparnisse durch Normbrüche und illegale In-
novationen; selbstverstärkende Effekte der riskanten

• Struktur des Unternehmens: von der Struktur des Unter-
nehmens her nicht auf Legalität hin angelegt; Nachläs-
sigkeiten werden so nicht registriert; keine Transparenz
oder klare Struktur; Tiefkühlunternehmen ist nicht ein-
deutig auf Legalität hin angelegt; Kostenersparnisse
durch Normbrüche; starker Preisdruck wird an schwäche-
re Unternehmen weitergereicht; systematisches Setzen
auf das Kontrolllücken (der Skandal wurde durch eine zu-
fällige Verkehrskontrolle aufgedeckt); evtl. Etablierung
illegaler Praktiken in einem Teilbereich des Unterneh-
mens, das sonst legal operiert („illegale funktionale Ent-
lastung“ durch den Bereich des Transportes der Tief-
kühlware)

• Unternehmenskultur/Ethik: Reputation des Unterneh-
mens offenbar nicht wichtig; kein Code of Conduct, kein
Qualitätsmanagement, kein wertorientiertes Leitbild als
protektive Faktoren

Stärkung:

• Organisation des Unternehmens: Protektiv wirken Organisati-
onsmaßnahmen wie z.B. funktionierende HACCP-Systeme; Zo-
nen unklarer Verantwortlichkeit für Fehlverhalten sollen nicht
aufrecht erhalten oder etabliert werden

• Struktur des Unternehmens: transparente, klare, eindeutig auf
Legalität hin angelegt Struktur des Unternehmens etablieren; fla-
che Hierarchien, klare Verantwortungsstrukturierung, struktu-
relle Begünstigung von Normtreue fördern; das ist auf Grund der
starken ökonomischen Verlockungen zu Normverstößen in ka-
pitalschwächeren Unternehmen besonders wichtig

• Unternehmenskultur/Ethik: Unternehmensethik, bzw. -kultur
muss dahingehend geändert werden, dass sie protektiv wirken
kann; Chancen des Ausnützens von Kontrolllücken und von Ab-
hängigkeitsverhältnissen sollten nicht ergriffen werden; dies
durch z.B. die Implementierung eines Codes of Conduct; Code
of Conduct soll auf wertorientiertem Leitbild basieren; Rückwir-
kungen auf Bemühungen zur Normeinhaltung auf allen Ebenen
des Produktionsprozesses; dadurch Stärkung der protektiven
Faktoren; oder Etablierung von Strategien wie CSR; Unterneh-
menskultur (oder Kontrolle), die auf Norm- und Bewusstseins-
bildungsprozesse baut sollte hergestellt werden; Bewusstma-
chung der Fehlerquellen und Verstoßhandlungen durch Sanktio-
nen formeller und informeller Art als Methode der Wahl; for-
melle Sanktionen werden durch informelle verstärkt; Ansatz zur
Förderung protektiver Faktoren auf der Meso-Ebene: „Lernen
statt Strafen“;  dadurch werden zudem innerhalb des Unterneh-
mens bei den Mitarbeitern die protektiven Faktoren gefördert;
dies z.B. in Form einer gesteigerten Selbstwirksamkeitserwar-
tung, Kohärenzgefühls, Verantwortungsbewusstsein oder Em-
pathie den Verbrauchern gegenüber; Verknüpfung eines potenti-
ellen Verstoßes gegen Regeln mit Verlusten ökonomischer Art;
dieser kann auch hergestellt werden durch einen vorher für die-
sen Fall eingebauten Reputationsverlust (im Sinne einer Vorteil-
sethik)
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15) Versagen:

• Unternehmensstruktur/-organisation: unklare Strukturie-
rung von Verantwortlichkeit (es wurde der Betriebsfüh-
rung des Tiefkühllagers der Tochtergesellschaft von Ede-
ka Hessenring gekündigt, sowie einigen Mitarbeitern; die
Verantwortlichen des Mutterunternehmens werden aller-
dings nicht zur Verantwortung gezogen); veraltete
Struktur und organisatorische Überforderung (unüber-
sichtliche Lager, Gammelfleisch war angeblich zur Ent-
sorgung vorgesehen, warum das nicht passiert war, wisse
keiner, vergammeltes Fleisch lagerte neben Frischware);
Ineffizienzen eines überkomplexen und undurchsichtigen
Überwachungssystems werden so ausgenutzt; evtl. Eta-
blierung illegaler Praktiken in einem Teilbereich des
Mutterunternehmens, das sonst legal operiert (Normbrü-
che nur im Tiefkühllager), dies ist möglich durch intrans-
parente unklare Struktur des Unternehmens

• Unternehmenskultur/Ethik: möglicherweise Existenz ei-
nes "Second Codes"; normabweichende Praktiken (Ume-
tikettieren von Gammelfleisch und Weiterverkauf) er-
scheinen so im Subunternehmen intern respektabel
(Mengen und Systematik der Lagerung des vergammelten
Fleisches lassen vermuten, dass die Praxis in dem Toch-
terunternehmen etabliert war)

• Philosophie des Unternehmens: spielt eine wichtige Rolle
bei der Auswahl der Strategie; die Praxis lässt  nicht dar-
auf schließen, dass die Strategie des Unternehmens von
einem wertorientierten Unternehmensleitbild geprägt war

• Qualitätsmanagement: keine proaktiven Strategien zur
Qualitätssicherung der Produktionsabläufe erkennbar

Stärkung:

• Unternehmensstruktur/-organisation: klare Verantwortlichkeiten,
effektive selbstständige Suche nach kritischen Punkten, Kon-
trollmechanismen etablieren; moderne, klare Struktur etablieren;
Unternehmen eindeutig auf Legalität hin angelegen; dadurch re-
lativer Schutz gegenüber Regelverstößen; keine Hinnahme von
Normverstößen durch Nachlässigkeitsstruktur; Transparenz, Ac-
countability, flache Hierarchien im Unternehmen fördern

• Unternehmenskultur/Ethik: Die Unternehmenskultur muss auf
Legalität und soziale Verantwortlichkeit hin angelegt werden;
dies durch z.B. Etablierung eines "Code of Conducts" als öffent-
liche Verpflichtung des Unternehmens und dessen Bindung an
Ideen und Institutionen; diese sollen einen hemmenden Einfluss
auf die Bereitschaft zu Normverstößen ausüben; Etablierung ei-
ner Unternehmenskultur, die darauf dringt, Fehler „beschämend“
bis in die oberste Hierarchiestufe hinein zu thematisieren; Ver-
antwortung kann dann nicht geleugnet oder nach unten delegiert
werden (institutionalisierte Reflexivität); unternehmerische Ethik
kann protektiv wirken, wenn sie signalisiert, dass 1. Verantwor-
tung hauptsächlich von der Unternehmensführung getragen wird
und auch auf jeder Ebene von allen Beschäftigten; 2. Chancen
des Ausnützens von Kontrolllücken, von Abhängigkeitsverhält-
nissen etc. nicht ergriffen werden sollen; 3. Bestechungen und
Bestechlichkeit nicht einmal indirekt, etwa durch einen Second
Code geduldet werden; Etablierung eines CSR-Systems das auf
entsprechender Unternehmensethik basiert und auf alle Ebenen
des Unternehmens verhaltenssteuernd wirkt; Investitionen in die
Reputation einer Marke in der Öffentlichkeit; Verknüpfung eines
potentiellen Verstoßes gegen Regeln mit Verlusten ökonomi-
scher Art (Vorteilsethik)

• Philosophie des Unternehmens: Philosophie wirkt protektiv bei
wertorientiertem Leitbild (Setzen auf Langfristigkeit, Nachhal-
tigkeit, Umweltverträglichkeit, Verträglichkeit mit Menschen-
rechten, auch in Lieferländern; Transferieren von staatlichen
Normen in eigene Richtlinien zur Unternehmensethik); Kultivie-
rung eines solidarischen Weltbildes, das der Unternehmensphilo-
sophie zu Grunde liegt; dieses sollte z.B. über ein explizites oder
ein implizites Unternehmensleitbild auf die Gesamtheit des Un-
ternehmens ausstrahlten; das würde protektiv wirken

• Qualitätsmanagement: sollte auch explizit im Tochterunterneh-
men eingeführt werden, um Alleingänge bezüglich illegaler
Praktiken und deren Etablierung zu vermeiden; gilt als proaktive
Strategie der Qualitätssicherung, als Stärkung protektiver Fakto-
ren und im Marketing als Garant  der kontrollierten Qualität der
Abläufe und Produkte als Ressource zum eigenen Vorteil

16) Versagen:

beschuldigter Geschäftsführer fungierte offensichtlich nur als
Strohmann; er wird als nervenkrank beschrieben und sei seit einiger
Zeit in stationärer Behandlung

• Organisation/Struktur des Unternehmens: intransparente
Struktur; Verantwortlichkeiten sind nicht klar verteilt (4-
maliger Wechsel des Geschäftsführers in 6 Monaten); ef-
fektive selbstständige Suche nach kritischen Punkten und
Kontrollmechanismen fehlt; gravierende und häufige Re-
gelverstöße werden dadurch begünstigt (systematischer
Vertrieb minderwertigen oder mikrobiell belasteten Flei-
sches)

• Unternehmensphilosophie/Kultur/Ethik: Unternehmens-
strategie bzw. -philosophie erlaubt offenbar die Etablie-
rung von Second Codes; diese machen Normverstöße in-
tern akzeptabel; es können sich illegale Innovationen eta-
blieren (Import von abgelaufenem Fleisch aus Italien für
den gewinnbringenden Weiterverkauf); sich selbstver-
stärkende Effekte treten auf; ökonomische Verlockungen
zu Normverstößen sind sehr hoch; unter Druck stehende
Unternehmen bauen systematisch auf Kontrolllücken; es
existiert kein wertorientiertes Unternehmensleitbild; dies
spielt eine wichtige Rolle bei der Auswahl der Strategie

Stärkung:

• Organisation/Struktur des Unternehmens: klare Verantwortlich-
keiten (leitender Geschäftsführer sollte sich nicht in einer Ner-
venklinik in Behandlung befinden), effektive selbstständige Su-
che nach kritischen Punkten, Selbstkontrollmechanismen etablie-
ren; Beseitigung der vorherrschenden Nachlässigkeitsstruktur
und Intransparenz

• Unternehmensphilosophie/Kultur/Ethik: öffentliche Selbstver-
pflichtungen wie Code of Conduct etablieren; Investitionen in
die Reputation der Produkte des Unternehmens tätigen; Reputa-
tionsverlust kann mit Verlusten ökonomischer Art verbunden
werden; Etablierung einer unternehmerischen Ethik, die Verant-
wortlichkeit klar der Geschäftsführung zuteilt und diese nicht
abgeschoben werden kann; Ausnützen von Kontrolllücken und
von Abhängigkeitsverhältnissen soll verhindert werden; Second
Codes sollten nicht geduldet werden; Normbrüche erschienen
sonst unternehmensintern akzeptabel; Etablierung einer Unter-
nehmenskultur, die auf Norm- und Bewusstseinsbildungsprozes-
se baut; man kann dann auf Sanktionen und auf positive Lern-
prozesse vertrauen; Bewusstmachung der Fehlerquellen und Ver-
stoßhandlungen durch Sanktionen formeller und informeller Art;
Ansatz zur Förderung protektiver Faktoren auf der Meso-Ebene:
„Lernen statt Strafen“; Verhinderung der Verantwortungsüber-
nahme durch Subunternehmen bzw. Strohmänner oder rangnied-
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des Unternehmens
• Qualitätsmanagement: fehlt

rigere Sündenböcke; Maßnahmen zur Schaffung von mehr
Markttransparenz (z.B. gut funktionierendes Verbraucherinfor-
mationsgesetz); Name-And-Shame-Maßnahmen durch die Sank-
tionen über den Markt hergestellt werden können; Etablierung
von Unternehmensstrategien wie CSR, es kann so auch eine
Ausstrahlung eines Unternehmensleitbildes auf die gesamte
Wertschöpfungskette bewirkt werden (wichtig bei ausländischen
Zulieferern)

• Qualitätsmanagement: sollte hier (sehr undurchsichtige Liefer-
wege und Strukturen des Unternehmens) etabliert werden

17) Versagen:

• Struktur/Organisation des Unternehmens: schnelle und
starke  Expansion und ökonomischer Druck (Preisdum-
ping) führen zu struktureller und organisatorischer Über-
forderung des Unternehmens (Kühllaster ohne Kühlag-
gregat wird eingesetzt, Verantwortlichkeiten unklar);
protektive Faktoren werden durch die Überlastung ver-
ringert; häufige Regelverstöße werden strukturell und or-
ganisatorisch begünstigt; starker Preisdruck und Ko-
stenersparnisse durch Normbrüche führen zu illegalen In-
novationen und zu einer Etablierung illegaler Praktiken
mit selbstverstärkenden Effekten riskanter Methoden
(Umetikettierungen, Vertrieb vergammelten Fleisches);
Kosten einer systematischen Regeleinhaltung sind oft
nicht tragbar; gerade bei kapitalschwächeren Unterneh-
men die stark expandieren sind ökonomische Verlockun-
gen zu Normverstößen besonders hoch

• Unternehmenskultur/Ethik/Philosophie: der Informati-
onslage nach steht obiger Entwicklung keine normgene-
rierende Unternehmenskultur oder ein wertorientiertes
Leitbild entgegen; diese Art protektiver Faktoren fehlt
hier anscheinend; gerade dies gilt es aber in Anbetracht
der strukturellen und organisatorischen Überforderung
des Betriebes unbedingt zu etablieren

Stärkung:

• Struktur/Organisation des Unternehmens: Externalisierungen von
Kosten für Verstoßhandlungen sollten in der Organisation und
Struktur des Unternehmens verhindert werden; Verantwortung
gehört dazu klar und eindeutig strukturiert; protektiv wirkende
Organisationsmaßnahmen wie z.B. ein funktionierendes
HACCP-System oder andere Selbstkontrollmechanismen sollten
gefördert werden; die Struktur sollte eindeutig auf Legalität hin
angelegt sein (z.B. keine Undurchsichtigen Lieferwege); es be-
stünde so ein relativer struktureller Schutz gegenüber Regelver-
stößen; keine Hinnahme von Normbrüchen durch Nachlässig-
keitsstruktur; Transparenz, Accountability und flache Hierarchi-
en etablieren; Verhinderung der Verantwortungsübernahme
durch Subunternehmen oder rangniedrigere Sündenböcke

• Unternehmenskultur/Ethik/Philosophie: Einführung von Busi-
ness Ethics, Codes of Conduct oder Investitionen in die Reputa-
tion der eigenen Produkte; CSR-Strategien als öffentliche
Selbstverpflichtungen des Unternehmens etablieren; Verknüp-
fung eines potentiellen Verstoßes gegen Regeln mit Verlusten
ökonomischer Art; Etablierung einer Unternehmenskultur, die
auf Norm- und Bewusstseinsbildungsprozesse baut; man kann so
auf Sanktionen und positive Lernprozesse vertrauen; Bewusst-
machung der Fehlerquellen und Verstoßhandlungen durch Sank-
tionen formeller und informeller Art; Ansatz zur Förderung pro-
tektiver Faktoren auf der Meso-Ebene: „Lernen statt Strafen“;
Etablierung eines wertorientiertem Leitbildes (Setzen auf Lang-
fristigkeit, Nachhaltigkeit, Umweltverträglichkeit, Verträglich-
keit mit Menschenrechten, auch in Lieferländern; Transferieren
von staatlichen Normen in eigene Richtlinien zur Unternehmen-
sethik; Strafrecht = ethisches Minimum); Kultivierung eines so-
lidarischen Weltbildes, das der Unternehmensphilosophie zu
Grunde liegen sollte; über ein explizites oder ein implizites Un-
ternehmensleitbild, das auf der Wertorientierung fußt, kann auf
die Gesamtheit des Unternehmens wertkonform gewirkt werden;
unternehmerische Ethik kann protektiv wirken, wenn sie signali-
siert, dass: 1. Verantwortung hauptsächlich von der Unterneh-
mensführung getragen wird; 2. Chancen des Ausnützens von
Kontrolllücken, von Abhängigkeitsverhältnissen etc. nicht ergrif-
fen werden sollen; 3. Bestechungen und Bestechlichkeit nicht
einmal indirekt, etwa durch einen Second Code geduldet werden;
Smart Controls
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Makro-Ebene

Nr

Einschätzung des Versagens protektiver Fakto-
ren

Stärkungsbedürftige protektive Faktoren

1) Versagen:

• Kulturen/Milieus/Traditionen der Branche: positive (law-
abiding) Milieus in Gefahr: Druckfaktoren in Richtung
generalisierte Abweichung, durch z.B. inhärente Bedin-
gungen (Kurzfristigkeit, verderbliche Ware), Massenpro-
duktion (Produktionsverfahren, Haltung, etc.); Um-
bruchssituationen (makro-ökonomische Spannungen, ge-
schmolzene Gewinnmargen, Existenzbedrohungen); öko-
nomische Grenzsituationen sind für die normbrechenden
Unternehmen Alltag; protektive Faktoren fehlen dann
wegen makrostrukturellen Problemlagen, bei denen
Marktakteure länger am Markt bleiben, als ihre ökonomi-
sche Gesamtsituation es bei Einhaltung der Normen er-
laubte; weiterer Druck, der sich in der gesamten Branche
strukturell in Richtung auf die Begehung von Normver-
stößen entwickelt; es können sich dann nur schwer
normtreue Milieus, Traditionen und Kulturen mit ihren
jeweiligen Wert- und Normorientierungen und Selbstbil-
dern in der Branche herausbilden; sie gelten als positive
Einflüsse auf protektive Mechanismen

• Machtbalancen zwischen Händ-
lern/Produzenten/Verbrauchern: Verringerung der Balan-
ce durch strukturelle Begünstigung von Normbrüchen
(siehe oben); Destabilisierung  durch z.B. starke Infor-
mationsasymmetrie zwischen Produzenten und Verbrau-
chern (Verbraucher wissen nichts über die gefährliche
Produktionsweise der Tiefkühlhähnchen und dass dies in
der Branche systematisch betrieben wird)

• Legitimitätsglaube: schwach bzgl. der Quellen der den
Wirtschaftsbereich regulierenden Normen (systematische
Überschreitung des gesetzlich vorgeschriebenen Grenz-
wertes bei Salmonellen); Regelungen stammen oft aus
der EU; sind nicht angepasst an örtliche Verhältnisse; da-
durch mangelnde Qualität und fragliche Quantität in Au-
gen der Geflügelfleischproduzenten vor Ort bezüglich der
Rgelungen selbst und bezügliche der Quellen der rechtli-
chen Regelungen (EU setzt örtliche Regelungen fest, hat
aber nicht viel Information über die tatsächlichen Pro-
bleme vor Ort)

• Bedeutung des eigenen Berufsstandes: höhere Bereit-
schaft zu Normbrüchen durch Statusinkonsistenzen und
Kulminierung von Wahrnehmungs- und Bewertungskon-
flikten der eigenen Vorstellung der gesellschaftlichen
Bedeutung und der Vorstellung der Bedeutung der Ge-
flügelfleischproduzenten in der Gesamtgesellschaft

Stärkung:

• Machtbalancen zwischen Händ-
lern/Produzenten/Verbrauchern: System von Checks und
Balances aufbauen; dies durch ein ausgeglichenes Verhält-
nis von Produzenten, Händlern und Verbrauchern bezüglich
der Verteilung von Information; somit keine strukturell be-
dingten Begünstigungen von Normverstößen (Verbraucher
können jederzeit andere Produkte kaufen, sofern sie wissen,
welcher Produzent die Gefahr der Salmonellen in Kauf
nimmt); Kontrollbehörden als Umschlagspunkt von Infor-
mationen (Transfer zwischen Produzenten und Verbrau-
chern); Ansatzpunkt für die Verringerung von Asymmetrien
nicht in den Marktkräften selbst, sondern in einer Verbrau-
cherschutzgesetzgebung;

• Marktverhältnisse: Entwicklungen (z.B. Tendenz bei Akteu-
ren zum Handeln aus rein ökonomischem Kalkül durch ra-
sante Expansion des Marktsegmentes, etc.), welche auf dem
Markt Verstoßanreize fördern, sollten verhindert werden;
Smart Controls: staatliche Normen setzen die Anreize rich-
tig; der Hebel der Marktprozesse wird so zum Schutz der
Rechtsgüter eingesetzt

• Kulturen/Milieus/Traditionen der Branche: mehr Balance
durch Stärkung wertorientierter Milieus (z.B. durch Ausbil-
dungsrichtlinien); auf der Makro-Ebene geht es um die
„Aufhebung institutioneller Anomie“; Stärkung von Institu-
tionen, die einem einseitigen Übergewicht der Ökonomie
und des ökonomischen Erfolgszieles in der Branche entge-
genwirken; Werte wie Verbraucherschutz sollten neben
ökonomischem Erfolg mindestens genauso relevant sein; je
offensiver und transparenter strukturell wirksame Maßnah-
men gegen korruptionsanfällige Strukturen von Seiten der
Politik/Institutionen betrieben wird, desto stärker werden
entsprechende Wertorientierungen und Verhaltensdisposi-
tionen auch in die gesellschaftliche Sphäre/Milieus und
Kulturen ganzer Branchen transportiert

• Legitimitätsglaube: die rechtlichen Regelungen der Branche
betreffend, wirkt als protektiver Faktor; Stärkung des Glau-
bens in die Legitimität der Regelungen, sowie deren Quel-
len; Einwirkung auf die Qualität und insbesondere die Fair-
ness, Einsehbarkeit und Geeignetheit der Regel selbst (Re-
geln verbessern); Einwirken auf den Glauben an die Fair-
ness und die Geeignetheit der Regeln bei den Adressaten
(Glauben verbessern)

• Bedeutung des eigenen Berufsstandes: positives Selbstbild,
auch der Produzenten fördern; Vorstellung der Berechti-
gung des Anspruches auf entsprechendes soziales und öko-
nomisches Kapital fördern; Verhinderung der Entstehung
von Widersprüchlichkeiten mit der gesellschaftlichen
Wirklichkeit durch aktive Verbesserung der Reputati-
on/Attraktivität der Fleischproduktionsbranche in der Ge-
sellschaft (Marketing, Attraktivität/Wertschätzung des Be-
rufsstandes staatlich fördern, etc.)

2) Versagen:

• Marktverhältnisse: starker Preisdruck verringert die
Chancen der Ausbildung eines Stabilen/geordneten
Marktes als protektiven Faktor

• Kulturen/Milieus/Traditionen der Branche: Starke Druck-
faktoren in Richtung branchenweiter, systematischer, ge-
neralisierter Abweichung; inhärente Bedingungen von
Frischfleisch (Kurzfristigkeit, verderbliche Ware), kon-

Stärkung:

• Machtbalancen zwischen Händ-
lern/Produzenten/Verbrauchern: System von Checks und
Balances aufbauen; dies durch ein ausgeglichenes Verhält-
nis von Produzenten, Händlern, und Verbrauchern bezüg-
lich der Verteilung von Information; dadurch keine struktu-
rell bedingten Begünstigungen von Normverstößen; An-
satzpunkt für die Verringerung von Asymmetrien nicht nur
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junkturelle Phänomene, Verwerfungen ökonomischer und
anderer Art, welche die gesamte Branche betreffen för-
dern den Druck; offensichtlich fehlt es dadurch in der
Mastbranche an normverstärkenden Milieus, Traditionen
und Kulturen mit ihren jeweiligen Wert- und Normorien-
tierungen, sowie Selbstbildern

• Machtbalancen zwischen Händ-
lern/Produzenten/Verbrauchern: durch ein Informati-
onsungleichgewicht (nur Mäster wissen bescheid über
den Einsatz von Mastbeschleunigern) entsteht ein Mach-
tungleichgewicht zwischen Händlern, Produzenten und
Verbrauchern; protektive Faktoren werden dadurch ge-
schwächt

• Legitimitätsglaube/ Bedeutung des eigenen Berufsstan-
des: Teufelskreis: positive kollektive Selbst- und Fremd-
bilder der Mastbranche hängen zusammen mit der Über-
zeugung von der zentralen gesellschaftlichen Bedeutung
des eigenen Berufsstandes; damit verbundenen ist die Zu-
friedenheit mit dem gesellschaftlichen Status; sie beein-
flussen und werden beeinflusst vom Legitimitätsglaube
bez. der Quellen der die Mastbranche regulierenden
Normen; bei Widersprüchlichkeiten zwischen Selbstbild
der Branche und der gesellschaftlichen Wirklichkeit
kommt es zu Statusinkonsistenzen; Wahrnehmungs- und
Bewertungskonflikte kulminieren; es kann dann in der
Mastbranche zu einer höheren Bereitschaft zu Normbrü-
chen kommen; verstärkt wird dies, wenn der Legitimi-
tätsglaube sich nicht ausbilden konnte; dieser wiederum
wird sich nicht weiter ausbilden, wenn es keinen Grund
dafür gibt, sprich die Regelungen unsinnig und generell
unverständlich erscheinen

in den Marktkräften selbst, sondern in einer Verbraucher-
schutzgesetzgebung; Kontrollbehörden als Umschlagspunkt
von Informationen (Transfer zwischen Produzenten und
Verbrauchern)

• Marktverhältnisse: Smart Controls; staatliche Normen set-
zen die Anreize richtig; der Hebel der Marktprozesse wird
so zum Schutz der Rechtsgüter eingesetzt

• Kulturen/Milieus/Traditionen der Branche: Stärkung
wertorientierter Milieus; Etablierung von Ausbildungsricht-
linien; Stärkung des Vertrauens in die Integrität von Füh-
rungspersonal in Politik, Verwaltung und Ökonomie (durch
z.B. offensive Befolgung von Prinzipien wie Transparenz
und Gewaltenteilung, Verbraucherschutz); positive
Wertorientierungen und Verhaltensdispositionen werden
dann von den Institutionen auch in die gesellschaftliche
Sphäre/Milieus und Kulturen ganzer Branchen transportiert

• Legitimitätsglaube/ Bedeutung des eigenen Berufsstandes:
Überzeugung von der Legitimität der die Mastbranche re-
gulierenden rechtlichen Regelungen als wichtiger protekti-
ver Faktor auf der Makro-Ebene fördern; Einwirkung auf
die Qualität und insbesondere die Fairness, Einsehbarkeit
und Geeignetheit der Regel selbst (Regeln verbessern);
Einwirken auf den Glauben an die Fairness und die Geeig-
netheit der Regeln bei den Adressaten (Glauben verbes-
sern); aktive Verbesserung der Reputation/Attraktivität des
Mästerberufes in der Gesellschaft (Marketing, Attraktivi-
tät/Wertschätzung des Berufsstandes staatlich fördern, etc.);
dadurch Durchbrechung des Teufelskreises zwischen
Wahrnehmungs- und Bewertungskonflikten der Branche
selbst und der Gesellschaft; somit wird die Möglichkeit der
Ausbildung eines fundierten Legitimitätsglaubens bezüglich
der Quellen der den Mastbereich regulierenden rechtlichen
Regelungen eröffnet

3) Versagen:

• Machtbalancen zwischen Händ-
lern/Produzenten/Verbrauchern: Informationsasymme-
trie; Verbraucher wissen zum Zeitpunkt sehr wenig über
die Natur des Problems; gesundheitliche Folgen einer In-
fizierung mit dem BSE-Virus öffentlich noch nicht sehr
bekannt; dadurch Schwächung protektiver Faktoren;
durch einseitige Unwissenheit ob des Problems keine ge-
genseitige Kontrolle; die Produzenten und Händler kön-
nen diesbezüglich tendenziell eigene Wahrheiten produ-
zieren

• Marktverhältnisse: drohende BSE-Krise; starke struktu-
relle Spannungen und Turbulenzen durch die BSE-Krise
drohen; verhindern das Weiterbestehen eines stabilen und
geordneten Marktes in der Rindfleischbranche; in Folge
dessen starke Schwächung protektiver Faktoren

• Kulturen/Milieus/Traditionen der Branche: zum Zeit-
punkt noch keine Einstellung auf den Umgang mit BSE;
Versagen der Integrität und Glaubwürdigkeit von Politik,
Behörden, Verwaltung und Ökonomie bezüglich des
Umgangs mit BSE; weder Führungspersonal in Politik
und Verwaltung, noch die Institutionen der Kontrolleure
verfügen zum Zeitpunkt über die Fähigkeit mit dem BSE-
Problem vorbildlich umzugehen; dies schwächt protekti-
ve Faktoren auf der Makro-Ebene; relevante Wertorien-
tierungen können nicht in die gesellschaftliche Sphäre
transportiert werden; dadurch Verhinderung der Ausbil-
dung von werttreuen Milieus/Kulturen oder Traditionen
in der Rindfleischbranche

• Legitimitätsglaube: es existieren zum Zeitpunkt des
Skandals kaum rechtliche Regelungen das BSE-Problem
betreffend; die Krise wurde von den Institutionen noch
nicht anerkannt; vollständiges Fehlen eines Legitimitäts-
glaubens oder wertorientierten Einsicht in die Notwen-
digkeit entsprechender rechtlicher Regelungen; hohe Be-
reitschaft zu Normbrüchen

Stärkung:

• Machtbalancen zwischen Händ-
lern/Produzenten/Verbrauchern: Balance der Marktstruktu-
ren herstellen; Stärkung relativ machtloser Akteure, wie
Kontrolleure, die öffentlich auf das Problem aufmerksam
machen oder Verbraucher (umgehende und umfassende In-
formierung der Öffentlichkeit); Kontrollbehörden sollten
unabhängig sein und als Umschlagspunkt von Informatio-
nen dienen (Transfer zwischen Produzenten und Verbrau-
chern)

• Marktverhältnisse: Einführung von Smart Controls; staatli-
che Normen setzen die Anreize richtig; der Hebel der
Marktprozesse wird zum Schutz der Rechtsgüter eingesetzt

• Kulturen/Milieus/Traditionen der Branche: Stärkung pro-
tektiver Faktoren hier auch durch eine Politik, die Möglich-
keiten der Korruption aufdeckt und unterbindet; Kontrolleu-
re müssen unabhängig sein; BSE-Problematik muss voll an-
erkannt werden; entsprechende Lösungen müssen gefunden
werden; Bestrafung von Sündenböcken im Sinne der Unter-
nehmen ist zu unterbinden; Integrität von Führungspersonal
in Politik, Verwaltung und Ökonomie sind wieder herzu-
stellen durch z.B. offensive Befolgung von Prinzipien wie
Transparenz und Gewaltenteilung; eine Politik, die Lob-
byverflechtungen offen legt sollte gefördert werden; je of-
fensiver und transparenter die strukturell wirksamen Maß-
nahmen gegen korruptionsanfällige Strukturen (Lobbyver-
flechtungen, Doppelfunktionen als Kontrolleure und zu
Kontrollierende, als Kontrolleure und Berater, etc.), desto
stärker werden entsprechende Wertorientierungen und Ver-
haltensdispositionen auch in die gesellschaftliche Sphäre
transportiert; somit auch Transport in die Rindfleischbran-
che; Förderung protektiver Faktoren muss auf dieser
Grundlange anfangen

• Legitimitätsglaube: Entwicklung angemessener rechtlicher
Regelungen unter Einbezug der Rindfleischbranche; starke
Betonung der Qualität sowie von Fairness, Einsehbarkeit
und Geeignetheit der Regeln selbst (Regeln verbessern);
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Einwirkung auf den Glauben an die Fairness und die Geeig-
netheit der Regeln bei den Adressaten (Glauben verbessern)

4) Versagen:

• Marktverhältnisse: starke Turbulenzen und Strukturum-
brüche (EU-Erweiterung, BSE-Krise) haben strukturelle
Spannungen extrem erhöht; dies fördert eine schwache
Ausprägung protektiver Faktoren und wirkt einem pro-
tektiv wirkenden, stabilen und geordnetem Markt entge-
gen

• Machtbalancen zwischen Händ-
lern/Produzenten/Verbrauchern: internationaler Fleisch-
handel für den Verbraucher undurchsichtig; dadurch star-
ke Informationsasymmetrie bezüglich der tatsächlichen
Herkunft der Produkte; dadurch positive, verbraucher-
freundliche Beeinflussung der Marktdynamiken im inter-
nationalen Handel von Seiten der Verbraucher unmöglich

• Kulturen/Milieus/Traditionen der Branche: normtreue
Milieus, Traditionen und Kulturen nicht erkennbar im
internationalen Fleischhandels; dies wären positive Ein-
flüsse auf protektive Mechanismen; Problem der starken
Druckfaktoren in Richtung branchenweiter, systemati-
scher Normbrüche; starke Expansion des internationalen
Fleischhandels führt zu struktureller Erhöhung der Ver-
stoßanreize (z.B. in Form von systematischer illegaler
Einfuhr von Rindfleisch); Stimulation neuer Akteure,
welche eher aus ökonomischem als aus ökologischem
(große Gewinnspannen illegal importierten Fleisches bei
Verkauf innerhalb der Länder) Interesse agieren; diese
haben tendenziell weniger stark ausgeprägte protektive
Faktoren; protektive Faktoren fehlen auch wegen ma-
krostrukturellen Problemlagen (Umbruchssituationen);
hierbei bleiben Marktakteure länger am Markt, als ihre
ökonomische Gesamtsituation es bei Einhaltung der
Normen erlaubte => weiterer Druck, der sich strukturell
in Richtung auf die Begehung von Normverstößen in der
gesamten Branche entwickelt.

• Legitimitätsglaube: noch keine kollektiven Selbst- und
Fremdbilder; damit verbunden fehlende Zufriedenheit mit
dem gesellschaftlichen Status des eigenen Berufsstandes;
fehlender Legitimitätsglaube bzgl. der Quellen der den
internationalen Fleischhandel regulierenden Normen; ef-
fektive internationale rechtliche Regelungen existieren
auf dem Fleischmarkt nur ungenügend; ineffektive Kon-
trollen auf EU-Ebene; keine Absprachen zwischen den
Ländern

Stärkung:

• Marktverhältnisse: gezielter Einsatz von Smart Controls als
Gegengewicht zur Entfaltung der starken Einflußkraft des
Marktes (kaum effektive Kontrollen, extreme Expansion
des Handels, etc.) im internationalen Fleischhandel

• Machtbalancen zwischen Händ-
lern/Produzenten/Verbrauchern: System von Checks und
Balances aufbauen; dies durch ein ausgeglichenes Verhält-
nis von Produzenten, Händlern, und Verbrauchern bezüg-
lich der Verteilung von Information; dadurch sollen struktu-
rell bedingte Begünstigungen von Normverstößen verhin-
dert werden; Verbraucher brauchen Unterstützung um in-
formierte Entscheidungen treffen zu können; Ansatzpunkt
für die Verringerung von Asymmetrien nicht in den
Marktkräften selbst, sondern in einer Verbraucherschutzge-
setzgebung; effektive, internationale Kontrollbehörden als
Umschlagspunkt von Informationen (Transfer zwischen
Produzenten und Verbrauchern)

• Kulturen/Milieus/Traditionen der Branche: Stärkung
wertorientierter Milieus (z.B. durch Ausbildungsrichtlini-
en);Stärkung des Vertrauens in die Integrität von Führungs-
personal in Politik, Verwaltung und Ökonomie (durch z.B.
offensive Befolgung von Prinzipien wie Transparenz, Ge-
waltenteilung, Verbraucherschutz); je offensiver und trans-
parenter strukturell wirksame Maßnahmen gegen korrupti-
onsanfällige Strukturen (Lobbyverflechtungen, "schlampi-
ge" Kontrollen einzelner Länder), desto stärker werden ent-
sprechende Wertorientierungen und Verhaltensdispositio-
nen auch in die gesellschaftliche Sphäre transportiert; An-
sätze zur Stärkung der Stellung der Verbraucher; Effektive-
re EU-Grenzkontrollen; Kontrollbehörden als Umschlags-
punkt von Informationen (Transfer zwischen Produzenten
und Verbrauchern oder zwischen den einzelnen EU-
Staaten); Smart Controls: staatliche Normen setzen die An-
reize richtig => Hebel der Marktprozesse wird zum Schutz
der Rechtsgüter eingesetzt

• Legitimitätsglaube: international rechtliche Regelungen
entwickeln, die mit Hilfe branchenübergreifender Koopera-
tion hohe Qualität besitzen; Fairness, Einsehbarkeit und Ge-
eignetheit der Regel in den Augen der Akteure der Fleisch-
handelsbranche wichtig; Glaubhaftigkeit bei Adressaten der
Regelungen fördern

5) Versagen:

• Kulturen/Milieus/Traditionen der Branche: grenzüber-
schreitender Markt; wenige einheitliche, grenzüber-
schreitende rechtliche Regelungen zur Regulierung des
internationalen Handlungsfeldes; Grenzwertregelungen
sind z.B. von Land zu Land verschieden; dadurch wenig
Vertrauen in die Integrität des Führungspersonals aus
Politik und Verwaltung auf internationaler Ebene; der
Markt und rein ökonomisch gerichtete Werthaltungen
sind hier vorherrschend; andersartige Werteorientierun-
gen werden als Begrenzung des ökonomischen Kalküls
der großen internationalen Akteure institutionell noch
nicht in andere Gesellschaftsbereiche transportiert (insti-
tutionelle Anomie auf Europaebene); in der Branche der
Futtermittelhersteller fehlt es dementsprechend im grenz-
überschreitenden Kontext (Europa) noch an wertorien-
tierten, "law-abiding"  Milieus, Traditionen und Kulturen,
mit ihren jeweiligen Wert-, Normorientierungen und
Selbstbildern; diese hätten einen positiven Einfluss auf
protektive Mechanismen

• Legitimitätsglaube/Bedeutung des eigenen Berufsstandes
: kollektive Selbst- und Fremdbilder und die damit ver-
bundene Zufriedenheit mit dem gesellschaftlichen Status

Stärkung:

• Kulturen/Milieus/Traditionen der Branche: gezielte Stär-
kung wertorientierter Milieus der Futtermittelhersteller (z.B.
durch internationale Ausbildungsrichtlinien); Förderung ei-
ner Politik, die Möglichkeiten der Korruption aufdeckt und
unterbindet; Lobbyverflechtungen, Intransparenz, privaten
Sponsoren von Ministerien und Behörden oder systemati-
schen Kontrollineffektivitäten auf EU-Ebene sollen verhin-
dert werden; wird die Integrität von Politik und Verwaltung
gestärkt, wird auch die Kraft dieser Institutionen gestärkt;
die Kraft der Institutionen zeigt sich dergestalt, dass sie po-
sitive Wertvorstellungen und Traditionen in die gesell-
schaftliche Sphäre transportieren

• Legitimitätsglaube/Bedeutung des eigenen Berufsstandes :
der Legitimitätsglaube der Futtermittelhersteller in Bezug
auf die in der Branche geltenden rechtlichen Regelungen
könnte auf zwei Weisen gestärkt werden: 1. durch Einwir-
kung auf die Qualität und insbesondere die Fairness, Ein-
sehbarkeit und Geeignetheit der Regel selbst (Regeln ver-
bessern); 2. durch Einwirken auf den Glauben an die Fair-
ness und die Geeignetheit der Regeln bei den Adressaten
(Glauben verbessern)

• Marktverhältnisse: alle Arten von Smart Controls innerhalb
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fehlen; Legitimitätsglaube bezüglich der Quellen der die
Futtermittelproduktion regulierenden Normen fehlen in
der Branche auf Europäischer Ebene; das positive Gut ei-
nes positiven Selbstbildes, also die Überzeugung von der
zentralen gesellschaftlichen Bedeutung des eigenen Be-
rufsstandes der international agierenden Futtermittelher-
steller ist nicht erkennbar; die damit verbundene Vor-
stellung der Berechtigung des Anspruches auf entspre-
chendes soziales und ökonomisches Kapital sind nicht
ausgebildet oder in Widerspruch mit der gesellschaftli-
chen Wirklichkeit; als Folge Statusinkonsistenzen und
erhöhte Bereitschaft zu Normbrüchen

• Marktverhältnisse: Internationalisierung des Handlungs-
feldes der Futtermittelhersteller als Strukturumbruch;
starke Intransparenz bezüglich der Lieferwege; starker
Preisdruck im internationalen Handel da keine einheitli-
chen Rechtlichen Preisregelungen gelten; Einfluss natio-
nalstaatlicher Akteure relativiert sich; Stimulation neuer
Akteure, welche eher aus ökonomischem als aus ökologi-
schem Interesse aktiv werden; diese besitzen tendenziell
weniger stark ausgeprägte protektive Faktoren

der einzelnen Nationalstaaten; gezielte Suche und Nutzung
positiver Wechselwirkungen zwischen Maßnahmen zur Re-
duzierung ökonomischer Verlockung und sozialen Mecha-
nismen zur Förderung protektiver Faktoren

6) Versagen:

• Machtbalancen zwischen Händ-
lern/Produzenten/Verbrauchern: starke Informati-
onsasymmetrien zu Ungunsten der Verbraucher

• Kulturen/Milieus/Traditionen der Branche/ Legitimitäts-
glaube: wertorientierten Milieus, Traditionen und Kultu-
ren in der Fleischherstellung nicht erkennbar; fehlende
Überzeugung von der zentralen gesellschaftlichen Be-
deutung des eigenen Berufsstandes als positives Gut; da-
durch fehlendes positives Selbstbild; fehlende Vorstel-
lung der Berechtigung des Anspruches auf entsprechen-
des soziales und ökonomisches Kapital; dies würde den
offenbar fehlenden Legitimitätsglaube bezüglich der
Quellen der Fleischherstellungsbereich regulierenden
Normen stärken

• Marktverhältnisse: zusätzliche Schwächung protektiver
Faktoren in der Branche durch schnelle Expansion in
Verbindung mit starken transnationalen Entwicklungen
des Marktes. Unübersichtlichkeit von Lieferwegen und
Produktionsketten; Unmöglichkeit einheitlicher rechtli-
cher Regelungen auf dem globalen Markt (schon beim
Import von Geflügelfleisch werde vermutlich in größe-
rem Umfang manipuliert

Stärkung:

• Machtbalancen zwischen Händ-
lern/Produzenten/Verbrauchern:  mehr Balance der Markt-
strukturen durch gut funktionierendes Verbraucherinforma-
tionsgesetz; System von Checks und Balances aufbauen;
dadurch keine strukturell bedingten Begünstigungen von
Normverstößen; Ansatzpunkt für die Verringerung von
Asymmetrien nicht in den Marktkräften selbst, sondern in
einer Verbraucherschutzgesetzgebung; Kontrollbehörden
als Umschlagspunkt von Informationen (Transfer zwischen
Produzenten und Verbrauchern)

• Kulturen/Milieus/Traditionen der Branche/ Legitimitäts-
glaube: Legitimitäts- und Effektivitätsglaube in die gelten-
den rechtlichen Regelungen stärken durch Entwicklung in-
ternational abgestimmter rechtlicher Reglungen; 1. Einwir-
kung auf die Qualität und insbesondere die Fairness, Ein-
sehbarkeit und Geeignetheit der Regel selbst (Regeln ver-
bessern); 2. Einwirken auf den Glauben an die Fairness und
die Geeignetheit der Regeln bei den Adressaten (Glauben
verbessern); auf der Makro-Ebene geht es um die „Aufhe-
bung institutioneller Anomie“; dies  durch die Stärkung von
Institutionen, die einem einseitigen Übergewicht der Öko-
nomie und des ökonomischen Erfolgszieles in der Gesell-
schaft entgegenwirken

• Marktverhältnisse: Smart Controls: gezielte Suche und Nut-
zung positiver Wechselwirkungen zwischen Maßnahmen
zur Reduzierung ökonomischer Verlockung und sozialen
Mechanismen zur Förderung protektiver Faktoren; zu emp-
fehlen sind alle Maßnahmen zur Erhöhung der Aufdek-
kungswahrscheinlichkeit aus Quellen außerhalb der eigent-
lich staatlichen Überwachungstätigkeit (z.B. Einrichtung
von Whistle-Blower-Systemen); alle Maßnahmen zur
Schaffung von mehr Markttransparenz; Name-And-Shame-
Maßnahmen durch die Sanktionen über den Markt herge-
stellt werden können; Unterstützung von Maßnahmen der
Ernährungswirtschaft selbst (z.B. Unternehmensstrategien
wie CSR); diese sollten über Kettenintegration bzw. nach-
vollziehbare Eigenkontrollen (z.B. HACCP) und eigene
Sanktionssysteme eine Ergänzung zu den staatlichen Maß-
nahmen zur Sicherung des Verbraucherschutzes darstellen

7) Versagen:

• Kulturen/Milieus/Traditionen der Branche: Problem be-
trifft die ganze Fischwirtschafts-Branche; auch Bio-
Produkte betroffen; Fisch reagiert besonders empfindlich
auf zu hohe Transport- und Lagerungstemperatur; es
muss hier also verstärkt auf Mindesthaltbarkeitsdaten und
Kühlung geachtet werden; dies wurde zur Zeit der Pro-
benentnahme branchenweit nicht ordentlich berücksich-

Stärkung:

• Machtbalancen zwischen Händ-
lern/Produzenten/Verbrauchern: Verringerung der Norm-
verstöße durch Balance der Marktstrukturen; dies durch
Stärkung der relativ machtlosen Akteure (z.B. Verbraucher)

• Kulturen/Milieus/Traditionen der Branche: Stärkung von
"law abiding", wertorientierter Milieus, Traditionen und
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tigt; Druckfaktoren in Richtung generalisierter Abwei-
chung in der Branche durch inhärente Bedingungen der
Ware Fisch; spezielle Empfindlichkeit bei der Verarbei-
tung; es erfolgt hier, speziell in Umbruchssituationen und
unter ökonomischem Druck, schneller ein Normbruch als
bei unempfindlicherer Ware; die Herausbildung wertori-
entierter Traditionen und Kulturen der Branche ist hier
also besonders wichtig; dies fehlt als protektiver Faktor in
Anbetracht der sich global entwickelnden Marktverhält-
nisse

• Marktverhältnisse: Erhöhung der Verstoßanreize auf dem
Markt durch wachsende Unübersichtlichkeit der Herstel-
lung, Lagerung, Verarbeitungsprozesse, Vermarktungs-
kette und Kühlkette; Erleichterung von Unachtsamkeit
bei der Kühlung, Nicht-Einhaltung der Mindesthaltbar-
keit, Umdeklarierung; zusätzlich Stimulation neuer Ak-
teure, welche eher aus ökonomischem als aus ökologi-
schem Interesse agieren; dies schwächt protektive Me-
chanismen

• Machtbalancen zwischen Händ-
lern/Produzenten/Verbrauchern: ausgeprägte Informati-
onsasymmetrien zwischen Verbrauchern, Händlern und
Produzenten; häufig fehlendes nötiges Spezialwissen  der
Akteure zum richtigen Umgang mit Fisch

• Legitimitätsglaube: Mangel an gezielten rechtlichen Re-
gelungen; speziell in Bezug auf die empfindliche Fisch-
verarbeitung (z.B. bezüglich der Kühlung); dadurch man-
gelnder Legitimitätsglaube bezüglich der bestehenden
Regelungen

Kulturen der ganzen Branchen; diese wirken als positive
Einflüsse auf protektive Faktoren; Förderung  dieser z.B.
durch Ausbildungsrichtlinien,; dementsprechende Kultu-
ren/Traditionen und Milieus wirken protektiv, da sie neben
einer Wertorientierung jenseits des ökonomischen Kosten-
Nutzen-Kalküls die Balance der Marktstrukturen fördern;
durch die Stärkung des Vertrauens in die Integrität von Füh-
rungspersonal in Politik, Verwaltung und Ökonomie (durch
z.B. offensive Befolgung von Prinzipien wie Transparenz
und Verbraucherschutz) wird auch der Transport entspre-
chender Wertorientierungen durch diese Institutionen in die
Fischherstellungsbranche hinein gefördert

• Legitimitätsglaube: Stärkung des branchenübergreifenden
Glaubens in die Legitimität und Notwendigkeit von rechtli-
chen Regelungen (z.B. Vorschriften zu Fisch-spezifischen
Kühlpraktiken oder strengere Regeln bezüglich der Mindes-
haltbarkeit) 1. Einwirkung auf die Qualität und insbesonde-
re die Fairness, Einsehbarkeit und Geeignetheit der Regel
selbst (Regeln verbessern); 2. durch Einwirken auf den
Glauben an die Fairness und die Geeignetheit der Regeln
bei den Adressaten (Glauben verbessern); 3. Stärkung der
Überzeugung von der zentralen gesellschaftlichen Bedeu-
tung des eigenen Berufsstandes (Fischproduzenten, -
Händler, -Zwischenhändler) als positives Gut; Förderung
eines positiven Selbstbildes und somit der Vorstellung der
Berechtigung des Anspruches auf entsprechendes soziales
und ökonomisches Kapital; dadurch wird der Legitimitäts-
glaube bezüglich der Quellen der den Fischwirtschaftsbe-
reich regulierenden Normen gestärkt; folglich werden pro-
tektive Faktoren auf der Makro-Ebene, zusätzlich gestärkt

8) Versagen:

• Marktverhältnisse: starke Internationalisierungstendenzen
in den Geflügelfleischhandelsketten; Europa bezieht zu-
nehmend Fleisch aus Staaten wie Indonesien und Ban-
gladesch; starke Expansion, damit Erhöhung der Ver-
stoßanreize (z.B. Nitrofuranbeigabe); Stimulation neuer
Akteure, welche eher aus ökonomischem als aus ökologi-
schem Interesse aktiv werden; diese haben tendenziell
weniger stark ausgeprägte protektive Faktoren

• Machtbalancen zwischen Händ-
lern/Produzenten/Verbrauchern: Informationsungleich-
gewicht und fehlendes System von Checks und Balances
(Greenpeace kritisierte, dass inzwischen massenhaft Ge-
flügelfleisch in den Handel komme, ohne dass dessen
Herkunft erkennbar sei. Der Fall zeige, dass ein Verbrau-
cherinformationsgesetz notwendig sei)

• Kulturen/Milieus/Traditionen der Branche: Druck in
Richtung generalisierte Abweichung (durch inhärente
Bedingungen der Ware – Kurzfristigkeit, verderbliche
Ware, Massenproduktion, mako-ökonomische Spannun-
gen, schmelzende Gewinnmargen, ökonomische Grenz-
situationen der Betriebe); zusätzlich massive Kontroll-
lücken auf internationaler Ebene; Versagen von Politik
(Verbraucherministerin verschwieg das Problem trotz
Warnungen der Länder und anderer Institutionen; dies
führt zur Verhinderung der Entwicklung von branchen-
weiten wertorientierten, normtreuen Kulturen und Tradi-
tionen als protektive Faktoren

• Legitimitätsglaube: Zuständigkeitsproblem bei stark in-
ternationalisiertem  Markt bezüglich der rechtlichen Re-
gelungen; Deutschland kann schwer die Grenzwerte für
das Antibiotikum Nitrofuran in Bangladesh, Indien oder
Brasilien beeinflussen; fehlende effiziente und qualitativ
hochwertige rechtliche Regelungen; der Glaube in die
Legitimität bezüglich der Quellen der diesen Wirtschaft-
bereich regulierenden Normen fehlt folglich bei den Ak-
teuren

Stärkung:

• Marktverhältnisse: Smart Controls; gezielte Suche und Nut-
zung positiver Wechselwirkungen zwischen Maßnahmen
zur Reduzierung ökonomischer Verlockung und sozialen
Mechanismen zur Förderung protektiver Faktoren

• Machtbalancen zwischen Händ-
lern/Produzenten/Verbrauchern: Aufbau eines die Branche
oder Gesamtgesellschaft charakterisierendes  Kontroll-
gleichgewichts; dadurch sollte über Checks and Balances
ein Missbrauch von Marktmacht verhindert werden; ausge-
glichenes Verhältnis von Produzenten, Händlern, und Ver-
brauchern bezüglich der Verteilung von Information her-
stellen; Verbraucher und Händler sollten genau über die Ge-
fahren des Antibiotikums Nitrofuran in Kenntnis gesetzt
werden, um entsprechend darauf reagieren zu können; Her-
kunftkennzeichnungspflicht einführen; dadurch keine
strukturell bedingten Begünstigungen von Normverstößen;
Stärkung der Stellung der Verbraucher durch Verbraucher-
schutzgesetzgebung um Asymmetrien zu verringern; nicht
alleine auf Marktkräfte setzen; Kontrollbehörden sollten als
Umschlagspunkt von Informationen fungieren; Transfer von
Information zwischen Produzenten und Verbrauchern

• Kulturen/Milieus/Traditionen der Branche: Stärkung des
Vertrauens in die Integrität von Führungspersonal in Politik,
Verwaltung und Ökonomie; mehr Vertrauen durch offensi-
ve Befolgung von Prinzipien wie Transparenz, Gewalten-
teilung, umgehende Informierung der Öffentlichkeit bei
Kenntnis eines akuten gesundheitsgefährdenden Problems;
je offensiver und transparenter die strukturell wirksamen
Maßnahmen gegen korruptionsanfällige Strukturen betrie-
ben werden, desto stärker werden entsprechende Wertori-
entierungen und Verhaltensdispositionen auch in die gesell-
schaftliche Sphäre transportiert; dadurch Förderung ent-
sprechender Kulturen und Traditionen

• Legitimitätsglaube: Stärkung des branchenübergreifenden
Glaubens an die Legitimität und Notwendigkeit von rechtli-
chen Regelungen; Entwicklung eines international gelten-
den rechtlichen Regelwerkes, das auf internationalen
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Märkten wie dem Fleischhandel greift; Einwirkung auf die
Qualität und insbesondere die Fairness, Einsehbarkeit und
Geeignetheit der Regel selbst (Regeln verbessern); Einwir-
ken auf den Glauben an die Fairness und die Geeignetheit
der Regeln bei den Adressaten (Glauben verbessern)

9) Versagen:

• Marktverhältnisse: starke Internationalisierung des
Schweinefleischmarktes (erhöhte internationale Nachfra-
ge auf Grund der BSE-Krise); Kontrolllücken (EU
Grenzkontrollen fehlen); schnelle Expansion des
Schweinfleischmarktes (Rindfleisch hat durch die BSE-
Krise beim Verbraucher an Attraktivität verloren); Folge
ist eine Unübersichtlichkeit der Verarbeitungswege (wo
genau belastetes Schweinefleisch herkommt, lässt sich an
der Theke nicht mehr klären; in den großen Schlachthö-
fen werden alle möglichen Lieferungen miteinander ver-
mischt); das wirkt einem stabilen und geordneten Markt
entgegen, der protektiv wirkt

• Machtbalancen zwischen Händ-
lern/Produzenten/Verbrauchern: fehlt als protektiver
Faktor auf Grund einer ungleichen Verteilung von Infor-
mation; Ungleichgewicht zu Ungunsten der Verbraucher
(eine Feststellung der Herkunft des Schweinefleisches im
Laden ist auf Grund der Verarbeitung, der Internationali-
sierung der Produktion und fehlender Kennzeichnungs-
pflicht unmöglich)

• Kulturen/Milieus/Traditionen/Legitimitätsglaube der
Branche: branchenweit keine erkennbaren law abiding
Milieus, Traditionen und Kulturen; dadurch fehlende
protektiv wirkende Wert- und Normorientierungen sowie
Selbstbilder; Legitimitätsglaube bezüglich der Quellen
der diesen Wirtschaftsbereich regulierenden Normen
schwach; es existieren kaum relevante international ver-
bindliche Regelungen; Überzeugung von der zentralen
gesellschaftlichen Bedeutung des eigenen Berufsstandes
als positives Gut fehlt; damit verbunden Fehlen eines po-
sitiven Selbstbildes innerhalb des Berufes; mögliche Exi-
stenz von Statusinkonsistenzen durch widersprüchliches
Selbst- und Fremdbild; folglich Fehlen einer Vorstellung
der Berechtigung des Anspruches auf entsprechendes so-
ziales und ökonomisches Kapital; diese Mängel wirken
protektiven Mechanismen auf der Makro-Ebene entge-
gen; es kann zu einer höheren Bereitschaft zu Normbrü-
chen kommen; weitere Druckfaktoren in Richtung gene-
ralisierter Abweichung: schnelle Expansion, damit Erhö-
hung der Verstoßanreize (z.B. Hormonbeigabe); Stimu-
lation neuer Akteure, welche eher aus ökonomischem als
aus ökologischem Interesse aktiv werden; diese haben
tendenziell weniger stark ausgeprägte protektive Faktoren

Stärken:

• Marktverhältnisse: Smart Controls einsetzen; gezielte Suche
und Nutzung positiver Wechselwirkungen zwischen Maß-
nahmen zur Reduzierung ökonomischer Verlockung und
sozialen Mechanismen zur Förderung protektiver Faktoren;
Maßnahmen zur Erhöhung der Aufdeckungswahrschein-
lichkeit aus Quellen außerhalb der eigentlich staatlichen
Überwachungstätigkeit (z.B. Einrichtung von Whistleblo-
wer-Systemen); Maßnahmen zur Schaffung von mehr
Markttransparenz (z.B. gut funktionierendes Verbraucherin-
formationsgesetz); Name-And-Shame-Maßnahmen durch
die Sanktionen über den Markt hergestellt werden können

• Machtbalancen zwischen Händ-
lern/Produzenten/Verbrauchern: System von Checks und
Balances aufbauen; Vorraussetzung hierfür ist ein ausgegli-
chenes Verhältnis von Produzenten, Händlern, und Ver-
brauchern bezüglich der Verteilung von Information;
strukturell bedingten Begünstigungen von Normverstößen
werden somit verringert; Stärkung der Stellung der Ver-
braucher durch Verbraucherschutzgesetzgebung; dadurch
Verringerung der Asymmetrie; nicht alleine auf Marktkräfte
setzen; Kontrollbehörden sollten als Umschlagspunkt von
Informationen fungieren (Transfer zwischen Produzenten
und Verbrauchern)

• Kulturen/Milieus/Traditionen/Legitimitätsglaube der Bran-
che: Stärkung wertorientierter Milieus (z.B. durch Ausbil-
dungsrichtlinien); Stärkung des Vertrauens in die Integrität
von Führungspersonal in Politik, Verwaltung und Ökono-
mie (durch z.B. offensive Befolgung von Prinzipien wie
Transparenz, Gewaltenteilung oder Verbraucherschutz); die
Wertorientierungen können dann von den Institutionen in
die Sphäre der Schweinefleischproduzenten transportiert
werden; Stärkung des branchenübergreifenden Glaubens in
die Legititmität von rechtlichen Regelungen; Entwicklung
international geltender und relevanter rechtlicher Regelun-
gen; aktive Einwirkung auf die Qualität, insbesondere die
Fairness, Einsehbarkeit und Geeignetheit der Regel selbst
(Regeln verbessern); aktives Einwirken auf den Glauben an
die Fairness und die Geeignetheit der Regeln bei den Adres-
saten (Glauben verbessern)

11) Versagen:

• Marktverhältnisse/Kulturen/Milieus/Traditionen der
Branche: in der Branche der Fleischvertreiber existiert
ein relativ dominanter Druckfaktor in Richtung generali-
sierte Abweichung; dies in Kombination mit makro-
ökonomischen Spannungen, geschmolzenen Gewinnmar-
gen, Existenzbedrohungen (sind auf dem stark expandie-
renden Markt nicht selten); Verstärkung des  Druckes,
der sich strukturell in Richtung auf die Begehung von
Normverstößen entwickelt; systematische Umgehung der
meist als zu extrem/unpassend angesehenen rechtlichen
Regelungen; es können sich so in der Branche nur schwer
werttreue Kulturen und Milieus entwickeln, die protektiv
wirken

• Machtbalancen zwischen Händ-
lern/Produzenten/Verbrauchern: starke Informati-
onsasymmetrie; Verbraucher sind über Gefahren bzw.
Gegenwärtigkeit der Keimbelastungen am wenigsten in-
formiert; dies neutralisiert sie als wichtigen Balance-
/Kontrollfaktor auf dem Fleischmarkt

Stärkung:

• Kulturen/Milieus/Traditionen der Branche: gezielte Stär-
kung wertorientierter Milieus; Ausbildungsrichtlinien; Un-
terstützung der Branche durch die Institutionen in Form von
der Entwicklung branchengerechter Normen und Regelun-
gen; branchenspezifische Probleme sollen dabei berück-
sichtigt werden; bei Vorbehalten gegenüber der Qualität
und der Quantität der rechtlichen Regelungen, können pro-
tektive Faktoren gestärkt werden; 1. durch Einwirkung auf
die Qualität und insbesondere die Fairness, Einsehbarkeit
und Geeignetheit der Regel selbst (Regeln verbessern); 2.
durch Einwirken auf den Glauben an die Fairness und die
Geeignetheit der Regeln bei den Adressaten (Glauben ver-
bessern); Stärkung protektiver Faktoren auf der Makro-
Ebene auch durch eine Politik, die Möglichkeiten der Kor-
ruption und Vereitelung aufdeckt und unterbindet; auf der
Makro-Ebene geht es um die Aufhebung institutioneller
Anomie; dies durch die Stärkung von Institutionen, die ei-
nem einseitigen Übergewicht der Ökonomie und des öko-
nomischen Erfolgszieles in der Gesellschaft entgegenwir-



123

ken; werttreue Traditionen in der Branche sollen so geför-
dert werden

• Marktverhältnisse: Smart Controls; gezielte Suche und Nut-
zung positiver Wechselwirkungen zwischen Maßnahmen
zur Reduzierung ökonomischer Verlockung und sozialen
Mechanismen zur Förderung protektiver Faktoren; Maß-
nahmen zur Erhöhung der Aufdeckungswahrscheinlichkeit
aus Quellen außerhalb der eigentlich staatlichen Überwa-
chungstätigkeit (z.B. Einrichtung von Whistle-Blower-
Systemen); Maßnahmen zur Schaffung von mehr Markt-
transparenz (z.B. gut funktionierendes Verbraucherinfor-
mationsgesetz); Name-And-Shame-Maßnahmen durch die
Sanktionen über den Markt hergestellt werden können

• Machtbalancen zwischen Händ-
lern/Produzenten/Verbrauchern: Ansatzpunkt: System von
Checks und Balances; dafür muss  ein ausgeglichenes Ver-
hältnis von Produzenten, Händlern, und Verbrauchern be-
züglich der Verteilung von Information hergestellt werden;
dadurch keine strukturell bedingten Begünstigungen von
Normverstößen; Ansatzpunkt für die Verringerung von
Asymmetrien nicht in den Marktkräften selbst, sondern in
einer Verbraucherschutzgesetzgebung; Kontrollbehörden
als Umschlagspunkt von Informationen (Transfer zwischen
Produzenten und Verbrauchern)

12) Versagen:

• Marktverhältnisse: starker Preisdruck; zusätzlich Kurzfri-
stigkeit und strukturelle Begünstigung von Normverstö-
ßen in Richtung einer künstlich verlängerten Haltbarkeit;
die dadurch erzeugten strukturellen Spannungen wirken
dem protektiven Faktor eines stabilen, geordneten Mark-
tes entgegen

• Machtbalancen zwischen Händ-
lern/Produzenten/Verbrauchern: Informationsasymmetri-
en zwischen Produzenten, Händlern, und Verbrauchern
begünstigen Normverstöße strukturell; Verbraucher sind
am stärksten geschädigt und verfügen über keine Infor-
mation bezüglich des eigentlichen Verfallsdatums des
Fleisches; sie sind diejenigen, die von den Super-
marktketten betrogen werden (falsche Angaben bezüglich
des Verfallsdatums); fehlende gegenseitige Kontrolle der
einzelnen Marktteilnehmer; Verringerung der protektiven
Funktion eines gut ausbalancierten Marktes

Stärkung:

• Marktverhältnisse: Smart Controls; staatliche Normen set-
zen die Anreize richtig; Hebel der Marktprozesse wird zum
Schutz der Rechtsgüter eingesetzt; nur über „kluge Regulie-
rungsmechanismen“ ist eine Bewegung in Richtung des
Abbaus der in vielen Bereichen vorliegenden ökonomischen
Versuchungen möglich; Erhöhung der Kontrolldichte und
damit Abbau fehlgeleiteter ökonomischer Anreize über Er-
höhung direkter staatlicher Kontrollmaßnahmen schwierig;
leere öffentliche Kassen; Maßnahmen zur Erhöhung der
Aufdeckungswahrscheinlichkeit aus Quellen außerhalb der
eigentlich staatlichen Überwachungstätigkeit (z.B. Einrich-
tung von Whistle-Blower-Systemen); Maßnahmen zur
Schaffung von mehr Markttransparenz (z.B. gut funktionie-
rendes Verbraucherinformationsgesetz); Name-And-Shame-
Maßnahmen, durch die Sanktionen über den Markt herge-
stellt werden können

• Machtbalancen zwischen Händ-
lern/Produzenten/Verbrauchern: Verringerung der Norm-
verstöße durch Balance der Marktstrukturen; dies durch
Stärkung der relativ machtlosen Akteure (z.B. Vertrags-
landwirte, Verbraucher); Ansatzpunkt: System von Checks
und Balances aufbauen; Ziel: ausgeglichenes Verhältnis von
Produzenten, Händlern, und Verbrauchern bezüglich der
Verteilung von Information; dadurch keine strukturell be-
dingten Begünstigungen von Normverstößen; Verbraucher
brauchen Unterstützung um informierte Entscheidungen
treffen zu können; Ansatzpunkt für die Verringerung von
Asymmetrien nicht in den Marktkräften selbst, sondern in
einer Verbraucherschutzgesetzgebung; Kontrollbehörden
als Umschlagspunkt von Informationen (Transfer zwischen
Produzenten und Verbrauchern)

13) Versagen:

• Marktverhältnisse: starke Expansion der Billigfleisch-
märkte (hohe Marktanteile von Discountern); Internatio-
nalisierung des Marktes der Fleischhändler (Konzerne
mit Milliardenumsätzen und globalen Verbindungen,
wachsende globale Wirtschaftsströme, EU-Erweiterung,
deutsche Qualitätsware kann mit den osteuropäischen
Billigprodukten nicht mehr mithalten) starker Preiswett-
bewerb in der Lebensmittelindustrie (Verbot der Verfüt-
terung von Tiermehl, starke Steigerung der Entsorgungs-
preise); offensive Sparmaßnahmen bei Teilakteuren des
Produktionsprozesses: Zerlegefirmen, Transporteure,
Kühlhäuser, Handelsunternehmen; Verbraucherschutz im

Stärkung:

• Marktverhältnisse: Einfluss regionaler Akteure sollte ge-
nutzt werden, trotz starker Internationalisierung des Mark-
tes; Smart Controls; Erhöhung direkter staatlicher Kon-
trollmaßnahmen schwierig, da leere öffentliche Kassen;
über „kluge Regulierungsmechanismen“ ist eine Bewegung
in Richtung des Abbaus der in vielen Bereichen vorliegen-
den ökonomischen Versuchungen möglich; staatliche Nor-
men setzen die Anreize richtig; Hebel der Marktprozesse
wird zum Schutz der Rechtsgüter eingesetzt; gezielte Suche
und Nutzung positiver Wechselwirkungen zwischen Maß-
nahmen zur Reduzierung ökonomischer Verlockung und
sozialen Mechanismen zur Förderung protektiver Faktoren;
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Vergleich zur Steigerung der Gewinnmargen nebensäch-
lich; strukturelle Begünstigung von Normverstößen;
Verlust des stabilen, geordneten Marktes als protektiver
Faktor; Etablierung einer systematischen, branchenweite
Umetikettierungspraxis; „Drei-Tage-Märkte“-Praxis

• Machtbalancen zwischen Händ-
lern/Produzenten/Verbrauchern: Starke Informati-
onsasymmetrien; auf Grund der hoch spezialisierten Teil-
betriebe im arbeitsteiligen Kreislauf der Fleischprodukti-
on entstehen Unübersichtlichkeiten und somit Intranspa-
renz; der Verbraucher steht an letzter Stelle bezüglich der
Information über Produktionsweisen, Gefahren und Maß-
nahmen von Seiten der Teilproduzenten; Verbraucher als
die machtlosesten aber wichtigsten Marktakteure (sie ha-
ben eventuelle gesundheitliche Schäden zu tragen); die
starke Destabilisierung der Machtbalance auf dem Markt
führt zu strukturellen Begünstigungen von Normverstö-
ßen und wirkt protektiven Faktoren entgegen; die starke
Unübersichtlichkeit des Marktes auf Grund seiner Klein-
teiligkeit in Kombination mit oben genannten Entwick-
lungen in der Fleischproduktion verstärken diese Ent-
wicklungen; dadurch Reduktion protektiver Faktoren auf
der Makro-Ebene; Entwicklung normtreuer Kulturen
Traditionen oder Milieus in diesem arbeitsteiligen Pro-
zess vorerst unwahrscheinlich; diese wären wichtige
Faktoren zur Förderung protektiver Mechanismen auf der
Makro-Ebene

Maßnahmen zur Erhöhung der Aufdeckungswahrschein-
lichkeit aus Quellen außerhalb der eigentlich staatlichen
Überwachungstätigkeit (z.B. Einrichtung von Whistleblo-
wer-Systemen); Maßnahmen zur Schaffung von mehr
Markttransparenz (z.B. gut funktionierendes Verbraucherin-
formationsgesetz); Name-And-Shame-Maßnahmen durch
die Sanktionen über den Markt hergestellt werden können;
Unterstützung von Maßnahmen der Ernährungswirtschaft
selbst (z.B.CSR), soweit diese über Kettenintegration bzw.
nachvollziehbare Eigenkontrollen (z.B. HACCP) verfügen;
eigene Sanktionssysteme als Ergänzung zu den staatlichen
Maßnahmen; Sicherung des Verbraucherschutzes

• Machtbalancen zwischen Händ-
lern/Produzenten/Verbrauchern: Verringerung der Norm-
verstöße durch Balance der Marktstrukturen; dies durch
Stärkung der relativ machtlosen Akteure (z.B. Vertrags-
landwirte, Verbraucher); Ansatzpunkt: System von Checks
und Balances aufbauen; ausgeglichenes Verhältnis von Pro-
duzenten, Händlern, und Verbrauchern bezüglich der Ver-
teilung von Information erzeugen; strukturell bedingten Be-
günstigungen von Normverstößen wird entgegen gewirkt;
Ansatzpunkt für die Verringerung von Asymmetrien nicht
in den Marktkräften selbst, sondern in einer Verbraucher-
schutzgesetzgebung; Kontrollbehörden als Umschlagspunkt
von Informationen (Transfer zwischen Produzenten und
Verbrauchern)

14) Versagen: (sehr wenig Information)

• Kulturen/Milieus/Traditionen der Branche: Keim- und
bakterielle Belastung von Geflügelfleisch als Branchen-
problem im Einzelhandel; Gründe häufig bei Ausfällen in
der Kühlung; protektive Faktoren geschwächt durch
Druckfaktoren in Richtung generalisierte Abweichung:
inhärente Bedingungen (Kurzfristigkeit, verderbliche
Ware); protektive Faktoren können auch wegen ma-
krostrukturellen Problemlagen fehlen (z.B. Umbruchssi-
tuationen; makro-ökonomische Spannungen, geschmol-
zene Gewinnmargen, Existenzbedrohungen, die je nach
Umständen als naturbedingt oder als ungerecht angesehen
werden); Marktakteure bleiben dann länger am Markt, als
ihre ökonomische Gesamtsituation es bei Einhaltung der
Normen erlaubte; Entstehung von Druck, der sich struk-
turell in Richtung auf die Begehung von Normverstößen
entwickelt; dies wirkt der Ausbildung normtreuer Tradi-
tionen, Milieus und Kulturen als protektive Faktoren ent-
gegen

• Machtbalancen zwischen Händ-
lern/Produzenten/Verbrauchern: Informationsasymmetri-
en wirken einer protektiv wirkenden Balance der Markt-
strukturen entgegen; Verbraucher haben durch wenig In-
formation über die tatsächliche Belastung der Ware die
sie konsumieren eine relativ machtlose Position im
Marktgefüge inne, gegenseitige Kontrollen der Marktak-
teure sind so nicht möglich

Stärkung:

• Kulturen/Milieus/Traditionen der Branche: gezielte Stär-
kung wertorientierter Milieus; Etablierung von Ausbil-
dungsrichtlinien; Stärkung des Vertrauens in die Integrität
von Führungspersonal in Politik, Verwaltung und Ökono-
mie (durch z.B. offensive Befolgung von Prinzipien wie
Transparenz oder Verbraucherschutz); je offensiver und
transparenter die strukturell wirksamen Maßnahmen gegen
korruptionsanfällige Strukturen (Lobbyverflechtungen,
Doppelfunktionen als Kontrolleure und zu Kontrollierende,
als Kontrolleure und Berater, etc.), desto stärker werden
entsprechende Wertorientierungen und Verhaltensdisposi-
tionen auch in die gesellschaftliche Sphäre transportiert;
dies fördert die Entwicklung wertorientierter Milieus; auf
der Makro-Ebene geht es um die Aufhebung institutioneller
Anomie; gezielte Stärkung von Institutionen, die einem ein-
seitigen Übergewicht der Ökonomie und des ökonomischen
Erfolgszieles in der Gesellschaft entgegenwirken

• Machtbalancen zwischen Händ-
lern/Produzenten/Verbrauchern: Verringerung von Infor-
mations- und Machtasymmetrien zwischen Produzenten,
Händlern, und Verbrauchern; Systeme von Checks und Ba-
lances wirken protektiv; Verhinderung einer  strukturell be-
dingten Begünstigungen von Normverstößen; Stärkung der
Stellung der Verbraucher; Verbraucher brauchen Unterstüt-
zung um informierte Entscheidungen treffen zu können;
Ansatzpunkt für die Verringerung von Asymmetrien nicht
in den Marktkräften selbst, sondern in einer Verbraucher-
schutzgesetzgebung; Smart Controls; Kontrollbehörden als
Ort eines Informationstransfers zwischen Produzenten und
Verbrauchern

15) Versagen:

• Machtbalancen zwischen Händ-
lern/Produzenten/Verbrauchern: starke Informati-
onsasymmetrie zu Lasten der Verbraucher; Ubiquität der
bakteriellen Belastungen in der Fleischwirtschaft ist den
Verbrauchern nicht bewusst; Verbraucher als Konsu-
menten und somit auch Leidtragende der Konsequenzen
der Verunreinigungen

• Legitimitätsglaube: kollektive Selbst- und Fremdbilder

Stärkung:

• Machtbalancen zwischen Händ-
lern/Produzenten/Verbrauchern: Stärkung protektiver Me-
chanismen durch Balance der Marktstrukturen; Stärkung der
relativ machtlosen Akteure (speziell Verbraucher); Ansatz-
punkt: System von Checks und Balances aufbauen; ausge-
glichenes Verhältnis von Produzenten, Händlern, und Ver-
brauchern bezüglich der Verteilung von Information her-
stellen; dadurch keine strukturell bedingten Begünstigungen
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der Branche beeinflussen den Legitimitätsglaube bezüg-
lich der geltenden rechtlichen Regelungen; die Zufrie-
denheit mit dem eigenen gesellschaftlichen Status der
Branche hängt ab von den kollektiven Selbst- und
Fremdbildern; die Zufriedenheit beeinflusst den Legiti-
mitätsglaube in Bezug auf die institutionell verankerten
rechtlichen Regelungen sowie deren Quellen ebenfalls; es
spricht für eine Art Missachtung der Branche von Seiten
der Institutionen, wenn unsinnig empfundene Regelungen
implementiert werden; das Selbstbild der gesamten Bran-
che kann so beeinflusst werden); diese Dynamik in nega-
tiver Richtung reduziert die protektive Wirkung positiver
kollektiver Selbst- und Fremdbilder, die damit verbunde-
ne Statuszufriedenheit und den Legitimitätsglaube bzgl.
der rechtlichen Regelungen; hier muss bei der Stärkung
protektiver Faktoren angesetzt werden

• Bedeutung des eigenen Berufsstandes: Teufelskreis: bei
Widersprüchlichkeit von gesellschaftlicher Wirklichkeit
und postivem Selbstbild der Produzenten/Händler in der
Branche, Entstehung von Statusinkonsistenzen; Wahr-
nehmungs- und Bewertungskonflikte kulminieren; es
kann so zu höherer Bereitschaft zu Normbrüchen kom-
men; dies wiederum wirkt sich negativ aus auf den Legi-
timitätsglaube bezüglich der rechtlichen Regelungen und
somit auf die kollektiven Selbst- und Fremdbilder; dies
hat wiederum negative Rückwirkungen auf die Vorstel-
lung der gesellschaftlichen Bedeutung des eigenen Be-
rufsstandes; dieser Teufelskreis muss bei der Stärkung
protektiver Faktoren durchbrochen werden

• Marktverhältnisse/Kulturen/Milieus/Traditionen der
Branche: Problem der Bakteriellen Verunreinigung von
Fleisch (E-Coli-Bakterien, EHEC/VTEC) betrifft die ge-
samte Branchen; trotz Verbesserungen der Kultur/Milieus
in der Branche (Foodwatch, fortschreitende Zertifizierung
nach IFS und QS, Verbesserung der Sensibilität der Ver-
braucher), ist der Fleischmarkt von starken Druckfakto-
ren Richtung generalisierter Abweichung betroffen;
Kurzfristigkeit, schnelle und leichte Verderblichkeit als
inhärente Bedingungen des Marktes; Kombination mit
makro-ökonomischen Spannungen, die auf Grund der
starken Expansion, des Preisdruckes und der zunehmen-
den Internationalisierung virulent werden (geschmolzene
Gewinnmargen, Existenzbedrohungen, ökonomische
Grenzsituationen für die Unternehmen Alltag); es bleiben
dann Marktakteure länger am Markt, als ihre ökonomi-
sche Gesamtsituation es bei Einhaltung der Normen er-
laubte; es entwickelt sich ein Druck, der sich strukturell
in Richtung auf die Begehung von Normverstößen ent-
wickelt und offenbar stärker ist als die positiven Ent-
wicklungen in der Branche (siehe oben)

von Normverstößen; Ansatzpunkt für die Verringerung von
Asymmetrien nicht nur in den Marktkräften selbst, sondern
in einer Verbraucherschutzgesetzgebung; Kontrollbehörden
als Umschlagspunkt von Informationen (Transfer zwischen
Produzenten und Verbrauchern)

• Legitimitätsglaube: bei Vorbehalten gegenüber der Qualität
und der Quantität der (meist aus der EU stammenden)
rechtlichen Regelungen, Stärkung protektiver Faktoren auf
zwei Weisen gestärkt werden; 1. Einwirkung auf die Quali-
tät und insbesondere die Fairness, Einsehbarkeit und Geeig-
netheit der Regel selbst (Regeln verbessern); 2. Einwirken
auf den Glauben an die Fairness und die Geeignetheit der
Regeln bei den Adressaten (Glauben verbessern)

• Bedeutung des eigenen Berufsstandes: Widersprüchlich-
keiten einer brancheninternen Vorstellung der Berechtigung
des Anspruches auf entsprechendes soziales und ökonomi-
sches Kapital (starke gesellschaftliche Bedeutung des eige-
nen Berufsstandes) mit der gesellschaftlichen Wirklichkeit
müssen geschwächt werden; Aktive Verbesserung der Re-
putation/Attraktivität der Fleischbranche in der Gesellschaft
(Marketing, Attraktivität/Wertschätzung des Berufsstandes
staatlich fördern, etc.) – dadurch Anpassung der gesell-
schaftlichen Vorstellung des Berufes an Eigenwahrneh-
mung; sollte beides und an positiven Werten orientiert sein;
Verbesserung, Verfeinerung und Anpassung der Normen
(sonst unglaubhaft für die Branche => Vorstellung der
Missachtung des eigenen Berufsstandes von Seiten der In-
stitutionen – Wechselwirkung zwischen Güte der Nor-
men/rechtlichen Regelungen und Selbstbild der Branche)

• Marktverhältnisse/Kulturen/Milieus/Traditionen der Bran-
che: aktive Stärkung wertorientierter Milieus durch Ausbil-
dungsrichtlinien; Stärkung des Vertrauens in die Integrität
von Führungspersonal in Politik, Verwaltung und Ökono-
mie  (durch z.B. offensive Befolgung von Prinzipien wie
Transparenz und Gewaltenteilung,Verbraucherschutz); je
offensiver und transparenter die strukturell wirksamen
Maßnahmen gegen Werteverfall und korruptionsanfällige
Strukturen in der Branche, desto stärker werden entspre-
chende Wertorientierungen und Verhaltensdispositionen
auch in die Kultur der Fleischhändler und –produzenten
transportiert; auf der Makro-Ebene geht es um die Aufhe-
bung institutioneller Anomie; Stärkung von Institutionen,
die einem einseitigen Übergewicht der Ökonomie und des
ökonomischen Erfolgszieles in der Gesellschaft entgegen-
wirken; Ansatzpunkte am Markt: Smart Controls; gezielte
Suche und Nutzung positiver Wechselwirkungen zwischen
Maßnahmen zur Reduzierung ökonomischer Verlockung
und sozialen Mechanismen zur Förderung protektiver Fak-
toren; Maßnahmen zur Schaffung von mehr Markttranspa-
renz (z.B. gut funktionierendes Verbraucherinformationsge-
setz); Name-And-Shame-Maßnahmen durch die Sanktionen
über den Markt hergestellt werden können; Unterstützung
von Maßnahmen der Ernährungswirtschaft selbst (z.B.
CSR), soweit diese über Kettenintegration bzw. nachvoll-
ziehbare Eigenkontrollen (z.B. HACCP) verfügen; eigene
Sanktionssysteme als Ergänzung zu den staatlichen Maß-
nahmen zur Sicherung des Verbraucherschutzes

16) Branchenweites Entsorgungsproblem Makro, da Branchenproblem

17) Versagen:

• Machtbalancen zwischen Händ-
lern/Produzenten/Verbrauchern: starke Unübersichtlich-
keit in der Kühlhausbranche; verschiedene Händler la-
gern in einem Kühlhaus; einzelne Händler lagern öfters in
mehreren Kühlhäusern gleichzeitig; Unübersichtlichkeit
erschwert händlerspezifische oder kühlhausspezifische
Kontrollen; Entstehung von Informationsasymmetrien
(Verbraucher verfügen über den geringsten Teil an In-

Stärkung:

• Machtbalancen zwischen Händ-
lern/Produzenten/Verbrauchern: System von Checks und
Balances aufbauen; ausgeglichenes Verhältnis von Produ-
zenten, Händlern, und Verbrauchern bezüglich der Vertei-
lung von Information erzeugen; Verringerung strukturell
bedingter Begünstigungen von Normverstößen; Stärkung
der Stellung der „Normbenefiziare“ (Verbraucher); Ansatz-
punkte für die Verringerung von Asymmetrien nicht in den
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formation); Verhinderung einer strukturellen Machtba-
lance auf dem Markt zwischen den einzelnen Akteuren;
Verringerung  protektiver Faktoren

• Marktverhältnisse/Kulturen/Milieus/Traditionen der
Branche: betrifft die ganze Tiefkühllager-Branche;
Druckfaktoren in Richtung generalisierte Abweichung
bei den Kühlhausbetreibern; Kurzfristigkeit, verderbliche
Ware, konjunkturelle Phänomene, Verwerfungen ökono-
mischer Art, Internationalisierungstendenzen des Mark-
tes, schnelle Expansion führen zu Druck in Richtung ge-
neralisierter Abweichung; dadurch Erschwerung einer
protektiven Entwicklung gesetzestreuer Milieus, Tradi-
tionen und Kulturen in diesem Marktsegment; Attraktion
neuer Akteure, deren Priorität der schnelle ökonomische
Erfolg ist (diese haben tendenziell weniger stark ausge-
prägte protektive Faktoren)

• Legitimitätsglaube/ Bedeutung des eigenen Berufsstan-
des: ein kollektives Selbst- und Fremdbild in Verbindung
mit Zufriedenheit und Legitimitätsglaube bezüglich der
relevanten Normen als protektiver Faktor kann sich so in
diesem Bereich nicht ausbilden; das protektiv wirkende
positive Gut eines positiven Selbstbildes und damit der
Überzeugung von der zentralen Bedeutung des eigenen
Berufsfeldes fehlt hier

Marktkräften selbst, sondern in einer Verbraucherschutzge-
setzgebung; Kontrollbehörden als Umschlagspunkt von In-
formationen (Transfer zwischen Produzenten und Verbrau-
chern)

• Marktverhältnisse: Smart Controls; staatliche Normen set-
zen die Anreize richtig; Hebel der Marktprozesse wird zum
Schutz der Rechtsgüter eingesetzt; nur über „kluge Regulie-
rungsmechanismen“ ist eine Bewegung in Richtung des
Abbaus der in vielen Bereichen vorliegenden ökonomischen
Versuchungen möglich; Erhöhung der Kontrolldichte und
damit Abbau fehlgeleiteter ökonomischer Anreize über Er-
höhung direkter staatlicher Kontrollmaßnahmen schwierig;
leere öffentliche Kassen; Implementierung von Maßnahmen
zur Erhöhung der Aufdeckungswahrscheinlichkeit aus
Quellen außerhalb der eigentlich staatlichen Überwa-
chungstätigkeit (z.B. Einrichtung von Whistleblower-
Systemen); Maßnahmen zur Schaffung von mehr Markt-
transparenz (z.B. gut funktionierendes Verbraucherinfor-
mationsgesetz); Name-And-Shame-Maßnahmen durch die
Sanktionen über den Markt hergestellt werden können; Un-
terstützung von Maßnahmen der Ernährungswirtschaft
selbst (z.B. CSR); diese sollten über Kettenintegration bzw.
nachvollziehbare Eigenkontrollen (z.B. HACCP) verfügen;
eigene Sanktionssysteme als Ergänzung zu den staatlichen
Maßnahmen zur Sicherung des Verbraucherschutzes

• Kulturen/Milieus/Traditionen der Branche: gezielte Stär-
kung wertorientierter Milieus; Etablierung von Ausbil-
dungsrichtlinien; Stärkung des Vertrauens in die Integrität
von Führungspersonal in Politik, Verwaltung und Ökono-
mie (z.B. durch offensive Befolgung von Prinzipien wie
Transparenz, Verbraucherschutz); je offensiver und transpa-
renter die strukturell wirksamen Maßnahmen gegen korrup-
tionsanfällige Strukturen, desto stärker werden entsprechen-
de Wertorientierungen und Verhaltensdispositionen auch in
die gesellschaftliche Sphäre transportiert; dadurch Stärkung
entsprechender wertorientierter Milieus auch in der Branche

• Legitimitätsglaube/ Bedeutung des eigenen Berufsstandes:
Nur wenn Vertrauen in die Institutionen besteht, auch be-
züglich einer passenden, interessierten und informierten Ge-
setzgebung (Legitimitätsglaube), kann sich auch ein positi-
ves kollektives Selbstbild der Branche entwickeln; dadurch
Möglichkeit der Entwicklung einer Überzeugung der zen-
tralen gesellschaftlichen Bedeutung des eigenen Berufs-
standes; Verhinderung eines diesbezüglichen Widerspru-
ches zu  brachenexternen gesellschaftlichen Vorstellungen;
somit Verhinderung der Entstehung von Statusinkonsisten-
zen, Wahrnehmungs- und Bewertungskonflikten; dadurch
Verringerung der Bereitschaft zu Normbrüchen in der Bran-
che;  bei fehlendem Legitimitätsglaube können protektive
Faktoren auf zwei Weisen gestärkt werden; 1. durch Ein-
wirkung auf die Qualität und insbesondere die Fairness,
Einsehbarkeit und Geeignetheit der Regel selbst (Regeln
verbessern); 2. durch Einwirken auf den Glauben an die
Fairness und die Geeignetheit der Regeln bei den Adressa-
ten (Glauben verbessern); aktive Verbesserung der Reputa-
tion/Attraktivität der Fleischbranche in der Gesellschaft
(Marketing, Attraktivität/Wertschätzung des Berufsstandes
staatlich fördern, etc.); dadurch Anpassung der gesell-
schaftlichen Vorstellung des Berufes an Eigenwahrneh-
mung; sollte beides positiv und an Werten orientiert sein

18) Versagen:

• Kulturen/Milieus/Traditionen/Legitimitätsglaube der
Branche: Glaubwürdigkeitsverlust der Politik und (Vete-
rinär) Behörden durch zu lange Reaktionszeit bei War-
nungen; amtliche Veterinäre lassen sich bestechen; Dek-
kung der Unterlassung der sauberen Durchführung von
BSE-Tests; fehlender Legitimitätsglaube der Schlachter
bezüglich der Regeln zu flächendeckenden BSE-Tests bei
Schlachtungen; das beeinflusst das Selbstbild und die
Wertorientierungen der gesamten Branche in Richtung

Stärkung:

• Kulturen/Milieus/Traditionen/Legitimitätsglaube der Bran-
che: Festigung der Legitimität der rechtlichen Regelungen
und somit protektiven Faktoren auf zwei Weisen; 1. durch
Einwirkung auf die Qualität und insbesondere die Fairness,
Einsehbarkeit und Geeignetheit der Regel selbst (Regeln
verbessern); 2. durch Einwirken auf den Glauben an die
Fairness und die Geeignetheit der Regeln bei den Adressa-
ten (Glauben verbessern); Stärkung des Vertrauens in die
Integrität von Führungspersonal in Politik, Verwaltung und
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Normabweichung; z.B. Unzufriedenheit mit dem gesell-
schaftlichen Status, verstärkt durch die Vorstellung un-
passender, unübersichtlicher, übertriebener rechtlicher
Regelungen, die von den Institutionen implementiert
werden; es folgen Statusinkonsistenzen und Wider-
sprüchlichkeiten zwischen Selbstbild und gesellschaftli-
cher Außenwahrnehmung des branchenspezifischen Be-
rufsbildes

• Machtbalancen zwischen Händ-
lern/Produzenten/Verbrauchern: Fehlende Balance der
Marktstrukturen; starke Informationsasymmetrie zwi-
schen Produzenten, Händlern und Verbrauchern bezüg-
lich der richtigen Durchführung der BSE-Tests; struktu-
relle Begünstigung von Normverstößen; keine strukturell
geförderten gegenseitigen Kontrollen möglich

Ökonomie; je offensiver und transparenter strukturell wirk-
samen Maßnahmen gegen korruptionsanfällige Strukturen
(z.B. Doppelfunktion der Amtsveterinäre, bzw. Bestech-
lichkeit dieser), desto stärker werden entsprechende
Wertorientierungen und Verhaltensdispositionen auch in die
gesellschaftliche Sphäre transportiert; entsprechende Kultu-
ren und Milieus können sich dann auch innerhalb der
Schlachtbranche entfalten; weitere Stärkung wertorientierter
Milieus z.B. durch Ausbildungsrichtlinien

• Machtbalancen zwischen Händ-
lern/Produzenten/Verbrauchern: Ausgeglichenes Verhältnis
von Produzenten, Händlern, und Verbrauchern bezüglich
der Verteilung von Information herstellen; dadurch Mög-
lichkeit der Etablierung eines Systems von Checks und Ba-
lances; strukturell bedingte Begünstigungen von Normver-
stößen werden dadurch verringert; besondere Stärkung der
machtlosesten Akteure (Verbraucher); dadurch Förderung
der Balance der Marktstrukturen und Verringerung der
Normverstöße; Ansatzpunkt für die Verringerung von
Asymmetrien nicht nur in den Marktkräften selbst, sondern
in einer Verbraucherschutzgesetzgebung
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Anhang A-2

Fallsammlung „Fleischskandale“ (Einzelfälle 2005-
2006)
(Claudia Wiebe)
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Anhang A-2

Anhand einer Sichtung der Medienberichterstattung über die Fleischskandale des Jahres 2006 wur-
den folgende sieben Fälle im Hinblick auf Hinweise über An- und Abwesenheit protektiver Fakto-
ren im Zusammenhang mit Normverstößen und auf weitere kriminologisch relevante Aspekte zu-
sammengefasst.

Fall 1: Frischgeflügel Bünnemeyer GmbH
Frischgeflügel Bünnemeyer GmbH in Lastrup sowie im Weiterverarbeitungsbetrieb HBK Conveni-
ence GmbH in Lindern (Geschäftsführer beider Betriebe: Alfons Bünnemeyer). Von dem Betrieb in
Lastrup aus - einem bloßen Lager ohne EU-Zulassung - wurde Zwischenhandel für Geflügelwirt-
schaft betrieben. - November 2005, StA Oldenburg beschlagnahmt 20 Tonnen Geflügelfleisch (da-
von 90 % Putenfleisch aus dem Ausland importiert und 10 % Hähnchenfleisch).

Vorwürfe
Verdacht des Handels mit verdorbenem Geflügelfleisch (250 Tonnen). Ermittlungen wegen ge-
werbsmäßigen Betruges und Verstoßes gegen das Lebensmittelgesetz. Umetikettierung, Aufsprit-
zung mit Wasser (Pökelinjektor); Insolvenzverschleppung und weitere Straftaten. Von 68 Fleisch-
proben aus beiden Betrieben in Lastrup und Lindern waren ein Drittel der untersuchten Proben ver-
dorben. Bei der HBK Convenience GmbH in Lindern bestanden erhebliche Hygienemängel. In die-
sem Betrieb wurde über einen längeren Zeitraum gefrorenes Fleisch unsachgemäß aufgetaut, aufge-
spritzt und als Frischfleisch in den Verkehr gebracht. Das Fleisch wurde bundesweit an gastronomi-
sche Betriebe, Altenheime, Imbisse und Dönerbuden verkauft.

Aufdeckung
Mitarbeiter informierten Gewerkschaft; StA. 2005 erste Ermittlungen. (250 Tonnen verdorbenes
Putenfleisch aus Italien und Polen; seit 2004: Bestellungen von Putenfleisch für rund 1 Mio. €; un-
bezahlte Rechnungen, schlampige Buch- und Geschäftsführung).

Konsequenzen
Insolvenz der Frischgeflügel Bünnemeyer GmbH (2005). Schließung des Lagers Lastrup (2005).
Entzug der EU-Zulassung der HBK Convenience GmbH in Lindern. Verurteilung des Geschäfts-
führers wegen gewerbsmäßigen Betrugs und Verstoßes gegen das Lebensmittelgesetz. Berufsverbot
(2005). Untersuchungshaft wegen Wiederholungsgefahr (2006). Ermittlungen wegen gewerbsmäßi-
gen Betruges und Verstoßes gegen das Lebensmittelgesetz in 10 weiteren Fällen. - Bereitschaft der
StA zu Strafrabatt (von einem Drittel) bei Geständnis: „Wir denken über eine Freiheitsstrafe von 6

Jahren nach. Bei einem Geständnis wären es 4 Jahre“ (Kammervorsitzender nach Verlesung der
Anklage. Der Angeklagte lehnte ab: „kein Anklagepunkt entspricht der Wahrheit“. Staatsanwalt
forderte Berufsverbot (Stand: Januar 2007).

Vermutete Ursachen

Schlampige Geschäfts- und Buchführung. Vorsätzliche Taten. Geflecht von Personen und Delikten.
Geschäftsführer kalkulierte mit dem Nutzen der Illegalität und Deckung durch ein (selbst mit-) eta-
bliertes Netzwerk. Unbeeindruckt durch Vorstrafen und Berufsverbot. Anomische Einstellung zu
Normen und Gesetzen. Undurchsichtige Rolle einer Dritten Person (Zwischenhändler oder Makler).
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Fall 2: Firma Berger-Wild Logistik GmbH
Das Familienunternehmen (seit 1986 Berger Wild GmbH) expandierte zwischen 1975 und 2005
von einem Umsatz von 0,3 Millionen auf 40 Millionen. Übergang der Geschäftsführung auf den
Sohn des Gründers zu Beginn der 90er Jahre. - Die Unternehmensgruppe in Deutschland bestand
aus der Berger-Wild Logistik GmbH & Co. KG (Ortenburg), der Berger-Wild Logistik GmbH (
Passau) und der Berger-Wild GmbH (Passau). Gegenstand war die Weiterverarbeitung von Fleisch
und der Im- und Export von Wild, Geflügel und Fisch. Zu ca. 75 % bestand das Geschäft 2005 aus
Importen und zu 25 % aus Inlandserzeugnissen. Die Unternehmensgruppe beschäftigte 80 Mitar-
beiter im Inland und 500 im  Ausland.

Vorwürfe
Hygienische Mängel in den 3 bayrischen Verarbeitungsbetrieben der Berger-Wild Logistik GmbH.
Beschlagnahmung von 1.100 t Wildfleisch.

Unsachgemäßes Auftauen von Tiefkühlfleisch mit heißem Wasser und anschließender Verkauf der
Produkte als Frischware.

Deklaration von Fremdware als eigene Ware (unzulässige Umkommissionierung).

Verlängerung der Mindesthaltbarkeitsangaben von Produkten ohne ausreichende Prüfung des Pro-
duktzustandes. Illegale Wildschweinimporte aus Polen (Verstoß gegen das tierseuchenrechtliche
Einfuhrverbot).

Aufdeckung
Feststellung erheblicher Hygienemängel. Beanstandungen des Arbeitsablaufs (1998 bis 2003). Der
Geschäftsführer Karl-Heinz Berger kam den Aufforderungen seitens der Behörden nicht nach, sein
Unternehmen zu Modernisieren, die Hygienestandards einzuhalten und den Bau eines Kühlhauses
zu veranlassen.. Auflagen wurden von ihm als Zumutung empfunden und er drohte zeitweilig mit
Abwanderung.

Zusagen des Unternehmens Probleme wie Hygienschleuse, Personalführung und Lagerung von
Fleisch im Beschaukühlraum durch einen Anbau bis Frühjahr 1999 zu lösen, wurden nicht einge-
halten.

Im April 1999 meldete das Unternehmen die Beseitigung der Mängel und beantragte eine amtliche
Zulassung als Wildbearbeitungsbetrieb für Federwild. Bei einer späteren Kontrollen wurden erneute
bauliche Mängel und Defizite im Arbeitsablauf beanstandet.

Nach der angeblichen Mängelbeseitigungfestgestellung wurden August 2002 die Zulassungen er-
teilt. Im Oktober 2003 waren einige Mängel noch nicht vollständig beseitigt. Am 14.11.2003 Zulas-
sung als Federwildbearbeitungsbetrieb mit Auflagen.

Im November 2004 stellt das Veterinäramt die "Absackung" der Produktionshygiene (in Hinter-
hainberg)  „auf ein nicht zu rechtfertigendes Niveau“ fest und drohte mit Zulassungsentzug. Berger-
Wild räumt eine mangelnde hygienische Qualifikation eines Großteils des Personals ein und ver-
weist auf getätigte Investitionen im Wert von 10. Mio. €.

Weitere Nachkontrollen im Dezember 2004 ergaben nur geringfügige Mängel.

Am 17.10.2005 ergaben Kontrollen im Rahmen der „Kühlhausaktion“ den Fund von 5 mit K3-
Material gekennzeichneten Paletten. Daraufhin wurden am 16.01. 2006 alle 3 Betriebsstätten erneut
überprüft. In der Federwildbearbeitung (Fischhaus) werden hygienische Mängel und in einem wei-
teren Betrieb (Hinterhainberg) unhygienische Zustände festgestellt. Bei einer erneuten Besichtigung
werden die Vorwürfe bestätigt.
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Im Juli 2004 erhielt die Kriminalpolizei Passau eine anonyme Information über Hygienemängel und
Manipulationen in dem Unternehmen. Nach Ermittlungen wurde erst Ende 2005 der Betrieb aber-
mals überprüft und weitere unhygienischen Zustände aufgedeckt.

Die Durchsuchung der Betriebe im Januar 2006 ergab, dass von 98 untersuchten Fleischproben ein
Drittel nicht mehr für den Verzehr geeignet war. Daraufhin wurden auch in anderen Bundesländern
die Fleischlieferungen der Berger-Wild GmbH zurückgerufen.

Konsequenzen
Ende  Januar 2006 werden 3 Betriebe der Berger-Wild-Logistik GmbH in Ortenburg  (Ruderting)
und der Wildgeflügelbetrieb (Hinterhainberg) geschlossen. Ausgenommen von der Schließung wird
das Kühlhaus in Passau. Der Fa. Wild Berger werden sieben - zwischen 1995 und 2002 - erteilte
EU-Zulassungen zur Zerlegung, Verarbeitung und Handel von Fleischwaren entzogen.

Der Geschäftsführer der Berger-Wild Logistik GmbH, Karl-Heinz Berger wird verhaftet und am
21.11.2006 vom Landgericht Landshut zu zwei Jahren Haft auf Bewährung wegen gewerbsmäßigen
Betrugs sowie Lebensmittelverstößen, wie Umetikettierungen, verurteilt.

Alle 3 Unternehmen der Berger - Wild meldeten Konkurs an.

Mit dem Urteil folgte die Wirtschaftsstrafkammer (Vorsitzender Richter Gmelch) weitgehend dem
Antrag von Bergers Verteidiger Hartmut Finger. Die Staatsanwaltschaft hatte eine dreijährige Ge-
fängnisstrafe verlangt und legte Rechtsmittel ein.

Berger-Anwalt Finger kündigte hingegen eine Zivilklage gegen Bayerns Verbraucherschutzminister
(Werner Schnappauf / CSU) an.

Das Gericht verhängte gegen Berger nicht das von der Anklagebehörde beantragte Berufsverbot.
Die entsprechende Forderung hatte die Staatsanwältin damit begründet, dass sich Berger bereits
wieder mit einer Lebensmittelhandelsfirma neu selbstständig gemacht hat. Allerdings legte die
Strafkammer fest, dass Berger sich während der Bewährungszeit nicht mit der Produktion und Ver-
arbeitung von Fleisch betätigen darf. - Das Landratsamt Passau entbindet die amtlichen Tierärzte
von ihren Aufgaben. Einer der Ärzte weist den Vorwurf zurück, im Gegenzug für nachlässige Prü-
fungen Geld oder andere Leistungen erhalten zu haben. - Der Behörde werden Versäumnisse vor-
geworfen und der Bezirksregierung die Ermittlungen entzogen. Daraufhin richtete das  Landesamt
für Gesundheit und Lebensmittelsicherheit eine Sonderkommission (Wild) ein.

Vermutete Ursachen

Eine anomische Einstellung gegenüber Kontrolle und Gesetzen. Die Ausnutzung der ökonomischen
Machtpositionen führte zur Verletzung der Sorgfaltspflicht in der Lebensmittelhygiene. Darüber
hinaus fand eine geringe Wertschätzung der Lebensmittelsicherheit statt.

Geschäftliche Expansionen wurden nicht rechtzeitig abgesichert durch entsprechende Modernisie-
rung und Strukturierung. Der Überblick ging verloren durch Mangel an geschäftlicher Organisation
und Überwachung. Es fehlte an qualifiziertem Personal. Zusätzlich reagierte das geschäftliche Um-
feld in der Region  durch die Geschäftspraktiken des Unternehmens (Dumpingpreise, ausländische
Billiglohnarbeiter, Abwanderungsdrohungen) gegenüber dem Berger - Wild Unternehmen sehr ab-
weisend. - Es wurden ökonomische Anreize in einem nicht kalkulierbaren Maß auf nicht regulierba-
ren Märkten ausgenutzt. Risikogeschäfte ermöglichten hierbei hohe Extraprofite und führten somit
zu einer Unterschätzung der Bedeutung von Normen und Gesetzen in der Unternehmensleitung.
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Fall 3: Die Bruner GmbH
Die Bruner GmbH ist ein Groß- und Einzelhandelsbetrieb für Wild-, Geflügel- und Fischprodukte.
Der Stammsitz der Firma befindet sich in Johanneskirchen (Großraum München).

Vorwürfe
Verdacht des Verstoßes gegen das Lebensmittelrecht und des Betruges durch Umetikettierung von
Fleischprodukten. Hierbei wurden tonnenweise Dönerspieße aufgekauft und kurz vor Ablauf des
Haltbarkeitsdatums umetikettiert. Über 2500 Kunden waren davon betroffen.

Aufdeckung
Bei einer Routinekontrolle (02.10.05) von Mannheimer Lebensmittelkontrolleuren wurden bei ei-
nem Zwischenhändler für Fleischwaren manipulierte Etiketten der Bruner GmbH entdeckt. Darauf-
hin unterrichtete man die zuständigen Behörden der Stadt München. Die beanstandeten Produkte
wurden vom Veterinäramt untersucht, das die Fleischproben, als für den menschlichen Verzehr un-
geeignet einstufte. Ende August 2006 erneute Durchsuchung durch die Lebensmittelüberwachung
des Kreisverwaltungsreferates und Veterinäramtes, im Rahmen einer Großrazzia aufgrund von
Gammelfleischfunden in einer Firma in Gröbenzell19. Nur 3 der ersten 20 Proben waren nach dem
sensorischen Test unbedenklich. Gegen den Firmeninhaber G. Bruner wurde unmittelbar nach der
Razzia ein Ermittlungsverfahren wegen Verstoßes gegen das Lebensmittelrecht und des Verdachts
des Betruges eingeleitet.

Konsequenzen
Der Betrieb wurde von den Behörden geschlossen. Der  Inhaber des Betriebes beging daraufhin
Selbstmord.

Vermutete Ursachen
Es ließ sich eine überforderungsbedingte Nachlässigkeit innerhalb der Unternehmensstruktur fest-
stellen. Die Firma stand - Hinweise aus den Geschäftsunterlagen - kurz vor dem Konkurs.  Wirt-
schaftsstrategische Expansionsmaßnahmen überforderten die Unternehmensorganisation.

Fall 4:  R. in Metten
Die Firma R. ist ein mittelständiger Schlacht- und Zerlegebetrieb in Metten.

Vorwürfe
Aufgrund eines anonymen Hinweises wurde der Betrieb in Metten durchsucht, wobei 3,5 t Rind-
fleisch entdeckt wurden wovon bei 518 kg die Haltbarkeitsangaben nicht ordnungsgemäß ausge-
wiesen waren.

In einem für gewerbliche Zwecke nicht genehmigten Kühlraum - unter der Garage des Privathauses
des Firmeninhabers – fanden sich 1 t Fleisch. Sicherstellung einer Lieferung der Firma von 37 t
Fleisch nach Hongkong. Die hier entnommenen Fleischproben ergaben, dass ein Drittel nicht mehr
für den menschlichen  Verzehr geeignet war. Mindestens 500 kg Rindfleisch waren lt. sensorischer
Untersuchung verdorben und ungenießbar.

                                                
19 Im August 2006 wurde aufgrund eines anonymen Hinweises eine Firma in Gröbenzell durchsucht. Gegen bei-

de Geschäftsführer und einen Firmenmitarbeiter wurde ermittelt. Die Firma erhielt die Auflage einer EDV-Software
zur Rückverfolgungbarkeit der Waren einzuführen. Weitere Kontrollen in bayrischen Fleischbetrieben und Kühlhäu-
sern wurden angeordnet.
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Feststellung erhebliche Verstöße bei der Lagerung, der Verarbeitung und dem Verkauf von Fleisch-
produkten. Erhebliche Mengen der ungenießbaren Ware sollen in den Handel gelangt sein.

Aufdeckung

Der Fund eines Koffers mit anonymen Aufzeichnungen über Lebensmittelverstöße bei der Fa. R.
führte zu Ermittlungen der Polizei über den Eigentümer der Firma. Der Besitzer des Koffers war ein
Ex-Mitarbeiter (ehemaliger Metzger des Betriebes). Seine Aussagen führten zu einer Durchsuchung
des Unternehmens. Um anstehenden Kontrollen zu umgehen, wurden die Waren des Unternehmens
von einem Betrieb zum anderen geschoben.-Die Staatsanwaltschaft Memmingen hatte jedoch „we-
gen schutzwürdiger Interessen des Betriebes“ eine Auskunft über Geschäftskontakte zwischen der
Firma R. und Deggendorfer Frost abgelehnt. Als die Deggendorfer Frost GmbH im Juni 2005 ihren
Betrieb schließen musste, haben die Behörden die Geschäftskontakte zur Firma R. nicht geprüft.

Konsequenzen

Die Deggendorfer Staatsanwaltschaft ermittelte gegen den Inhaber der Firma R. wegen gewerbsmä-
ßigen Betrugs und Verstößen gegen das Lebensmittelrecht. Das Unternehmen wurde daraufhin aber
nicht geschlossen.

Die Firma R. stellte im September 2006 Antrag auf vorläufige Insolvenz. Die Staatsanwaltschaft
hatte 70 t Fleisch beschlagnahmt, ein Warenbestand im Wert eines sechsstelligen Betrages, über
den die Firma deshalb nicht mehr verfügen konnte. Der eingestellte Insolvenzverwalter wollte den
Betrieb aufrechterhalten und somit weiteren Schaden von der Firma abwenden.

Vermutete Ursachen
Die Firma war ein Familienbetrieb mit einer patriarchalisch-autoritäreren Grundstruktur. Hierbei
offenbarten sich persönliche Probleme der Firmenleitung mit der Lebensmittelhygiene und der un-
sachgemäßen Lagerung von Fleisch - auch im Privatenbereich.

Darüber hinaus pflegte der Familienbetrieb geschäftliche Kontakte zu kriminellen Händlern (z. B.
R. Keck, Deggendorfer Frost GmbH20).  Eine weitere Ursache ist in der Unzulänglichkeit behördli-
cher Prüfungen zu sehen, insbesondere bei der Überprüfung von Geschäftsbeziehungen der Firma
zu anderen Unternehmen.

Des Weiteren war der Geschäftsführer von bevorstehenden Lebensmittelkontrollen informiert.

Fall 5: Deggendorfer Frost GmbH
Die Deggendorfer Frost GmbH ist ein Zwischenbehandlungsbetrieb für Fleischmaterial der Katego-
rie 3 (Sitz der Firma in Deggendorf und Illertsen).

Vorwürfe
Die Deggendorfer Frost GmbH besaß seit November 2003 nur eine Zulassung zur Weiterverarbei-
tung von Schlachtabfällen. Sie importierte K3-Material (Fleisch- und Knochenreste, die nicht mehr
für den menschlichen Verzehr geeignet waren) aus der Schweiz und deklarierte diese zu zum Ver-
zehr geeignete Güter um.

Zwischen 2004 - 2005 hat die Deggendorfer Frost insgesamt ca. 400 - 600 t Schweineschwarten
und 1400 t Geflügelkarkassen vom Tierfutter zum Lebensmittel umdeklariert und an weiterverar-
beitende Betriebe im In- und Ausland verkauft.

                                                
20 Vgl.: http://www.mdr.de/fakt/3447153.html FAKT vom 1.09.2006.
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Aufdeckung
Der Zollfahndung an der schweizerisch-deutschen Grenze waren die vermehrt auftretenden Trans-
porte der Deggendorfer Frost von Schweineschwarten aufgefallen. Innerhalb von 5 Jahren hatte sich
die importierte Menge verzehnfacht21.

Insgesamt acht Mal hatten Lebensmittelkontrolleure 2005 das Unternehmen in Deggendorf über-
prüft. Hierbei ist keinem der Kontrolleure der ungültige Stempel in den Zulassungspapieren aufge-
fallen. Der zuständige Amtstierarzt (Bernhard Bullermann) sah den Grund darin, dass die Firma nur
eine K 3 Zulassung als Futtermittelbetrieb hatte und die Kontrolleure deshalb nicht nach Lebens-
mitteln gesucht haben.22.

Konsequenzen
Vorübergehend wurde der Betrieb bereits im August 2005 vom Veterinäramt wegen „hygienischer
und baulicher Mängel“ für 5 Tage geschlossen.

Im Zuge der Verhaftung des alleinigen Geschäftsführers, Rolf-H. Keck, im  Oktober 2005 wurde
dann die Deggendorfer Frost GmbH geschlossen und meldete daraufhin Konkurs an.

Im Dezember 2006 wurde der Geschäftsführer wegen gewerbsmäßigen Betrugs in 49 Fällen zu vier
Jahren und drei Monaten Haft verurteilt. Außerdem verhängte das Gericht ein dreieinhalbjähriges
Berufsverbot im Handel mit Lebensmitteln. Eine gesundheitliche Gefährdung der Verbraucher be-
stand laut Urteil aber nicht. Insgesamt habe der Angeklagte einen Schaden von rund 250 000 Euro
verursacht23.

In der Urteilsbegründung wird nicht von einem Gammelfleischprozess gesprochen, vielmehr habe
der Angeklagte in erheblichen Mengen "solches Material" eingeführt. Diese großen Mengen seien
als belastend für ihn gewertet worden. Als entlastend wertete das Gericht die Tatsache, dass auf den
Exgeschäftsführer durch das öffentliche Interesse und die Medien „großer Druck ausgeübt wurde".
Die Verteidiger kündigten unmittelbar nach dem Urteilsspruch Revision vor dem Bundesgerichts-
hof an24.

Das Gericht folgte mit seinem Urteil der Staatsanwaltschaft, die fünf Jahre Haft gefordert hatte. Die
Verteidigung hatte auf Freispruch plädiert. Die Verteidigerin kritisierte das Urteil als „rechtlich und
tatsächlich falsch. Betrug ist dann, wenn jemand etwas anderes bekommt, als er will“25.

Der Geschäftsführer der Muttergesellschaft, der Firma K. in Illertissen hat im Prozess dargelegt,
dass der Geschäftsführer des Deggendorfer Betriebes tatsächlich „untaugliches Material eingekauft
und als zum Verzehr geeignet verkauft habe26.

Vermutete Ursachen
Es ließen sich bei dem Verantwortlichen keine moralischen Hemmungen erkennen. Der Geschäfts-
führer hatte keine branchenübliche Kenntnisse von den Lebensmittelrichtlinien und allgemeinen
gesetzlichen Bestimmungen. - Im Jahre 2003 erhielt Keck wegen Urkundenfälschung und Steuer-
hinterziehung bei Fleischim- und -exporten zwei Jahre Haft auf Bewährung und 36.000 Euro Geld-
strafe. - Des Weiteren unterhielt er Geschäftsbeziehungen zu anderen kriminellen Akteuren seiner
Branche. - Er traf stillschweigende Übereinkommen mit Kunden und pflegte eine nachlässige Hal-
tung und eigennützige Auslegung von Normen und Gesetzen bis hin zu einer Fälschung von
Amtsstempeln und Lizenzen.

                                                
21 Vgl.: taz v. 15.12.2006, Autor: Max Hägler, Rubrik, „Plettrichs und der Etikettenschwindel“.
22 Vgl.: Bayern Radio 06.09.06 „Lebensmittelkontrolleure unter Druck“.
23 Vgl.: General-Anzeiger, Bonn v. 16.12.2005, „Vier Jahre Haft für Gammelfleischhändler“, S. 39.
24 Vgl.: Stuttgarter Zeitung v. 16.12.2006, Rubrik: Vermischtes, „Fleischskandal: Händler verurteilt“, S. 22.
25 LZ.net v. 15.12.2006, Market News, „Gammelfleisch Urteil in Memmingen“.
26 Vgl.: Süddeutsche Zeitung v. Christian Schneider und Martin Zips v. 13.10.2005, Ressort: Panorama,

URL:/panorama/ artikel/481/ 62419/article.html.
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Die Kontrollen waren nachlässig und unwirksam, da die Lebensmittelkontrolleure nicht die ge-
fälschten Stempel erkannt haben, obwohl sie für die Prüfung der Warenein- und Ausgangspapiere
zuständig waren.
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Tabellarische Übersicht (Fälle 1-5):

 

5 Delikte Fleischbranche mögliche unternehmensbezogene u. personelle Fakto-

ren

 
 Fall 1 Fall 2 Fall 3 Fall 4 Fall 5 Gesamt

Unternehmen Ums. 2004/2005
In Mio. € 4,7 40 gesch. 1 6 3

Mitarbeiter 5 80 20 9

Führung Inh. Inh. jun.
Inh.
verstorb.Inhaber

angest.
GF  

Mängel kfm. Organisation  X X   2

Problem betriebliche Hygiene X X X X X 5

Betrug Umetikettierung X X X   3

Produktmanipulation X X X  X 4

Haltbarkeit Fleisch (MHD) X X X X  4

unausgebildetes Personal  X X   2

kriminelle Geschäftspartner X X   X 3

Risikogeschäfte international  X X  X 3

Unternehmensbe-

dingt

Konkurs X X X
Insol-ven-
z-verf. X

4
1 Verf.

pers. Überforderung  X X   2

Kalkul. Übertretung Normen u.
Gesetze X    X 2

Berufsverbot X    X 2

Strafe wg. Betrug u. Verstoss
gegen Lebensmittelrecht

3 lfd.
Erm.

1J. Be-
währ.
1J. Berufs-
verbot LM   

4J. Haft, 3
J. Berufs-
verbot LM  

Personell

Wiederholungstäter X   X X 3

1 Unternehmensbedingt soll bedeuten, dass die Probleme in der Geschäftspolitik angelegt
sind. Wenn es sich auch in allen Fällen um Einzelunternehmer bzw. persönlich verantwortli-
chen Geschäftsführer handelte, so ist doch zu bemerken, dass die genannten Probleme einer-
seits aus kurzfristigem Kosten-Nutzen Verständnis herrühren, z.B. geringe Investition in
kfm. Organisation und betriebliche Hygieneanlagen.

2 Kundenbetrug durch Umetikettierung, Produktmanipulation und gezielte Übertretung der
Gesetze kann man als unseriöses bzw. kriminelles Geschäftsgebaren werten und sind somit
ein Faktor nur eines vorübergehend erzielten geschäftlichen Erfolges bis zu möglichen
Schadensfolgen und/oder Aufdeckung. Es handelt sich dabei um Straftaten, die ein Unter-
nehmen in Verfolgung seines wirtschaftlichen Interesses und Nutzens begeht.
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Fall 6: E. D. GmbH, Berlin

21. Sept. Beschlagnahmung von 95 t verdorbenes Putenfleisch bei Kontrolle des Veterinär- u. Le-
bensmittelaufsichtsamtes des Bezirksamt Mitte bei der Firma E.D.GmbH, Berlin.

Vorwürfe
Gegen den seit März 2006 angestellten Geschäftsführer, eingetr. Im HR, den 59-j. Joachim M. so-
wie gegen den juristisch Verantwortlichen der Expim Döner GmbH wird wegen Verstoss gegen die
lebensmittelrechtlichen Bestimmungen (n. LBFG) ermittelt.

Aufdeckung
Die Expim Döner GmbH wurde 2003 als Großhandel Ö. von Obst u. Gemüse gegründet. Ab Mitte
2006 unter neuem Namen Einstieg in den Fleischhandel. Joachim M. möglicherweise ein Stroh-
mann, er ist der  4. Geschäftsführer seit Beginn des Fleischhandels als Expim GmbH.

Das Putenfleisch stammt aus Lieferung  italienischer  Firma L’Altera Carne, Abruzzen, sie lieferte
insges. an Expim von Mai bis September ca. 310 t.

Noch offen, ob gesamte Ware verdorben. Expim hat Dresdner Gutachterbüro beauftragt mit Probe
von Kalbsfleisch (wird in Döner verwendet, besteht aus Resten von Kalbskeulen). Kalbsfleischpro-
be „Untersuchung auf Verkehrsfähigkeit“ Probe sei „tauglich(genuss- und handelsfähig)“.
27Proben Behörden laufen noch. 88 t Putenfleisch noch in einem Kühlhaus, bisher nicht freigege-
ben. Mind. 20 t der Ware sind verzehrt. In einem Dönerladen wurde eine kleine Menge gefunden
und vernichtet, vorh. Gesundheitssenatorin informierte deshalb nicht. Entnahme von 25 Proben,
zum Preis von 500 € je Probe, durch das (Institut für Lebensmittel, Arzneimittel und Tierseuchen
(Ilat), 19 Proben gesundheitsschädlich oder wertgemindert, 12 Proben mit Salmonellen, Fäkalkei-
men (mögl. Hygienemängel in der Verarbeitung) belastet.  Beschlagnahmung im Rahmen der tägli-
chen Kontrollen durch Mitarbeiter der Außenstelle der bezirklichen Lebensmittelaufsicht. Leiters
des Veterinär- u. Lebensmittelaufsichtsamtes: “Wir sind am 21.September aufgrund eines sehr

ernst zu nehmenden Hinweises vom Landeskriminalamt sofort tätig geworden.“ Ermittlungen erga-
ben auch , dass 42,6 t von L’Altera Carne schon vor September an Berliner Betriebe ausgeliefert
wurden.

Im Senat legten Grüne Statistiken des Robert-Koch-Instituts vor, wonach in den 3 Wochen vor
Fleischfund die Zahl von Berliner Salmonellenfällen 3fach höher war. „Statt der sonst in dieser Zeit
üblichen 29 Erkrankungen wurden 82 bis 104 Fälle gemeldet.“ Lt. Grüne Verbraucherexperte M.
Schäfer. Senatsverwaltung: von Speiseeis hervorgerufene Salmonellenerkrankung Enterititis, die im
Putenfleisch gefundenen Stämme seien nicht in der Lage Enterititis hervorzurufen. Keime würden
bei Erhitzung abgetötet. Es könne nicht ausgeschlossen werden, dass auch noch rohes Fleisch über
die Theke wandert, wenn es zu früh vom Spieß geschnitten wird. Bis Mitte Dez.  1.709 Salmonelle-
nerkrankungen, 2005 waren es 1.782 Fälle.28

Konsequenzen

Beschlagnahme des Fleischs und Ermittlung gegen den 59j. Geschäftsführer Joachim M. u. den ju-
ristisch Verantwortlichen

                                                
27 (vgl. ddp Basisdienst v. 22.12.2006 „Beschlagnahmtes Fleisch kommt bald wieder in den Handel“)
28 (vgl. Berliner Zeitung 19.12.2006, S. 20, „...Ausschuß befragte Senatorin nach Putenfleisch“)
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EU-Sonderwarnung, da 2 t der tiefgefrorenen Ware nach Schweden gegangen seien. Die Gesund-
heitsverwaltung wurde durch Kontrollbehörde sofort schriftlich informiert.

Seit 23. Okt. ermittelte Staatsanwaltschaft und habe auch „im Rahmen informiert“, Gesundheitsse-
natorin erhielt erst Anfang Dez. (11 Wochen später) Kenntnis, so dass sie nach Berliner Verbrau-
cherinformationsgesetz v. 2003 die Öffentlichkeit informieren konnte. Fehler einer Aushilfskraft im
Ref. Verbraucherschutz, Arzneimittelwesen, Gentechnik, wo Daten zusammenlaufen und auch Be-
hörden in Schweden, Brandenburg u. Berliner Bezirke informiert wurden. Diese mangelnde Tran-
sparenz rückte in den Vordergrund der Auseinandersetzung um diesen Skandal. Künftig 4-Augen-
Prinzip in Behörde.

Die Informationen über den Vorfall wurden am 9. u. 10. November in das internationale Schnell-
warnsystem, ein Datenbank für Behörden gestellt.

Rechtslage zur Verbraucherinformation in Berlin: Die Öffentlichkeit darf nicht mehr informiert
werden, wenn die beanstandeten Lebensmittel aus dem Verkehr gezogen sind. Es darf nur bei Vor-
liegen einer gesundheitlichen Gefährdung informiert werden.

Mögliche Ursachen

Keine Fleisch-Fachkenntnisse in der Firma, branchfremder Geschaftsführer, möglicherweise nur
Strohmann, unklare Geschäftsführung (4 GF-Wechsel seit Gründung vor 6 Monaten), schnelles
Geld verdienen, keine Sorgfalt, Geringschätzung der Kunden durch italien. Lieferanten u. Expim
Geschäftsführung u. Verantw., mangelnde Betriebshygiene, italienischer Geschäftspartner unseriös,
lieferte möglicherweise schon schlechte Ware.

Fall7: K.D. GmH
Beschlagnahme von teils verdorbenen Kalbfleisch im Weddinger Betrieb der Firma K.D. GmbH,
beliefert 1.500 Dönerläden, Berlin, gehört zu den größten Herstellern Europas. Sprecher des Bran-
chenverbandes der Dönerhersteller. „Wir haben mit solchen unseriösen Zwischenhändlern nichts zu

tun“. „Wir kaufen direkt beim Schlachthof, können anhand von Chargennummern das Fleisch bis

zum Produzenten zurückverfolgen“. Mitte Dezember hatte K erst beim Deutschen Institut für Güte-
sicherung und Kennzeichnung ein Gütesiegel für Döner beantragt.„Wenn es jetzt um Gammelfleisch

geht, dann ist das kein Dönerskandal, sondern ein Fleischskandal.“

Aufdeckung

September 2006: Sicherstellung von  2,5 t Frischfleisch u. 3 Tagesproduktionen Dönerspieße in
einem Betrieb, Hygienevorschriften verletzt. Razzia im Dezember. Lebensmittelaufsichtsamt Pro-
ben aus Weddinger Betrieb ergaben wieder minderwertige Ware. 500 kg  teils verkeimtes, teils übel
riechendes Fleisch, darunter auch 400 kg Kalbsabschnitte beschlagnahmt. Kaplan bestreitet Vor-
würfe.

In beiden Proben lt. Ilat sog. Pseudomonaden und Listerien gefunden. Auch bei Dönerspießen war
die Keimzahl leicht überschritten. Staatsanwaltschaft: teils Ekel erregende, nicht für den Verzehr
geeignete Ware, außerdem Fleisch- u. Fleischzubereitungen mit irreführenden Haltbarkeitsangaben
deklariert. - Obwohl bei Dönerspießen Verkehrsfähigkeit bejaht wurde, wurden sie aufgrund ihrer
Bedeutung als Beweismittel bis dato (Jan. 07) nicht freigegeben. Geringe Belastung der Spieße
könne Indiz für Vermengung von verunreinigtem Fleisch mit einwandfreier Rohware sein.
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R.K.s Rechtsanwalt und Juniorchef: „Es trifft nicht zu, dass 5 t verdächtige Ware beschlagnahmt

wurden. Es wurde vielmehr überhaupt kein Dönerfleisch beschlagnahmt oder sichergestellt.“ In
seinem Betrieb lagerten noch 456 kg Fleisch lt. eigener Aussage. Zeitung Hürriyet „Vergammeltes
Putenfleisch wird als Vorwand benutzt, um Döner in Verruf zu bringen“.29

Konsequenzen
Beschlagnahme von 5000 kg Fleisch, Ermittlung gegen R. Kaplan, Sicherstellung von Akten

Mögliche Ursachen
Mangelnde Betriebshygiene, Nichtbeachtung der lebensmittelrechtlichen Bestimmungen

                                                
29 (vgl. SZ. Zeitung v. 16.12.2006 „Berlin, Französische Straße“)
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Anhang A-3

Resultate einer Prozessbeobachtung im 2. Halbjahr
2006

(Stephanie Thiel)
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Zum Zweck der Hypothesenbildung über Schwierigkeiten der Justiz bei der Ermittlung und Verfol-
gung von Straftaten im Lebensmittelbereich beobachteten Studierende der Universität Hamburg ein
halbes Jahr lang einen seit Juni 2006 laufenden Strafprozess vor dem Landgericht Hamburg

Anklage

Dem Angeklagten wurden Bestechlichkeit, Vorteilsannahme und andere Delikte im Amt in 366
Fällen während der Jahre 1996 bis 2001 zur Last gelegt. Er sollte Dienstpflichten verletzt und zu-
gunsten mehrerer Firmen falsche Dokumente ausgestellt haben. Es ging um Exportgenehmigungen
und Gefälligkeitsgutachten für Fleisch und Futtermittel. Hierfür sollten dem Angeklagten insgesamt
um die 350.000 Euro gezahlt worden sein.

Hintergrund

Auslöser für die Ermittlungen war die Freigabe von beanstandetem Kaviar. Es wurden Überwei-
sungen von Fleisch- und Futtermittelfirmen u.a. aus dem Zuständigkeitsbereich des Veterinärs ge-
funden. Er hatte Proben von Futtermitteln und Fleischlieferungen gezogen, privat abgerechnet und
auf dieser Basis dann amtliche Bescheinigungen ausgestellt („behördlich untersucht“). Tausende
von Bescheinigungen kontrastierten mit wenigen Untersuchungsergebnissen. Amtliche Zertifikate
wurden ohne Vorliegen von Ergebnissen ausgestellt. Trotz Hygienebeanstandungen (Enterobakteri-
en) hatte der Angeklagte telefonisch für die Zulassung eines Betriebs ohne Nachkontrolle gesorgt.
Zeugenaussagen und Gespräche am Rande des Prozesses deuteten auf ein größeres Netzwerk von
Akteuren hin. Es erfolgte eine Durchsuchung von Anwaltskanzlei-Räumlichkeiten aufgrund des
Verdachts, dass ein Anwalt (ein späteres Mitglied einer Landesregierung) seinen Dienstwagen zur
Beseitigung belastender Unterlagen zur Verfügung gestellt habe. Der Prozess warf ein Schlaglicht
auf generelle Schwierigkeiten bei der strafrechtlichen Verfolgung von Lebensmitteldelikten. Einige
der im Prozessverlauf aufgetauchten Probleme werden im folgenden dargestellt.

Kontrollsystem und -praxis
Fleischverarbeitende Betriebe werden nur bei Nachweis eines funktionierenden Eigenkontrollsy-
stems (überwiegend HACCP) zugelassen. Die Untersuchung von Proben kann sowohl betriebsin-
tern als auch betriebsextern organisiert werden. Beide Organisationsformen können problematisch
werden. Zwar entbinden die Eigenkontrollen den Amtsveterinär nicht von der Pflicht zur Probeent-
nahme, doch kann ein hauseigenes Labor gleichwohl (im PrinzipI Ergebnisse manipulieren. Externe
Kontrollen können aufgrund der Zuweisung konkreter Kontrolleure zu bestimmten Betrieben sei-
tens der Verwaltung auf dem Wege über die Etablierung eines (profitablen) Nähe-Verhältnisses
zwischen Betriebsleitung und Kontrolleur neutralisiert werden. Nötige bzw. eingeforderte Proben
bieten dem Veterinär die Gelegenheit, zusätzlich Geld zu verdienen. Die Firmen hingegen profitie-
ren durch die sofortige Freigabe beprobter Ware. Diese Praxis berücksichtigt in erster Linie be-
triebswirtschaftliche Überlegungen: schnell umgeschlagene Ware spart Platz und ist kostengünsti-
ger, da die Wartezeit bis zum Vorliegen eines Ergebnisses eine Verzögerung von meist mehr als
drei Tagen bedeutet.

Im vorliegenden Fall war gegen eine der beteiligten Firmen vor Prozessbeginn ein – dann gegen
eine Geldauflage nach § 153a stopp eingestelltes – Verfahren anhängig gewesen.

Die Methode der „staatlichen Kontrolle der Eigenkontrolle“ hat zwei Folgen. Erstens konzentrieren
sich die verbleibenden Kontrollen in den Händen Weniger, die ihrerseits kaum noch Kontrollen
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(etwa durch Kollegen) unterliegen, so dass durch die Verringerung der Zahl der Beteiligten das Zu-
standekommen von Absprachen leichter und damit auch wahrscheinlicher werden dürfte. Zweitens
ergibt sich ein Interessenkonflikt, wenn denjenigen die Verantwortung überlassen wird, die von ei-
nem Produkt profitieren, dessen Qualität sie selbst zu beurteilen haben.

Rechtslage
Ein weiteres Problem stellt die Unübersichtlichkeit rechtlicher Regelungen – zahlloser EU-
Richtlinien und Kommissionsentscheidungen, nationaler Gesetze, Verordnungen und länderspezifi-
scher Bestimmungen – dar. Unklar blieb, ob rechtswidrig gehandelt wurde oder ob Widersprüche
und Regelungslücken genutzt wurden. Die Freigabe beprobter Ware soll als Beispiel dienen. Zwar
müssen Proben vorgenommen werden, die Handhabung der Freigabe ist jedoch nicht explizit gere-
gelt. Zwar darf beanstandetes Fleisch nach dem Fleischhygienegesetz „vor der Brauchbarmachung
als Lebensmittel nicht in den Verkehr gebracht werden“, doch solange keine Ergebnisse vorliegen,
kann Fleisch nicht als beanstandet bezeichnet werden.

Eine weitere Schwachstelle ist die Ausstellung sogenannter Tochterzertifikate (also von Zertifika-
ten, die im Inland aufgrund von im Herkunftsland ausgestellten Zertifikaten ausgestellt wurden), die
nach dem Gleichwertigkeitsprinzip zwar erlaubt, aber problematisch ist. Der Bundesverband der
Verbraucherzentralen sah sich am 19.01.2006 veranlasst, in einer Pressekonferenz auf die Kritik
durch das europäische Lebensmittel- und Veterinäramt bezüglich der mangelhaften Einfuhrkon-
trollen und der niedrigen Kontrollstandards in Deutschland hinzuweisen („Mängel bei importierten
Lebensmitteln“). Bei durchschnittlich 400 zu überwachenden Betrieben pro Kontrolleur30 ist keine
funktionierende Kontrolle gewährleistet. Auch berücksichtigen Abkommen mit Drittländern – im
Falle des Imports von Geflügelfleisch sind das vor allem Brasilien und Thailand – nur sehr unzurei-
chend deren (nicht zuletzt laut Transparency International) ganz und gar nicht unerhebliche Kor-
ruptionsprobleme.

Fachwissen des Gerichts
Die Grauzonen und Verstöße, die durch die komplizierte Rechtslage entstanden sind, wirken auch
in die Möglichkeit des Gerichts hinein, mit solchen Fällen umzugehen. Hinzu kommen fachspezifi-
sche (z.B. terminologische) Probleme. Daher wirft dieser Prozess ein Schlaglicht auf den Zustand
der Justiz in dem Bemühen, Wirtschaftsstraftaten adäquat zu beurteilen. Der Umgang damit stellt
seit jeher ein Problem dar, was auf die Komplexität und Vielschichtigkeit dieses Deliktfeldes zu-
rückzuführen ist. Legislative Bemühungen sind lückenhaft und in Folge dessen auch exekutive und
judikative Möglichkeiten. Ebenfalls unzulänglich sind bisherige Bemühungen, Schwerpunktberei-
che einzuführen. Die Kenntnis wirtschaftlicher Sachverhalte reicht häufig nicht aus. Entsprechend
schwierig gestaltet sich der Tatnachweis bei Wirtschaftsdelikten. Die Einstellungsquoten sind daher
trotz der erheblichen Schadenshöhe außerordentlich hoch.31

Fragen im Zusammenhang mit Lebensmittelsicherheit

Als Fazit aus dem Prozess lassen sich einige Schwachstellen bezüglich der Gewährleistung von Le-
bensmittelsicherheit und des strafrechtlichen Umgangs mit Verstößen ausmachen.

                                                
30 www.heute.de/ZDFheute/inhalt/11/0,3672,3976939,00.html (Stand: 20.11.06)
31 vgl. Bundesministerium des Innern, Hg., Erster Periodischer Sicherheitsbericht, Berlin 2004: 132 f.
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1. Weder die betriebliche Eigenkontrolle noch die staatliche Kontrolle der betrieblichen Eigen-
kontrolle konnten bislang das Problem der Ziel- und Interessenskonflikte und der fehlgelei-
teten Anreize bewältigen.

2. Der Rückzug im Bereich der staatlichen Lebensmittelkontrollen verringert die Entdek-
kungswahrscheinlichkeit von Verstößen wie auch die gegenseitige kollegiale Kontrolle. Das
erleichtert Absprachen ebenso wie die Dauerzuständigkeit eines Kontrolleurs für die immer
gleichen Betriebe.

3. Das ins Unübersichtliche gewachsene „Regelungsgestrüpp“ erlaubt kaum eine Übersicht
darüber, wie die Rechtslage im Einzelnen aussieht. Das erleichtert es einigen Akteuren, sich
ins Gebüsch der Illegalität zu schlagen.

4. Die unübersichtliche Rechtslage erschwert auch den Organen der Rechtspflege den Über-
blick über die Grenzen zwischen rechtmäßigen und unrechtmäßigen Handlungen in diesem
Bereich zu gewinnen.
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Anhang A-4

Arbeitsblatt zur Unternehmensethik

(Thomas Kloss)
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Karl Kraus traf einmal einen Studenten, der auf die Frage, was er

denn studiere, antwortete: „Ich studiere Wirtschaftsethik“. Darauf

soll Karl Kraus gesagt haben: „Na, junger Mann, da sollten Sie sich

aber für eins von beiden entscheiden.“*

Wirtschaft und Ethik folgen unterschiedlichen Codierungen: Gewinn und Verlust lassen sich nicht
ohne weiteres auf denselben Nenner von Moral und Unmoral bringen. Innerhalb einer den ökono-
mischen Zweck des Unternehmens respektierenden Ethik (Vorteilsethik) lassen sich jedoch drei
Grundmodelle einer Unternehmensethik unterscheiden – und letztlich womöglich integrieren:

• Im karitativen Modell einer Unternehmensethik orientiert sich ein Wirtschaftsunterneh-
men am Gewinnprinzip. Die daraus erzielten Überschüsse finden ihre Anwendung in kultu-
rellen-, wissenschaftlichen-, sozialen und anderen außerökonomischen Einrichtungen. Die-
ses wird als „Spendenethik“ bezeichnet, wobei insbesondere dem Spendenzweck eine wich-
tige Bedeutung zukommt. In der Lebensmittelindustrie können daher z.B. Forschungsein-
richtungen gefördert werden, die sich der Qualitätssicherung von Lebensmitteln beschäfti-
gen.

• In der instrumentalistischen Unternehmensethik wird die ethisch – moralische Dimension
der Unternehmensethik anerkannt und fordert die Einbeziehung derselben. Ethik ist eine
strategische Investition die von einem Unternehmen genutzt werden soll. Das Erfolgspoten-
zial eines Unternehmens liegt in der Außen- und Innenwirkung. Die Öffentlichkeit schaut
kritisch auf die Unternehmenstätigkeit, wobei ethisch – moralisches Verhalten, die Akzep-
tanz des Unternehmens in der Öffentlichkeit fördert. Positiver Nebeneffekt ist hier auch die
Steigerung der Motivation der Mitarbeiter. Die Unternehmensethik bleibt somit den erfolgs-
strategischen Gesichtspunkten untergeordnet.

• Die korrektive Unternehmensethik geht davon aus, dass die Gewinnerzielung nicht alleine
im Vordergrund steht. Es werden Einbußen in Kauf genommen, wenn mit moralischen Kon-
flikten und negativen moralischen Folgen zu rechnen ist. Hierbei üben Unternehmen eine
freiwillige Selbstbegrenzung - in ihrem Gewinnbestreben -  aus. Das Gewinnmaximie-
rungsprinzip wird ausgesetzt, welches unternehmerische Konflikte nach sich zieht. Solche
Modelle kommen vor, wo nichtmarktfähige Preise aufgrund bestimmter Wertorientierungen
vom Käufer subventioniert werden (z.B. Fairhandel aber auch Bereiche von Bioproduktio-
nen). Es muss eine Vermittlung statt finden zwischen Gewinnstreben und freiwilliger
Selbstbegrenzung.

Das am ehesten praxistaugliche Modell ist in der integrativen Unternehmensethik zu sehen. In ihr
wird die instrumentalistische-, die karitative- und die korrektive Unternehmensethik als Steue-
rungsmechanismus für die Gewinnoptimierung zusammen gefasst. Nur einzelne Bereiche werden
eingeschränkt für die Umsetzung ethischer Aspekte. Dieses kann sich auch auf die Ebene der Ge-
schäftspolitik  und Geschäftsleitung beziehen. Das Erfolgsstreben steht auf einer soliden Geschäfts-

                                                
* aus: Wirtschaftsethik – Sinn oder Unsinn? http://www.ethikverband/de/cms/front



146

grundlage, wobei die Ethik als innere normative Grundlage impliziert ist und eine verantwortbare
und lebenspraktisch sinnvolle unternehmerische Erfolgsstrategie verkörpert.

Um die Implementierung und Umsetzung einer Unternehmensethik zu fördern und zu gestalten, ist
es von Vorteil auf sachkundige Fachkräfte zurück zu greifen, sogenannte Ethik-Berater. Diese kön-
nen direkt in Wirtschaftsunternehmen eingesetzt werden und somit dem Unternehmen, bzw. dem
Mitarbeiterstab, ethisches Basiswissen vermitteln. Somit können ethische Aspekte bei unternehme-
rischen Entscheidungen berücksichtigt werden. Der Einsatz von Ethik-Beratern ist auf unterschied-
lichen Funktions-Ebenen denkbar:

• Zum einen hat er die Möglichkeit der Beiratsfunktion. Hier fungiert er als Gutachter und
Auskunftsstelle insbesondere dann, wenn das Alltagswissen – zur Rationalisierung einer
problematischen Situation – nicht mehr ausreicht. Der Berater unterstützt den zu Beratenen
fachwissenschaftlich durch seine analytischen und methodischen Kompetenzen.

• Zum anderen kann der Berater eine Aufklärungsfunktion wahrnehmen. Hierbei unterstützt
er das Management und weist auf moralische Probleme hin. Somit wird er zum Aufklärer
und Kritiker und dadurch zu einer negativen Instanz.

• In der Unterstützungsfunktion bietet der Berater alternative Wert- und Begründungsmuster
an. Hier setzt der Berater nicht bei den Grundlagen und Voraussetzungen eines moralischen
Konfliktes - im Unterschied zur Aufklärungsfunktion - an, sondern bietet Lösungen und Hil-
festellung bei moralischen Konflikten (z.B. weist er in Dialogen daraufhin, dass ein Teil-
nehmer vom Dialog ausgeschlossen wurde).

• Innerhalb der Vermittlungsfunktion wird der Berater tätig, wenn eine Verständigung zwi-
schen denen vom Konflikt betroffenen Personen nicht möglich ist (z.B. im Falle eines
Streites versucht der Berater die betroffenen Parteien zu einem Gespräch zusammenzubrin-
gen).

• In der Treuhandfunktion tritt der Berater für die Rechte der Betroffenen ein. Er weist hier
auf die Rechte der am Diskurs teilnehmenden Personen hin. Darüber hinaus kann er selbst
als Treuhänder und Sachverwalter am Diskurs teilnehmen.

• Innerhalb der Entwicklungsfunktion wirkt der Berater aktiv auf die Strukturen und Prozes-
se der Normenbildung in Unternehmen ein. Hierbei gehört es zu seinen Aufgaben, solche
Prozesse einzuführen und zu überprüfen. Ebenso kann er Maßnahmen der Schulung zur Bil-
dung kommunikativer Kompetenzen übernehmen.

Der Vorteil einer Ethikberatung ist darin zu sehen, dass der zu Beratene in der Komplexität der mo-
ralischen Konflikte nicht alleine gelassen wird. Der Berater kann hier die methodischen Grundlagen
vermitteln und helfen die Komplexität zu vereinfachen.

Innerhalb einer Unternehmensethik rücken das Unternehmens – Management und die Mitarbeiter
aber auch die Kunden ins Blickfeld. Als ein wichtiger  protektiver Faktor wurde Fairnes hervorge-
hoben. Der faire Umgang mit Mitarbeitern und Kunden hat eine Rückwirkung auf die Qualität von
Produkten. Die Menschen in einem Unternehmen bilden einen Leistungsverbund und treten als
Gemeinschaft auf, die durch eine gemeinsame Zielsetzung zusammengeführt wurde. Diese Gemein-
schaft ist nach außen identifizierbar und verantwortet ihr Handeln als Einheit, somit tritt das Unter-
nehmen als Träger kollektiver Verantwortung auf.
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Unternehmensethik ist hier der Versuch, ohne rechtliche Regelungen nur durch normative Selbst-
bindung der Entscheidungsträger und durch organisatorische Maßnahmen die Interessen der Betrof-
fenen zu berücksichtigen.

Dieses kann nur in einem dialogischen Verständigungsprozess mit allen Betroffenen geschehen, in
dem verbindliche Normen gebildet und begründet werden, die bindend für alle Beteiligten sind und
als Basis einer Unternehmensethik dienen. Hierbei muss auch deutlich gemacht werden wer ver-
antwortlich ist (Verantwortungsträger), gegenüber wem der Verantwortungsträger verantwortlich
ist und wofür jemand verantwortlich ist (Bereiche, Maßstäbe). Darüber hinaus müssen die Bewer-
tungsinstanzen festgelegt werden (Betroffene, Stakeholder).

Das gesamte Unternehmen muss offen sein für Entscheidungsprozesse, Argumentationsprozesse,
Handlungsweisen, Führungssysteme und ethische Reflexionen. Den Mitarbeitern müssen verlässli-
che Regeln und Orientierungshilfen an die Hand gegeben werden. Darüber hinaus muss eine Kom-
munikationsmöglichkeit mit externen Bezugsgruppen bestehen (z.B. in einer Ethikkommission).

Auch die Führungskräfte sollten ihre Entscheidungen nicht nur an ökonomischen Aspekten aus-
richten, sondern auch bewusst an ethischen Werten, wenn dadurch das unternehmerische Gewinn-
prinzip nicht in Frage gestellt wird.

Durch unternehmensethische Maßnahmen kann eine gemeinsame Wertebasis im Unternehmen ge-
schaffen werden, die einen verlässlichen Orientierungsmaßstab bietet. Mit Hilfe dieser gemeinsam
geteilten Werte können Mitarbeiter das eigene Verhalten reflektieren und ihre individuellen Kom-
petenzen vollständig einbringen.

Voraussetzung hierfür ist das Wissen der Mitarbeiter darüber, was moralisch geboten bzw. verboten
ist. Darüber hinaus muss der Wille des Einzelnen vorhanden sein, moralisch gebotenes umzusetzen
und durchzusetzen.

Problematisch bleibt dennoch die Umsetzung von ethischen Werten in der unternehmerischen Pra-
xis unter ökonomischen Gesichtspunkten. Generell lässt sich zwischen zwei Verfahren unterschei-
den:

• Zum einen der Ansatz der Sanktion, wobei Unternehmen negative Konsequenzen drohen
(z.B. Strafe, Boykott ihrer Produkte etc.), was wiederum eine Gewinneinbuße oder zusätzli-
che Kosten zur Folge hätte, wenn sie sich nicht an ethische Vorgaben halten.

• Zum anderen der Ansatz des Anreizes oder der Motivation, wobei dem Unternehmen positi-
ve Auswirkungen, bzw. unternehmerische Gewinnoptimierung des ethischen Handelns in
Aussicht gestellt wird. Hierbei ist es auch möglich rationale Entscheidungen zu treffen und
zwischen den verschiedenen ethischen Strategien zu wählen und unter Berücksichtigung
von ökonomischen Aspekten dem Gewinnprinzip zu folgen.

Beide Verfahren lassen sich zusammen fassen unter dem Begriff der Vorteilsethik.

Der Motivationsansatz stellt dem Unternehmen durch ethisch legitime unternehmerische Handlun-
gen eine Gewinnoptimierung oder eine Verlustvermeidung in Aussicht. Dieses wird am ehesten
deutlich durch das Auftreten der Unternehmen in der Öffentlichkeit. Hier setzen sich Unternehmen
zum Beispiel für Minderheiten ein, unterstützen karitative Einrichtungen und werben für die Um-
weltfreundlichkeit ihrer Produkte. Es geht aber auch darum ein Interesse zu entwickeln mit der
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Konkurrenz in einen Qualitätswettbewerb zu treten und z.B. Kontrollergebnisse aus externen Kon-
trollen zu veröffentlichen.

Innerhalb des Sanktionsansatzes wäre es denkbar, Unternehmen die eine rechtliche oder moralische
Verfehlung begangen haben, nicht nur – wie es gegenwärtig üblich ist – mit einer Geldstrafe zu be-
legen, sondern sie darüber hinaus zu ethischen  Zwangsmaßnahmen zu verpflichten.

• Diese Maßnahmen können zum einen bedeuten, das Unternehmen - bzw. deren Mitarbeiter -
die eine moralische oder rechtliche Verfehlung begangen haben zu ethischen Schulungen
verpflichtet werden. Hier ist es möglich ihnen moralische und rechtliche Aspekte - unter Be-
rücksichtigung ökonomischer Zwänge - näher zu bringen. Sie auf mögliche Folgen unter-
nehmerischen Handelns aufmerksam zu machen und somit die Sensibilität für die morali-
schen und rechtlichen Auswirkungen ihrer Handlungen zu steigern.

• Denkbar wäre auch der Einsatz eines sogenannten Ethik-Beraters der direkt in dem betroffe-
nen Unternehmen – das sich Gesetzwidrig verhalten hat - tätig wird. Hier kann der Berater
aufgrund seines Sachverständnisses auf mögliche Folgen des unternehmerischen Handelns
hinweisen.

• Darüber hinaus kann er auch mit dementsprechenden Machtbefugnissen auszustatten wer-
den, die es ihm ermöglichen in unternehmerische Entscheidungen und Tätigkeiten einzu-
greifen. Dieses ist dann geboten, wenn im vor Wege abzusehen ist, das eine bestimmte un-
ternehmerische Strategie oder Handlung moralische- oder rechtliche Konflikte nach sich
zieht.

• Zusätzlich zu diesen Aufgaben kann der Berater auch als behördliche Kontroll-Instanz fun-
gieren und dabei die Einhaltung von gesetzlichen Bestimmungen überprüfen. Voraussetzung
dafür ist eine auf die Aufgabe abgestimmte Qualifikation. Berater, bzw. Ethik-Berater kön-
nen nur fachspezifisch – ihrer Ausbildung entsprechend – eingesetzt werden.

Innerhalb dieser Ansätze ist es möglich eine Unternehmensethik zu  implementieren. Denn nur dann
lassen sich unternehmensethische Handlungen unter realökonomischen Gesichtspunkten vollziehen,
wenn eine Gewinnoptimierung zu erzielen ist oder Verluste vermieden werden. Diese selbstver-
pflichtenden materiellen Normen erleichtern den unternehmerischen Beteiligten und Kunden eine
Identifizierung mit den ethischen Werten des Unternehmens, mit den Unternehmensprodukten und
mit dem Unternehmen selbst.

Eine weitreichende Form einer Institutionalisierung ethischer Normen ist die Einsetzung einer
Ethikkommission, deren Mitglieder die Ethikverantwortlichen sind. Diese kann zeitlich unbefristet
die Aufgabe bekommen, die Zwänge der ökonomischen Rationalität mit den vorher erarbeiteten, im
Diskurs gebildeten und festgelegten ethischen Werten zu konfrontieren und bei Entscheidungen die
ethischen Aspekte gegenüber den jeweiligen Entscheidungsträgern vertreten. Diese Kommission
kann mit weitreichenden Kompetenzen ausgestattet werden, die auch unternehmensstrategische
Entscheidungen betreffen, wenn von diesen eine akute Verletzung von ethischen Prinzipien aus-
geht.



149

Literatur
HEFENDEHL, R. (2006): Corporate Governance und Business Ethics: Scheinberuhigung oder Alter-

nativen bei der Bekämpfung der Wirtschaftskriminalität? Juristenzeitung (Heft 3), 119-125.

HOMANN, K., BLOME-DREES, F. (1995): Unternehmensethik – Managementethik. In: Die Betriebs-
wirtschaft, 55, S. 95-114.

STAFFELBACH, B. (1994): Management – Ethik: Ansätze und Konzepte aus betriebswirtschaftlicher
Sicht. Bern.

STEINMANN, H.(1990): Ethische Sensibilisierung von Unternehmen. Nürnberg.

STEINMANN, H., LÖHR. A. (1988): Unternehmensethik. Begriff, Problemstände und Begründungs-
leistungen. 2. Auflage, Nürnberg 1988.

STEINMANN, H., LÖHR, A. (1994): Grundlagen der Unternehmensethik. 2. überarb. Aufl. Stuttgart.

ULRICH, P. (1987):Wirtschaftsethik und ökonomische Rationalität. Zur Grundlegung einer Ver-
nunftethik des Wirtschaftens. St. Gallen.

ULRICH, P. (1994): Integrative Wirtschafts- und Unternehmensethik – ein Rahmenkonzept. In: Fo-
rum für Philosophie Bad Homburg (Hrsg.): Markt und Moral. Bern 1994, S. 75-107.

ULRICH, P (1995): Unternehmensethik und „Gewinnprinzip“. Versuch der Klärung eines unerle-
digten wirtschaftsethischen Grundproblems. St. Gallen 1995.

ULRICH, P. (1998): Worauf kommt es in der ethikbewussten Unternehmensführung grundlegend an?
In: Ulrich, P.; Wieland, J. (Hrsg.): Unternehmensethik in der Praxis. Impulse aus den USA,
Deutschland und der Schweiz. 2. Aufl. Bern, S. 15-28.



150

Anhang A-5

Bewertung der Einzelfälle (2005 – 2006)

Grundlage: die im Bericht beschriebenen empirischen Befunde und Akteurstypologi-
en

(Eva Groß)
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Fall 1: Frischgeflügel Bünnemeyer GmbH
Fokus: Akteur besitzt keine protektiven Faktoren auf der Mikro-Ebene; systematischer und inten-
tionaler Normbrecher; Existenz illegaler Milieus in der Billigfleischbranche; starke Kontrollpro-
bleme durch strategische Verdeckungsaktivitäten

1. Makro-Ebene

1.1 Einordnung

1.2 Empfehlung

2. Meso-Ebene

2.1 Einordnung

2.2 Empfehlung

3. Akteurstypologie

4. Das Kontrollfeld

4.1 Kontrollprobleme

4.2 Einflussnahme/Abhängigkeiten

4.3 Kontrolle/protektive Funktionen/Aufdeckung

1. Makro-Ebene

1.1 Einordnung

Inhärente Eigenschaften des Billigfleischmarkts wirken als Druckfaktoren in Richtung auf generali-
sierte Abweichung. Zusammen mit makro-ökonomischen Spannungen begünstigt vor allem die
Kurzfristigkeit der Transaktionen (schnell verderbliche Ware) die Begehung von Normverstößen.32

1.2 Empfehlung

Smart Controls aller Art wären das geeignete Mittel, diesen Druckfaktoren auf der Makro-Ebene zu
begegnen und so potentielle Normbrecher von den Vorteilen regeltreuen Verhaltens zu überzeugen.

2. Meso-Ebene

2.1 Einordnung

In Anbetracht der systematischen Normverstöße und des strategischen Einplanens von Kontrolllük-
ken kann davon ausgegangen werden, dass in den beiden Betrieben des Geschäftsführers33 weder in
der Struktur/Organisation noch in der Unternehmensphilosophie protektive Elemente zu finden
sind. Die Philosophie eines Unternehmens ist die Basis für die Definition der Unternehmensstrate-
gien. Strategisch sind die beiden Betriebe der Billigfleischbranche eindeutig auf illegale Praktiken34

                                                
32 Starke und schnelle Expansion und Internationalisierung des Marktes, geschmolzene Gewinnmargen, Existenzbedro-

hungen; makro-strukturelle Problemlagen, bei denen Marktakteure länger am Markt bleiben, als ihre ökonomische
Gesamtsituation es bei Einhaltung der Normen erlaubte, hemmen protektive Faktoren auf der Makro-Ebene; Attrakti-
on devianter Akteure

33 Frischgeflügel Bünnemeyer GmbH in Lastrup und Weiterverarbeitungsbetrieb HBK Convenience GmbH in Lindern
34 Tiefgefrorenes Fleisch wurde unsachgemäß aufgetaut und verkauft; vom Handel beanstandetes und an den Geschäfts-

führer zurückgeschicktes Fleisch wurde erneut angeboten; Geflügelfleisch wurde systematisch mit Wasser aufge-
spritzt; Ermittlungen wegen des Verstoßes gegen das Lebensmittelgesetz und des Verdachts des gewerbsmäßigen Be-
trugs
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ausgerichtet. Offenbar fehlte in beiden Unternehmen ein wertorientiertes Leitbild, das auf alle Ebe-
nen hätte ausstrahlen können.35 Eine protektive Unternehmenskultur würde Fehler bis in die oberste
Hierarchiestufe als „beschämend“ thematisieren, um eine Leugnung oder Verschiebung der Ver-
antwortung auf untere Ränge des Unternehmens zu vermeiden.

2.2 Empfehlung

Maßnahmen im Sinne der Förderung protektiver Faktoren müssten auf der Meso-Ebene bei der
Unternehmensethik/-kultur ansetzen. Werte, Normen und Verhaltenskodizes, die mit dem legalen
System in Einklang stehen, müssten von der Geschäftsführung unternehmensintern transportiert und
aktiv kultiviert werden. Formelle Sanktionen im Falle eines Fehlverhaltens müssten innerhalb einer
auf Legalität hin angelegten Betriebskultur mit informellen gekoppelt werden. Die protektiv wir-
kende Strategie „Lernen statt Strafen“ müsste kultiviert werden. Stigmatisierende Effekte könnten
so vermieden und reintegrative Prozesse bei Normbrechern gefördert werden. Wertorientierte Un-
ternehmensleitbilder sowie öffentliche Selbstverpflichtungen wären zu implementieren. Verant-
wortlichkeiten sollten auf jeden Fall klar strukturiert sein. Unternehmensinterne Second Codes
müssten aus der Unternehmenskultur eliminiert werden. Unternehmensstrategien wie CSR könnten
hilfreich sein.

3. Akteurstypologie

Der Geschäftsführer gehört zur Akteursgruppe der intentionalen und systematischen Normbre-
cher.36 Die Akteure arbeiten absichtsvoll und gut organisiert mit Normverstößen. Der Nutzen der
Illegalität wird – ebenso wie die Lückenhaftigkeit oder ggf. Beeinflussbarkeit des Kontrollsystems -
mit einkalkuliert. Teils agieren die Akteure innerhalb grenzüberschreitender krimineller Netzwerke.
Es fehlt ihnen im legalen Kontext unter anderem an Empathie, Verantwortungsbewusstsein und
Kohärenzgefühl.37

Dem Geschäftsführer fehlt eine Bindung an ein legales professionelles Netzwerk von Fleischhänd-
lern. Er unterliegt somit keiner informellen Kontrolle von Seiten solcher Akteure. In Kombination
mit dem fehlenden Kohärenzgefühl kann dies die formale Regeleinhaltung für den Akteur noch
unattraktiver machen. Man hat ohne die emotionale Bindung an ein solches soziales Netzwerk keine
Reputation innerhalb einer legalen und professionellen Bezugsgruppe zu verlieren.

4. Kontrollfeld

4. 1. Kontrollprobleme

Das behördliche Kontrollsystem hat im Fall Bünnemeyer versagt. Trotz der beabsichtigten Schwer-
punktkontrollen bei Verdachtsfällen (und gleichzeitig der einschlägigen Aktenkundigkeit des Ge-
schäftsführers) wurde das systematisch aufgespritzte, vergammelte und in den Handel gebrachte
Fleisch nicht durch Kontrolleure entdeckt. Der Fall geriet mit Hilfe von Whistle-Blowern an die
Öffentlichkeit. Die Oberflächlichkeit der Kontrollen, Arbeitsüberlastung, mangelnde Zugänglich-
keit zu bestimmten Bereichen und Diskrepanzen zwischen „eigentlich Erforderlichem“ und „zur
Verfügung stehenden Ressourcen“ können hierbei eine Rolle spielen. Die Internationalisierung der

                                                
35 Leitbild in Form von:  Setzen auf Langfristigkeit, Nachhaltigkeit, Umweltverträglichkeit, Verträglichkeit mit Men-

schenrechten, auch in Lieferländern, Transferieren von staatlichen Normen in eigene Richtlinien zur Unternehmense-
thik. Interne Regeln können auch über das staatlich Erforderte hinausgehen und so eine Art Vorreiterrolle für zukünf-
tige staatliche Gesetzesnormen sein.

36 mehrfacher Wiederholungstäter; erste Verurteilung mit befristetem Berufsverbot 1987, mittlerweile drei Anklagen
wegen Betruges und Verstoßes gegen das LMG; Insolvenzverschleppung wird dem Akteur ebenfalls vorgeworfen

37 Kohärenzgefühl: wahrgenommene Stimmigkeit von Normen, Werten und den berechtigten Interessen der Produzen-
ten, Händler, Verbraucher an der Einhaltung dieser Normen
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Billigfleischbranche führte zu weiteren Kontrollproblemen.38 In Anbetracht der Systematik der
Normbrüche in den Betrieben des Geschäftsführers kann auch davon ausgegangen werden, dass
gezielte Gegenstrategien gegen die Kontrollen entwickelt wurden, was die Aufdeckungswahr-
scheinlichkeit weiter vermindert.

4.2 Einflussnahme/Abhängigkeiten

Einen hemmenden Einfluss auf die Effektivität der Kontrollen haben auch eventuelle Einflussnah-
men oder Abhängigkeiten der Kontrolleure von den kontrollierten Betrieben. Normbrüche werden
dann tendenziell eher von den Kontrolleuren toleriert. Auf Grund der Informationslage kann in vor-
liegendem Fall nicht von einer gezielten Einflussnahme auf die Kontrolleure ausgegangen werden.
Wie es der Fleischgroßhändler allerdings schaffte, aus einem Hamburger Kühlhaus die bereits be-
schlagnahmte Ware abzuholen und bundesweit weiter zu verkaufen, ist nicht klar.

4.3 Kontrolle/protektive Funktionen/Aufdeckung

Die Kontrollinstanzen durch sind strategische Verdeckungsaktivitäten ökonomischer Akteure leicht
überfordert, da sich das Zutagetreten von Verdachtsmomenten relativ leicht vermeiden lässt. Zudem
ist das Handeln der Kontrollinstanzen für die Akteure häufig allzu berechenbar (oder wird durch
korrumpierende Einflussnahme berechenbarer gemacht). werden.

Die effektivste Prävention strategischen Fehlverhaltens bestünde in der Einwirkung auf die Unter-
nehmensphilosophie im Sinne einer Stärkung der Selbstkontrolle. Insofern gebührt einer Corporate
Regulation und Corporate Governance der Vorrang vor reaktiven staatlichen Sanktionen. Potenti-
elle Folgekonflikte im Zusammenhang mit strafrechtlicher Sanktion, in die auch die Kontrolleure
verwickelt werden könnten, würden dann vermieden.

Das Spezialwissen der Mitarbeiter könnte über die Einrichtung von Whistle-Blower-Anlaufstellen
(sowie den Schutz von Informanten) für die Kontrollpraxis nutzbar gemacht werden. Ein Personen-
register über einschlägig auffällige Personen in der Branche wäre anzulegen, um Mehrfachtäter und
Netzwerke leichter zu identifizieren. Wegen der Erforderlichkeit erheblichen Spezialwissens für
eine effektive Strafverfolgung ist außerdem die Einrichtung von Schwerpunktstaatsanwaltschaften
zu empfehlen.

                                                
38 offene Rechnungen für Fleischbestellungen im Ausland, Dokumentationsprobleme, Verfolgungs- und Recherchepro-

bleme im Ausland
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Fall 2: Firma Berger-Wild Logistik GmbH

Fokus: Strukturelle und organisatorische Überforderung des Unternehmens; fehlende protektive
Unternehmenskultur; Wandel des Akteurs von „Mixed-Type“ zu „systematischem Normbrecher“;
Versagen des rechtzeitigen protektiven Eingriffs der Kontrollbehörden

1. Meso-Ebene: Überforderung von Struktur und Organisation

1.1 Einordnung

1.2 Empfehlungen

2. Akteurstypologie

3. Kontrollfeld

3.1 Kontrollprobleme

3.2 Einflussnahme und Abhängigkeiten

3.3 Kontrolle/protektive Funktionen/Aufdeckung

1. Meso-Ebene: Überforderung von Struktur und Organisation

1.1 Einordnung

Das Unternehmen entwickelte sich in den Jahren 1975-2005 aus bescheidenen Anfängen zum
größten Wildfleischhändler Deutschlands mit einem Umsatz von ca. 40 Millionen Euro, wobei spe-
ziell das Osteuropageschäft eine wichtige Rolle spielte. Das rapide Wachstum überforderte das Ma-
nagement allerdings in organisatorischer und struktureller Hinsicht. Es entwickelte sich eine
„Nachlässigkeitskultur“ einschließlich einer unübersichtlichen Verantwortungs-Verteilung.

Seit 1998 wurden erhebliche Hygienemängel und Defizite in den Arbeitsabläufen registriert; der
Auflage zur Errichtung eines neuen Kühlhauses kam das Unternehmen nicht nach. Es gab Fälle il-
legaler Arbeitnehmerüberlassung. Insgesamt litt die Qualität des Unternehmens auch unter dem ge-
nerell niedrigen Qualifikationsniveau der Mitarbeiterschaft. Es kam zum Verkauf aufgetauter Tief-
kühlware als Frischfleisch, zu Umetikettierungen und illegalem Import (z.B. von hormonbelastetem
Kaninchenfleisch aus China). All dies drückte die Kosten und ermöglichte dem Unternehmen ein
Preisdumping auf dem Fleischmarkt, das sich seinerseits negativ auf die Geschäftsbeziehungen zu
anderen Marktteilnehmern auswirkte. Das setzte eine Spirale der Isolation und der Illegalität in
Gang. Insofern verstärkte sich die Anwendung riskanter und illegaler Methoden selbst. Kontrollen
mussten systematisch umgangen, bzw. Kontrolleure zwecks Verdeckung der Praxis kooptiert wer-
den. Ein Unternehmensleitbild, welches in Form von öffentlichen Selbstverpflichtungen auf Quali-
tät und auf „good practice“ auf allen Produktionsebenen hier hätte etwas ändern können, fehlte.

1.2 Empfehlungen

Ziel sollte die Etablierung einer wertorientierten Unternehmenskultur sein. Normbrüche sollten „be-
schämend“ bis in die oberste Hierarchiestufe hinein thematisiert werden. Die Verantwortung kann
dann nicht geleugnet oder nach unten delegiert werden (institutionalisierte Reflexivität). Die unter-
nehmerische Ethik kann protektiv wirken, wenn sie signalisiert, dass Verantwortung von der Unter-
nehmensführung getragen wird. Chancen des Ausnützens von Kontrolllücken oder Abhängigkeits-
verhältnissen sollten im Sinne eines wertorientierten Leitbildes nicht ergriffen werden. Bestechun-
gen und Bestechlichkeit sollten nicht einmal indirekt, etwa durch einen Second Code geduldet wer-
den. Norm- und Bewusstseinsbildungsprozesse sind hier zentral. Fehlerquellen und Verstoßhand-
lungen sind durch Sanktionen formeller und informeller Art ins Bewusstsein der Mitarbeiter zu ru-
fen. Formelle Sanktionen sollten durch informelle verstärkt werden. Öffentliche Selbstverpflichtun-
gen im Sinne eines „Codes of Conduct“, der Etablierung von normverstärkenden Strategien wie



155

CSR, „Business Ethics“ oder Investitionen in die Reputation einer Marke sind wünschenswerte,
protektiv wirkende Reformen auf der Meso-Ebene.

Eine klare und eindeutige Strukturierung von Verantwortlichkeit in Kombination mit Transparenz,
Selbstkontrollmechanismen, Qualitätsmanagement und flachen Hierarchien ist bei stark expandie-
renden Unternehmen wie der Berger-Wild GmbH essentiell. Nachlässigkeitsstrukturen wird so ent-
gegen gewirkt und in protektiver Weise ein relativer Schutz gegenüber Regelverstößen gewährlei-
stet. Smart Controls in Kombination mit oben den empfohlenen Reformen auf der Meso-Ebene er-
höhen deren protektive Funktionen zusätzlich.

2. Akteurstypologie

Der Geschäftsführer ist zunächst der Gruppe der Mixed-Type-Actors zuzuordnen. Diese besitzen
eine schwächere Normbindung als die prinzipiell normkonformen Akteure, aber weniger Distanz zu
Normen als die Angehörigen der Normverstoß-Netzwerke. Mixed-Type-Actors besitzen prinzipiell
den Willen zur Normeinhaltung. Momentane oder länger andauernde Konfliktsituationen können
die Akteure allerdings zu Normverstößen verleiten oder nötigen. Auch das Wegbrechen ökonomi-
scher oder psychosozialer Faktoren kann dabei eine Rolle spielen. Die Dynamik der sich selbst ver-
stärkenden Effekte illegaler Innovationen entwickelte sich zunächst langsam.39. Zum Zeitpunkt des
Skandals (2005/2006) erschien der Geschäftsführer allerdings bereits als Akteur eines systematisch
normbrechenden Netzwerks. Man kann von einer intentionalen und systematischen Verletzung der
Vorschriften sprechen. Der Nutzen der illegalen Praktiken wurde fest in die Unternehmensstrategie
einkalkuliert.

Problematisch ist, dass der Akteur sich direkt nach seiner Verurteilung (2006), während seiner Be-
währungszeit, mit einer anderen Lebensmittelfirma erneut selbständig machte. Derartige Akteure
werden in der Branche offensichtlich in negativer Weise aufgefangen und reintegriert.

3. Kontrollfeld

3.1 Kontrollprobleme

Die Expansion des Unternehmens erschwerte Kontrollen. Bundeslandspezifische Kontroll-
Praktiken, aber auch Dokumentations-, Rückverfolgungs-  und Rechercheprobleme im Ausland tru-
gen zu dieser Erschwerung bei. Das Unternehmen entwickelte systematisch Strategien, die der Auf-
deckung von Unregelmäßigkeiten vorbeugen sollten. Darüber hinaus kam es aber trotz dann doch
auftauchender Verdachtsmomente kam es erst ein Jahr später zu angemessenen Reaktionen. Offen-
bar waren die Kontrollen zu selten und zu oberflächlich. Die Ursachen hierfür können in Ar-
beitsüberlastung oder mangelnder Zugänglichkeit bestimmten Unternehmens-Bereiche liegen. Zu-
dem bestanden bei der Kontrollbehörde Diskrepanzen zwischen eigentlich Erforderlichem und zur
Verfügung stehenden Ressourcen.

3.2 Einflussnahme/Abhängigkeiten

Nach Aufdeckung wurden Amtsveterinäre auf Grund des Verdachts von Bestechlichkeit aus ihrer
Zuständigkeit entlassen. Es kann von Einflussnahme und gegenseitigen Abhängigkeiten der Kon-
trolleure und Kontrollierten ausgegangen werden.

Das Kontrollfeld kann in Fällen wie dem vorliegenden seine protektive Wirkung nur entfalten,
wenn es Veterinären gelingt, auch in einem adversen Umfeld genügend Selbstbehauptungskompe-
tenzen und Durchsetzungsfähigkeit aufzubringen. Nur mit Selbstwirksamkeitserwartung und Ich-
Stärke kann der Kontrolleur sich dem Betrieb gegenüber behaupten und somit die Unabhängigkeit
der Kontrollen garantieren.

                                                
39 Der Wille zur Normeinhaltung war bei Berger zu Beginn der Expansion seines Unternehmens durchaus vorhanden.
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3. 3 Kontrolle/protektive Funktionen/Aufdeckung

Fraglich ist, mit welcher Art der Kontrolle es hätte gelingen können, das Unternehmen früher zu
identifizieren und den flächendeckenden Verkauf wie auch den Konsum gesundheitsschädigenden
Fleisches rechzeitig zu verhindern.

Bei der Gruppe der systematischen Normverstoß-Netzwerke sind Prävention und Aufdeckung auf
Grund der strategischen Verdeckungsaktivitäten erschwert. Insbesondere das Problem der Einwir-
kungsmöglichkeiten illegaler operierender Akteure auf die Kontrollbehörden ist anzugehen. Die
Etablierung von effektiven Whistle-Blower-Anlaufstellen, sowie die Einrichtung von Personenregi-
stern, die einschlägig auffällige Akteure identifizieren können, sind zu empfehlen. Schwerpunkt-
staatsanwaltschaften sollten eingerichtet werden.

Bei dem Unternehmen hätte man bereits zu einem früheren Zeitpunkt durch die gezielte Stärkung
protektiver Faktoren der sich selbst verstärkenden Dynamik illegaler Praxis entgegenwirken kön-
nen. Mit Methoden zeitnaher Belehrungen sowie kontrollbehördlichem Transfer von Informationen
und Verhaltenskodizes können die Unternehmen bereits in einem Frühstadium illegaler Unterneh-
menskarrieren wieder in den legalen Markt integriert werden. Voraussetzungen hierfür sind sensible
Kontrollbehörden, welche mit Hilfe von einvernehmlichen Lösungen bei erstmalig auffälligen Un-
ternehmen Eigenverantwortung fördern.

Die Unternehmen können dann eine Art Selbstwirksamkeitserwartung auf Unternehmensebene
entwickeln. Ein Kohärenzgefühl im Sinne des Empfindens von Stimmigkeit der Normen und Wer-
ten des legalen Marktes in Kombination mit den als berechtigt empfundenen Interessen der Ver-
braucher kann so auf Unternehmensebene gefördert werden.

Kriminalrechtliche Sanktionen wären bei Akteuren, die prinzipiell den Willen zur Normeinhaltung
besitzen, dies aber auf Grund oben erwähnter Umstände nicht praktizieren können, unverhältnismä-
ßig und ineffektiv. Auch die Arbeitszufriedenheit und die Steigerung der Motivation der Kontrol-
leure muss mitgedacht werden, will man eine protektive Steigerung der Kontrolleffektivität bewir-
ken.
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Fall 3: Bruner GmbH:

Fokus: Umetikettierung als gängige Praxis in der Branche; Versagen des Kontrollfeldes in seiner
protektiven Funktion

1. Makro-Ebene

1.1 Einordnung

1.2 Empfehlung

2. Meso-Ebene

2.1 Einordnung

2.2 Empfehlung

3. Mikro-Ebene

4. Akteurstypologie

4.1 Einordnung

4.2 Empfehlung

5. Kontrollfeld

5.1 Kontrollprobleme

5.2 Einflussnahme und Abhängigkeiten

5.3 Kontrolle/protektive Funktionen/Aufdeckung

1. Makro-Ebene

1.1 Einordnung

Auf dem Geflügelfleischmarkt herrscht seit den 1980er Jahren starker Preisdruck. Preisdumping
durch Discounter und die Globalisierung des Marktes sind dabei die treibenden Kräfte. Das hier in
Frage stehende Unternehmen stand kurz vor der Insolvenz und konnte Frischfleisch-Lieferaufträgen
nicht mehr nachkommen. Die ökonomische Grenzsituation generierte eine lang anhaltende Druck-
situation in Richtung auf die Begehung von Normverstößen. Das Unternehmen gab dem Druck zum
Preisdumping nach, um sich länger am Markt halten zu können. Unter schwierigen makroökonomi-
schen Bedingungen kann die Praxis dauernder Umetikettierungen eine sich selbst verstärkende Dy-
namik zunehmender Illegalitäten in Gang setzen. Die Informationsasymmetrie, die sich dadurch
zwischen Verbrauchern, Händlern und Produzenten ergibt, wirkt sich destabilisierend auf den
Markt aus und wirkt protektiven Faktoren auf der Makro-Ebene entgegen.

1.2 Empfehlung

Protektiv stärkend wäre hier die Etablierung eines Systems von Checks und Balances. Bedingung
der  Möglichkeit der Etablierung eines solchen Systems ist die Behebung der Informations-
Asymmetrie zwischen den Marktteilnehmern. Es könnte dadurch Normverstößen auf dem Markt
strukturell entgegengewirkt werden. Effektiv wäre die Stärkung der schwächsten Marktteilnehmer,
d.h. der Verbraucherseite, durch verbesserte Verbraucherschutzgesetzgebung. Die Einführung neuer
Instrumente der Verbraucherinformation (z.B. Publikation von Kontrollergebnissen) ist zu empfeh-
len.
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2. Meso-Ebene

2.1 Einordnung

In dem Unternehmen existierten keine wertorientierten Leitbilder, keine Unternehmensphilosophie,
die einen positiven Einfluss auf die Strategie des Unternehmens gehabt hätte. Es gab auch keine
Unternehmenskultur, die einer Verantwortungsdiffusion hätte vorbeugen können. Die Praxis des
Umetikettierens wurde unternehmensintern über Second Codes systematisch legitimiert und prakti-
ziert. Normverstöße wurden strukturell begünstigt, da keine klaren Verantwortlichkeiten etabliert
waren. Nachlässigkeitsstruktur, Intransparenz, mangelnde Kommunikation und steile Hierarchien
waren vorherrschend. Organisatorisch war das Unternehmen in Anbetracht der grenzüberschreiten-
den und wachsenden Anzahl an Handelsbeziehungen überfordert, was sich nicht zuletzt darin zeig-
te, dass die Buchführung ohne Computerunterstützung betrieben wurde. Der ökonomische Druck
begünstigte die Normverstöße, da eine systematische Regeleinhaltung von den Kosten her nicht
mehr tragbar war. Illegale Innovationen verstärkten sich selbst.

2.2 Empfehlung

Verbände sind auf die Aufgabe hinzuweisen, überforderte Unternehmensleitungen zu identifizieren
und ihnen Hilfen anzubieten. Darüber hinaus sind der systematische Ausbau von Anlaufstellen so-
wie Schutz für Whistle-Blower und als ultima ratio die Strategie kriminalrechtlicher Sanktionen zu
empfehlen.

3. Mikro-Ebene

Der Geschäftsführer sah sich durch die Eingriffe der Behörden „ungerecht behandelt“. Er hielt sein
Verhalten für „nicht so schlimm“, bzw. ein Kavaliersdelikt. Der „knallharte Markt“ erfordere ein
solches Vorgehen. Der Akteur besaß demzufolge ein sehr geringes Kohärenzgefühl, die rechtlichen
Regelungen und Normen erschienen ihm nicht passend, bzw. übertrieben. Er besaß wenig Fairness-
bewusstsein im Kontext des legalen Regelwerkes. Sein Handeln erschien ihm gerechtfertigt. Ge-
genüber dem Verbraucher besaß der Geschäftsführer ein geringes Verantwortungsgefühl und wenig
Empathie.

4. Akteurstypologie

4.1 Einordnung

Trotz der absichtsvollen, systematischen und gut organisierten Normverstöße des Unternehmens
kann der Geschäftsführer nicht ohne weiteres der Kategorie prinzipiell normverstoßender Akteurs-
netzwerke zugeordnet werden. Zwar wird der Nutzen der Illegalität von ihm mit einkalkuliert und
systematisch auf die Nachlässigkeit der Kontrollinstanzen gebaut, dennoch bewegt sich der Akteur
bundesweit in einem Netzwerk von etablierten und  professionellen Geschäftspartnern. Der Ge-
schäftsführer ist der Gruppe der Mixed-Type-Actors zuzuordnen. Der prinzipielle Wille zur Nor-
meinhaltung war existent, andernfalls hätten sich keine dauerhaften Geschäftsbeziehungen mit legal
agierenden Marktteilnehmern ergeben. Es kann davon ausgegangen werden, dass momentane oder
länger andauernde Konfliktsituationen den Akteur zu Normverstößen anregten. Konfliktsituationen
können auch ausgelöst werden durch das Wegbrechen ökonomischer oder psychosozialer Faktoren.
Die rasante Entwicklung des Unternehmens überforderte den betagten Alleinunternehmer und
führte ihn in die soziale Isolation, die ihrerseits die Dynamik der Abwärtsspirale verstärkte.

4.2 Empfehlung

Verbände sollten ein gezieltes Augenmerk auf potentiell überforderte Einzelunternehmer richten.
Die Stärkung protektiver Faktoren mit Fokus auf der Mikro- und Meso-Ebene ist zu einem mög-
lichst frühen Zeitpunkt anzugehen.
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5. Das Kontrollfeld

5.1 Kontrollprobleme

Die Münchner Behörden wurden bereits im Dezember 2005 über illegale Aktivitäten des Groß-
händlers informiert. Trotzdem kam es über den Zeitraum von einem Jahr zu keiner Schwerpunkt-
kontrolle. Gründe hierfür können die gängigen Probleme der Kontrollpraxis in der Branche sein: die
unterschiedliche Handhabung der Kontrollen in den Bundesländern; Wissensdefizite von Seiten der
Kontrolleure; Oberflächlichkeit und geringe Häufigkeit der Kontrollen.

5.2 Einflussnahme/Abhängigkeiten

Die intensivste Art der Einflussnahme ist möglich, wenn gegenseitige Abhängigkeitsstrukturen der
Kontrolleure und der Kontrollierten vorhanden sind. Veterinäre sind in ihren langfristigen Leben-
sentwürfen häufig abhängig von dem Goodwill lokal einflussreicher Großhändler. Das begünstigt
die Kooptation von Kontrolleuren und wirkt sich negativ auf die Häufigkeit und Qualität von Kon-
trollen aus.

5.3 Kontrolle/protektive Funktionen/Aufdeckung

Kontrollinstanzen können protektiv wirken. Dies vor allem durch Informationsvermittlung zwi-
schen Marktakteuren und durch den Transport von Verhaltenskodizes. Voraussetzung dafür ist die
Abwesenheit oder Unwirksamkeit der oben genannten Kooptationsstrategien. Die Kontrolleure
müssen auch in einem adversen Umfeld Selbstbehauptungskompetenzen, Ich-Stärke und Durchset-
zungsfähigkeit besitzen. Funktioniert der Transport von Verhaltenskodizes, kann man positive be-
triebsinterne Reformen erwarten wie z.B. freiwillige Selbstkontrollen oder öffentliche Selbstver-
pflichtungen bezüglich der Qualität der Produkte. Smart Controls fördern derartige Entwicklungen
auf der Meso-Ebene zusätzlich. Im Fall Bruner waren solche unternehmensinternen Strategien nicht
erkennbar. Das Kontrollfeld hätte zu einem früheren Zeitpunkt negativen Entwicklungen entgegen
wirken müssen, um die systematisch illegale Praxis des Unternehmens zu verhindern. Zum Zeit-
punkt der Aufdeckung hätte das Kontrollfeld nur noch wenig protektive Wirkung entfalten können,
da das Unternehmen bereits mit strategischen Verdeckungsaktivitäten arbeitete. In so einem Fall
müssen größtenteils strafrechtliche Sanktionen angewandt werden. Alternativ dazu könnte man die
Einflussnahme der Unternehmen auf die Kontrollpraxis durch Strukturreformen der Kontrolleurstä-
tigkeit verringern. Intensivere Kontrollen und zeitnahe Reaktionen auf Missstände könnten Groß-
schadensereignisse verringern. Die Einbindung des Spezialwissens der Mitarbeiter ist in solchen
Fällen ratsam (Anlaufstellen für Whistle-Blower). Personenregister und Schwerpunktstaatsanwalt-
schaften sind in solchen Fällen ebenfalls zu empfehlen.



160

Fall 4: Reiß Fleischzentrale GmbH (Metten)

Fokus: Kontrollprobleme in Bayern; gegenseitige Abhängigkeiten der Kontrolleure und Kontrol-
lierten

1. Meso-Ebene

1.1 Einordnung

1.2 Empfehlung

2. Mikro-Ebene

2.1 Einordnung

2.2 Empfehlung

3. Akteurstypologie

3.1 Einordnung

3.2 Empfehlung

4. Kontrollfeld

4.1 Kontrollprobleme

4.2 Einflussnahme und Abhängigkeiten

4.3 Kontrolle/protektive Funktionen/Aufdeckung

1. Meso-Ebene

1.1 Einordnung

In dem Unternehmen gab es zum Zeitpunkt der Gammelfleischfunde keine wertorientierte Unter-
nehmensphilosophie. Um die Entdeckung zu erschweren, hatte das Unternehmen Fleischlagerungen
über verschiedene Kühlhäuser verteilt. Strikte Hierarchieschranken in Verbindung mit einem patri-
archalisch-autoritären Betriebsklima, Intransparenz, unklare Verantwortlichkeiten und mangelnde
Kommunikation zwischen den einzelnen Stufen der Betriebshierarchie förderten die Ausbildung
von Second Codes, die illegale Praktiken unternehmensintern legitimierten.

Auf Grund des Preisdruckes auf dem Fleischmarkt stellen illegale Innovationen große ökonomische
Verlockungen dar. Kosten einer normtreuen Praxis können eingespart werden. Solche Methoden
führen zu sich selbst verstärkenden Effekten, die u.U. geeignet sind, das Unternehmen aus ökono-
mischen Notlagen zu retten. Zugleich erzeugen sie systematisch Vorteile gegenüber legal operie-
renden Marktteilnehmern, wird dem ökonomischen Kalkül nicht durch z.B. Smart Controls Einhalt
geboten.

1.2 Empfehlung

Von einer protektiven Unternehmensethik könnte man sprechen, wenn sie signalisiert, dass Ver-
antwortung klar von der Unternehmensführung übernommen wird. Im Fall des fraglichen Unter-
nehmens müsste zunächst eine umfassende Strukturreform stattfinden, bevor andere Förderungs-
maßnahmen protektiver Faktoren effektiv implementiert werden können.

2. Mikro-Ebene

2.1 Einordnung

Ferne zum Verbraucher, Mangel an Empathie und Verantwortungsbewusstsein schwächeren
Markteilnehmern gegenüber sowie mangelndes Kohärenzgefühl in Bezug auf die geltenden rechtli-
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chen Regelungen in der Branche charakterisieren den Hauptakteur. Möglicherweise sieht er die Re-
geln auch nur als übertrieben an und schätzt das Risiko der Entdeckung als sehr gering ein. Die
Selbstwirksamkeitserwartung im legalen Kontext fehlt dem Akteur, sonst würde er nicht systema-
tisch auf illegale Methoden zurückgreifen. Es fehlt ein legales soziales Bezugsnetzwerk, zu dem
Solidaritätsgefühl aufgebaut werden könnte.

2.2 Empfehlung

Um nicht weitere Akteure wie R. zu Normbrüchen zu motivieren, ist es erforderlich sicherzustellen,
dass die freiwillige Unterwerfung unter Kontrollen keine ökonomischen Nachteile bringt (Norm-
bindung). Des Weiteren sollten die Sanktionsinstanzen einen Wissenstransfer leisten und somit ei-
nen Kontext von Fairness und Gerechtigkeit herstellen. Die abweichenden Akteure sollten von der
Richtigkeit der Sanktion sowie der Notwendigkeit einer Verhaltensänderung überzeugt werden. Bei
systematisch abweichenden Akteuren, denen es prinzipiell am Willen zur Normeinhaltung fehlt,
machen derartige Ansätze wenig Sinn.

3. Akteurstypologie

3.1 Einordnung

Ein prinzipieller Wille, sich den rechtlichen Regelungen entsprechend zu verhalten, lässt sich beim
Geschäftsführer nicht erkennen. Dauerhafte oder momentane psychische oder ökonomische Kon-
fliktsituationen, die für systematische Normverstöße trotz des prinzipiellen Willens zur Normtreue
sorgen können, lassen sich nicht feststellen. Die Insolvenz des Unternehmens wurde erst nach der
Beschlagnahmung einer großen Menge tiefgekühlter Ware angemeldet. Sein Unternehmen schien
sich in keiner dauerhaften ökonomischen Notlage zu befinden.

3.2 Empfehlung

Die Strategie der Stärkung protektiver Faktoren macht bei einer devianten Akteursgruppe wenig
Sinn. Empfehlenswert ist die Förderung und systematische Etablierung von Whistle-Blower-
Anlaufstellen. In letzter Instanz sollte auf kriminalrechtliche Sanktionen zurückgegriffen werden.

4. Das Kontrollfeld

4.1 Kontrollprobleme

Trotz wiederholter Kontrollen durch die Lebensmittelüberwachung wurden die Missstände in dem
Unternehmen nicht durch Kontrollbehörden aufgedeckt, sondern durch die zufällige Beteiligung
eines Passanten. Kontrolliert wurde regelmäßig, aber offenbar viel zu oberflächlich. Die Kontroll-
praxis wurde in dem Unternehmen durch die strategische Verschiebung von Ware zwischen den
verschiedenen Kühlhäusern erschwert. Die Internationalen Handelsbeziehungen begünstigten die
Verdeckung vor den Kontrollbehörden zusätzlich. Ausländische Subunternehmer und involvierte
Metzger sprechen kaum deutsch und kennen/verstehen die Bestimmungen des deutschen Lebens-
mittelrechts nicht. Dies erschwert die Dokumentation der Handelswege. Der Betrieb entwickelte
gezielte Gegenstrategien gegen Kontrollen. Die kritische Ware wurde verschoben. Aus Perspektive
der Kontrollinstanzen gab es so seit 1995 nichts zu beanstanden. Die Zuständigkeitsprobleme be-
züglich der Kontrollen stellen speziell in Bayern ein weiteres Problem dar. Sie fördern indirekt die
oberflächliche Kontrollpraxis auf Grund eines Wissensdefizits in Kombination mit wachsender Un-
übersichtlichkeit der Behördenzuständigkeiten.40

                                                
40 In 24 kreisfreien Städten und 71 Landkreisen Bayerns sind die Kommunen selbst für die Lebensmittelüberwachung

zuständig; die Standards der Überprüfung sind von Landratsamt zu Landratsamt verschieden.- Stoßen die Kontrolleu-
re auf Missstände, dürfen sie das Verfahren nicht selbstständig einleiten, sondern müssen die Rechtsabteilung der
Kreisbehörde einschalten
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4.2 Einflussnahme/Abhängigkeiten

Die Unabhängigkeit der Kontrollen des Unternehmens muss ernsthaft in Frage gestellt werden.
Zum einen begünstigt die bayerische Organisation der Kontrollpraxis die Entwicklung von Abhän-
gigkeitsstrukturen. In den Landkreisen ist die Lebensmittelüberwachung an den Landratsämtern
angesiedelt, die Landräte sind oberste Chefs der Kontrolleure. Regionale gemeinsame Interessen
können hier schnell handlungswirksam werden. Daher wird von gezielten gegenseitigen Einfluss-
nahmen im Fall Reiß ausgegangen. In Kombination mit dem Skandal der Deggendorf Frost GmbH,
zu welcher Handelsbeziehungen bestanden, hätten die Behörden bereits auf das Unternehmen auf-
merksam werden müssen. Ein Verdachtsmoment ergab sich aus der Vorgeschichte des Geschäftfüh-
rers; dennoch kam es nicht zu Schwerpunktkontrollen. Verantwortliche Veterinäre werden der
Kungelei mit den Geschäftsführern beschuldigt. Die zuständigen Veterinäre hätten von den Zustän-
den in den Betrieben gewusst, ihre Information aber nicht an die zuständigen Behörden weiter ge-
leitet.

4.3 Kontrolle/protektive Funktionen/Aufdeckung

Kontrollinstanzen können neben der Informationsvermittlung zwischen Produzenten, Händlern und
Verbrauchern insofern protektiv wirken, dass sie Verhaltenskodizes transportieren. Dies ist nur
möglich, wenn den oben genannten Abhängigkeitsstrukturen aktiv  entgegen gewirkt wird. Die Un-
abhängigkeit der Kontrolleure von den zu kontrollierenden Betrieben ist für die Entfaltung der pro-
tektiven Wirkung der Kontrollinstanzen unabdingbar. Die gemeinsamen Interessen der Kontrollbe-
hörden und der Unternehmen sollten sich darauf beschränken, dass in Kooperation effektive unter-
nehmensinterne Reformen auf der Meso-Ebene entwickelt werden. Durch gegenseitigen Informa-
tions- und Erfahrungsaustausch kann zielgerichtet an solchen Reformen gearbeitet werden. Den
Produzenten muss der wirtschaftliche Nutzen von positiven Reformen wie öffentlichen Selbstver-
pflichtungen, freiwilligen Selbstkontrollen oder dem Beitritt zu Gütegemeinschaften bewusst ge-
macht werden. Dies können funktionierende Kontrollbehörden in Form des Informationsaustau-
sches und des Transportes von Verhaltenskodizes leisten.

Es handelt sich um ein Unternehmen mit systematisch illegalen Strategien. Handelsbeziehungen zu
anderen devianten Unternehmern werden gepflegt. Hier geht es nicht mehr um die Stärkung protek-
tiver Faktoren, sondern um eine effektivere Überwachungspraxis, um weitere Großschadensereig-
nisse zu verhindern. Die Kontrollpraxis muss in einer Strukturreform von den Einwirkungsmög-
lichkeiten der devianten Unternehmen distanziert werden. Das Spezialwissen der Mitarbeiter sollte
institutionell in die Kontrolleurspraxis eingebunden werden. Die Hauptakteure der großen Fleischs-
kandale der letzten Zeit waren zu einem großen Teil wegen ähnlicher Delikte schon mal verurteilt
worden. Die Akteure sind offensichtlich in der Lage, nach ihrer Verurteilung so weiter zu wirt-
schaften wie zuvor. Das ist ein Indiz dafür, dass hier ein Milieu existiert, das in negativer Weise
diese Akteure auffängt und integriert. Präventiv müsste ein Personenregister angelegt werden, um
einschlägig bekannte Akteure identifizieren zu können.
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Fall 5: Deggendorfer Frost GmbH

Fokus: Grundsätzliche Lücken im Schlachtabfallsystem der EU seit der BSE-Krise (Makro-Ebene);
Attraktion systematischer Normbrecher

1. Makro-Ebene

1.1 Einordnung

1.2 Empfehlung

2. Meso-Ebene

2.1 Einordnung

2.2 Empfehlung

3. Akteurstypologie

3.1 Einordnung

3.2 Empfehlung

4. Kontrollfeld

4.1 Kontrollprobleme

4.2 Einflussnahme und Abhängigkeiten

4.3 Kontrolle/protektive Funktionen/Aufdeckung

1. Makro-Ebene

1.1 Einordnung

Nach der Neuregelung des Umgangs mit Schlachtabfällen entstand ein EU-weiter neuer Markt des
Handels mit K3-Abfällen. Da es sich hierbei, den rechtlichen Regelungen entsprechend, nicht um
für den menschlichen Verzehr geeignetes Fleisch handelt, wurden die Kontrollen tendenziell ver-
nachlässigt. Es entstand dadurch Raum für illegale Praktiken wie z.B. die Umetikettierung von K3-
Abfällen zu genusstauglichem Fleischmaterial. Zahlreiche Unternehmen  wie die Deggendorfer
Frost GmbH wurden neu gegründet. Die deutschlandweit 138 K3-Betriebe (davon 54 in Bayern)
besitzen nur eine Zulassung als "Zwischenbehandlungsbetrieb für Material der Kategorie 3“nach
dem Tierkörperbeseitigungsgesetz. Für Fleischverarbeitungsunternehmen stellt selbst die kostenlose
Abgabe von K3-Abfällen noch eine kostengünstige Entsorgung und damit eine funktionale Entla-
stung dar.

1.2 Empfehlung

Informationsasymmetrien zwischen K3-Händlern, Fleischproduzenten und Verbrauchern sollten
beseitigt werden (z.B. Ausbau eines Verbraucherinformationsgesetzes). Dies sollte neben der ge-
zielten Verbesserung der Kontrollen des neuen Schlachtabfallsystems zur Schließung der Rege-
lungs- und Kontrolllücken auf diesem Markt führen. In Form von Smart Controls sollte der Staat
ebenfalls die richtigen Anreize setzen, um auch hier Rechtsgüter effektiv zu schützen.

2. Meso-Ebene

2.1 Einordnung

Bei dem Unternehmen handelt es sich um einen Zwischenhandelsbetrieb für Material der Kategorie
3. Strategisch war das Unternehmen daraufhin ausgerichtet, systematisch und grenzüberschreitend
K3 Schlachtabfälle zu billigen Preisen einzukaufen. Es wurde nach Umetikettierung zu genusstaug-
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lichem Material gewinnbringend an Lebensmittelbetriebe (Gelatinehersteller, Wurstproduzenten,
etc.) weiter verkauft. Kontrolllücken und internationale Unübersichtlichkeiten wurden gezielt aus-
genutzt. Struktur und Organisation des Unternehmens führten nicht auf Grund von Überforderung
zu illegaler Unternehmenspraxis, sondern waren gezielt darauf angelegt.

2.2 Empfehlung

Die Stärkung protektiver Faktoren macht in diesem Fall kaum Sinn. Das Unternehmen müsste auf
einer grundsätzlich anderen Unternehmensphilosophie basieren, um die illegale Strategie erst gar
nicht entstehen zu lassen. Dann könnte man anfangen, normgenerierende Maßnahmen unterneh-
mensintern zu implementieren. Über reintegrative Strategien wie „Lernen statt Strafen“, bzw. die
Etablierung von Selbstkontrollen und öffentlichen Selbstverpflichtungen des Unternehmens könnte
dann eine normtreue Praxis auf allen Ebenen des Unternehmens gefördert werden. Ein günstiger
Ansatzpunkt für die Prävention wäre zudem die Grenze zwischen Lebensmittel und nicht für den
menschlichen Verzehr geeignetem Fleisch-Abfall. Diese Grenze ist – etwa mittels Einfärbung -
möglichst sichtbar und unumkehrbar zu machen.

3. Akteurstypologie

3.1 Einordnung

Der Geschäftsführer ist zum Zeitpunkt des Skandals bei den Behörden bereits einschlägig akten-
kundig. Als Akteur gehört er zur Gruppe der intentional, gut organisiert und systematisch mit
Normverstößen Arbeitenden. Der Nutzen der Illegalität wird strategisch mit einkalkuliert, auf
Nachlässigkeit der Kontrollbehörden wird vertraut. Zwischenhändler, Lieferanten des K3-Materials
und Lebensmittelproduzenten aus ganz Europa profitierten innerhalb eines internationalen illegalen
Netzwerkes von den Geschäften. Der Geschäftsführer pflegte private Kontakte sowie Handelsbe-
ziehungen zu weiteren illegal agierenden Akteuren und Unternehmen.

Krisensituationen wie wirtschaftliche Existenzbedrohungen, Gefährdung der unternehmensinternen
Kontrollbalance durch z.B. Insolvenz oder das Wegbrechen psychosozialer Faktoren, die für eine
zeitweilige illegale Handelspraxis verantwortlich sein könnten, sind vor Aufdeckung des Skandals
nicht erkennbar.

Eine professionell und legal agierende Bezugsgruppe, welche informelle soziale Kontrolle auf den
Geschäftsführer hätte ausüben können, existierte nicht. Die legal agierenden Akteure fühlten sich
von dem Geschäftsführer auf Grund schlechter Lieferungen hintergangen.

3.2 Empfehlung

Eine Strategie zur Stärkung protektiver Faktoren ist nur bei Akteuren angezeigt, die einen prinzipi-
ellen Willen zur normtreuen Praxis erkennen lassen. Im Fall des Geschäftsführers der Deggendorfer
Frost GmbH werden die sonst oft unverhältnismäßig erscheinenden kriminalrechtlichen Sanktionen
zum effektivsten Mittel. Daneben gewinnt das Spezialwissen der Mitarbeiter an Bedeutung. Diese
haben aus schlechtem Gewissen heraus oft die Motivation, öffentlich über Missstände im Unter-
nehmen zu berichten. Die Etablierung geeigneter Whistle-Blower-Anlaufstellen, sowie deren akti-
ver Schutz sollten an Bedeutung gewinnen.

4. Kontrollfeld

4.1 Kontrollprobleme

Im Fall des Handels mit umdeklariertem K3-Schlachtabfall zeigen sich eklatante Kontrolllücken. In
Verbindung mit der Liberalisierung des EU-weiten Marktes konnte sich ein freier Handel mit dem
Material etablieren. Die rechtlichen Regelungen hierzu sind unübersichtlich. Den Kontrolleuren
fehlt es an Spezialwissen und an der Fokussierung auf den EU-Handel mit Tierabfällen. Kontroll-
lücken auf diesem Markt konnten somit von devianten Akteuren systematisch genutzt werden. Es
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war kaum nötig, Gegenstrategien zu dieser Kontrollpraxis zu entwickeln. Der grenzüberschreitende
Handel und die damit verbundenen Dokumentations- und Rückverfolgungsprobleme trugen zusätz-
lich zu Kontrollschwierigkeiten bei.

4.2 Einflussnahme/Abhängigkeiten

Gezielte Einflussnahme auf die Kontrolleure war von Seiten des Unternehmens nicht nötig. Die
Kontrollbehörden waren nicht auf diesen Bereich fokussiert. Das Veterinäramt bestritt seine Zu-
ständigkeit, obwohl es über einen Mitarbeiter des Unternehmens Kenntnis davon erlangte, dass der
Geschäftsführer Dokumente gefälscht haben sollte.

Gegenseitige Abhängigkeiten lassen sich lediglich in Bezug auf das weit gespannte Netz des ille-
galen Handels erkennen. Unternehmen auf verschiedenen Stufen der Wertschöpfungskette, die
sonst vielleicht legal auf dem Markt agieren, sind auf Grund des starken ökonomischen Anreizes
und der geringen Kontrollen in den illegalen Handel mit K3-Abfall involviert. Es entstehen illegal
wirtschaftende Netzwerke, welche protektive Faktoren auf der Unternehmensebene tendenziell
schwächen. Normverstöße werden tendenziell begünstigt, selbst bei Unternehmen, die sonst legal
handeln. Sie geraten so in Abhängigkeitsverhältnisse mit den systematisch devianten Unternehmen.

4.3 Kontrolle/protektive Funktionen/Aufdeckung

Kontrollinstanzen können im Bereich des K3-Schlachtabfallhandels nur protektiv wirken, wenn der
Fokus gezielt hierauf gerichtet wird. Neben Erhöhung der Dichte und Intensität der Kontrollen, spe-
ziell an den Landesgrenzen, sollten von den Behörden Verhaltenskodizes für die Unternehmer in
diesem Bereich vermittelt werden. Die Kontrolleure müssen sich entsprechendes Spezialwissen und
Sensibilität aneignen. Dadurch können sie eine Selbstbehauptungskompetenz und Selbstwirksam-
keitserwartung entwickeln, um sich in den Betrieben behaupten zu können. Eine verbesserte Koope-
ration der Betriebe mit den Kontrollbehörden kann erreicht werden durch Aufklärung der Produ-
zenten und Händler über die ökonomischen Vorteile legalen Wirtschaftens. Die Kontrollbehörden
sollten neben der Vermittlung von Verhaltenskodizes als Umschlagspunkt von protektiv wirkender
Information für Händler, Produzenten und Verbraucher fungieren.

Eine grundlegende Strukturreform der Kontrollinstanzen ist zu empfehlen, um die nötigen Kapazi-
täten zu aktivieren und auf den internationalen K3-Handel zu spezialisieren. Einwirkungen der sy-
stematisch devianten Akteursgruppe sollten hierbei von vornherein strukturell verhindert werden.
Der Markt zieht Akteure dieser Gruppe an, da der ökonomische Anreiz hoch und die Entdeckungs-
wahrscheinlichkeit gering ist. Selbst wenn die Kontrollen ausgebaut werden, werden die systema-
tisch devianten Akteure strategische Verdeckungsaktivitäten kultivieren. Die starke Internationali-
sierung des Marktes erleichtert Verdeckungsaktivitäten der Akteure zusätzlich. Dem muss von
vornherein entgegen gewirkt werden.

Die Einführung eines Personenregisters – möglichst auf EU-Ebene – wäre zweckmäßig, um ein-
schlägig auffällige Akteure identifizieren zu können und das illegale internationale Netzwerk des
K3-Handels zu schwächen. Die Institutionalisierung von geeigneten Anlaufstellen für Whistle-
Blower sowie deren Schutz stellen geeignete Maßnahmen für eine effektive Prävention von Groß-
schadensereignissen in diesem Bereich dar. Daneben sollten Schwerpunktstaatsanwaltschaften ein-
gerichtet werden, damit den innovativen, aber illegalen Praktiken mit geeignetem juristischem Spe-
zialwissen begegnet werden kann.
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Fall 6: Expim Döner GmbH

Fokus: Mangelnde Transparenz in Politik und Verwaltung in Bezug auf den Skandal; In-Kenntnis-
Setzung der Öffentlichkeit und des Parlaments stark verzögert; mangelnde protektive Berufskultur
der Fleischhändler; mangelnde Ressourcen der Kontrollbehörden

1. Makro-Ebene

1.1 Einordnung

1.2 Empfehlung

2. Meso-Ebene

2.1 Einordnung

2.2 Empfehlung

3. Akteurstypologie

3.1 Einordnung

3.2 Empfehlung

4. Kontrollfeld

4.1 Kontrollprobleme

4.2 Einflussnahme und Abhängigkeiten

4.3 Kontrolle/protektive Funktionen/Aufdeckung

1. Makro-Ebene

1.1 Einordnung

Der Fleischmarkt expandiert europaweit grenzüberschreitend. Die Import- und Vertriebswege sind
nicht leicht nachzuvollziehen, in verschiedenen europäischen Ländern existieren verschiedene
rechtliche Regelungen bezüglich des Handels von Fleisch. Preisdruck und starke ökonomische
Konkurrenz legen das Ausweichen auf illegale Praktiken nahe. Durch fehlende positive Milieus,
Kulturen und Traditionen in der Branche der Fleischhändler können sich keine gesetzestreuen Wert-
und Normorientierungen bei Angestellten, Geschäftsführern bzw. bei ganzen Fleischhandelsunter-
nehmen herausbilden. Diese würden auf der Makro-Ebene als protektive Faktoren, entgegen der
Erhöhung der Verstoßanreize wirken.

1.2 Empfehlung

Kollektive Wertüberzeugungen bezüglich der Legitimität  von rechtlichen Regelungen sollten in der
Branche gefördert werden. Die Entwicklung wertorientierter Milieus kann durch Ausbildungsricht-
linien und höhere Anforderungen an berufliche Spezialqualifikationen unterstützt werden. Die
Überzeugung von der Legitimität rechtlicher Regelungen bezüglich des internationalen Fleischhan-
dels kann weiter gestärkt werden durch aktive Maßnahmen zur Förderung des Vertrauens in die
Integrität von Führungspersonal in Politik, Verwaltung und Ökonomie. Diese Institutionen sind
unter anderem für den Transport von Wertorientierungen und Verhaltensdispositionen in der Ge-
sellschaft verantwortlich. Es muss sowohl an der Qualität der grenzüberschreitenden Regelungen
sowie an dem Glauben an die verbesserten Regelungen in der Branche gearbeitet werden, um Legi-
timitätsverlusten vorzubeugen.

Im Fall der Expim Döner GmbH haben die Institutionen an Glaubwürdigkeit verloren. Öffentlich-
keit und die beiden zuständigen Senatorinnen wurden von der Verwaltung erst Monate nach dem
ersten Fund genussuntauglichen Fleisches im Lager des Unternehmens benachrichtigt. Zudem wur-
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den von der Senatsverwaltung für Gesundheit falsche Angaben über die tatsächliche Menge verdor-
benen Fleisches gemacht.

2. Meso-Ebene

2.1 Einordnung

Das Unternehmen war erst seit Mitte 2006 im Fleischhandel tätig. 2003 wurde es unter anderem
Namen im Bereich des Großhandels von Obst und Gemüse gegründet. Innerhalb eines Jahres vor
Aufdeckung des Skandals fand ein viermaliger Wechsel des Geschäftsführers statt. Der zum rele-
vanten Zeitpunkt eingetragene Geschäftsführer fungierte allem Anschein nach als Strohmann. Da-
neben existiere eine weitere Person, die nicht im Handelsregister eingetragen war, aber die Ge-
schäfte tatsächlich geführt hatte.

Das Unternehmen war demzufolge organisatorisch und strukturell auf Illegalität hin angelegt. Die
illegale Geschäftspraxis wie auch die Möglichkeit der behördlichen Aufdeckung der Verstoßpraxis
waren in die Geschäftsstrategie mit einkalkuliert. Für den Fall der Aufdeckung konnte der tatsäch-
lich leitend tätige Akteur zunächst nicht zur Rechenschaft gezogen werden. Dem rechtlich verant-
wortlichen Akteur wurde einmalig ein Betrag von 160 Euro als Gegenleistung für seine Unter-
schriften ausgezahlt. Er galt als nervenkrank und war zu besagtem Zeitpunkt in stationärer Be-
handlung.

Es lassen sich in dem Unternehmen keine protektiven Mechanismen feststellen. Die beschriebene
Strategie spricht für eine Unternehmensphilosophie, die nicht an Werte gebunden ist, die in Ein-
klang mit rechtlichen Regelungen stehen.

2.2 Empfehlung

Organisation und Struktur des Unternehmens müssten von Grund auf neu arrangiert werden. Erst
dann wäre Raum für die Etablierung einer Unternehmensethik. Verantwortung müsste hauptsäch-
lich von der Unternehmensführung getragen werden. Die Unternehmensführung muss rechtlich klar
zu identifizieren sein. Die Unternehmensethik müsste signalisieren, dass Chancen des Ausnützens
von Kontrolllücken und von Abhängigkeitsverhältnissen nicht ergriffen werden sollen. Bestechun-
gen, Bestechlichkeiten sollten nicht einmal indirekt, z.B. durch einen unternehmensinternen Second
Code geduldet werden. Die im Fall der Expim Döner GmbH starke Externalisierung von Kosten für
Verstoßhandlungen wirkt protektiven Faktoren auf der Meso-Ebene entgegen. Diese gilt es durch
eine angemessene Unternehmensethik zu verhindern. Eine protektive Unternehmenskultur sollte auf
Norm- und Bewusstseinsbildungsprozesse bei allen Akteuren des Unternehmens bauen. Nur dann
kann auf Sanktionen formeller und informeller Art vertraut werden. Diese sollten zudem miteinan-
der gekoppelt sein. Zugleich sollte zu protektiven Zwecken der Ansatz „Lernen statt Strafen“ im
Unternehmen kultiviert werden.

3. Akteurstypologie

3.1 Einordnung

Der ins Handelsregister eingetragene Geschäftsführer hat seine Geschäftsführertätigkeit nicht in
dem Umfang wahrgenommen, dass man ihn als tatsächlichen Geschäftsführer bezeichnen könnte.
Aussagen über diesen Akteur machen hier wenig Sinn.

Über den tatsächlichen Geschäftsführer der Handelsfirma existiert in der Presse nur wenig Informa-
tion. Ob es sich bei diesem Akteur um einen Mixed-Type-Actor handelt, der weniger Distanz zu
Normen hat als Angehörige der Normverstoßnetzwerke, oder ob es sich um einen systematisch und
intentional normbrechenden Angehörigen eines illegalen Netzwerkes handelt, lässt sich in Anbe-
tracht der Informationslage schwer beurteilen.
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Im Fall eines Mixed-Type-Actors bestünde der prinzipielle Wille zur Normeinhaltung. Momentane
oder länger andauernde Konfliktsituationen, ökonomische Probleme, Krisenszenarien und Destabi-
lisierungen durch z.B. drohende Insolvenz können Angehörige dieser heterogenen Gruppe von Ak-
teuren zu Normverstößen verleiten. Auch das Wegbrechen ökonomischer bzw. psychosozialer
Faktoren kann diesbezüglich relevant sein. In dem Fall wäre eine Strategie zur Stärkung protektiver
Faktoren kriminalrechtlichen Sanktionen vorzuziehen. Diese sind dann oft unverhältnismäßig und
ineffektiv.

3.2 Empfehlung

Es müsste durch Institutionen und Sanktionsinstanzen ein Kontext von Fairness, Gleichbehandlung
und Nachvollziehbarkeit hergestellt werden. Innerhalb des offiziellen Regelwerkes könnte dann von
den Akteuren Kohärenzsinn und Selbstwirksamkeitserwartung entwickelt werden. Die freiwillige
Unterwerfung unter Kontrollen darf keine Nachteile bringen. Dies würde die Normbindung der
Akteure schwächen. Durch ein „Vor-Augen-Führen“ von Handlungskonsequenzen und Sinnzu-
sammenhängen in Form eines Wissenstransfers durch die Sanktionsinstanzen sollte bei normbre-
chenden Akteuren die Überzeugung der Richtigkeit der Sanktion gefördert werden.

Prinzipiell gilt: Je stärker krisenhafte Situationen als Bedrohung der Existenz wahrgenommen wer-
den und als je ungerechter sie empfunden  werden, desto stärkerer protektiver Faktoren würde es
bedürfen, trotz gegebener ökonomischer (Fehl-)Anreize zum Normverstoß normtreu zu bleiben.

Handelt es sich bei dem tatsächlichen Geschäftsführer um einen systematischen und intentionalen
Normbrecher, fehlt der Wille zur Normeinhaltung. Die Integration in legale Zusammenhänge fehlte
dann ebenfalls. Kriminalrechtliche Sanktionen und der gezielte Ausbau von Whistle-Blower-
Anlaufstellen, sowie deren Schutz gewännen in diesem Fall als Strategie an Relevanz.

4. Das Kontrollfeld

4.1. Kontrollprobleme

Die beschlagnahmte Ware war im Rahmen der täglichen Kontrollen durch Mitarbeiter der Außen-
stelle der bezirklichen Lebensmittelaufsicht entdeckt worden. Es hatten keine Schwerpunktkontrol-
len stattgefunden. Die systematisch illegale Unternehmenspraxis des Handels mit gesundheits-
schädlicher oder wertgeminderter Ware war den Kontrollbehörden nicht bekannt. Es existierten
keine Verdachtsmomente. Import- und Vertriebswege der Fleischprodukte sowie die tatsächliche
Menge des gehandelten mikrobakteriell belasteten oder minderwertigen Fleisches waren den Kon-
trollbehörden ebenfalls nicht ausreichend bekannt.

Es existieren in der Branche illegale Praktiken, die derart innovativ sind, dass sie nur durch intensi-
ve Lebensmittelkontrollen aufgedeckt werden können.

In Berlin wurde seit der Bezirksfusion zirka ein Drittel der Lebensmittelkontrolleure eingespart.
Folgeprobleme wie zu geringe Häufigkeit der Kontrollen, Oberflächlichkeit der Kontrollen durch
Arbeitsüberlastung und Diskrepanzen zwischen „eigentlich Erforderlichem“ und „zur Verfügung
stehenden Ressourcen“ machten den unbemerkten illegalen Fleischhandel des Unternehmens mög-
lich. Der personalbedingt Zwang zur Selektion bezüglich der Frage, welcher Akteur mit welchem
Grad an Aufmerksamkeit kontrolliert werden sollte, schaffte weiteren Raum für die Etablierung der
illegalen Praxis. Zusätzliche Wissensdefizite der Kontrolleure in Bezug auf die vielfältigen Mög-
lichkeiten der Gewichtssteigerung der Fleischprodukte in Kombination mit obigen strukturellen
Problemen begünstigten die Entwicklung von Gegenstrategien des Unternehmens gegen die Kon-
trollpraxis. Eine Aufdeckung durch Kontrollinstanzen wurde dadurch weiter erschwert. Die Inter-
nationalisierung der Branche und die einhergehenden Dokumentations- und Rückverfolgungspro-
bleme begünstigten diese Entwicklung ebenfalls.

4.2 Einflussnahme/Abhängigkeiten
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Gegenseitige Abhängigkeitsstrukturen der Kontrolleure und der Fleischhändler lassen sich nicht
erkennen.

Andeutungen gegenseitiger Abhängigkeit lassen sich lediglich in Bezug auf die PDS-
Gesundheitssenatorin zum Zeitpunkt des Skandals erahnen. Der Skandal, zum Zeitpunkt als er tat-
sächlich stattfand, fiel in die Koalitionsverhandlungen der Partei der Senatorin. Dies könnte speku-
lativ ein Grund für die Verzögerte In-Kenntnis-Setzung der Öffentlichkeit sein.

4.3 Kontrolle/protektive Funktionen/Aufdeckung

Die Kontrollen in Berlin müssen intensiviert und verdichtet werden. Eine protektive Funktion kann
von den Kontrollbehörden nur unter dieser Vorraussetzung wahrgenommen werden. Erforderlich
sind Selbstbehauptungskompetenzen der Kontrolleure, Ich-Stärke, Durchsetzungsvermögen und
Selbstwirksamkeitserwartung, auch in unkooperativen Betrieben. Es können dann von den Behör-
den positive Anreize zum legalen Wirtschaften gegeben werden. Reformen auf der Meso-Ebene wie
freiwillige Selbstkontrollen, Zertifizierungsmaßnahmen bezüglich der Qualität der Produkte sowie
verbesserte Kooperation durch verbesserte Aufklärung der Fleischhändler sind zu fördern.

Im Fall der Expim GmbH in Kombination mit der personellen Unterbesetzung der Kontrollinstan-
zen bestand nur eine geringe Chance einer kontrollbedingten Aufdeckung des normwidrigen Ver-
haltens. Bedingt durch grundlegende Wissensdefizite der Kontrollinstanzen bezüglich der Praxis
des Unternehmens konnten keine Verdachtsmomente entstehen. Folglich fanden auch keine
Schwerpunktkontrollen statt. Die systematisch außerhalb der Norm agierenden Akteure des Unter-
nehmens besitzen zudem eine besondere Fähigkeit, das Dunkelfeld aufrecht zu erhalten.

Neben Verdichtung und Intensivierung müssen die Kontrollen hier effektiver gestaltet werden. Zu
langes Zuwarten oder riskante Kontrolllücken müssen bei derartigen Unternehmen vermieden wer-
den. Das Spezialwissen der Mitarbeiter von systematisch normverstoßenden Unternehmen spielt
eine wichtige Rolle bei der Aufdeckung und Prävention normwidrigen Verhaltens. Es sollten unter-
stützend zu effektiveren Kontrollen geeignete Anlaufstellen für Whistle-Blower eingerichtet wer-
den.

Zu empfehlen ist die Einrichtung eines Personenregisters, um mehrfach auffällige Akteure identifi-
zieren zu können. Schwerpunktstaatsanwaltschaften sind zusätzlich zu empfehlen. Die Effektivität
der in diesen Fällen meist notwendigen kriminalrechtlichen Verfolgungsstrategien kann damit ge-
steigert werden.
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Fall 7: Kaplan Dönerproduktion GmbH

Fokus: prinzipiell normkonformer Akteur; gute Kooperation mit Kontrollbehörden; Verstoß fand
dennoch statt

1. Meso-Ebene

1.1 Einordnung

1.2 Empfehlung

2. Mikro-Ebene

3. Akteurstypologie

3.1 Einordnung

3.2 Empfehlung

4. Kontrollfeld

4.1 Kontrollprobleme

4.2 Einflussnahme und Abhängigkeiten

4.3 Kontrolle/protektive Funktionen/Aufdeckung

1. Meso-Ebene

1.1 Einordnung

Das Unternehmen betreibt eine proaktive Strategie der Qualitätssicherung. Der Geschäftsführer
warnt öffentlich vor Billigfleisch und setzt sich für ein verlässliches Döner-Gütesiegel ein. Er wirbt
damit, nur frisches und laborgetestetes Fleisch in seinen Betrieben zu verwerten. - Es wurden den-
noch tonnenweise belastetes Frischfleisch und Dönerspieße gefunden.

Akuter ökonomischer Druck bestand in dem Unternehmen laut Presse nicht. Die GmbH expandierte
seit dem Mauerfall zu einem der „größten Hersteller von Dönerkebab in Europa“. Trotz der protek-
tiv wirkenden Strategie des Unternehmens, welche auf ein wertorientiertes Unternehmensleitbild
und eine protektive Unternehmensphilosophie schließen lässt, hat sich offenbar keine hinreichend
protektive Unternehmenskultur etablieren können.

1.2 Empfehlung

Struktur und Organisation des Unternehmens müssen mit der Expansion Hand in Hand weiter ent-
wickelt werden. Nur dann kann eine klare Verteilung von Verantwortlichkeit erfolgen. Das Unter-
nehmen ist innerhalb Deutschlands und europaweit ausdifferenziert41. Externalisierungen von Ko-
sten für Normverstöße, welche protektiven Mechanismen entgegen wirken, z.B. in Form der Ver-
antwortungsverschiebung an Subunternehmen, können durch eine angemessene Strukturierung von
Verantwortlichkeit innerhalb eines transparent und hierarchisch flach organisierten Gefüges verhin-
dert werden.

Die Unternehmenskultur sollte dahingehend wirken, dass sie darauf dringt, Normverstöße „beschä-
mend“ bis in die oberste Hierarchiestufe hinein zu thematisieren. Die Unternehmenskultur sollte auf
allen Ebenen des Unternehmens auf Norm- und Bewusstseinsbildungsprozesse bauen. Es kann dann
unternehmensintern auf positive Lernprozesse von Seiten aller Mitarbeiter gebaut werden. Infor-

                                                
41 Zwei Fleischspießfabriken in Berlin, eine in Hamburg; sie sollen zu den größten in Deutschland gehören; weitere

Fabriken in den Niederlanden; bis zu fünf Tonnen Fleisch, Geflügel oder Kalb, aufgespießt und mit Hack aufgefüllt,
verlassen jede Produktionsstätte jeden Tag; Kaplan beliefert Berlin, andere Bundesländer, das Ausland, er betreibt
Imbisse, beschäftigt mehr als hundert Mitarbeiter.
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mellen und formellen unternehmensinternen - als ultima ratio auch strafrechtlichen - Sanktionen
kann dann vertraut werden.

Wirksames Qualitätsmanagement innerhalb des Unternehmens sollte eingeführt werden. Ein umfas-
sendes Qualitätsmanagement gilt neben der Rolle als Garant einer kontrollierten Qualität der Abläu-
fe und Produkte als Ressource zum eigenen Vorteil.

2. Mikro-Ebene

2.1 Einordnung

Bei dem Geschäftsführer sind protektive Faktoren zu erkennen. Er scheint ein starkes Kohärenzge-
fühl zu besitzen. Die Interessen der Verbraucher in Kombination mit geltenden Normen und Werten
in der Fleischbranche nimmt er offensichtlich als stimmig wahr. Die Qualität des Produktes für den
Endverbraucher ist ein starker Wert innerhalb seines Unternehmens. Er betont die Notwendigkeit
strenger Kontrollen (vor allem die der Fleischhändler). Die Kontrollstandards werden in dem Un-
ternehmen in Form einer freiwilligen Selbstverpflichtung zur Qualität der eigenen Produkte für das
eigene Handeln als Orientierungsgröße benutzt. Dies zeugt zudem von Verantwortungsgefühl und
Empathie dem Endverbraucher gegenüber.

Der Geschäftsführer scheint Bezug zu einem positiven und professionellen Netzwerk zu haben. Es
existiert demnach positive informelle soziale Kontrolle. Solidaritätsgefühl kann dem Bezugsnetz-
werk gegenüber aufgebaut werden. Diese Tendenzen fördern protektive Mechanismen auf der Mi-
kro-Ebene.

Möglicherweise hat der Geschäftsführer Normen vereinzelt als übertrieben angesehen. Hält er z.B.
Normen zu erlaubten Werten an mikrobakterieller Belastung in Dönerspießen für überzogen, und
zugleich das Risiko für sehr gering, kann eine normabweichende Strategie verständlich werden.
Eine Vorstellung denkbarer Nachteile fehlte dann. Es entstünde Ferne zum Endverbraucher. Pro-
tektive Faktoren wie Empathie und  Solidarität mit den Verbrauchern würden dann ebenfalls ge-
schwächt.

2.2 Empfehlung

In diesem Fall müsste der Glaube in die Qualität der rechtlichen Regelungen bei dem Akteur ge-
stärkt werden. Dies entweder durch Verbesserung der Regeln oder durch effektive Sanktionen in
Einklang mit einer protektiven Unternehmenskultur. Zusätzlich sollten die Sanktionsinstanzen dies-
bezüglich einen Wissenstransfer leisten, und somit beim Akteur die Überzeugung der Richtigkeit
der Regelung und Sanktion, sowie der Notwendigkeit einer Verhaltensänderung fördern. Hand-
lungskonsequenzen und Sinnzusammenhänge sollten normabweichenden Akteuren vor Augen ge-
führt werden. Die freiwillige Unterwerfung unter Kontrollen darf keine (ökonomischen) Nachteile
bringen.

3. Akteurstypologie

3.1 Einordnung

Der Akteur kann der Gruppe der prinzipiell Normkonformen zugeordnet werden. Dies spricht für
seine Einsicht in einen wertbezogenen Sinn seines Handelns, jenseits des ökonomischen Kalküls,
wie z.B. Qualität und Nutzen für Dritte. Die Vermutung wird unterstrichen durch seine Aufge-
schlossenheit gegenüber Qualitätsdiskussionen. Sein Bezug zu einem positiven, professionellen
Netzwerk bestärkt seine Offenheit gegenüber den seiner Meinung nach essentiellen Kontrollen in
der Branche. Die Unternehmensstrategie ist ebenfalls von Qualitätsdiskussionen geprägt, was wie-
der für ein wertorientiertes Unternehmensleitbild innerhalb einer positiven Unternehmenskultur in
seinem Unternehmen spricht.
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In der Presse finden sich bezüglich des Geschäftsführers keine Informationen über eventuelle Kon-
fliktsituationen, ökonomische Notlagen, bzw. mögliches Wegbrechen psychosozialer oder ökono-
mischer Faktoren. Dadurch können Normverstöße bei Akteuren, deren Wille es prinzipiell ist,
normtreu zu handeln, ausgelöst werden. Sie zählen dann zur heterogenen Gruppe der Mixed-Type-
Actors.

3.2 Empfehlung

Strafrechtliche Sanktionen sind in diesem Fall unverhältnismäßig und ineffektiv. Eine Strategie der
Stärkung protektiver Faktoren, in Einklang mit oben beschriebenen Ansatzpunkten, macht hier am
meisten Sinn.

4. Das Kontrollfeld

4.1 Kontrollprobleme

Der Fall wurde durch Routinekontrollen aufgedeckt. Später führte ein anonymer Hinweis zu ge-
zielteren Kontrollen sowie weiteren Funden mikrobakteriell belasteten Fleisches. Nach Aussage
von Fleischproduzenten sind die Kontrollen in der Dönerproduktion schärfer geworden. Gängige
Kontrollprobleme wie zu geringe Häufigkeit, Oberflächlichkeit, Arbeitsüberlastung der Kontrolleu-
re oder mangelnde zeitliche Ressourcen für intensivere Kontrollen treffen demnach in diesem Be-
reich nicht zu. Allerdings ist der Informationsfluss durch die Abschaffung der fachlichen Aufsicht
der Senatsgesundheitsverwaltung über die Bezirksveterinäre in Berlin prekär geworden.

4.2 Einflussnahme/Abhängigkeiten

Es lässt sich nicht auf eine Beeinträchtigung der Kontrollpraxis auf Grund von gegenseitigen Ab-
hängigkeiten oder Einflussnahmen schließen.

4.3 Kontrolle/protektive Funktionen/Aufdeckung

Kontrollen können neben der Erhöhung von Dichte und Intensität in dem Maße protektiv wirken, in
dem sie wertorientierte Verhaltenskodizes in die Unternehmen transportieren. Dies kann nur funk-
tionieren, wenn die Veterinäre eine gewisse Selbstwirksamkeitserwartung besitzen und sich damit
auch in unkooperativen Betrieben durchsetzen können. Smart Controls bzw. eine gezielt verbesserte
Aufklärung der Produzenten zum wirtschaftlichen Nutzen des regelkonformen Wirtschaftens sind
förderlich. Das untersuchte Unternehmen hat sich bereits öffentlich hohen Qualitätsstandards ver-
pflichtet. Einer guten Kooperation mit den Behörden steht in Anbetracht der Einsicht der Notwen-
digkeit intensiver Kontrollen in der Branche nichts entgegen. Die Kontrollbehörden könnten in und
mit diesem Unternehmen ihre protektive Wirkung optimal entfalten.

Es kam dennoch zu Regelverstößen. Diese sind allerdings in diesem Fall nicht mit einer schlechten
Kontrollpraxis in Verbindung zu bringen. An der Aufdeckung des Skandals waren die Kontrollbe-
hörden in Form von Routinekontrollen beteiligt.

Von Seiten der Kontrollbehörden ist dem Verstoß effektiv und in protektiver Manier zu begegnen.
Zeitnahme Belehrungen und Informationstransfers bezüglich einer normtreuen und zugleich öko-
nomisch lohnenswerten Praxis sind kriminalrechtlichen Sanktionen in diesem Fall vorzuziehen. Vor
dem Hintergrund der Konfliktvermeidung sind einvernehmliche Lösungen angezeigt. Die Eigenver-
antwortung der Kontrollierten soll erzeugt werden.


